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VORBEl\1ERKUNG

Der vorliegende Bericht enthäIt entsprechend dem Art. 97 BayHO Ergebnisse

der Prüfung der Haushalts- und Vrlirtschaftsführung des Freistaates Bayern,

die für die Entlastung der Staatsregierung (Art.80 BV, Art.114 BayHO)

von Bedeutung sein, kðrnnen. Er ist als Mittel für die Ausübung der Haus-

haltskontrolle durch das Parlament zu verstehen, stelIt jedoch keine Zu-

sammenfassung der gesamten Prüfungstätigkeit des ORH da¡.

Der Bericht befaßt sich einleitend mit de¡ Haushaltsrechnung des Jahres

1986, die Gegenstand des Entlastungsverfahrens ist, und enthäIt die von

der Haushaltsordnung vorgeschriebenen Stellungnahmen des OBH zu j-hrer Ord-

nungsmäßì-gkeit. fm übrigen liegen ihm vor aIl-em Prüfungsergebnisse zugrun-

de, die sich auf das Verwaltungsgeschehæ is den Jahren 1987 uìd 1988 be-

ziehen.

Den Staatsministerien wurde Gelegenheit gegeben, zu den ihren Geschäftsbe-

¡eich berührenden Beiträgen Stellung zu nehmen und insbesondere etwaige

Bedenken gegen die Darstellung des Sachverhalts vorzubringen. Die dem OBH

darauf zugegangenen Einwendungen wurden in die Beratungen des OBH einbe-
zogen und in Íhren wesentlichen Aussagen im Bericht wiedergegeben.
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I. ALLGEI'IEINE FESTSTELLUNGEN ZUR HAUSHALTSRECHNUNG 1986

UND ZUI-I HAUSHALTSVOLLZUG

Haushaltsplan 1986

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1986 ist durch das Haushaltsge-

setz 1985/7986 vom 4. April 1985 in der Fassung des Nachtragshaushaltsge-

setzes vom 20. Dezember 1985 (HG) in Einnahmen und Ausgaben

auf

festgestellt worden.

Gegenüber dem Vorjahr haben sich erhöht

40 826 978 400 DM

L.2

-das formale Haushaltsvolumen um 4,9 v.H.,

- das nach dem Berechnungsschema des Fì-nanzplanungs-
rats b e r e i- n i- g t e Ausgabevolumen
(38652,1 Mi-oDM)1) um 4,3v.H.

Im Haushalt 1986 waren Minderausgaben aufgrund haushaltsgesetzlicher Ein-

sparungen (Art. 4 Abs. 1 HG) in Höhe von 550 Mi-o DM veranschlagt (Kap.

13 03 Tit. 972 Ot). Sie haben sich auf 1,3 v.H. des Haushaltsvol-umens

(Vorjahr !,4 v.H.) verringert. Die globalen Mínderausgaben wurden i-m Haus-

haltsvoflzug dadurch berÜcksichtigt, daß die Ausgabeansätze bei den Haupt-

gruppen 5 bi-s I teilweise gesperrt worden sind (BeschIuß der Staatsregie-

rung gemäß Art. 4 Abs. 1 HG im Benehmen mit dem Ausschuß fÜr Staatshaus-

halt und Finanzfragen des Landtags vom 17. JuIi 1984).

Haushaltsrechnung 1986

Das Staatsministerium der Finanzen hat die Haushaltsrechnung fÜr das

Haushaltsjahr 1986 gemäß Art. 80 BV (Art. 114 Abs. 1 BayHO) dem Landtag,

dem Senat und dem OBH mit Schreiben vom 26. November 1987 (Drucksache

tL/4429, Sen-Drucksache 286/87) übersandt.2) In einem Vorbericht zur

Haushaltsrechnung (zugleich Abschlußbericht nach Art. 84 BayHO) hat es

den kassenmäßigen Abschluß und den Haushaltsabschluß (Art. 82, 83 BayH0)

1) 0hne Schuldentilgung am Kreditmarkt, ZufÜhrungen an RÜcklagen, Fonds und d91., j-nterne

Verrechnungen (insgesamt 2174,9 Mio DM)

2) Die Rechnung des oHH (EpI. 11) für das Haushaltsjahr 1985 wurde dem Landtag und dem Senat

mit Schreiben vom 2. Feb¡uar 1988 (Drucksacl¡e 1.L/5277, Sen-Drucksache 16/88) mit der
Bitte urn Prüfung und Entlastung vorgelegt (Art. 101 BayH0).
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dargestellt sowie den Haushaltsvollzug erläutert. Der

Band I der Haushaltsrechnung enthalten.

Zusammengefaßt zeigt der Abschluß fÜr das Haushaltsjahr

Bild;

Einnahmen
DM

Vorbericht ist in

a)

b)

c)

S o 1 1 nach dem Haushalts-
plan'"

aus dem Haushaltsjahr 1985
übertragene Einnahme- und
Ausgabereste

Gesamtsoll

I s t einnahmen und -ausgaben

auf das Haushaltsjahr 1987
übertragene Einnahme- und
Ausgabereste

Summe d und e

Mehrbetrag der Summe f
gegenüber dem Gesamtsoll

1986 folgendes

Ausgaben
DM

40 æ6 978 400,00 40 &26 978 400,00

7 1tt o20 919.03 1 294 589 448,Ot

4t 837 999 319,03 42 Lzl 567 848,01

41 306 383 613,29d)

e)

f)

s)

892 547 665,36

42 198 931 278,65

360 931 959,62

4t to7 499 446,91

1 375 00O 3ffi\72

:==:2?=:2'==!!131

360 931 959,62

Das Rechnungsergebnis ist somit ausgeglichen, weil dem Mehrbetrag auf der

Ausgabenseite ein gleichhoher Betrag auf der Einnahmenseite gegenÜber-

steht. Die Haushaltsreste sind dabei nach dem Prinzip des Sollabschlusses

wie be¡eits geteistete Ausgaben bzw. wie bereits eingegangene Einnahmen

berücksíchtigt.

Die auf das Haushaltsjahr 1987 übertragenen Ausgabereste (vgl. TNr. 8)

waren gedeckt durch

- den vorgetragenen Bestand (= kassen-
mäßi.ger Istüberschuß des Haushalts-
jahres 1986 einschließlich Bestand
aus Vorjahren)

- die auf das Haushaltsjahr 1987 über-
tragenen Einnahmereste (Krediter-
mächtigungen)

insgesamt 1 375 000 360,72 DM (100 v.H.)

482 452 695,36 DM ( 35,1 v.H.)

892 547 665.36 DM ( 64.9 v.H.)
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3 Entvicklurg der fsteinnalnen und -ausgaben

3.1 Die Isteinnahmen und -ausgaben haben sich seit 1980 wie folgt entwickelt:

Zahlenübersicht 1

Jahr

Istei-nnahmen Istausgaben

Mio DM Zunahme
gegenüber
dem Vorjahr

v.H.

Mio DM Zunahme
gegenüber
dem Vorjahr

v. H.

1980

1981

1982

1983

1984

1985

32 703,6

33 877,2

35 187,6

36 267,4

37 079,3

39 140,7

7,5

3,6

3,9

3,1
2r3

5.6

32 895,1

33 910,8

35 181,7

36 037,3

37 098,2

39 264,!

6,1

3,1

317

214

219

5.8

1986 41 306,4 5,5 4t 707,5 4,7

1987 42 594,3 3,1 42 230,4 2,7

3.2 Im Jahr 1986 haben sich hiernach die Gesarteinnalnen des Freistaates
Bayern gegenüber dem Vorjahr erhöht um

Bezogen auf das nach dem Schema des Finanzplanungsrats

bereinigte Einnahmevolumen (Berechnung s. TNr. 6) ergibt
si-ch eine Zunahme von

5,5 v.H.

4,9 v.H.

Demgegenüber haben sich 1986 gegenüber 1985 erhöht

- die nach demselben Berechnungsschema bereinigten
Einnahmen bei der Gesamtheit der Länder um 3,8 v.H. 1)

- das Bruttoinlandsprodukt für Bayern, berechnet

auf der Preisbasis von 1980, um 3,2 v.H.z)

1) Quetle: Bundesminister der Finanzen, Ookumentation 3/87

2) Quelle: Bayer. Landesamt für Statistik und Datenve¡arbeitung, Bayern in Zahlen, 1988,
s. 239
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Die Gesanrtausgaben sind 1986 in geringerem Umfang aIs die Einnahmen

angestiegen, näm1ich

- formal um

- nach dem Schema des Finanzplanungsrats bereinigt
(Berechnung s. TNr. 6) um

4,7 v .H.

4,3 v.H.

Demgegenüber haben sich bei der Gesamtheit der Lände¡

die bereinigten Ausgaben fü¡ 1986 erhöht um 3,8 v.H.1)

3.3 Die geringeren Zuwachsraten für 1987 sind insbesondere darauf zurÜckzu-

führen, daß die Haushaltsrechnung 1987 für die Hochschulkliniken nur noch

die Zuschüsse aus dem Staatshaushalt und nicht mehr die kaufmännlsch ge-

buchten Ej-nnahmen und Ausgaben enthält. Der OBH wird hierauf in seinem

nächsten Bericht näher eingehen.

Gliederung der Einnahmen und Ausgaben

Die folgende Zahlenübersicht zeigt, wie sich die Bechnungsergebnisse im

Haushaltsjahr 1986 bei den Einnahmerr nach ihrem Entstehungsgrund und bei

den Ausgaben nach ökonomisch zusammengehöri-gen Zwecken (Hauptgruppen i.S.
des Gruppierungsplans) gliedern. Zum Vergleich sind auch das Haushaltssoll
für 1986 sowie die Istergebnisse der Jahre 1985 und 1987 darstelft.

1) Quelle: Bundesminister der Finanzen, Dokumentation 3/87

4

4-7
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Zahlenübersicht 2

Hauptgruppe

1985 1986 r9a7
Ist

l,|io DM

Ist
Mio DM

Haushalts-
soIl

l,lio DM

Abweichung

fst
gegenüber

So11

Mio DM

Ist
Mío DM

Einnatrcn

O Steuern und steuerähnliche
Abgaben

1 Verwaltungseinnahmen, Ein-
nahmen aus Schuldendienst

2 Zuweisungen und Zuschüsse
mit Ausnahme für
Investitionen

3 Schuldenaufnahmen, Zuwei-
sungen und Zuschüsse für
fnvestitionen, besondere
Finanzierungseinnahmen

insoesamt

27 494,5

4 to9,4

2 452,4

5 084,4

28 865.9

L78,A

709.8

4

2

5 551,9

28 967,4

3 859,1

2 253,2

5 747 ,3

- 101,5

+ 3\9,7

+ 456.6

- 195.4

30 433,2

3 582,2

2 455.r

6 123,8

3S 140,7 41 306.4 40 827,0 + 479,4 42 594.3

Ausgaben

4 Personalausgaben

5 Sächliche Ve$,altungs-
ausgaben

Ausgaben fú¡ den Schulden-
dienst

6 Zuweisungen und Zuschüsse
mit Ausnahme für
Investitionen

7 Baumaßnahmen

I Sonstige Ausgaben für
fnvestitionen und

Investitionsförderun gs-
maßnahmen

9 Besondere Finanzierungs-
ausgaben

insgesamt

15 836,2

2 452,r

3 637,8

I 433,9

1 115,8

6 600,7

L87,6

t6 544,7

2 6L4,6

4 004,6

I 780,0

L 248,L

6 794,0

r21.5

16 420,7

2 590,1

4146,4

I 393,7

r 243,0

7 488,0

- 4s4.9

+ t24,O

+ 24,5

- 14L,8

+ 3 86,3

+ 5.1

- 694,0

+ 576.4

T6 4I7

2 217

I

7

4 242,9

to 424,7

1 309.5

7 452,6

t7!.8

39 264,1 4r ro7,5 40 827,O + 280,5 42 230,4
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Erlãuterung der Isteinnahnen und -ausgaben fúr das Jahr 1986 (vgl. auch

Vorbericht des Staatsministeriums der Finanzen zur Haushaltsrechnung 1986,

s. 10 ff.):

Zu Hauptgruppe 0:

Die Einnahmen teilen sich auf in

- Steuern (s. dazu TNr. 25)

- steuerähnliche Abgaben (insbesondere Spiel-
bankabgabe, vgl. TNr. 28)

Zu Hauptgruppe 1:

In den Verwaltungseinnahmen sind insbesondere enthalten

- Gebühren und Geldstrafen

- Einnahmen der Kliniken

- Betriebseinnahmen der Forstämter

- Darlehensrückflüsse

- Zinseinnahmen

Zu Hauptgruppe 2=

9 319,1 Mio DM

2 966,0 Mio DM

843,4 Mio DM

2 477,8 Mio DM

612,7 Mio DM

325,7 Mio DM

28 708,3 Mio DM

157,6 Mio DM

t 427,7 Mi-o DM

970,0 Mio DM

406,7 Mio DM

317,0 Mio DM

195,2 Mio DM

Hier sind die Zuweisungen und Zuschüsse j-nsbesondere des Bundes fÜr

nichtinvestive Zwecke enthalten, so z.B. de¡ Bundesanteil am Wohngeld

(206,8 Mio DM) und dj-e Erstattung des Kindergeldes durch den Bund

(197,6 Mio DM).

Zu Hauptgruppe 3:

Der Gesamtbetrag enthäIt insbesonde¡e

- Einnahmen aus Schuldenaufnahmen

(wegen der darin enthaltenen Kreditmarktmittel
s. TNrn. 5 und 11)

- Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen
(2.8. im Rahmen des KHG und des GVFG)

Zu Hauptgruppe 4:

Von den Personalausgaben entfallen auf

- Beamtenbezüge

- Angestelltenvergütungen

- Arbelterlöhne

- Versorgungsbezüge

- Beihilfen

- übrige Personalausgaben

3 436,4 Mio DM

1 982,8 Mio DM
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Zu Hauptgnrppe 5:

Vom Schul-dendienst entfall-en auf

- Schuldendienst für Kreditmarktmittel
(s. TNr. 11, Zah1enübersicht 7)

- Schuldendienst für Schulden beim Bund

und für Ausgleichsforderungen

Zu Hauptgruppe 6:

Zu Hauptgruppe 8:

Es entfallen auf

- eigene Sachj-nvestitionen des Staates

(ohne Baumaßnahmen)

- Investitionsförderungen

Zu Hauptgruppe 9:

Von den gesamten Zuweisungen und Zuschüssen für nichtinvestive Zwecke

entfällt der überwiegende Teit (5490,4 Mio DM = 56,1 v.H.) auf den kommu-

nalen Bereich.

Zu Hauptgruppe 7z

Von den Ausgaben für staatliche Baumaßnahmen entfallen auf

- Hochbau 765,5 Mio DM

- Straßen- und Brückenbau 308,5 Mio DM

- lrlasserbau 143,2 Mio DM

- sonstige Baumaßnahmen 30,9 Mio DM

3 839,8 Mio DM

164,8 Mio DM

458,6 Mio DM

6 335,4 Mio 0M

Hier sind neben den Zuführungen an Bück1agen, Fonds und Stöcke

(25,2 Mio DM) die haushaltstechnischen Verrechnungen nachgewiesen. Die

auffäIlige Abweichung vom Haushal-tssoll ergibt sich daraus, daß die globa-

len Mj-nderausgaben (v91. TNr. 1.2) für den Gesamthaushalt bei der Haupt-

gruppe I veranschlagt sind, während sich die tatsächlichen Einsparungen

dann bei den Hauptgruppen 5 bis I niederschlagen.

4.2 Aus dem Verhältnis gewisser Haushaltsdaten zueinander lassen sich ve¡-

schiedene haushaltswirtschafttiche Quoten ableiten, die im Zeitvergleich
wie auch im Ländervergleich die Entwicklung der Haushaltsstruktur veran-

schaulichen. Um einen Vergleich mit den entsprechenden Durchschnittswer-

ten der anderen Länder zu ermög1ichen, werden hierbei die Gesamtausgaben

a1s Bezugsgröße nach dem Berechnungsschema des Finanzplanungsrats (v91.

TNr. 6) bereinigt. Danach ergibt sich folgendes Bild:
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Haupt-
OlUDDE

0uote

Bayern Gesamtheit der Länder

1985
v.H.

1986
v. H.

1987
v.H.

1985
v. H.

1986
v.H.

1987
v.H.

0

t

4

5

0/5

7/8

Steuerdeckungsquote

Kreditfinanzierungs-
quote

Personalausgaben-
quote

Zinsausgabenquote

Zinssteuerquote
Investiti-onsquote

73,2

2,6

42,4

4,9
6,7

20,7

73,7

?,8

42,5

4,8
6,6

20,6

76,0

3,6

4I,2
4,8

614

22,0

67 ,I

713

40,8

7r8
11 ,5

16,5

67 ,7

6,9

40,8

719

7l ,7
16,4

67 ,9

7,4

4Q,7

717

tt,4
16,1

- 15 -

ZahIenübersicht 3

Die Quoten für 1987 sind vor allem aufgrund der Umstellung der Haushalts-

rechnung hinsichtlich der Hochschulkliniken (v91. TNr. 3.3) nur nit erheb-

lichen Einschrãnkungen mit den Vorjahren verglej-chbar; der OBH weist hier-
auf insbesondere im Blick auf die Personalausgabenquote hin,

Steuerdeckungsquote

Kreditfinanzierungs-
quote

Persona Ia u s g a benq uote

Zin s a us ga benquote

Zinssteuerquote

Investitionsquote

= Anteil der durch Steuereinnahmen gedeckten bereinigten Gesamtaus-
gaben

= Anteil der durch Nettokleditaufnahme (= Kreditaufnahme minus
Schuldentilgung) finanzierten bereinigten Gessmtausgaben

=Anteil der Personalausgaben (einschlíeß1ich personalbezogener
Sachausgaben) an den bereinigten Gesamtausgaben

= Anteil der Zinsausgaben für Kreditmarktmittel 6n den beleinigten
Gesomtausgaben

= Anteil der Zinsausgaben fúr Kreditmslktmittel an den Steuereinnah-
men

= Anteil der investiven Ausgaben (= eigene Investitionen des Staates
plus Investitionsförderungen) an den bereinigten Gesantausgaben

fnanspruchnahne der Kreditermãchtigung

Zur Deckung des notwendigen Bedarfs wurden im Haushaltsjahr 1986 Kredite
am Kreditmarkt in Höhe von 3712,5 Mio DM (Vorjahr 27Ot,2 Mio DM) aufge-

nommen. Der durch das Haushaltsgesetz vorgegebene Kredit¡ahmen h,urde wie

folgt in Anspruch genommen:
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Kredite¡mächtigung nach Art. 2 Abs. 1 Nr. 2 HG

hierzu

aus dem Haushaltsjahr L985 úbertragene Einnahmereste
(Art.2Abs.1Nr.3HG)

Gesamtermä chtigung

Davon wurden beansprucht für

- Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

- auf das Haushaltsjahr 1,987 (zur Deckung der Aus-
gabereste) übertragene Einnahmereste

insgesamt

Demnach wurden im Haushaltsjahr 1986 nicht beansprucht

Mio DM

3 456,9

1 011,0

4 467,9

3 112,5

892,5

4 005,0

462,9

Im Vorjahr waren 384,8 Mio DM nicht beansprucht worden.

Finanzierungssaldo

Die Entwicklung der Haushaltslage im Jahr 1986 spiegelt sich auch im Fi-
nanzierungssaldo wider. Dieser ist eine Gegenüberstellung der Isteinnahmen

und Istausgaben, die für diesen Zweck gemäß Art. 13 Abs. 4 BayHO nach dem

bundeseinheitlichen Berechnungsschema des Finanzplanungsrats um bestimmte

Finanzierungsvorgänge bereinigt werden. Ej-n Vergleich der Finanzierungs-

salden für die Haushaltsjahre 1985 bis 1987 gibt folgendes BiId:
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Isteinnahmen

davon ab:

- Schuldenaufnahmen am Kreditma¡kt

- Entnahmen aus RÜck1agen, Fonds und
Stöcken

- haushaltstechnische Verrechnungen

bereinigt

Istausgaben

davon ab:

- Schutdentj-lgung am Kreditmarkt

- Zuführung an Rück1agen, Fonds und
Stöcke

- haushaltstechnische Verrechnungen

bereinigt

Die Fi.nanzierungssalden haben somit

betragen

Demgegenüber haben die Finanzierungs-

salden nach den H a u s h a lt s -
p1änen betragen

39 140,7 41 306,4 42 594,3

1985
Mio DM

1986 1987
Mio DM Mio DM

2 7Ot,2

40,t

3 L12,5

35 ,5

3 664,9

4t,3
106.6 97 .t 146 ,9

36 292,8

39 264,L

38 061,3

4t r07,5

38 74r,2

42 230,4

2 228,07 726,6

86,5

2 031,3

25,2

7

7-I

37 349,9 38 954,7 39 830,6

-L057,7 -893,4 -1089,4

- 7 527,5 - 1 381,6 - 1 910,3

Haushaltsûberschreitungen

In der Haushaltsrechnung 1986 sind Haushaltsüberschreitungen mit einem Ge-

samtbetrag von 364,5 Mio DM ausgewiesen, und zular:

- überplanmäßige Ausgaben

- außerplanmäßige Ausgaben

- Vorgriffe (= überplanmäßige Ausgaben bei Ûber-

tragbaren Haushaltsansätzen)

24,8

TOt.I 96.3 147 .O

262 875 257,64 DM

97 081 137,76 DM

4 572 075,64 DM

lun So11 des Haushaltsplans 1986 j-ns Verhäl-tnis gesetzt,

Haushattsüberschreitungen 0,89 v.H. gegenÜber O,27 u-H. im

starke Zunahme ist im wesentlichen auf die in TNr. 7'3

über- und außerplanmäßigen Ausgaben von mehr aÌs 10 Mio DM

zurückzuführen.

betragen die

Vorjahr. Die

dargestellten
im Einzelfall
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Wie sich die HaushaltsÜberschreitungen auf die Einzelpläne aufteilen, ist
aus der Haushaltsrechnung (Gesamtrechnung S. 16) ersichtlich.

Die jeweils betroffenen Haushaltsstellen und die GrÜnde fÜr die Über-

schreitungen ergeben sich aus den Beiträgen der Ressorts zur Haushalts-

rechnung (Anlagen I). Die HaushaltsÜberschreitungen im Einzelbetrag ab

1 Mio DM sind ferner in der Bei-lage 4 zum Vorberj,cht des Staatsmj-niste-

rj.ums der Finanzen dargestellt. Darüber hinaus hat das Staatsministetium

dem LandÈag und dem Senat nach Art.37 Abs.4 BayH0 in Verbindung mit

Art. 5 Abs. 2 HG periodisch die Über- und außerplanmäßigen Ausgaben und

die Vorgriffe mitgeteilt, soweit sie den Betrag von 100 000 DM Überstie-

gen (Schreiben vom 6. November und 23. Dezember 1986 sowie vom 5. Au-

gust 1987).

7.2 Über- und außerplanmäßige Ausgaben bedÜrfen nach Art. 37 Abs. 1 BayHO der

Einwilligung des Staatsminj-steriums der Finanzen, die nur bei einem

unvorhergesehenen und unabv',eisbaren BedÜrfnis erteilt werden darf.

Von wenigen Ausnahmen abgeselren, liegen die hiernach erforderlichen Ein-

willigungen vor. fn sieben Fällen mit einem Betrag von insgesamt

172 000 DM (Vorjahr 13 Fäl1e mit 554 000 DM) haben es die betroffenen

Ressorts allerdings versäumt, die Einwilligung rechtzeitig zu beantragen '

Es handelt sich auch hier Überwiegend um zwangsläufige, z.'l . auf

Rechtsansprüchen beruhende Ausgaben. Das Staatsministerium der Finanzen

hat mitgeteilt, daß es bei rechtzeitiger Antragstellung auch diesen Über-

schreitungen zugestimmt hätte.

7.3 Nach Art. 37 Abs. L Satz 4 BayH0 bedarf es keines Nachtragshaushalts, wenn

die unvorhergesehene und unabb,eisbare Meh¡ausgabe Ím Einzelfall 10 Mio DM

nicht überschreitet oder wenn Bechtsansprüche zu erfÜllen sind. Im Haus-

haltsjahr 1986 ist die Betragsgrenze von 10 Mio DM in folgenden Fä11en

überschritten v',orden :
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Ersatz des Schulaufwands (ohne Baumaßnahmen)
prj-vater Sonderschulen und schulvorbereitender
Einrichtungen (Kap. 05 66 Tit. 684 02)

Erstattung an Verkehrsbetriebe fÜr die unent-
geltliche Beförderung Behi-nderter im Nahverkehr
(Kap. 10 03 Tit. 682 01)

Verstärkung der Personalausgaben (Kap. 13 03
Tit. 461 01)

AusgJ-eichszulagen an fandwirtschaftliche
Betriebe in benachteiligten Gebieten
(Kap. 08 04 Tit. 683 92)

Verstärkung der personellen und sächlichen
Mittel der Polizei (Kap. 03 03 TitGr. 83)

Entschädigungsleistungen infolge des Unfalls
im Kernkraftwerk Tschernobyl (Kap. 08 03
ap1. Tit. 683 41)

Erwerb von Anlieferungs-Referenzmengen
(Kap. 08 03 Tit. 683 40)

Mehrausgabe
Mio DM

24,1

19,5

43 ,9

23,5

38,2

51 ,6

16,1

3.

4.

5.

6.

7.

2.

Die Mehrausgaben nach lhn. 1 bis 3 dienten der Erfüllung von BechtsansprÜ-

chen; diese waren begründet

- lm Fa11e der Nr. 1 durch Art. 11 Abs. 1 des Sonderschulgesetzes i.V.m.
mit Art. 45 Abs. 3 des Volksschulgesetzes (nunmehr
Art. 29 des Schulfinanzierungsgesetzes),

- im Falle der Nr. 2 durch SS 59 ff. des Schwerbehindertengesetzes,

- im Falle der Nr. 3 du¡ch die entsprechenden besoldungs- und tarif-
rechtlichen Vorschriften.

Die überplanmäßige Ausgabe nach lb. 4. wurde dadurch ausgelöst, daß im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung de¡ Agrarstruktur und des

Küstenschutzes" über den Haushaltsansatz hinaus weitere Bundesmittel be-

reitgestellt wurden. Das Staatsministerium der Finanzen war fú¡ diesen

FalI nach Art. I Abs. 2 des Haushaltsgesetzes ermächtigt, entsprechenden

zusätzlichen Ausgaben aus dem Staatshaushalt zuzustimmen.

Im Falle der Nr. 5 hatte der Landtag die Staatsregierung mit Beschluß vom

12. Juni 1986 (Drucksache LOl10534) gebeten, "al1e haushaltsrechtlichen
Möglichkeiten j-m Vollzug auszuschöpfen, um - insbesondere zur Sicherstel-
lung der 'bayerischen Li-nj-e' bei polizeiU.chen Einsätzen gegen gelvalttä-

tige Ausschreitungen auf dem Baugelände der [¡]iederaufarbeitungsanlage

Vrlackersdorf - das Personal und die Mittel der bayerischen Polizei umgehend

zu verstärken". Im Verfolg dieses Beschlusses wurden im Haushaltsjahr 1986
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beí Kap.03 03 TitGr.83 (Überört1j-che Übungen und Einsätze der Polizei)

mit Einwitligung des Staatsmj.nisteriums der Finanzen Über- und außerplan-

mäßige Ausgaben von insgesamt 38 222 955,97 DM geleistet. lnnerhalb der

Titelgruppe teilen sich diese Ausgaben auf neun verschiedene Einzeftitel
mit Beträgen zwischen 470 000 DM und I Mío DM auf.

Im Falte der l{r. 6 hatte der Landtag mit Beschluß uon 22. JuIi 1986

(Drucksache tO/11320) auf entsprechende Dringlichkeitsanträge der CSU und

der SPD die Staatsregierung ersucht, "gemelnsarn mit dem Bund und der EG

umgehend Mittel, erforderlichenfalls im Vorgriff, bereitzustellen, um Er-

zeuger von Frischgemüse und Milch (Gärtner und Landwi-rte) finanziell wegen

der Einkommensverluste infolge des Reaktorunfalls ín der Sowjetunion zu

unterstützen". Insgesamt wurden aufgrund der Allgemeinen Billigkeitsricht-
1j-nie vom 28. Juli 1986 Zahlungen in Höhe von 5t 622 808,96 DM geleistet
und außerplanmäßig bei- Kap.08 03 Tit.683 41 gebucht; hiervon erstattete
der Bund entsprechend einer Verwaltungsvereinbarung zwei Drittel-, so daß

auf den Freistaat Bayern endgÜItig ein Betrag von rd. 17,2 Mio DM entfiel.

0b in den Fällen der Nrn. 5 und 6 die Voraussetzungen fÜr die AusÜbung des

Notbewiltigungsrechts durch das Finanzministerium gegeben waren, wurde vom

Landtag in seiner Sitzung am 3. Juli 1986 kontrovers diskutiert und

schließlich mit den Stimmen der Mehrheit bejaht (Plenarprotokoll 10/112) '

Bei Kap.08 03 Tit. 683 40 wurden die mit 10 Mj-o DM veranschlagten Ausga-

bemj-ttel um 1.6 067 437,30 DM überschritten (Nr. 7). In der Anlage zur

Haushaltsrechnung 1986 (Epl. 08) ist dazu folgendes ausgefÜhrt:

"Um eine überhöhte Stillegung bayer. Milchmengen durch die Bundes-
milchrente zu verhindern, sollten in bestimmtem Umfang Mì-lchmengen
vom Staat angekauft und anderen Landwirten zur Linderung der durch
die Milchrentenregelung verursachten besonderen Härten zusätzlich
zugeteilt werden. Im Laufe des Jahres hat sich gezeigt, daß der
hierfÜr veranschlagte Betrag von 10 Mio DM bei wej-tem nicht aus-
reichte, um die am stärksten betroffenen Betriebe in ihrer Existenz
zu sichern. Zielsetzung war dabei, im Hinblick auf das damals be-
vo¡stehende und inzwj-schen eingefÜhrte EG-Milchtentenprogramm, nach
dem Landesmaßnahmen nicht mehr zuIässig sind, unverzÜgIich noch
alle vorliegenden, begründeten Anträge befrì-edi-gen zu können. Nach
damaligem Erkenntnisstand (24.04.1986) war davon auszugehen, daß
hierfür eine üp1. Mittelbereitstellung von 10 Mio DM ausreichen
wúrde.

Im späteren Verlauf zeígte sich jedoch, daß noch ein Bedarf von
weiteren I Mio DM bestand, die am 08.08.1986 bewiÌIigt wurden. Auch
diese weitere Mehrausgabe u/ar unvorhergesehen und sachlich und
zeitlich unabweisbar.

Die 10 Mio DM-Grenze des Art. 37 Abs. 1 Satz 4 BayHO stand dabei
dieser erneuten AusÜbung des Notbewilligungsrechtes ím August 1986
schon deswegen nicht entgegen, wei-1 im Zeitpunkt der Bereitstellung
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der weiteren I Mio DM am 08.08.1986 (Anmerkung des ORH: tatsächlich
wurden davon nur 6 Mio DM in Anspruch genommen) bereits definitiv
abzusehen war, daß im HinbU-ck auf die Parlamentsferien und die an-
schließenden Neuwahlen ein Nachtragshaushalt nicht mehr rechtzeitig
hätte eingebracht und verabschiedet werden können. "

Dazu wird bemerkt:

Dem Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten war be-

rej-ts Mitte April 1986 bekannt, daß Anträge auf Milchrente über eine

Milchmenge von 40 000 t vorlagen, für deren Befriedigung insgesamt Mj-ttel

von rd. 28 Mio DM benötigt worden wären. Es erklärt hierzu, daß davon zu-

nächst nur eine Menge von 28 000 t mit einem Aufwand von 20 Mio DM ange-

kauft und der Rest im Jahr 1987 abgewickelt werden sol1te. Die haushalts-

rechtliche Beurteilung i.S. des Art. 37 Abs. 1 BayHO hängt davon ab, ob

sich die Verwaltung schon im Zeitpunkt der ÜberplanmäBigen Ausgabe von

10 Mio DM darüber im klaren war, daß dieser Betrag nicht ausreichen wÜrde,

um den Ausgabenbedarf des Jahres 1986 voll abzudecken. Das Vorbringen der

Verwaltung, diese Erkenntnis habe sich erst i,m späteren Verlauf ergeben,

1ieß sich nicht widerlegen.

Ausgabereste

Nach dem Haushaltsplan 1986 waren Ausgaben in Höhe von 20 847 Mio DM und

damit mehr als die Hälfte des Haushaltsvofumens (51,1 v.H.) übertragbar.

Hinzu kommen die aus dem Vorjahr übertragenen Ausgabereste von

1294,6 Mio DM, so daß i-m Haushaltsjahr 1986 insgesamt übertragbare Ausga-

bemittel in Höhe von 22 141,6 Mio DM zur Verfügung standen. Davon sind am

Ende des Haushaltsjahres nach Abzug der Vorgriffe (v91. TNr. 7.1) rechne-

rische Ausgabereste in Höhe von 2283,5 Mio 0M verblieben. Von diesem Be-

trag sind mit EÍnwi1lj-gung des Staatsministeriums der Finanzen gemäß

Art.45 Abs.3 BayHO 1375,0 Mio DM auf das Haushaltsjahr 1987 Übertragen

worden (vg1. TN¡. 2).
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Díeser Betrag errechnet sich wie folgt:

Mio DM Mio DM

Rechnerischer Rest

abzügIich

- Einsparungen für haushaltsgesetzliche
Sperren bei übertragbaren Ausgaben
(v91. TNr. 1-.2) 477,3

- sonstÍge Einsparungen (insbesondere zum
Ausgleich von über- und außerplanmäßi-
gen Ausgaben gemäß Art. 37 Abs. 3 BayH0
und Reste, für welche die Ressorts ej.ne

2 283,5

Übertragung nicht beantragt haben) 43!,2 908.5

1 375,0

Di-e gesetzlichen Voraussetzungen für die Übertragung der Ausgabereste auf

das Haushaltsjahr 1987 waren, sov',eit feststellbar, gegeben.

Die Ausgabereste haben sich zlvar gegenüber 1985 um ¡d. 80 Mio DM erhöht;
ihr Anteil an den Istausgaben, an Gesamtsoll wie auch an den gesamten

übertragbaren Mittel-n ist jedoch konstant geblieben, Die Zahlenübe¡sicht 4

zeigt, wie sich die Ausgabereste in den den letzten Jahren entwickelt
haben:

Zahlenübersicht 4

Die bei den einzelnen Haushaltsstellen verbliebenen Ausgabereste im Betrag

von über 1 Mio DM sind in der Beil-age 1 zum Vorbericht zur Haushaltsrech-

nung dargestellt; in einer Anlage hierzu sind die Einzelbeträge ab

10 Mio DM erläutert.

Übertragen
aus dem
Haushalts-
j ahr

Mio DM v. H. der
Istaus-
gaben

v.H. des Ge-
samtsolfs
(Haushalts-
betrag zu-
zü91. Vor-
i ahresreste)

v.H. der im
Haushaltsplan
veranschlagten
übertragbaren
Mittel zuzü91.
Vori ahresreste

1981

1982

1983

1984

1985

1 235,6

t 261,7

t 238,7

7 2O7,2

t 294,6

3,6

3,6

3,4
3,3

3,3

3,6

3,5

3,3
3,2

312

7rO

6,8

6,6

6,1

612

1986 1 375,0 3,3 3,3 6,2
7987 L 415,8 3,4 3,3 6,1
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Nachveis bei den zutreffenden Haushaltsstellen

In einer Beihe von Fällen sind EÍnnahmen und Ausgaben entgegen Art. 35

Abs. 1 BayHO nicht an der fü¡ sie vorgesehenen Ste1le in der Rechnung

nachgewiesen worden. Im Zusammenhang damit sind z.T. Ausgabemittel in An-

spruch genommen worden, die für andere Zwecke bewilligt waren. Die ein-
schlägigen FäIIe, denen keine grundsätzliche Bedeutung zukommt, wurden be-

anstandet.

Feststellungen nach Art. 97 Abs. 2 th. 1 BayH0

Übereinstimnung der Haushaltsrechnung mit den KassenbÛchern

Die in de¡ Haushaltsrechnung aufgeführten Beträge'stimmen mit den Beträgen

überein, die in den Büche¡n nachgewiesen sind.

Soweit Zahlungen in ej-nem automatisierten Verfahren gebucht worden sind,
hat der ORH davon abgesehen, die Übereinstimmung mit den Büchern im ein-
zelnen zu prüfen; er hat sich jedoch von der Sicherheit und Ordnungsmäßig-

keit des Verfahrens durch St-ichproben überzeugt.

Belegung der Einnalæn und Ausgaben

Soweit Einnahmen und Ausgaben geprüft wurden, sind keine Beträge festge-
stellt worden, die nicht belegt waren.

Staatsscfiulden

Die folgenden ZahLenübersichten zeigen, wie sich dùe Aufnahme von Krediten

am Kreditmarkt, der Stand der StaatsschuLden aus Kreditmarktmitteln und

die Schuldendienstleistungen hÍerfür (Kap. 13 06) in den Jahren 1985 bis
1987 weiterentwickelt haben.

al
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Aufnahme von Krediten am K¡editnarkt Zahleniibersicht 5

Schulden aus Kreditmarktmitteln Zahlenübersicht 6

Schuldendienst für Kreditmarktmittel Zahfenübersicht 7

1) Einschließlich K¡editrahmenvereinbarungen über 400 Mio DH

2) Hierbei ist der Tilgungsaufwand für ¡eine Kreditmarktmittef be¡ücksichtigt. Die Abwei-

chung von dem in TNr. 6 genannten Bet¡ag ergibt sich daraus, daß dort bei der Ermittlung
des Finanzierungssaldos entsprechend der Veranschlagung im Haushaltsplan auch die Tilgung
für Ausgleichsforderungen de¡ Geldinstitute berücksichtigt u,o¡den ist. Auf der in TNr. 6

wiedergegebenen Bemessungsgrundlage ist auch die Kreditfinanzi-erungsquote berechnet.

3) EinschließIich Disagio

1985
Mi.o DM

L9B6
Mio DM

t987
Mio DM

Brutto kreditaufnahme

nach Abzug der Tilgungen 2) verbleibende
Nettokredita ufnahme

Kredj-tfinanzj-erungsquote (Anteil der
Nettokreditaufnahme an den nach dem
Schema des Finanzplanungsrats bereinig-
ten Gesamtausgaben); vgl. TNr. 4.2

2 70t,2

t 078.2

2,6 v. H.

3 tt2,5

t 126.2

2,8 v.H.

3 664,9 1)

r 483.4

2\
3,6 v.H.'

1985
Mio DM

1986
Mio DM

1987
Mio DM

Schuldenstand am Ende des Haushaltsjahres

Zunahme gegenüber dem Vorjahr

¿2 727 ,5

r 0tB,2

23 853,7

t 126,2

25 337,71)

L 483,4

1985
Mio DM

1986
Mio DM

1987
Mi-o DM

Tilgung 2)

Zinsen 3)

Schuldendienst insgesamt

Gesamtausgaben des Staates

Anteil- der SchuLdendienstleistungen
an den Gesamtausgaben

Zinsausgabenquote (= Anteil der Zins-
ausgaben an den nach dem Schema des
Finanzplanungsrats bereinigten Gesamt-
ausgaben); vgf. TNr. 4.2

1 683,0

t 792,3

1 986,2

1 853,6

2 !8t,5
1 899 ,8

4,9 v.H.

3 475,3

39 264,1

8,9 v.H.

4,8 v. H.

3 839,8

4t ro7 ,5

9,3 v. H.

4,8 v. H.

4 081,3

42 230,4

9,7 v.H.
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Gesamtbeurteilung der Haushalts- und l{irtschafEsfÛhrung

Für das Haushaltsjahr 1986 kann unbeschadet der in den Abschnitten II und

III dieses Berichts wiedergegebenen Auswahl von PrÜfungsergebnissen fest-
gestellt werden, daß die Haushalts- und WírtschaftsfÜhrung der staatlichen
Dienststellen insgesamt geordnet war.

StaatsbûrgschafÈen und Garantien

Die Bürgschaften und Garantien sind Eventualverbindlichkej-ten des
Freistaates Bayern. Grundlage für die Gewährung ist das Gesetz Über
die Übernahme von Staatsbürgschaften und Garantien von 1972 (BÜG).

Nach diesem Gesetz waren Ende 1987 Kredite von rd. 2,7 Mrd DM mit einer

Bürgenhaftung von rd. 1,6 Mrd DM verbÜrgt. Daneben bestanden BÜrgschaften

von rd. t77 Hío DM für eine Kreditsumme von insgesamt rd. 233 Mio DM auf-
grund von früheren gesetzlichen Ermächtigungen ("AltbÜrgschaften").

Die folgende Zahlenübersicht zeigt die Entwicklung des Bestands an ver-

bürgten und teilverbürgten Krediten sowie die Haftungsbeträge im Haus-

haltsjahr 1987, gegliedert nach den Förderungsbereichen des BÜG; die Alt-
bürgschaften sind in die jeweiligen Förderungsbereiche einbezogen.

13

13.1
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Anmerkungen zur Zahlenübersicht

Zu Az

Für gewerbtiche Bürgschaften waren 1987 keine Ausfallzahlungen zu leisten.

An Bückerstattungen auf frühere Inanspruchnahmen wurden im Berichtsjahr
153 000 DM vereinnahmt.

Von den sonstigen Unternehmen der gewerblichen hlirtschaft wurden 108 FäI-
Ie mit einem Kredit- und Haftungsbetrag von 2,1 Mio DM in den Bereich C

"lr'Johnungsbau" übertragen.

7v B:

Ausfälle aus dem Programm "Dar1ehen Junge Familie" werden aus dem hierfÜr
bei der Landesanstalt für Aufbaufinanzierung gebildeten Sicherungsfonds
gedeckt. Dieser ist in Höhe von 5 Mio DM rückgarantiert. Die Staatsgaran-
tie wurde bisher nicht in Anspruch genommen.

Die Fallzahlen beziehen sich auf die in die Garantie einbezogenen Ausrej.-
chungen.

Zu C:

Die Fallzahlen schließen auch die 1n Globalbürgschaften einbezogenen Kre-
dite ein.

Die Ausfallzahlungen für Wohnungsbaubürgschaften haben 1987 25 000 DM be-
tragen.

Der Altbestand an Fälten im Wohnungsbau hat sich durch eine von der Baye-
rischen Landesbodenkreditanstalt vorgenommene neue Zählmethode um 5965 er-
höht; wertmäßig ergaben sich dadurch keine Veränderungen. Aus dem Bereich
"Gewerbliche V'lirtschaft" sind 108 FälIe zugegangen (siehe auch Anmerkung
zu A).

Außer den in TNr. 13.1 dargestellten Bürgschaften und Garantien bestanden

zum Ende des Haushaltsjahres 1987 noch folgende Garantien und sonstige Ge-

währleistungen:

- Haftungsfreistellungen in Höhe von je 10 Mio DM gegenüber den Städten

Hof, Bayreuth und Augsburg für Verkeh¡s1andeplätze (Ermächtigungen:

Art. 8 Abs. 2 HG 197717978, 1979/1980 und 1981/1982);

- Garantien für die Erfü11ung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen
der in $ 13 Abs. 5 des Atomgesetzes genannten Art bis zu einer Höhe von

lnsgesamt 35,17 Mio DM (Ermächtigungen: Art. I Abs. 4 HG 1979/7980 und

I98t/!982 sowie Art. I Abs. 1 HG 1983/1984 und 1985/1986);

- anteilige EinstandspfU.chten, Freistellungsverpflichtungen und Garantien

bj-s zur Höhe von insgesamt 3 Mio DM im Rahmen der gemeinsamen Förderung

von Forschungseinrichtungen durch den Bund und die Länder nach Maßgabe

der Rahmenvereinbarung nach Art.91 b GG (Art. I Abs.4 HG 198U1982,

Art. I Abs. 1 HG 1985/1986); bisherige Zusage 1 Mio DM.
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II. BESONDERE PRUFUNGSERGEBNISSE

A, FUR ALLE EINZELPLANE

Überblick über die hûfung der Personalausgaben

Bei der mitschreitenden Prüfung und bei der nachträgJ-ichen Prüfung
wurden insgesamt Fehlzahlungen in Höhe von 10,3 Mio DM festge-
ste11t. Verhinderte Überzahlungen wirken sich vielfach auch in
den Folgejahren aus. Im übrigen hat die Bechnungsprüfung gerade
hier erhebliche präventive Wirkung.

Die Personalausgaben des Staates, nämlich die

- Dienstbezüge der Beamten und Richter,

- Bezüge der Versorgungsempfänger,

- Angestelltenvergütungen und

- Arbeiterlöhne

werden ausschließIich im DV-Verfahren abgerechnet. Lineare Anpassungen

werden automatisch vollzogen. Einzelne Kassenanordnungen sind nur dann

erforderlich, v',enn sich die Grundlagen laufender Zahlungen ändern oder

wenn nicht zu den laufenden Bezügen gehörende Leistungen zu zahlen sind.
Alle in diesem Zusammenhang ergehenden Kassenanordnungen werden vor der

weiteren Bearbeitung den zuständigen Rechnungsprüfungsämtern zur mit-
schreitenden Prüfung zugeleitet. Die zu prüfenden FäIIe werden weitgehend
gezielt nach Art der Zahlung, Fehlerhäufigkeit bei bestimmten Vorgaben

oder einzefnen Anordnungsstellen ausgewähIt.

Von den im Jahr 1987 insgesamt zu¡ Prüfung vorgelegten 1 091 000 Kassenan-

ordnungen (Vorjahr 1 042 000) wurden 48 v.H. geprüft. Dabei wurden in
7526 Fäl1en, d.s. 0,69 v.H. (Vorjahr 0,96 v.H.) a1ler Kassenanordnungen,

Mänge1 festgestellt.

Da sich die mj-tschreitende Prüfung mangels weiterer Unterlagen auf die
Schlüssigkeit der Kassenanordnungen beschränken muß, werden die Personal-

ausgaben zusätzlich vom ORH und den Rechnungsprüfungsämtern auch nachträg-
lich anhand der Personalakten bei den Anordnungsstellen und der Buchhal-

terakten bei den Abrechnungsstellen stichprobenweise geprüft; es werden

auch Erhebungen bei den Beschäftigungsstellen und an den Arbeitsplätzen
durchgeführt.

t4.t



_29-

Von den bei der mitschreitenden Prüfung verhinderten und bei der nachträg-

lichen Prüfung festgestellten Fehlzahlungen in Höhe von 10,3 Mio DM (Vor-

jahr 8,2 Mio DM) entfallen auf

- Überzahlungen und von anderen Dienstherren
zuwenig erhobene Versorgungsanteile

- Minderzahlungen und an andere Dienstherren
zuwenig abgeführte Versorgungsantej-le

Diese Beträge setzen sich wie folgt zusammen:

7,9 Mio DM

2,4 Mio DM

Mitschreitende Prüfung

- der Dienstbezüge der Beamten
und Bichter

- der AngestelltenvergÜtungen
und Arbei.terlöhne

- der Versorgungsbezüge

- der Versorgungslastenanteile

insgesamt

Nachträgliche Prüfung

- der Dienstbezüge der Beamten
und Richter

- der Angestelltenvergütungen
und Arbeiterlöhne

- der Versorgungslastenanteile

- der sonstigen Personalausgaben
(BeíhiIfen, Umzugskostenvergütungen,
Trennungsgelder, Lehrauftrags- und
Prüfervergütungen, Unfallfürsorge-
leistungen)

insgesamt

Uberzahlungen
OM

1 651 000

2 108 000

518 000

180 000

4 4s7 000

22L 000

2 941 000

202 000

106 000

3 470 000

Minderzahlungen
OM

997 000

992 000

188 000

61 000

2 238 000

41 000

3 000

64 000

23 000

131 000

Die bei der mitschreitenden Prüfung verhinderten Überzahlungen stellen
echte Einsparungen dar, die sich - ebenso wie die Feststellungen bei der

nachträglichen Prüfung - in beachtl-ichem Umfang auch in den folgenden Jah-

ren auswirken.

Soweit Versorgungslastenanteile nicht angefordert oder zu Unrecht gelei-
stet wurden, konnten sie zum größten Teil nachträglich vereinnahmt werden.
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Die Feststellungen des ORH haben fortdauernde Wirkung und werden auch

künftig zu Mehreinnahmen führen und die Erstattungen an andere Dj-ensther-

ren mindern. Darüber hinaus kann davon ausgegangen werden, daß ohne die
vorbeugende hlirkung der mitschreitenden Rechnungsprüfung die Fehlzahlun-
gen ein weit größeres Ausmaß erreicht hätten.

Die Fehlzahlungen haben vielfältige Ursachen. Hierzu einige Beispiele:

14.2-L Krankenpflegepersonal der Vergütungsgruppen Kr. I bis Kr. VI, das ständig

unter erschwerten Bedingungen (2.8. in TuberkuLoseabteilungen oder nuklear-
medizinischen Bereíchen) tätig ist, erhält für die Dauer dieser Tätigkei-
ten eine tarifliche Pflegerzulage von derzeit 67 DM monatlich.

Die Tarifnorm bestimmt, daß der Pflegedienst stãndig geleistet werden muß;

der Begriff "ständig" ist nach der Bechtsprechung der Arbeitsgerichte mit

"dauernd" oder "fast ausschließlich" gleichzusetzen.

Vom OBH wurde bei einem Universitätsklinikum festgesteJ.l-t, daß in 150

Fä1len die Pflegerzulage zu Unrecht gewährt wurde. Teilweise handelte es

sich hie¡bei um Pflegrepersonal, das ursprünglich in entsprechenden Sta-
tionen beschäftigt, mittlerweile aber anderweitig eingesetzt war.

Daraufhin wurden auch die übrigen Universitätskliniken gebeten, die Ge-

währung der Pflegerzulagen zu überprüfen. Die Prüfungen durch die Verwal-
tungen ergaben, daß in weiteren 48 FäI1en diese Zulage nicht hätte ge-

währt werden dürfen.

Die Zahlung der Pflegerzulage ist in den vorgenannten Fä11en eingestellt
worden; dies führt zu jährlichen Einsparungen von rd. 200 000 Dlî. 0a die
Zulagen bereits seit 1. Oktober 1970 teilweise tarifwidrig gewährt wur-

den, i-st davon auszugehen, daß bj.sher Pflegerzulagen in Höhe von schät-
zungsweise 2,5 Mio DM ohne Rechtsgrund geleistet wurden.

Die Rückforderung der in der Vergangenheit tarifwldrig gewährten Pfleger-
zulagen vilar aus Bechtsgründen nicht möglich.

t4.2.2 Sind Zahlungen und deren Veränderungen zeitlich begrenzt, so sind 7ah-

lungsbeginn und Zahl-ungsende in den Kassenanordnungen anzugeben. 0abei

unterlaufen den AnordnungsstefLen immer wj.eder Fehler. Allein im Jahre

1987 konnten von der mitschreitenden Prüfung bei den Dienst-, Versorgungs-

und Arbeitnehmerbezügen ín zahlreichen Fäl1en Überzahlungen von zusammen

1,5 Mio DM verhindert werden.
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t4.2.3 Wird ein Beamter körperlich verletzt, so geht de¡ ihm gegen einen Dritten

zustehende Schadenersatzanspruch nach Art. 96 BayBG insoweit auf den

Dj-enstherrn über, a1s dieser während einer auf der Körperverletzung be-

ruhenden Dienstunfähigkeit oder infolge der Körperverletzung zur Gewährung

von Leistungen verpflichtet ist. Diese Ansprüche werden durch díe Bezirks-

finanzdirektionen geltend gemacht. Ihre Unterrichtung Über derartige

SchadensfäIle obliegt den jeweiligen Dienststellen der Beamten. Im Jahre

1987 wurden von einem Bechnungsprüfungsamt drei Fälle festgestellt, in
denen die Dienststellen die Bezirksfinanzdirektion nicht verständigt

hatten. Da die Verjährungsfrist in keinem der Fä1}e abgelaufen war, konn-

ten nachträglich 72 000 DM vereinnahmt werden.

14.2.4 Die tarifrechtlichen Bestimmungen sehen vor, daß im Fall-e des Ausscheidens

eines Arbeitnehmers unter bestimmten Voraussetzungen a1s Ersatz fü¡ einen

nicht mehr geu/ährten Ur1aub eine Geldleistung (Urlaubsabgeltung) zu gewäh-

ren ist.

15.1

Ej-ne am 1. Januar 1987 hierzu ín Kraft getretene Neuregelung wurde trotz
der vom Staatsministerium der Finanzen erlassenen DurchfÜhrungshinweise

von zahlreichen Dienststellen nicht zutreffend angewendet. Die mitschrei-
tende FechnungsprÜfung hat in diesen Fä1Ien Fehlzahlungen von insgesamt

mehr als 100 000 DM verhindert.

Einhaltung der Stellenplãne

Eine StellenpIanprüfung im Geschäftsbereich des Staatsministeriums
des Innern hat ergeben, daß insgesamt nicht mehr Personal beschäf-
tigt wird, als der Stellenplan vorsieht. Jedoch ist aufgrund der
Ausschöpfung von Inanspruchnahmevermerken bei einzelnen Kapiteln,
vor allem im Staatsministerium im höheren Dienst und bei den Be-
gierungen im gehobenen Dienst erheblich mehr Personal vorhanden,
ats bei dem entsprechenden Kapitel Stetten im Haushalt ausgebracht
sind.

Der OBH schlägt vor, das gegenwärtige System der Inanspruchnahme-
vermerke zu ÜberprÜfen und im Interesse der Haushaltsklarheit und
-wahrheit die Fäl1e zu bereinigen, in denen mehr Personal einge-
setzt ist, als es der Stellenplan vorsieht.

Der ORH hat zum Stlchtag 1. März 1987 bei den Einzelplänen 03 A (Staats-

ministerium des Innern - Allgemeine j-nnere Verwaltung -) und 03 B (Staats-

ministerium des Innern - Staatsbauverwaltung -) die Einhaltung der Stel-
tenpläne geprüft. Dj.e Prüfung hat ergeben, daß die Istbesetzung das in den

Stellenp1änen fü¡ den gesamten Geschäftsbereich festgelegte Stel1enso11

ni-cht Überschreitet.

15
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Eine besondere Schwierígkeit ergab sich daraus, daß alle in die Stellen-
planprüfung ej-nbezogenen Kapitel einen oder mehrere Inanspruchnahmevermer-

ke enthalten und die Verwaltung hiervon teilweise sehr ausgiebig Gebrauch

macht. Einige dieser Vermerke lassen von vornherej-n ej-ne gegenseitige In-
anspruchnahme von Stellen über mehrere Kapitel hinweg zu. Aber auch wenn

der einzelne Vermerk nur den Zugriff auf ein oder z\^,ei andere Kapitel zu-

Iäßt, so eröffnen bei diesen anderen Kapiteln wiederum Vermerke den Zu-

griff auf weitere Kapitel. So eröffnet zum Beispiel der Vermerk Nr. 1 zu

Kapitel 03 37 (Landesämter für das Gesundheitswesen) neben dem Zugriff auf
Kapitel 03 3L (Staatlíche Gesundheitsämter und Landgerichtsärzte) und Kap.

03 35 (Staatliche Veterinärämter) noch den Zugriff auf Kapitel 03 09

(Landratsämter), Dadurch kann aber eine Kettenreaktion ausgelöst werden,

denn dj-eses Kapitel j-st sej-nerseits durch den Vermerk Nr. 5 c zu Kapitel
03 08 mit Kapj-tel 03 08 (Regierungen) und dieses wj-ederum nach dem Vermerk

Nr. 5 zu Kapitel 03 08 mit den Kapiteln 03 01 (Minj-sterium), 03 05 (Ver-

waltungsgerichtshof und Landesanwaltschaft), 03 73 (Bauabteilung der Re-

gierungen), 03 75 (Autobahndirektionen), 03 76 (Straßenbauämter) und 03 77

(Wasserwirtschaftsämter) verbunden. hlie dieses Belspiel zeigt, haben di-e

Inanspruchnahmevermerke in den Einzelplänen 03 A und 03 B die Gliederung

des Stellenplans i-n Einzelkapitel teilweise aufgehoben und den Stellenplan
im Ergebnis einem Gl-obal-haushalt angenähert.

Bemerkenswert ist, daß die Inanspruchnahmeverme¡ke, die Ausnahmen von dem

in Art. 17 BayH0 verankerten Grundsatz der Einzelveranschlagung darstel-
1en, ihrem hlortlaut nach nur teifweise als Ausnahmeregelungen formul-iert
sind (beispielswej-se durch die Beschränkung auf "Einzelfälle" bei Kapitel
03 25, 03 31 und 03 37 oder die Verwendung des l¡Jortes "ausnahmswej-se" bei

KapiteJ- 03 11, 03 15 und 03 17 bi-s 03 27). Bei der Mehrzahl der Vermerke

im Einzelplan 03 A und al-Ien Vermerken im Ej-nzel-p1an 03 B ist eine Inan-

spruchnahme dagegen nur davon abhängig gemacht, daß ein "Bedarf" vorli-egt.

Zur Frage, inwieweit die Verwaltung von den Inanspruchnahmevermerken im

Haushaltsvollzug Gebrauch macht, hat die Prüfung ergeben, daß bei ej-nzeÌ-

nen Kapiteln das Personal-Ist beträchtlich über dem im Stellenplan ausge-

brachten Personal-So1l 1iegt, Von den Vermerken wurde außerdem teilweise
über einen so langen Zeitraum hinweg Gebrauch gemacht, daß dies einer Per-

sonalumschj-chtung auf Dauer gleichkommt. Hierzu einige Beispiele:

a) fm Staatsministerium selbst waren 17 Beamte des höheren Dienstes (bzw.

vergleichbare Angestellte) zu Lasten von Kapitel 03 08 (Begierungen)

mehr eingesetzt als sein Stellenplan auswies, Díes entspricht einem An-

teil von mehr a1s 15 v.H. a1ler bei Kapitel 03 01 fÜr das Staatsmini-
sterj-um veranschlagten Stellen des höheren Dienstes.
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Von den insgesamt für Kapitel 03 08 (Regierungen) zur Verfügung stehen-

den 413 Stellen für Beamte des höheren Dienstes waren 74 (18 v.H.) zum

kleineren TeiI frei, im übrigen aber zugunsten anderer Behörden des Ge-

schäftsbereichs besetzt.

Bei den Begj-erungen waren insgesamt 123 Beamte des gehobenen Dienstes
(82 planmäßige Beamte und 41 Beamte zur Anstellung) mehr vorhanden, a1s

der Stellenplan vorsah. Dies entspricht einer Überbesetzung von rd.
20 v.H. der für die Beamten des gehobenen Dienstes vorgesehenen Stel-
len. Diese seit Jahren bestehende Überbesetzung war möglich, weil ein
Inanspruchnahmevermerk dj-e Verrechnung mit freien Stel-len bei Kapitet
03 09 (Landratsämter) zuIäßt.

d) Bei den Staatlichen Gesundheitsämtern (Kapitel 03 31) v,,aren 120 Ange-

stellte der VergGr. VIII bís V c BAT mehr eingesetzt als der SteIIen-
plan Stel-len für Angestellte dieser Wertigkeit ausweist. Nr. 3.1.1
DBestHG tS87/1988 i.V.m. VV Nr. 3.1.1 Buchstabe a zu A¡t. 49 BayHO ge-

stattet es nur, Angestellte auf freie Beamtenplanstellen innerhalb des-

selben Haushaltskapitels zu verrechnen. Bei Kapitel 03 31 standen je-
doch lediglich 62 Planstellen für ei-ne Besetzung durch Angestelfte zur

Verfügung. Um auch den Best zu Lasten des Kapitels 03 31 beschäftigen
zu können, konnten die darüber hinaus zum Ausgleich benötigten 58 Plan-

stellen nur j-n der l¡Jeise gebronnen worden sein, daß eine entsprechende

Zahl von Beamten des mittleren Dienstes der Staatlichen Gesundhei-tsäm-

ter (a1so 58 Beamte) in Ausnutzung des Vermerks Nr. I zu Kapitel 03 31

auf entsprechende Planstell-en des KapJ-te1s 03 09 (Landratsämter) ver-
rechnet h,urde. Dort waren aber zunächst nur 43 Planstellen für Beamte

des mittleren Díenstes nicht besetzt. Der Fehlbestand von 15 Planstel-
len (58 minus 43) konnte wohf nur dadurch ausgeglichen werden, daß eine

entsprechende ZahI von Beamten der Landratsämter gemäß dem weiteren
Vermerk Nr. 5 c zu Kapitel- 03 08 auf Planstellen der Begierung des

Kapitels 03 08 ve¡rechnet wurde.

Das Staatsministerium führt a1l-gemein aus I die Inanspruchnahmevermerke

seien ein nützliches und sj-nnvolIes Instrument, um aus der starren Kapi-
tel-einteilung resultierende Ungleichgewichte mildern zu können. Aus seine¡
Sicht seien sie daher im fnteresse einer flexj-blen und gerechten Personal-

bewirtschaftung unentbehrlich. Gerade in einer Zeit deutlich verschlech-
terter Beförderungsmöglichkeiten könne die Isolierung kleiner KapiteJ-

dort zu krassen Verzerrungen mit entsprechenden personellen Folgen führen.
Es werde sich gleichwohl- "einer maßvoll-en Neuformulj-erung der Inanspruch-
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nahmevelmerke nicht widersetzen und auch in gewissem lJmfang Stellenumset-

zungen praktizieren. Dabei darf aber insbesondere im höheren Dienst auch

das Mj.nÍsterium nicht ausgeschlossen bleibenrr.

V'las die Inanspruchnahme von Stellen für das Staatsministeri-um seLbst durch

die über das Stellensoll hi-nausgehende Besetzung mit Beamten des höheren

Dienstes anbelange (Buchstabe a), sei die Inanspruchnahme im wesentlichen

für Hilfsreferenten erfolgt, die nach mehrjähriger Tätigkeit das Hiniste-
rium wieder verlassen und an ein Landratsamt oder eine Hegierung zurück-

kehren.

Zu Buchstabe b macht es geltend, daß insbesondere zwischen den Bereichen

der Kapi-tel 03 01, 03 08, 03 09 und 03 75 ein ständiger Personalaustausch

stattfinde. Ohne Inanspruchnahmevermerke könnten aus dienstlichen GrÛnden

notwendige Versetzungen oft nicht durchgeführt h/erden, da in dem anderen

Bereich keine Planstelle besetzbar sei. Der l,'leg über eine Abordnung sei
mühsam und zeitlich begrenzt.

Zur Inanspruchnahme von 123 Stellen der Landratsämter (Kapitel 03 09) zu-

gunsten der Begierungen (Buchstabe c) führt es aus, die Inanspruchnahnen

gingen auf die Zeit vor 1980 zurück. Entsprechend der Aufgabenentwicklung

bei den Begierungen sei es unmög1ich, diesen Zustand personell rückgängig

zu machen, auch wenn die Stellen inzwischen bei Kapitel 03 09 ûingend ge-

braucht würden.

Zu Buchstabe d wendet es ein, die für dle Bewirtschaftung der Stellen der

Beamten des mittleren Dienstes zuständigen Regierungen best¡itten es, Be-

amtenstellen des Kapitels 03 09 für Kapitel 03 31 in Anspruch genomrnen zu

haben, um auf den hierdurch freigewordenen Planstellen des mittleren Dien-
stes bei. Kapj-te1 03 31 Angestellte verrechnen zu können. Soweit überhaupt

in sehr begrenztem Umfang Planstellen des KapiteLs 03 09 im Rahmen des

Ve¡merks Nr. I zu Kapitel 03 31 mit Beamten der Staatlichen Gesrrndheitsänr-

ter besetzt wurden, handle es sich hierbei ausschließIich u¡r vorübergehen-

de Haßnahmen, die dazu dienten, die Beförderung von Bearrrten bei den Staat-
lichen Gesundheitsämtern zu ermög1ichen. Dabei sei jeweils im Austausch

für die "höherwertigen Planstelle bei Kapitel 03 09 die bisherige Plan-

stelle des betreffenden Bearnten bei Kapitel 03 31 für Beamte der Landrats-

ämter zu¡ Verfügung gestellt h,orden.

Die Frage, auf welche Stellen die nicht auf BeamtenplanstelLen des Kapi-

tels 03 31 verrechenbaren 58 Angestellten nun tatsächlich verrechnet hrur-

den, ist noch nicht gektärt.
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Der OBH sieht in Inanspruchnahmevermerken in Übereinstimmung mit der Ver-

waltung ein sachgerechtes Instrument, um die Stellenbeh,irtschaftung und

den Haushaltsvollzug hinreichend flexibel zu gestalten. In den Einzelplä-

nen 03 A und 03 B haben die Vermerke aber nach ihrer ZahI, der Art ihrer
Ausbringung und der Handhabung durch die Verwaltung mittlerweile ein be-

denkliches Ausmaß erreicht. Das dadurch entstandene Verbundsystem hat zu

einer weitgehenden Unverbindlichkeit der Kapiteleinteilung im Stellenplan

der Einzelpläne 03 A und 03 B gefÜhrt, die auch das Budgetrecht des Parla-

ments tangieren kann.

Der ORH regt deshalb an,

- j-n den Einzelplänen 03 A und 03 B das bisherige System der Inanspruch-

nahmevermerke zu ÜberprÜfen und die Vermerke auf das unbedingt e¡forder-
liche Maß zu reduzieren,

- im Interesse der Haushaltsklarheit und -wahrheit die FäIle, in denen die

über das beim jeweiligen Kapiter bewilligte Stellensoll hinausgehende

Personalausstattung als Dauerlösung betrachtet wird, dadurch zu bereini-
gen, daß die entsprechenden Stellen in die Kapitet umgesetzt werden, bei

denen sie dauernd bleiben sollen.

Bezahlung der Arbeiter in den Kraftfahrzeuguerkstãtten der Polizei

Die Bezahlung der Arbeite¡ in den Kraftfahrzeugwerkstätten der
PoU-zei ist insgesamt überhöht und nicht tarifgerecht. Es ist
dringend geboten, das SteÌlenniveau in den Spitzenlohngruppen VIII
bzw. VIII a MTL II abzusenken und wenj-ger Vorarbeiter zu bestel-
1en.

Oer OBH hat in seinem Bericht 1987 (TNr. 22) auf nicht tarifgerechte,
überhöhte Einreihungen der MTL-Arbeiter im Bereich der Staatsbauverwal-

tung und der Verwaltung der staatl. Schlösser, Gärten und Seen hingewie-

sen. Wei-tere Erhebungen in den K¡aftfahrzeugwerkstätten der Polizei haben

ergeben, daß auch in diesem Bereich die Einreihung der Arbeiter in zahl-
rei-chen FäIIen wesentlich zu hoch ist. So sind Über 71 v.H. aller Hand-

werker in die Spitzenlohngruppen VIIf und VIII a eingereiht. Dies würde

voraussetzen, daß sie Überwiegend "besonde¡s hochwertige Arbeiten" ver-

richten, die Über das, was von einem Facharbeite¡ Üblicherweise verlangt

werden kann, ganz erheblich hinausgehen.

Die vorgefundenen Verhältnisse ergaben hierfÜr jedoch keinerlei Anhalts-

punkte, da in den Kfz-Werkstätten der Polizei Überwiegend die Üblichen'

zum Berufsbild eines entsprechenden Facharbeiters gehörenden Arbeiten zu

erledigen sind.

16
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Weiter hat der ORH festgestellt, daß die Bestellung von Vorarbeitern in
den Kfz-llerkstätten der Polizei, die mit einer Zulage (derzeit zwischen

3I2,78 DM und 342,48 DM monatlich) verbunden ist, über das zu1ässige Maß

hinausgeht und nicht nur dann erfolgt, wenn eine Gruppe von A¡beitern aus

zwingenden arbeitstechnischen Gründen der Aufsicht und Anleì.tung durch

einen Vorarbeiter bedarf.

Bei dieser Sachlage hält es der ORH für geboten, das Stell-enniveau den

tatsächlichen Verhältnissen und den tariflichen Erfordernissen anzupassen,

zur Erleichterung einer tarifgerechten Ei-nreihung für die personalverwal-

tenden Stellen - wie für die Bereiche der Staatsbauverwaltung und die
Verwaltung der staatl. Schlösser, Gärten und Seen bereits geschehen -
einen Einreihungsrahmen festzulegen und dj-e ZahI de¡ Vorarbeiter auf das

zwingend notwendige Maß zu reduzj-eren.

Das Staatsministerium des Innern hat geltend gemacht, daß die Auswertung

einer Umfrage bei den Polizeipräsidien keine Hinweise auf eine tarifwid-
rige Einreihung der Kraftfahrzeughandwerker erbracht habe. 0b und in wel-
chem Umfang aus wi-rtschaftlichen Gründen die Absenkung des Stell-enniveaus

in den Spitzenlohngruppen und die Beduzierung der Vorarbeiterfunktionen
vertretba¡ sei, könne nur in einer umfassenden Prüfung geklärt werden. Es

sei beabsichtigt, die Einreihungspraxis und die Bestellung von Vorarbei-
tern nach Abschluß der im Vollzug des Landtagsbeschlusses vom 17. Juli
1985 (Drucksache 10/7589) noch andauernden lirlirtschaftfichkeits-
untersuchung der Kraftfahrzeugwerkstätten umfassend zu prüfen.

Der ORH begrüßt die grundsätzliche Bereitschaft der Verwaltung, ej-ne um-

fassende Überprüfung der Einreihungen und der Vorarbelterbestellungen vor-
zunehmen. Er ist jedoch der Auffassung, daß diese Überprüfung auf jeden

Fall und unabhängig vorn Ergebnis der t'lirtschaftli-chkeitsuntersuchung
durchgefÜhrt werden muß. Auch lassen es die festgestellten Verhältnisse
nícht vertretbar e¡scheinen, die bestehende P¡axis der Ej-n¡ej-hung der Kfz-
Handwerker und der Bestellung von Vorarbeitern unverändert fortzusetzen.
Der OBH hält es deshalb grundsätzlich für geboten, daß bis zum Abschluß

der angekündigten Überprüfung

- neueingesteflten Facharbeitern überwiegend Tätigkeiten der LGr. VI

MTL II übertragen werden,

- höherwertige Tätigkeiten auf bereits in entsprechenden Lohngruppen ein-
gereihte Arbeiter verlagert werden und

- bei der Bestellung neuer Vorarbeiter äußerste Zurückhaltung geübt wird.
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Damit würde auch dem Beschluß des Landtags vom 22. März 1983 (Drucksache

t01537) Rechnung getragen, in dem die Staatsregierung ersucht wurde, "mit
Nachdruck darauf hinzuwirken, daß nicht durch Verteilung höherwertiger

Tätigkeiten auf möglichst viel-e Bedienstete die Gebote der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit unterl-aufen werden".

L7 fnformationsverarbeitung

Beschaffung und Pflege von Standardsoftvare

Einsatz und Pflege der Programme für den Betrieb von DV-Anlagen
und -Geräten verursachen erhebliche Kosten. Diese Kosten könnten
insbesonde¡e durch Kauf (statt Miete) und durch Verzicht auf ent-
behrliche Pflege dieser Programme um mindestens !,2 Mio DM jähr-
lich gesenkt werden.

IT.L Allgemeines

De¡ Anteí1 der Software an den Gesamtkosten der Informationsverarbeitung

ist in den letzten Jahren ständig gestlegen. Während er Ende der 50er Jah-

re noch bei etwa 15 v.H. Iug, beträgt er heute schon 40 v.H. und wird nach

veröffentlichten Prognosen bis 1990 auf etb/a 50 v.H. zunehmen. Ein nicht
unbedeutender Teil der gesamten Softwarekosten entfällt auf sog. Standard-

software, d.h, auf Programme, die nicht speziell fÜ¡ eine bestimmte An-

wendung (Aufgabe) entwickelt wurden, sondetn allgemein einsetzbar und fÜr

den Betrieb von DV-Systemen unentbehrlich sind (Grundsoftware, systemnahe

Software, sonstige standardisierte Software) . Da die Anwendungssoftware

in den meisten Geschäftsbereichen überwiegend mit eigenem Personal er-
stellt wird, kann unterstellt werden, daß die in den einschl-ägigen Haus-

haltsansätzen veranschlagten Ausgaben für Beschaffung und Pflege von Soft-
u,are - ì-m Hj. 1988 rd. 20 Mio DM - hautpsächlich für die Beschaffung und

Pflege von Standardsoftware aufgewendet werden.

Diese nicht unerheblichen Aufwendungen, die ständigen Kostensteigerungen

für diese Produkte sowie die unterschiedlichen Konditionen der Hersteller
und die unterschiedliche Vorgehenswei-se der Geschäftsbereiche bei der Be-

schaffung und Pflege dieser Programme haben den ORH veranlaßt, im Bahmen

einer Querschnittsprüfung Art, Umfang und Kosten der in der staatfichen

Verwaltung eingesetzten Standardsoftbiare sowie Möglichkeiten der Verrin-
gerung dieser Kosten zu untersuchen. Darüber hinaus sollten Erkenntnisse

geì/,/onnen werden, wie in der staatlichen Verwaltung bei der Beschaffung

von Standardsoftware verfahren wird und ob mögliche VergÜnstigungen wahr-

genommen werden.
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I7.2 Bestand an Standardsoftware

77.2.1 Gesartbestand und seine Verteilung auf die Geschãftsbereiche

Nach den Auskünften der in die Querschnittsprüfung einbezogenen Stellen
war dort nach dem Stand vom Januar 1988 Standardsoftware im Beschaffungs-

wert von 42,6 Mio DM im Einsatz. Oieser t¡'lert erfaßt nicht die Gesemtheit

aller im staatU.chen Bereich eingesetzten Standardsoftware. Oer Gesamtwert

wäre höher anzusetzen, weil im Hochschulbereich nur die Standardsoftware

der für Verwaltungsaufgaben eingesetzten DV-Systeme in die Untersuchung

einbezogen wurde. Außerdem wurde nur ein Teil der eingesetzten PC-Softbrare

untersucht. Der Beschaffungswert der insgesant eingesetzten Standa¡dsoft-
wa¡e dürfte nach Einschätzung des OBH bei über 50 M1o DM liegen.

Der Beschaffungswert der in die Untersuchung einbezogenen Standa¡dsoftware

verteilt sich wie foLgt auf die einzelnen Geschäftsbereiche:

Epl.

03

04

05

06

07

08

10

t4
15

Surnme

L7.2.2 Beschaffungsarten

Beschaffungswert
TDI+

L5 241

1 196

62

73 712

318

4 542

2 465

t 473

3 621

Anteil
v.H.

36

3

0

32

I
tL

6

3

I
42 630 100

Standardsoftware kann entweder gemietet (zeitlich befristete tiberlassung)

oder gekauft werden (zeitlich unbefristete Ûbertassung). Von der einge-
setzten Standardsoftware sind 62 v.H. gekauft und 38 v.H. genietet. Oie

Anteile der Beschaffungsarten an der eingesetzten Standardsoftware ge-
gliedert nach Geschäftsbereichen ergeben sich aus der folgenden Zahlen-

übersicht 1 und dem Schaubild 1.
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Anteile der Beschaffungsarten Kauf und Miete
an der eingesetzten Standardsoftware

Anteile der Beschaffungsarten Kauf und Miete an der
eingesetzten Standardsoftlvare

Beschaffungswert
(Mio DM)

Zahlenübersicht 1

Schaubild 1

EinzeIpläne

Beschaffunqswert

Gesamt Kauf Miete

TDM v. H. ÏDM v.H. TDM v.H.

03

o4

05

06

07

OB

10

I4

15

75 247

1 196

62

t3 712

318

4 542

2 465

r 473

3 621

36

3

0

32

I
LL

6

3

I

I
t

165

008

62

069

189

491

677

245

610

tt

3

60

84

100

B1

60

tl
27

17

100

6 076

188

2 643

t29

4 051

t 788

t 228

!7

40

16

0

19

40

89

73

83

0

Summe 42 630 100 26 516 62 t6 Lt4 38

STIII SIHJ SIHF

IIÏTIIII ,...,,

stHfv siltELF sil{^s stì{LU

W r,.,.
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Di-e Auswertung nach Herstellern hat ergeben, daß Standardsoftware eines

Herstellers zu 77 v,H,, eines anderen Herstellers zu 100 v.H. und der

übrigen Hersteller zu 74 v.H. gekauft ist. Die Produkte eines weiteren

Herstellers sj-nd bisher ausschließlich gemietet. Ihr Kauf ist erst seit
Ende 1987 möglich.

f,7.2.3 Progrannarten

Über ein Drittel der eingesetzten Standardsoftware entfäIlt auf Grundbe-

triebssysteme, je ein Fünftel auf Kommunikationssoftware und Datenbanksy-

steme, der Rest zu gleichen Anteilen auf die Programmarten Ubersetzungs-

programme, Dienstprogramme und sonstige Standardsoftv',are. Mit Ausnahmen

der Grundbetriebssysteme, die zu annähernd gleichen Anteilen gemi-etet und

gekauft sind, Überwiegt bei all-en Übrigen Programmarten der Kauf der

Standardsoftware. Die genaue Aufteilung des Beschaffungsb/ertes auf die

einzelnen Prograrunarten mit Unterteilung nach Beschaffungsarten ergeben

sich aus der ZahlenÜbersicht 2.

Anteile der Programmarten an der eingesetzten
Standardsoftware

Zahl-enübersicht 2

17.3

a7.3.t

Einsparr ngsnõ g Iic h k eite n

þtrl der gûnstigsten Beschaffungsart

Oer ORH hat alle gemeldeten Softwareprodukte, die noch gemietet sind, dar-

aufhin untersucht, ob ein Kauf wirtschaftlicher wäre als dj-e Miete und

welche Einsparungen sich dadurch erzielen 1ießen. Er ist bei seinen Be-

rechnungen davon ausgegangen, daß die Standardsoftware erfahrungsgemäß

mindestens sechs Jahre im Einsatz ist. Hiernach lassen si-ch die möglichen

Art

Beschaffungswert

Gesamt Kauf Miete

TDM v.H. TDM v. H. TDM v. H.

Grundbetriebssysteme

Übersetzungspgrogramme

Dienstprogramme

Kornmunikationssoft-
wale

Datenbanksysteme

sonst. Standardsoftware

14 995

3 647

4 169

I 150

I 298

3 37t

35

I
10

19

19

I

6 619

2 407

2 79r

5 746

6 343

2 610

44

66

67

71,

76

77

I 376

t 240

1 378

2 404

1 955

76r

56

34

33

29

24

23

Summe 42 630 100 26 516 62 t6 rtq 38
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jährlì,chen Einsparungen auf j-nsgesamt 1,3 Mio DM einschließlich Mehrwert-

steuer 1) beziffern (Zahlenübersicht 3) . Bei Berücksichtigung von kalkula-
torischen Zinsen in Höhe von 6 v,H. errechnet sich imfier noch eine Ein-
sparung von rd. 1 Mio DM.

Mögliche jährliche Einsparungen durch Kauf
statt Mj.ete bei der Beschaffung von Standard-
softv'/are (ohne Zinsen)

Zahl-enübersicht 3

t7.3.2

1) Die möglichen jährlichen Einsparungen (E) wurden wie folgt berechnet:

E = Hietkosten - pflegekost"n - Kaufpreis --LizenzgebÜhren
b

Díe Staatsministerien teilen in ihren Stellungnahmen grundsätzlich die

Auffassung des OBH, daß der Kauf von Standardsoftware in vielen Fällen

wirtschaftlicher ist aIs die Miete. In einer Reihe von Fällen haben sie
inzwischen aufgrund der Untersuchung des ORH verschiedene Standardsoft-

wareprodukte bereits gekauft oder wenigstens eine ÜberprÜfung der Beschaf-

fungsmöglichkeiten veranlaßt. So hat das Staatsministerium für Arbeit und

Sozialordnung mítgeteilt, daß es inzwischen durch Kauf vorher gemieteter

oder Abmietung nicht mehr benötigter Software bereits Einsparungen in Höhe

von 152 000 DM erzielt hat.

Verzicht auf die Prograrmpflege

Die vertraglichen Vereinbarungen zur Programmpflege sind sehr stark von

der Beschaffungsart abhängig.

Epr. Miet-
kosten

j ährlich
TDM

PfIege-
kosten

j ährlich
TOM

Li-zenz-
gebühr

TDM

Kaufpreis

TDM

Einsparung
1)

j ährlich
TDM

03

04

06

07

08

10

t4
15

t r94

16

139

49

919

422

322

3

73

16

t2

66

7

74

138

89

4 297

62

s39

t29

3 290

7 097

t 76r

B

417

6

33

15

393

254

63

't-

Summe 3 064 168 301 10 583 7 r82

Summe mit Mehrwe¡tsteuer t 347
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Bei Èliete besteht in der Begel die Verpflichtung des Herstellers,
Programmpflege zu leisten; d1e Kosten für die Pflege sind durch

Mietzahlungen abgegolten.

Bei Kauf bleibt es dem Erwerber überlassen, den Hersteller du¡ch gesonder-

te Vereinbarungen zur Progranmpflege zu verpflichten. Diese Leistungen

we¡den durch gesonderte Vergütungen abgegolten. Einige Hersteller leisten
jedoch die Programmpflege auch für gekaufte Standardsoftware ohne zusätz-
liche Vergütung.

Nach den Meldungen der in die Querschnittsprüfung einbezogenen Stellen
entstehen für die Programmpflege derzeit jährliche Ausgaben in Höhe von

2,7 llío 0M einschließlich Mehrwertsteuer. Davon entfallen 2,3 Mio DM auf
Produkte, die entweder bereits gekauft sind oder die nach Auffassung des

ORH noch gekauft werden sollten (Zahlenübersicht 4).

Jäh¡liche Ausgaben für Pflege von Zahlenübersicht 4
Standardsoftware, die bereits ge-
kauft isÈ oder noch zu kaufen wäre

die
die

Epl. Pflegekosten für P¡odukte, die

Gesamt

TDM

bereits ge-
kauft sind

TDM

noch zu kaufen
wären

TDM

03

06

07

10

t4
15

849

734

t
56

t4
188

73

16

72

66

7

922

750

13

56

80

189

Summe t 842 168 2 010

Summe mit Mehrwertsteuer 2 292

Nach den Feststellungen des OBH wird bei der Pflege von Standardsoftware

nicht nur bei den Herstellern, sondern auch bei den Anwendern unterschied-
lich verfahren. So wurde z.B. nicht für jedes Softwareprodukt ein Pflege-
vertrag abgeschlossen. Für gleíche Produkte wurde teilweise Programmpfl-e-

ge vereinbart, teilvleise nicht. Für PC-Software wird kaum eine Programm-

pflege vorgesehen.

Bei der Beurteilung der Frage, ob bei- gekaufter Standardsoftware auf eine

Prograrnmpflege mit gesonderter Vergütung verzichtet werden kann, muß auch

be¡Ücksichtigt werden, daß die Hersteller ohnehin durch die Gewährleistung
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zr¡,cilf Monate l-ang zur Programmpflege verpfli.rhtet sind und darÜl¡er hinaus

auch ohne Abschluß eines eigenen Pflegevertrases zur Mitwirkung bei der

Beseitigung von Mänge1n verpflichtet werden können.

Der ORH ist der Auffassung, dall es bei gekaufter Standardsoftware in den

meisten Fällen einer Programmpflege mit laufender Vergütung nicht bedarf.
Auch die Stellungnahmen der Staatsministerien zeigen, daß die Notwendig-

keit, für gekaufte Standardsoftware Verträge über die Programmpflege

abzuschließen, unterschiedlich bewertet wiro. Sie weísen darauí hin, daß

dabeí u.a. die Art der Software, die Bedeutung des Softwarepracuktes für
den sicheren Bechenzentrums-Betrieb, die Häufigkeit des Eins.rtzes der

Software, die bisherige Fehlerhäufigkeit, dg. sonst anfallende Pflege-
und Betreuungsaufwand sowie die verfügbare Kapazität und die Leistungs-
fähigkeit der eigenen Systemprogrammierung zt) berücksi.chtigen seien.
Außerdem wären bei verschiedenen Produkten die Kosten für neue Versionen

in den Pflegekosten bereits enthal-ten. Schließlich wird darauf hingewie-
sen, daß nicht bei allen Produkten eine Kündigung des Pflegevertrages mög-

lich sei.

Unter Berücksichtigung der Argumente der Staatsministerien empfiehlt der

ORH folgende weite¡e Vorgehenswei-se:

- Von allen DV-Stellen sollten wenigstens übergangsweise Aufzeichnungen

über Art und Umfang sowie über den Aufwand der Fehlerbeseitigung im Bah-

men der Programmpflege geführt werden, um gesicherte Aussagen zur Art
und Häufigkeit der Fehler, zu den Kosten für die Programmpflege und da-

mit zur t¡'lirtschaftlichkeit von Pflegeverträgen zu erhalten.

- Bei Rechenzentren mit mehrfacher identischer Anlagen- und Standardsoft-
wareausstattung könnte die Programmpflege ohne weitere Untersuchungen

auf ein System beschränkt werden. Dadurch könnten Kosten eingespart und

zusätzliche Erkenntnisse über die Notwendigkeit der Programmpflege

gelJonnen werden.

- Zumindest fÜr die Übersetzungsprogramme, DienstprogrsflnìG r.:r-¡ii sonstige
Standardsoftware könnte auf die laufende Programmpflege verz;;htet wer-

den. Damit l-ießen sich die Ausgaben für dle Pflege der bereit. gekauften

und der noch zu kaufenden Standardsofturare um etwa 240 000 Dl"l jährlich
einschließIich Mehrwertsteuer verringern.
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17.3.3 Sonstige Einsparungsmõglichkeiten

t7.3.3.I Notwendigkeit der Beschaffung

Bevor Software-P¡odukte beschafft werden, sol1te grÜndlich geprÜft werden,

ob sie für den Betrieb der Anlage und für die ordnungsgemäße und wirt-
schaftliche Abwicktung der Aufgaben unbedingt erforderlich sind und wie

häufig sie voraussichtlich in Anspruch genommen werden. Stellt sich bei

dieser Prüfung oder während der Erprobung heraus, daß ein P¡odukt zwar

grundsätzlich erforderlich ist, aber nur seften eingesetzt werden muß,

wäre zu untersuchen, ob nicht ein anderes Rechenzentrum, beí dem dieses

Programm vorhanden ist, für diese Aufgaben in Anspruch genommen werden

kann.

De¡ ORH hat festgestellt, daß bei Rechenzentren mi-t zwei oder mehr DV-An-

lagen gleicher Systemfamilien verschiedene Programme mehrfach vorhanden

sind, obwohl es für den Betrieb der Anlagen nicht unbedingt erforderlich
wäre. Dies gilt beispielsweise für Übersetzungsprogramme. In diesen FäÌ-

1en wäre zu überprüfen, ob nicht eine Instal-lation des entsprechenden Pro-

gramms ausreichend ist, weil bei Ausfall einer Anl-age diese Software nach

Angaben verschiedener Hersteller ohne zusätzliche Entgelte auf die zweite

Anlage übernommen werden kann.

Einige Staatsministerien haben mitgeteiJ.t, daß sie in der Zwischenzeit

einzelne Standardsoftware-Produkte bereits abgemietet haben.

t7.3.3.2 ilotwendigkeit von Versionswechseln

Standardsoftv,,are h/ird von den HersteLlern ständig b/elterentwickelt. Die

verbesserten und in ihrer Funkti-on erweiterten und dadurch meist teueren

Software-Versionen werden den Anwendern laufend angeboten, Dj-e Untersu-

chung hat gezeigt, daß auch in Rechenzentren mit DV-Anlagen gleicher

Systemfamilien und vergleichbarer Aufgabenstellung unterschiedl-iche Ver-

si-onen der Standardsoftware im Einsatz sind. Neue Standardsoftv',are-Versio-

nen bedingen häufig eine Anpassung der Anwenderprogramme. Der dafÜ¡ not-

wendige Aufwand könnte vermindert werden, lvenn Versionswechsel nur im un-

bedingt erforderlichen und wirtschaftlj-ch vertretbaren Umfang durchgefÜhrt

würden.

Außerdem wäre es zweckmäßig, in Bechenzentren mit vergleichbarer Hardware-

Ausstattung und Aufgabenstellung gleiche Versionen ej-nzusetzen. Dies hätte

den Vorteil, daß auch gleiche Versionen der Anwenderprogramme eingesetzt
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werden könnten, wodurch sich der Aufwand für die PfJ.ege nochmals verrin-
gern b,ürde.

17.3.3.3 Preisnachlãsse bei l{ehrfachinstallationen

Nach den Standard-Verträgen der Hersteller wie auch nach den Besonderen

Vertragsbedingungen für die Überlassung von DV-Programmen wird den Auf-

traggebern in der Regel ein nicht übertragbares und nicht ausschließliches

Nutzungsrecht auf das Lizenzmaterial eingeräumt. Das Nutzungsrecht ist je-

weils auf die in der Leistungsbeschreibung aufgefÜhrten Programme und auf

eine bestimmte Maschi.ne bezogen. Bei Mehrfachinstafl-ationen gleicher Pro-

dukte bei einem Anwender können Programmkopien erworben werden, deren

überlassungsgebühren wesentlich geringer sind. Nach den Angaben der Her-

steller werden auf derartì-ge Mehrfachinstallatíonen Rabatte i.n untel-

schiedlicher Höhe (in Abhängigkeit von der Anzahl) gewährt. Sie betragen

in den meisten Fä1len wenigstens 20 v.H. des Listenpreises.

Aufgrund einer Reihe von Rahmenverträgen, die zwj-schen dem Freistaat Bay-

ern und den jeweiligen Herstellern abgeschlossen wurden, werden auf Lie-

ferungen und Leistungen ebenfalls Mengenrabatte gewährt. Sie sind produkt-

bezogen und entsprechend der vereinbarten oder tatsächlich er¡eichten

Gesamtjahresabnahmemenge gestaffelt. Neben diesen produktbezogenen können

in besonderen EinzelfäI1en auch projektbezogene Babatte vereinbart werden.

Die dadurch erzielbaren Preisnachlässe sind nicht unerheblich. Diese Mög-

llchkeiten sollten noch stälker genutzt werden.

17.4 Zusamnenfassung

Der Anteil der Softwarekosten an den Gesamtkosten der Informationsverar-

beitung steigt ständig und wird nach realj-stischen Prognosen bis 1990 auf

etwa 50 v.H. zunehmen. Der richtigen Vorgehensweise bej- der Beschaffung

und beim Einsatz der Standardsoftware, die einen nicht unerheblichen An-

teil an diesen Kosten verursacht, kommt daher eine wachsende Bedeutung zu.

Die Ergebnisse der Querschnittsuntersuchung lassen es geboten erscheinen,

daß bei den bisher noch gemieteten Produkten und bei der Beschaffung neuer

Standardsoftware in jedem Falle geprÜft wird, ob nicht der Kauf gÜnstiger

íst a1s die Miete und ob bei den gekauften Softwareprodukten Verträge Über

die Programmpflege mit den Herstellern abgeschlossen werden mÜssen. Allein

durch diese Maßnahmen könnten nach den Berechnungen des ORH auch unter

Berücksichtigung katkulatorischer Zinsen Einsparungen von jährlich minde-

stens 1,2 Mio DM e¡zielt werden.
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B. FÜR DIE EIilZELPLT{NE

EINZELPLAN 03 A

(STAATSMINISTERIUM DES INNERN)

Staatliche Gesundreitsã¡ter
(Kap. 03 31)

Die Zahl der Böntgenleistungen bei den staatlichen Gesundheitsäm-
tern ist in der Zeit von 1980 bis 1986 insgesamt um rd. 50 v.H. zu-
rückgegangen. Demgegenüber wurde im gleichen Zeitraum die Zahl der
Stellen für technische Assistentinnen nur um rd. 5 v.H. vermindert.
De= ORH ist der Meinung; ,daß die Zahl der Stellen weiter reduzierÈ
werden muß.

Oie Stetlenpläne für di.e 77 ståatlichen Gesundheitsämter wiesen für das

Haushaltsjahr 1980 105 Stellen für technische Assistentinnen aus. 0iese

Kräfte haben die Böntgenaufnahmen im Vollzug des Bundes-Seuchengesetzes

(BSeuchG) zu fertigen und die in diesem Zusamrnenhang anfallenden Schreib-

arbeiten zu erledigen. Zusätzlich haben sie Laboruntersuchungen durchzu-

führen, die jedoch nur j.n geringer Zahl anfallen und bei denen in der Re-

gel vorgefertigte Reagenzien und Teststreifen verwendet werden.

Durch den Bückgang der Tuberkuloseerkrankungen sowie durch den Mitte 1985

eingetretenen Wegfall der jährlichen hliederholungsuntersuchungen der Leh-

rer (v91. $ 47 Abs. 2 BSeuchG n.F.) haben sich die Leistungszahlen in der

Tuberkulosenfürsorge rück1äufig entwj.ckelt :

Zahlenübersicht 1

1980 1986
Rückgang um

v.H.

Zahl der

- Durchleuchtungen

- Großaufnahmen

- Schirmbildaufnahmen

- Schichtbilder

2 783

28 384

538 7Ll

3 360

20

tl4
414

295

619

269

95,9

28,I
50,0

81 ,6
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Die Zahl der stellen fÜr technische Assistentinnen hat sich dagegen

wie folgt entwickelt:

Zahlenübersicht 2

1980 rgE6 Rückgang um

v.H.

Stellen für
technische Assistentinnen :1r05 'ao0 418

Der QRH hat gegenüber dem Staatsministe¡ium des Innern beanstaìdet, daß

die geringfügigen Personalreduzierungen nicht dem Umfang des AufgabenrÜck-

gangs entsprechen und deshalb gefordert, im Haushalt 1989/1990 eine grö-

ßere Zahl von Stellen zu streichen oder mit kw-Vermerk zu lve¡séhcn..

Das Staatsministerium hat zwar einen AufgabenrÜckgang eingeräum'to 'hat.Se-

doch vorgetragen, daß es aufgrund des RÜckgangs der Bönlgenleis¡t'ungen zu

einer Verschiebung im Aufgabenbereich der technischen Aesistentinnen .9e-

kommen sei. Diese Kräfte würden nunmehr auclr: auße¡halb ihres 'lklassiadhen"

Aufgabenbereiches eingesetzt, Z.B. fÜr Schreib- und Verwaltungsarbeiten

im allgemeinen ä¡ztlichen Dienst und vor allem im jugendärztJ.ichen Dienst.

Nach dem Entwurf des Haushalts 1989/1990 sollen acht Stellen fÜ¡ techni-

sche Assistentinnen in Stellen f,ür r.Gesundtreitsaufs€her umgev'randelt werden.

Vrleitere :Sbe'Iftenneduzärerungen sinü ,nedh rAnsii,oht des .Btastsministeriums der-

zeit ind¡uht ,r'eal'asriieclórr.. iEs iprrü{fe .û€doch .'üie flt{i¡gIåchkeit, mittelfristig
weilÞE'e 'Sbe0-iten reinzræparen iund lhdlæ öiüe Reg:iierungen gebeten, bei frei
'+verden&en '9te1.1en lbegonders sorgfättig zu prÜfen., 'ob die Þ'liederbesetzung

untræ iBeßiicks,Írihtaigung des AufgabenrÜckgangs zwingend geboten sei '

Der OBH hä1t weitere nicht unerhebliche Stellenreduzierungen fÜr ange-

zeigt: Nach seinen stichprobenweisen Feststellungen sind die Gesundheits-

ämter zur Erledigung der allgemeinen Schreib- und Verwaltungstätigkeiten

mit Verwattungskräften ausreichend ousgestattet. Technische Assistentinnen

werden nur in Ausnahmefällen fÜr derartige Tätigkeiten eingesetzt. Das

Staatsministe¡ium wurde auch darauf hingewiesen, daß bei de¡ Wiederbeset-

zung von Stellen auch die Möglichkeit des Einsatzes von Teilzeitkräften
geprüft werden müsse.
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EINZELPLAN O5

(STAATSMINISTERIUlvl FUR UNTERRICHT UND KULTUS)

Fõrderung privater Sondervolksschulen

(Kap. 05 13 Tit. 684 02)

In verschiedenen Fällen wurden privaten Sondervolksschulen Kosten
erstattet, die nicht a1s Schulaufwand erstattungsfähig, nicht not-
wendig oder gar nj-cht entstanden waren. Der OBH häft eine intensl-
vere stichprobenwei.se Nachprüfung der Abrechnungen durch die Re-
gierungen für erforderlich.

Im Schuljahr L986/87 bestanden in Bayern 384 Sondervolksschulen, überwie-

gend für lernbehinderte (184 Schulen) und gelstigbehinderte Schüler (84

Schulen). 210 Sondervolksschulen mj-t 2t 457 Schülern b,aren staatlich, 166

Schulen mit 15 835 Schülern standen in privater Trägerschaft, bei 8 Schu-

len mit 1032 Schülern war ein Bezi¡k Schulträger.1)

Der Freistaat Bayern fördert nach den gesetzlichen Besti-mmungen den Schul-

aufwand privater Sondervol-ksschulen. Danach wird der notwendige Schulauf-
wand bei Schulen für Lernbehinderte und bei Schulen zur Erziehungshilfe
zu 80 v.H., bei den übrigen Schul-en zu 100 v.H. bezuschußt. Die Kosten für
die notwendige Beförderung der Schüler auf dem Schulweg werden in jedem

FalI zu 100 v.H. ersetzt.2)

Die staatlichen Leistungen für den notwendigen Schulaufwand der privaten
Sondervolksschulen in Bayern beliefen si-ch im Haushaltsjahr 1986 auf

t48,7 llio DM und 1987 auf II2,7 l4ío DM (Kap. 05 66, ab 1987 Kap. 05 13 je-
weils Tj-t. 684 02).

Der finanzielle Aufwand für die außerschulische Betreuung der SchÜ1er,

z.B. in der Tagesstätte, rechnet nicht zum Schulaufwand und wird nach den

Bestimmungen des BSHG über die Eingliederungshilfe (SS 39 ff.) von den

Trägern der Sozialhilfe im Rahmen von Pflegesätzen erstattet.

1) Quelle: Statistische Be¡ichte des Bayer. Landesamtes für Statistik und Datenverarbeitung,
Teil Sonde¡volksschulen, Schutjahr LS86l87

2) 7u den Kosten der SchüIe¡beförderung (ohne private Sondervolksschulen) s. TNr. 29.

19.1
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Der QRH hat zusammen mit den Staatlichen RechnungsprÜfungsämtern die Lei-

stungen des Staates zum Schulaufwand bei 29 privaten Sondervolksschulen

für die Schuljahre 1985/1986 und 1986/1987 geprüft. Ausgewählt wurden da-

bei im wesentlichen Schulen, denen eine Tagesstätte angegliedert ist, in

der die Schüler nach dem Unterricht eine Mittagsmahlzeit erhalsen und bis

zum Spätnachmittag betreut werden. Im Schul.jahr 1986/87 gab es in Bayern

140 Schulen mit angegliederten Tagesstätten, die von 7890 SchÜlern besucht

wurden und Überwiegend private Schulträger hatten.

19-2 Ergebnis der Präfung

Die Beanstandungen des ORH betrafen vor a11em

- bei den Schülerbeförderungskosten überhöhte Abrechnungen bzw. Auf,wendun-

gen, die gegen das Prinzip der WirtschaftliChkeit und Sparsarikeit ver-

stoßen und damit als Schulaufwand nicht noth,endig sind und

- Aufwendungen, die nicht als SchuLaufwand erstattet werden können, weitr

sie wirtschafttich der Tagesstätte oder anderen Einrichtungen zuzurech-

nen sind.

t9.2.1 SchûIerbefõrderungskosten

Die Leistungen des Staates für den Schulaufwand enthalten auch die Kosüen

für die notwendige Beförderung der SchÜler auf dem Schulweg.

Die überprüfung von Abrechnungen über die Schülerbeförderung einschließ-

lich der Streckenführung ergab wiederholt, daß

- ijberhöhte Aufwendungen geltend gemacht wurden, weil Unternehmen mehr als

die tatsächl-ich gefahrenen Kilometer abge:rechnet hatten,

- Mehraufwand aufgrund unwirtschaftlicher Streckenführung angefallen war,

- vereinzelt Fahrten abgerechnet wurden, die der Tagesstätte bzw. anderen

Einrichtungen zuzurechnen waren.

So hatte der Träger einer Sondervolksschule für Sprachbehinde¡te Beförde-

rungskosten von insgesamt 1 164 000 DM fÜr das Haushaltsjahr 1985 abge-

rechnet. Darin enthalten waren 190 000 DM für Fahrten von der Tagesstätte

nach Hause sowie 180 000 DM für nicht gefahrene oder nicht erforderliche

hlege, insgesamt also 370 000 DM nicht erstattungsfähige Aufwendungen

(= 31,8 v.H. der abgerechneten Fahrtkosten). Die Regierung berichtigte
zwischenzeitlich díe Abrechnung und verminderte die Leistungen fÜr die Be-

förderungskosten entsprechend.
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In einem anderen Fall hatte der Schulträger einer Sonderschule für Gei-
stigbehinderte und Lernbehinderte für das Haushaltsjahr 1986 Beförderungs-
kosten von 1 207 000 DM zul Erstattung angemeldet.Davon waÌen aber
557 000 DM 1= 45,1 v.H.) durch unwirtschaftliche Streckenführung entstan-
den oder Trägern anderer Einrichtungen anzulasten, so daß nur 650 000 DM

erstattungsfähig waren.

Ähnh-che Feststellungen wurden in weiteren 16 Fäl1en getroffen; dle Stel-
lungnahmen der Träger und die Äußerungen der Begierungen stehen seit Iän-
gerer Zeit aus, so daß híer noch kein endgültiges Ergebnis vorliegt.

L9.2.2 Abgrenzung des Schulaufiandes

Die Erhebungen ergaben, daß nahezu für alle Einrichtungenr bei denen Schu-

le und Tagesstätte gemeinsam in eínem Gebäude untergebracht sind, der ge-

meinsame Aufwand nicht sachgerecht aufgeteitt wurde. fm Laufe der Zeit
hatten sich Anderungen in der Baumnutzung und/ode¡ der öffnungszeit erge-
ben, die zu einer Verschiebung des Aufwands zu Lasten des Tagesstättenbe-
triebs geführt hätten. Diese Veränderungen wurden aber den Begierungen

nicht mitgeteilt, obwohl die Förderbescheide die Schulträger hierzu ver-
pflichten.

So hat eine Regierung aufgrund de¡ Feststellungen bei der Bechnungsprü-

fung in einem Fa11 den Aufteilungsschlüssel fü¡ die Schule/schulvorbe-
reitende Einrichtung von bishe¡ 90 v.H. auf 71,6 v.H. berichtigt und den

fü¡ die Tagesstätte/pädagogische Frühförderung entsprechend angehoben. Die

Auswirkungen auf den Staatshaushalt bezj.ffern sich für 1986 und 1987 auf
insgesamt 46 000 DM.

In einem anderen Fal1 wurden bisher für eine Schule die gemeinsamen Kosten

des laufenden und einmaligen Schulaufwandes zu 75 v.H. auf die Schule/
schulvorbereitende Einrichtung und zu 25 v.H. auf die Tagesstätte an-
gerechnet. Aufgrund der örtlichen Erhebungen ermittelte das Staatliche
Rechnungsprüfungsamt einen Aufteilungsschlüssef von 59 v.H. für die Schu-

1elschulvorbereitende Einrichtung und von 47 v.H. für die Tagesstätte.
Die jährlichen Einsparungen für den Staatshaushalt werden je nach Höhe des

Gesamtaufwandes mit 50 000 bis 80 000 DM veranschlagt.

Der Prüfungsschriftwechsel mit den Begierungen íst noch nicht abgeschlos-

sen, vor a1lem weil in den meisten FäIlen die Träger immer noch nicht
Stellung genommen haben. Soweit erkennbar, bemühen sich die Regierungen,

die bej- der Rechnungsprüfung nach einheitlichen Grundsätzen ermittelten
Aufteilungsschlüssel für künftige Abrechnungsjahre zu übernehmen. pro-
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bleme bereitet es, die geänderte Kostenaufteilung auch fÜr zurÜckliegede,

nu¡ noch nicht bestandskräftig abgerechnete Jahre anzuwenden. Der fÜr die

Tagesstätte anerkennungsfähige Aufwand wurde bei der Ermittlung des Pfle-
gesatzes nicht berücksichtS.gt und die Träger der Sozialhilfe können nicht

verpfl.ichtet werden, diese arrs dem Sohulaufwand auszuscheidenden Kosten

nachträglich zu übernehmen. Eine freiwillige Kostentragung zu Lasten der

Haushattsmittel bei Kap. 05 13 Tit. 684 02 stößt, wie das Staatsministe-

rium der Finanzen zu einem FaIl zutreffend festgestellt hat, wegen der

haushaltsrechtlichen Zweckbestimmung und b,egen der nicht unbetr"chtlichen

Präzedenzwirkung auf Hindernisse; die Mittel sind nämlich ausschließlich

zur Erfütlung der gesetzlich nach Grund und Höhe festgelegten staatlichen

Verpflichtungen bestimmt.

19.3 Folgerungen

Der OBH hä1t es jedenfalts fÜr erforderlj-ch, daß sich die Begierungen

nicht nur auf die Angaben der Antragstelle¡ und die Einhaltung von Aufla-

gen durch die Schulträger verlassen, sondern mehr als bisher bei Schulen

mit Tagesstätten die änderung von Baumnutzungen und Öffnungszeiten kon-

trollieren und bei der Schülerbeförderung, dem - nach den Personalausgaben

- größten Ausgabeposten, die eingerichteten Linien ÜberprÜfen ' Gerade weil
Einrichtungen für Behinderte eine besondere öffentliche Förderung benöti-
gen, muß sichergestellt sein, daß die in beachtlichem Umfang zr,; VerfÜgung

gestellten Mittel überall nach den Grundsätzen de¡ t¡rlirtschaftlichkeit und

Sparsamkeit verwendet werden und mit den eingesetzten Mitteln der ange-

strebte Zweck bestmögIich erreicht wird.

Das Staatsministerium stimmt dem ORH da¡in zu, daß die Abrechnungen umfas-

sender geprüft werden sotlten; es erachtet auch eine verstärkte Kontrolle
der Angaben der Schulträger sowohl durch örtliche Erhebungen a1s auch

durch Nachprüfung der eingerichteten Linien nach den Gesichts¡unkten der

t¡',lirtschaftlichkeit und Sparsamkeit für geboten. Die Begierungen, in deren

Zuständigkeitsbereich die genannten BeispielfäI1e Iagen, hielten aber die

Personalausstattung im betreffenden Sachgebiet fÜr nicht ausreichend, um

grundsätzlich alle Abrechnungen so umfassend wie erforderlich und nicht
nur stichprobenweise zu prüfen.

Der OBH begrüßt die Bereitschaft der Verwaltung zu einer verstärkten Über-

prüfung. Dies muß freilich keine umfassende ÜberprÜfung aller Abrechnun-

gen bedeuten; vielmehr erscheint eine Intensivierung der Kontrolle ausrei-

chend, die ohne zusätzlichen Personalaufwand bei den Regierungen mög1ich

sein muß.
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EINZELPLAN O8

(STAATSMINISTERIUN FiJR ERNAHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN)

Zinsverbilligte Darlehen f0r landrrirtschaftliche Betriebe nach den Bayer.
lúohnbauprogranm

(Kap. 08 03 Tit. 892 93)

Zinsverbilligungszuschüsse zum Bau von landwirtschaftlichen Wohnge-
bäuden werden in erheblichem Umfang ni-cht bestimmungsgemäß bewil-
ligt und verwendet. Die Rechnungsprüfung hat allein im Jahr 1987
ergeben, daß 900 000 DM zu Unrecht j-n Anspruch genommen worden
sind. Die Verwaltung hat aus den Beanstandungen häufig nicht die
notwendigen Folgerungen gezogen.

Der Freistaat Bayern fördert seit 1974 durch die Verbilligung von Darle-
henszinsen den Neu-, Aus- und Umbau von Wohnhäusern in landwirtschaftli-
chen Betrieben, um die Lebensverhältnisse auf dem Lande zu verbessern.

Zwischen 1980 und 1987 wurden für 6900 Betriebe insgesamt 488 Mio DM Dar-

lehen ausgereicht. Für die Zinsverbilligungen wendete der Freistaat Bayern

in diesem Zeitraum 153,2 Mio DM auf. Das Landesprogramm wurde dabei mehr-

mals erweitert. So wurden die Darlehenshöchstbeträge angehoben, die
Zinszuschüsse erhöht und die förderfähige Laufzeit der Darlehen verlängert.
Derzeit werden Darlehen bei Neubauten bis zu t]O 000 DM und bei Umbauten

bis zu 65 000 DM auf eínen Zinssatz von 3 v.H. in benachteiligten Gebie-

ten, im übrigen auf 4 v.H. verbilligt. Die Verbilligungsdauer beträgt
regelmäßig 10, in Ausnahmefällen 15 Jahre.

Der OBH hat mit Hilfe der Staatl-ichen Bechnungsprüfungsämter schwerpunkt-

mäßig geprüft, wie die Zuwendungen für das landwírtschaftliche Wohnbaupro-

gramm abgewickelt und verwendet werden, Dabei wurde insbesondere darauf
gesehen, ob

- die Förderungsrichtlinien beachtet und

- die Mittel durch die Zuwendungsempfänger zweckentsprechend verwendet

werden.

Zunächst wurden j-nsgesamt 2067 FörderungsfäIle bei den limtern für Landwirt-

schaft und bei den Zuwendungsempfängern örtlich geprùft; Beanstandungen

haben sich in 618 Fällen (= 30 v.H.) ergeben.
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Vollzug der Fõrderungsrichtlinien durch die Ãrter fär Landrrirtsctraft

Die i\mter für Landwirtschaft prüfen die Förderungsanträge daraufhin, ob

sie den jeweils geltenden Hichtlinien nach Art und Umfang entsprechen. lst
die Maßnahme durchgeführt, so hat der iuweniungsenrpfünger einen Ver"¡en-

dungsnachweis vorzulegen, der von der Bewilligungsbehcirde aut Voliständig-
keit und Richtigkeit zu prüfen ist.

Wie die Bechnungsprüfungsämter festgestellt haben, werden die Ri-chtlinien
im Bewitligungs- und im Abrechnungsverfahren häufig nicht beachiet. A1s

wesentliche Beanstandungen haben sich ergeben:

- fn die Zinsverbilligung werden auch nicht förderfähige Aufwendungen für
Einrichtungsgegenstände, Schönheitsreparaturen, Umsatzsteuer und Inve-

stitionen an Wirtschaftsgebäuden einbezogen,

- neben dem Bayer. Wohnbauprogramm werden unzulässigerweise Zuwendungen

aus anderen öffentlichen Förderprogrammen gleichzeitig in Anspruch ge-

nommen (2.8. aus dem Modernisierungs- und Einsparungsprogramm oder aus

dem Programm für Denkmalpflege), ohne daß die Kosten auf die jeweiligen

Programme aufgeteilt werden; dadurch entstehen Doppelförderungen,

- die förderfähige Wohnfläche wird überschritten,

- das maßgebliche Jahreseinkommen wj-rd nicht vollständig ermittelt,

- selbst erhebliche außerlandwirtschaftliche Vermögenswerte werden nicht
berücksichtigt,

- es wird Wohnraum für nicht förderungsberechtigte Familienangehörige ge-

schaffen,

- trotz Förderung eines neuen Wohnhauses wird auch das bisherige entgegen

den Bichtlinien weiterhin fü¡ Wohnzwecke genutzt,

- bei Um- und Anbaumaßnahmen werden die verminderten 0arlehenshöchstbe-

träge nicht beachtet,

- Verwendungsnachweise werrlen nicht schon nach Ablauf der festgelegten
Frist, sondern z . T. ',:rst Jahre später ongemahnt.

Häufig wird gleichzeitj-g gegen mehrere Förderbestimmungen verstoßen. So

wurde das Bauvorhaben eines Landwirts gefördert, der Über einen leistungs-
fähigen Betrieb (33 ha landwirtschaftliche und 52 ha forstwi-rtschaftliche
NutzfIäche) verfügt und der zudem ein Miethaus (jährliche Mieteinnahme

13 200 DM) besitzt. Das ihm bewilligte Darlehen von 80 000 DM war fÜr den

Neubau eines Wohnhauses mit zwei Wohnungen bestimmt. Davon dient jedoch

nur eine Wohnung dem Betrieb. Erst nach Abnahme durch das Amt für Land-

wirtschaft wurde die zwei-te Wohnung ausgebaut und unter Verstoß gegen den
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Förderzweck für monatlich 1200 DM ve¡mietet. Außerdem wurde die zuIässige

Wohnfläche überschritten.

In einem ande¡en Fal1 wurde die Zinsverbilligung ohne nähere PrÜfung ge-

währt, obwohl ein Gewinn von 67 500 DM aus dem Betrieb erzielt und somit

die Einkommensobergrenze um 23 100 DM Überschritten wurde. Neben dem ei-
gengenutzten lrlohnraum wurde eine Altenteile¡wohnung errichtet, für die

ein Bedarf innerhalb des Förderungszeitraums nicht zu erwarten war. Die

Wohnung wurde für 700 DM monatlich vermietet.

Eine 15-jährige Verbilligungsdauer kann nach den Bichtlinien zugestanden

werden, wenn vorauszusehen ist, daß nach DurchfÜhrung der Maßnahme die Ka-

pitaldienstgrenze zu 7O v.H. ausgeschöpft sein wird. Bei jungen Landwir-

ten können dabei auch Belastungen berÜcksichtigt werden, die in folgenden

Jahren aufgrund betrieblicher Investj.tionen noch zu erwarten sind. Die

Prüfungen haben ergeben, daß diese Voraussetzungen von den Amtern fÜr

Landwirtschaft häufig nicht oder nur Überschlägj.g geprÜft werden. Viel-
fach werden Kapitaldienstberechnungen erst durchgefÜhrt, wenn sie bei der

Rechnungsprüfung angeforde¡t werden. Zins- und Tilgungsbelastungen sowie

Kapitaldienstgrenzen werden z.T. auch unzutreffend berechnet.

2O.2 Vervendung der Zr-rrendung und llachreis dr¡rch den Etpfãnger

Der Zuwendungsempfänger ist verpftíchtet, die "Allgemeinen Nebenbestirmun-

gen für Zuwendungen zur Projektförderung" einzuhalten und etwaige ergän-

zende Auflagen zu erfüIlen. Tatsächlich werden jedoch die Nebenbestimmun-

gen weder von den Zuwendungsempfängern hinreichend beachtet noch wird

deren Einhaltung von den Ämtern für Landwirtschaft ausreichend Überwacht.

Insbesondere folgende Sachverhalte brôren zu beanstanden:

20.3

- Geförderte V'Johngebäude werden ganz oder teilweise an Dauermieter vermie-

- Darlehensraten werden abgerufen, bevor sie benötigt werden,

- Die Zuwendungsempfänger legen die Verwendungsnachweise auch nach Auffor-

derung durch die Amter für Landwirtschaft nicht vor.

lm Hinblick auf die zahlreichen Beanstandungen wurden diese Fragen im

Jahr 1987 nochmals schwerpunktmäßig untersucht. Dabei wurden weitere 392

Fä11e geprüft, wovon wiederum 108 Fä1le mit erheblichen Verstößen gegen

die Förderungsrichtlinien festzustellen waren. Fördervoraussetzungen waren

entweder von Anfang an nicht erfÜI1t oder waren zwischenzeitlich weggefal-

Ien. Die Zinsverbilligung hätte ganz oder teilweise zurÜckgenommen bzw.
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widerrufen werden müssen. Insgesamt wurden 1987 staatliche ZinszuschÜsse

in Höhe von schätzungsweise 900 000 uM bestimmungswidrig in Anspruch ge-

nommen. Allein bei einem Amt für Landwi¡tschaft wurde in 26 Fäl1en díe

Zinsverbilligung für die verlängerte Laufzeit von 15 Jahren abweichend von

den Förderungsrichttinien gewährt; damit wurden ZinszuschÜsse von

160 000 DM zu Unrecht bewilligt.

Nach den Feststellungen des OBH haben die Bewilli-gungsstelJ-en z.T' auch

dann aus den PrÜfungsmitteilungen nic'ht die notwendigen Konsequenzen ge-

zogen, wenn sie diese dem Grunde nach anerkannt haben.

Das Staatsministerium hat im Hinblick auf die Feststellungen des OBH

- die Hegierungen und die Amter für Landwirtschaft detaillie¡t Über die

Prüfungsbeanstandungen unterrichtet und auf die dienstrechtlichen Konse-

quenzen hingewiesen, die sich aus dqr fehlerhaften Abwicklung des Pro-

gramms ergeben können,

- den Dienststellen zusätzlich Erläuterungen zu den Bichtlinien an die

Hand gegeben, um damit kÜnftig ein bestimmungsgemäßes Bewilligungs- und

Abrechnungsverfahren sicherzustellen,

- die Förderungsrichtlinien restriktiver gefaßt;

- es strebt ferner eine effizientere organisatorische Zuordnung der Förde-

rungsabb,icklung innerhalb der Ämter'für Landwirtschaft an.

Darüber hinaus hält es der OBH fÜr geboten, auch in den beanstandeten Ein-

zelfällen, soweit noch nicht geschehen, die notwendigen Folgerungen zu

ziehen.

Leistungspräfungen an staatlichen Stationen fÛr Rinder und Sclneine

(Kap. 08 53, 08 56)

Für die Überwiegend privaten Interessen dienenden LeistungsprÜfun-
gen in staatlichen landwirtschaftlichen Betrieben wurden allein
1986 2,8 Mio DM aus dem Staatshaushalt aufgewendet. Der OBH häIt
die Erhebung entsprechender Entgelte für geboten '

Ei-n männliches Tier darf zur Nachzucht in der Landwirtschaft nur verwendet

werden, wenn es gekört ist. Voraussetzungen fÜr die Körung sind auch die

Ergebnisse von Leistungsprüfungen. Mit deren Hilfe wird der Zuchtwert

eines Vatertieres bestimmt. LeistungsprÜfungen sind daneben Maßstab fÜr

die OuaU-tät landwirtschaftli-cher Produkte.
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An den Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeugung sind pri-vate und

staatliche Stellen beteil,igt. Die Kosten, die privaten 0rganisationen
hierfÜr erwachsen, werden diesen nach dem Landwirtschaftsförderungsgesetz
teilweise erstattet. Die verbleibenden Kosten tragen die Züchter oder die
sonstigen Interessenten.

Bei Lej-stungsprÜfungen an Rindern und Schweinen in staatlichen Stationen
trägt die Staatskasse die anfallenden Kosten in vol1em Umfang. Sie werden

aus dem Haushalt der landwi-rtschaftlichen Staatsbetriebe bestritten, an

denen die Tiere geprüft werden. Da die Marktpreise gesunken sind, können

di-e anfal-lenden Heltungs- und Prüfungskosten nicht mehr durch die Diffe-
renz zwischen Ankaufspreis und Verkaufserlös für die Tj-ere gedeckt werden.

Der Verlust aus dem Betrieb der staatlichen Stationen betrug 1986 insgesamt

2,8 Mio DM; umgerechnet ergeben sich daraus ungedeckte Kosten von 1419 DM

je Bulle und von 235 DM je Mastschwei-n.

Dj-e Verwaltung hat es bisher unterlassen, kostendeckende Entgelte zu er-
heben. fm Kostenverzeichnis i-st allerdings ausdrücklich bestj-mmt, daß die

Leistungsprüfungen nicht mit den Körgebühren nach dem Tierzuchtgesetz ab-

gegolten sind.

Das Staatsministerium begründet diese Haltung damit, daß die Leistungsprü-
fung a1s NachkommenprÜfung an den staatlichen Stationen der wirksamste lrleg

sei, die Schlachtleistung, vor a11em aber auf längere Sicht die innere

Fleischqualität in der Landestierzucht zu fördern. Von privaten Stel-len

könne diese Art von Leistungsprüfungen nj-cht durchgeführt werden, weil sie
vom Markt gegenwärtig noch nicht honori-ert werde. In einer für die bäuer-

Iichen Tierhalter schh/ierigen Zeit sei die Fortführung der Nachkommenprü-

fung an staatlichen Stationen besonders wichtig. Da jedoch der unmittelba-
re Vorteil für den Halter geprüfter Tlere sich nicht ohne weiteres finan-
zie11 auswirke, sei in der gegenwärtigen Situation, wo ein starker Prej-s-

verfall bei Rind- und Schweinefleisch stattfinde, jegliche Kostenbeteili-
gung im Grunde problematisch. Gleichwohl habe man aber j-nzwischen mj-t den

Beteiligten, insbesondere mit den Besamungsstationen, Gespräche geführt

und die Zusage einer Kostenbeteiligung erhalten.

Der ORH begrüßt dies. Es widerspricht den Grundsätzen der lfirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit, die Leistungsprüfungen j-n staatlichen Stationen un-

entgeltlich vorzunehmen, da sie zumindest mittelfristi-g den Ïnteressen der

Besamungsstationen, der Züchtervereinigungen und der Züchter dienen. Der

OBH häIt es daher für geboten, daß baldmöglich entsprechende Entgeltrege-

lungen getroffen werden.
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Tierhaltung in staatlichen landvi¡tschaftlichen Betrieben
(Kap. 08 53, 08 56, 08 65)

Überhöhte Ti-erbestände in staatlichen
ben entsprechen nicht deren Aufgaben
lichen Verlusten für die Staatskasse.
werden.

landwirtschaftlichen Betri-e-
und führen laufend zu erheb-
Sie sollten daher veningert

22-1 Die Landwirtschaftsverh,altung unterhält VersuchsgÜter sowíe Lehr-, Ver-

suchs- und Prüfungsanstalten zur Förderung der bayeri-schen Landwirtschaft.
Síe dienen der angewandten Forschung, der Lehre und Ausbildung sowie not-

wendigen Versuchen und Leistungsprüfungen in der tierischen und pflanzli-
chen Erzeugung. Daneben wird in erheblichem Umfang landwirtschaftliche
P¡oduktion bet¡ieben.

Bei zwei staatlichen Landwirtschaftsbetrieben, die große Flächen bewirt-
schaften, liegt der Tierbestand an der Grenze einer flächenabhängigen

Bewirtschaftung. Dort werden Bu11en und Schweine al1ein zur Mast aufge-

stellt. Diese Tiere sind also weder in die LeistungsprÜfung nach dem Tier-
zuchtgesetz (v91. TNr.21) noch in das Versuchswesen einbezogen. Mit der

Tiergroßhaltung entstehen zusätzl-j-che Kosten bei der Verwendung des j-n

Mengen anfallenden Düngers und für Maßnahmen gegen Geruchsbelästigung.

Daneben wird die Bodenbewirtschaftung intensiviert, nu¡ um eine ausrei-

chende Futtergrundlage für übe¡höhte Tierbestände zu schaffen.

Die Buchführungsergebnisse der staatlichen landwirtschaftlichen Betriebe

zeigen, daß diese Tierhaltung unwirtschaftlich ist. Der ORH hat deshalb

bei seinen Prüfungen wiederholt angeregt, die Tierhaltung einzuschränken,

ohne daß notwendige staatliche Aufgaben im hoheitlichen Bereich deswegen

vernachlässigt werden müßten.

Bei verschiedenen Versuchsbetrieben ist die Tierhaltung entsprechend die-
sen Vorschlägen bereits aufgegeben oder erhebli-ch abgebaut worden mit

der Folge, daß die Verluste geringer geworden sind. Nach Auffassung des

ORH sollten diese Bemühungen fortgeführt werden.

Das Staatsministerium teilt in seiner Stellungnahme die Auffassung des

ORH, daß die erwerbswirtschaftli-che Tierproduktion auf ein Mindestmaß be-

schränkt und der Tierbestand bei den zwei staatlichen Landwirtschaftsbe-

trieben abgebaut werden müsse. Die hierzu erforderlj-chen Schritte seien in

Vorbereitung.
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De¡ OFH wi-rd bei künftigen PrÜfungen besonders darauf achten, ob sich die

staatfichen Versuchsbetriebe eindeutig im hoheitlichen Bereich bewegen und

der Ti-erbestand auf diese Zielsetzung ausgerichtet wird.

Beim Bau eines Schweinestalles ist eine einheitliche Baumaßnahme unzuläs-

sigerweise in drei Abschnitte mit Einzelbeträgen von 500 000 DM,

350 000 DM und 200 000 DM aufgeteilt worden; diese wurden ì-m Haushaltsplan

als kleine Hochbaumaßnahmen veranschlagt. Der Stallbau þräre jedoch als
große Baumaßnahme in den Sonderausweis des Haushaltsplans einzustellen ge-

wesen. Die tatsächlichen Kosten haben einschließlich der Eigenleistungen

1,2 Mi-o DM betragen.

Vor allem aber haben sich mit dieser Investi.tion bÍsher nur wirtschaft-
liche Nachteile ergeben: Die Schweinehaltung, die in den letzten drei Jah-

ren fast ni-cht für Versuchszwecke benötigt wurde - nut 10 von 105 Zucht-

sauen wurden a1s Versuchstiere gehalten -, ist mit Verlusten von

150 000 DM jährli-ch belastet. Außerdem bedeutet diese Schweinehaltung,

die jährlich über 1600 Mastschweine auf den Markt bringt, eine unerwÜnsch-

te Konkurrenz für die regionale bäuerliche Landwirtschaft.

Das Staatsmi-nisterium führt hj.erzu aus, daß zunächst nur ein kleinerer
Stal1 geplant gewesen sei, dessen Baukosten innerhalb der Kostengrenze fÜr
große Baumaßnahmen gelegen hätten; das BedÜrfnis fÜr eine erweiterte Bau-

maßnahme sei erst später aufgetreten. Es räumt aber rÜckschauend ein, daß

das Projekt als einheitliche Maßnahme zu behandeln geuresen wäre und in den

Sonderausweis des Haushaltsplans hätte eingestellt u/erden mÜssen.

Zur Schweinehaltung weist das Staatsministerium darauf hin, daß in dem be-

troffenen Versuchsgut ab 1989 ei-n neues Versuchsprogramm durchgefÜhrt wer-

den solIe. Eine Konkurrenz mit bäuerlichen Schweinemästern sei in der dor-

tigen Region nicht gegeben.

Demgegenüber hätt der ORH an seiner Auffassung fest, daß die Schweinemast,

die weit über dj-e Bedürfnj-sse eines Versuchsbetriebes hinausgeht, für die
Staatskasse unwirtschaftlich ist und zudem in Konkurrenz zut bäuerlichen

Landwirtschaft steht.
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EINZELP,LAN 1O

(STAATSMINISTERIUlvl FUR AR:EEIT UND SOZIALORDNUNG)

Lardesversorgungsaøt Bay ern

(Kap. 10 20)

Die Prüfung beim Landesversorgungsamt hat in Teilbereichen Stellen-
überhänge ergeben Das Staatsministerium ist den Vorschlägen des
ORH im wesentlichen gefolgt. Es hat im Organisationsplan 16 Stellen
des höheren und gehobenen Dienstes gestrichen, Darüber hinaus wur-
den bei den inneren Diensten 6 Beschäftigte eingespart. l¡rleitere
Personaleinsparungen sind vorgesehen. Ein Teil der Stellen wird al-
lerdings für neue Aufgaben beansprucht.

23.1 Allgemeines

Im Rahmen seiner Untersuchungen zur Wd-rtschaftlichkeit der Mittelbehörden
(s. Abschnitt lII dieses Berichts) hat der OBH auch die Organisation des

Landesversorgungsamtes Bayern geprüft,. Das Landesversorgungsamt ist eine

im Geschäftsbereich des Staatsmini.steriums für Arbeit und Sozialordnung

eingerichtete ZentraLbehörde. Ihm unterstehen acht Versorgungsämter, zwei

Versorgungsärztl-iche Untersuchungsstellen, zwei Krankenhäuser, davon ej-nes

mit Kurabteilung, und zwei (im Zeitpunkt der Prüfung drei) Kurkliniken.
Es hat insbesondere die Aufgabe, das Bundesversorgungsgesetz mit den Ne-

bengesetzen, das Bundes-Seuchengesetz., das Schwerbehindertengesetz, das

Gesetz über die Entschädigung für 0pfer von Gewalttaten und das Bundeser-

ziehungsgeldgesetz durchzuführen bzw. deren Vollzug durch nachgeordnete

Dienststellen zu beaufsichtigen.

Der Aufbau, die Zuordnung der Aufgaben und der größte Teil- der Personal-

ausstattung des Landesversorgungsamtes sind in einern 0rganisationsplan
verbindlich geregelt, der vom Staatsm'inisterium regelmäßig fortgeschrie-
ben wird. Nach diesem gliederte sich das Landesve¡sorgungsamt zun Telt-
punkt der Prüfung in vier Abteilungen (Verwaltung, Fachaufgaben, Ärztli-
cher Dienst, Zentrale Datenverarbeitung) mit jeweils drei bis neun

Sachgebieten und in zwei weitere Sachgebiete für Behindertenhilfe und

Gesundheitshilfe sowie für Sonderaufgaben. Am 1. April 1988 ist ein neuer

Organisationsplan in Kraft getreten.
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Die Personalausstattung des Landesversorgungsamtes beruht im wesentlj.chen

auf zuletzt im Jahre 1980 durchgeführten Personalbedarfsberechnungen:

Gesamtpersonal Zahlenübersicht 1

1.1. r.986 t.L7987 1.1.1988

So11

Istbesetzung

darunter: Personal in der
Datenverarbeitung

262

246

61

249

230

51

249

230

53

Der OBH hat im Jahr 1986 schwerpunktmäßig die Organisation und die Perso-

nalausstattung des Landesversorgungsamtes - ohne die Abteilung Datenver-

arbeitung - geprüft und im lvesentlichen folgendes festgestellt:

23.2 Verraltungsabteilung

23.2.1 Personalausstattung

Die Abteilung Verwaltung ist in die Sachgebiete 0rganisation, Personal,

Sachhaushalt und Vorprüfungsstelle gegliedert. Diese waren am 1. Januar

1986 bej- einem Personalsoll von 118 SteÌ1en wie folgt besetzt:

Personalstand Verwaltungsabteí1ung Zahlenübe¡sicht 2

Daraus errechnet sich ein Anteil des Verwaltungspersonals am Gesamtperso-

na1 von rd. 46 v.H. Im einzel-nen hat die PrÜfung ergeben:

Sachgebiets-
Ieiter bzw.
juristische
Mitarbeiter
(höherer
Dienst)

Sachbear-
ter

(gehobener
Dienst)

Bea¡beiter

(mittlerer
Dienst)

Kanzlei-
kräfte

fnnerer
Dienstbe-
trieb

j.nsgesamt

0rganisation

Personal

Sachhaushalt

Vorprüfungs-
stelle

L

L

2

r

4

7

I

7

4

2

4

38

ât

47

10

49

I

Ínsgesamt 5 26 10 38 35 IL4
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23.2.2 Sachgebieû Organisation

23.2.2.1 Obwohl das Sachgebiet im Teilbereich 0rganisation nach den vom ORH getrof-
fenen Festellungen bereits mit drei Sachbearbeitern ausreichend ausgestat-

tet war, hat ihm das Staatsministerium eine weitere Stelle fÜr einen Sach-

bearbeiter zugewiesen, die im Zeitpunkt der Prüfung allerdings noch nicht
besetzt war. Im Teifbereich Statistik waren die Geschäfte unzweckmäßig

verteilt. Fe¡ner ließ sich absehen, daß der geplante DV-Einsatz im Bereich

des Personalhaushalts zu Arbeitserleichterungen fÜhren könnte.

Der OBH hat deshalb vorgeschlagen, die zusätzlich bereitgestellte Stelle
nicht zu besetzen, sondern statt dessen einen effektiveren Ej-nsatz der

bisherigen Sachbearbeiter für 0rganisationsfragen sicherzustellen. Im

Teilbereich Statistik könnten nach der Neuverteilung der Aufgaben und beim

Einsatz moderner Arbeitsmittel eine Sachbearbeiter- und eine Bearbeiter-

stelle eingespart werden.

Das Staatsministerium hat bei der Neuorgani.sation 1988 die Sachbearbeiter-

stelle im Teilbereich Statistik abgebaut und sich auch bereit erklärt,
eine Bearbeiterstelle nach dem schon absehbaren Ausscheiden des Stel-Ien-

inhabers einzusparen. Dagegen hat es j-m Teilbereich 0rganisatj-on die zu-

sätzlich zugewiesene Sachbearbeiterstelle j-nzwischen besetzt, weil es in
Anbetracht der in den nächsten Jahren zu bewältigenden besonderen Schwie-

rigkeiten bei der Anpassung der Organisations- und Personalstruktur der

Versorgungsverwaltung an die sich ständig verändernden Aufgaben eine Per-

sonalausstattung dieses Teilbereichs mit vier Sachbearbeitern als notwen-

dig ansieht. Der ORH hält auch unter Berücksi.chtigung der Aufgabenentwick-

lung beim Landesversorgungsamt eine derart starke Besetzung nicht fÜr an-

9emessen.

23.2.2.2 Im Zeitpunkt der Prüfung bestanden d¡ei Kanzleien (je mit Schreib- und

Registraturdienst) von unterschiedlicher G¡öße und Auslastung. Um eine

gleichmäßige Auslastung zu erreichen, hat der ORH vorgeschlagen, die drei
Kanzleien zu zweien zusammenzulegen und zwei besetzte sourÍe eine nicht be-

setzte Stelle einzusparen.

Die Verwaltung hat die Kanzleien entsprechend diesem Vorschlag zusammenge-

legt und die nicht besetzte Stel1e eines Kanzleileiters eingezogen. Sie

sieht auch Einsparungsmöglichkeiten bej. den besetzten Stellen, möchte

deren Umfang aber erst nach einer eigenen Untersuchung festlegen.
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23.2.3 Sachgebiet Personal

Die Zahl der vom Sachgebiet Personal zu betreuenden Bediensteten ist seit
der letzten 0rganisationsuntersuchung (1979) bis Ende 1985 um rd. 14 v.H.

zurückgegangen; noch viel stärker hat sich die Zahl der Auszubildenden

vermindert. Der OBH hat deshalb die Auffassung vertreten, daß dementspre-

chend auch die Zahl der Bediensteten im Sachgebiet Personal verringert
werden sollte.

Die Verwaltung hatte zunächst eingewendet, daß der allgemeine Stellenabbau

die Arbeitsmenge in diesem Aufgabenbereich nicht geschmälert habe; viel-
mehr sei die Sachbearbeitung sowohÌ durch neue Begelungen (2.8. mehr Beur-

laubungen) a1s auch durch Organisationsänderungen erschwert worden. Nach

nochmaligen Erörterungen hat das Staatsministerium aber bei der Neuorgani-

sation 1988 in Anbetracht der Gesamtsituation das Personalsoll um eine

Sachbearbeiterstelle verringert und ist damit im Ergebnis der Auffassung

des ORH gefolgt.

23.2.4 SacÌryebiet Sachhaushalt

23.2.4.t Fúr al-lgemeine Verwaltungsangelegenheiten (ohne Krankenhäuser) standen

dem Sachgebiet zum Zeitpunkt der Prüfung fünf Sachbearbeiter zur Verfü-
gung. Der ORH hat festgestellt, daß diese nicht voIl ausgelastet waren

und Aufgaben teilweise auf Bearbeiter abgeschichtet werden könnten;

ähnliche Feststellungen wurden bei den Bearbeitern getroffen. Er hat daher

vorgeschlagen, einen Sachbearbeíter und einen bis zwei Bearbeiter einzu-

sparen.

Das Staatsminj-sterium hat bej. der Neuorganisation 1988 einen Sachbearbei-

ter abgebaut und möchte eine Bearbeiterin nach deren Ausscheiden nicht
mehr ersetzen,

Damit ist dem Anliegen des OBH im wesentlichen Bechnung getragen.

23.2.4.2 Innerer Dienstbetrieb

Für Aufgaben des i.nneren Dienstbetriebes standen am 1. Januar 1986 35

Dienstkräfte zur Verfügung. Das Staatsministerium hat von sich aus beim

Umzug des Landesversorgungsamtes im Juni 1986 insgesamt fünf StelÌen fü¡
Kantinenhilfskräfte und die Fernsprechvermittlung eingespart.
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Die Prüfung der noch vorhandenen 30 Stet-l-en hat PersonalÜberhänge von ins-
gesamt neun bis zehn Stellen ergeben:

- Die Leitung der inneren Dienste obliregt teilweise einem Sachbearbeiter,

dem ein Bearbeiter als Einsatzleiter beigegeben ist. Der ORH häIt den

Einsatzleite¡ nicht für erforderlich, insbesondere v',egen der gerlngen

Größe des Amtes und der niedrigen Anzdhl der zu beaufsichtigenden Mitar-

bej-ter. Er hat deshalb vorgeschlagen, :die Stelle einzuziehen'

Das Staatsministerium hat dem zugestimmt.

- An den beiden Pforten und in der Druckerei können bis zu drei Dienst-

kräfte eingespart werden, wenn nur eine der Pforten an den miteinander

verbundenen Dienstgebäuden besetzt wird, und wenn fÜr Fotokopierarbeiten

kein eigenes Personal vorgehalten wird. Außerdem haben Verglej-che mit

den Postein- und -ausgängen sowie dem Personal bei nachgeordneten

Dienststellen ergeben, daß in der Poststelle zwei weitere Dienstkräfte

überzählig sind.

Das LandesversoÌgungsamt hat sich beim Pfortendienst bereit erklärt, den

Bediensteten zusätzlich Aufgaben zu Übertragen und bis zu zwei Stellen

abzubauen. Eine Stelle in der Druckerei wurde bereits ej.ngespart. Bei

der Poststelle möchte die Verwaltung zunächst wegen der Arbeitsmenge und

hoher KrankheitsausfäIle davon absehen, den Personalstand zu verringern.

Es ist jedoch vorgesehen, beim Ausscheiden einer Kraft deren Ste]Ie
nicht meh¡ zu besetzen.

Der ORH hä1t hinsichttich des Personals in der Poststelle an seine¡ Auf-

fassung (Ej-nsparung von zwei Stellen) grundsätzlich fest und hat dahe¡

vorgeschlagen, dies nochmals zu ÜberprÜfen, was vom Landesversorgungsamt

zugesichert worden ist.

- Im Fahrdienst wurde festgestellt, daß die Dienstwagen zwecks besse¡er

Auslastung auch zu unwirtschaftlichen Fahrten eingesetzt we¡den. Der ORH

hat daher gebeten zu prÜfen, ob eln bis zwei Dienstwagen und Berufs-

kraftfahrer entbehrt werden können.

Die Verwaltung hat Personaleinsparungen beim Fahrdienst abgel-ehnt. Sie

begründet dies damit, daß fast die Hälfte de¡ Dienstwagen fÜr Fahrten

innerhalb der zentralen Fahrbereitschaft benötigt wÜrden und daß der

Anteil der mit Dienstwagen durchzuführenden Hausbesuche bei den immer

äLter werdenden Versorgungsberechtigten ständig zunehme.

Der OBH hätt es für erforderlich, die Einsatzpläne in der Fahrbereit-

schaft zu straffen und - auch im Hinblick auf die abnehmende ZahI der

zu betreuenden Kriegsopfer - laufend zu prÜfen, ob zumindest ein Dienst-

kraftwagen mit Berufskraftfahrer eingespart werden kann.
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- Die Liegenschaften des Landesversorgungsamtes wurden im PrÜfungszeit-

punkt von eínem Hausmeister und drei Haushandwerkern betreut. Aufgrund

der Prüfungserinnerungen des 0RH hat das Landesversorgungsafnt inzwi-

schen zwei Stetlen fÜr Haushandwerker abgebaut.

23.2.5 Vorprüfungsstelle

Der QBH hat vorgeschlagen, die Ste]le eines Sachbearbeiters, der dem-

nächst ausscheiden wird, nicht mehr zu besetzen und einzuziehen.

Das Staatsministerium ist dem Vorschlag j-nzwischen nachgekommen'

23.2.6 Bearbeitung von Krankenhausangelegenheiten

Dem Landesversorgungsamt unterstanden im Zeítpunkt der PrÜfung zwei Kran-

kenhäuser, davon eines mít Kurabteilung, und drei Kurkliníken. Außerdem

war es im DV-Bereich und im kaufmännj-schen Rechnungswesen fÜr ein drit-
tes Krankenhaus zuständig; Grundsatzentscheidungen im Berei-ch der Kranken-

häuser und Kurkliniken werden jedoch nicht vom Landesversorgungsamt' son-

dern vom Staatsministerium getroffen.

Der ORH hat festgestellt, daß im Landesversorgungsamt in verschiedenen

Sachgebieten insgesarnb sieben Sachbearbeiter fÜr Krankenhausangelegenhei-

ten tätig waren, wobei die Zuständigkeiten sowohl innerhalb des Amtes a1s

auch im Verhä1tnls zun Staatsministerium nicht immer klar abgegrenzt

waren. Der ORH hat die unÜbersichtliche Aufgabenvertej-1ung auf den

verschiedenen Ebenen (Staatsministerium - Landesversolgungsamt - Kranken-

häuser bzw. Kurkliniken) nicht für wirtschaftlich und den Personalaufwand

insgesamt für zu hoch gehalten. Er hat deshalb vorgeschlagen, einen Tei-I

der dem Landesversorgungsamt vorbehaltenen Aufgaben auf die Krankenhäuser

zu delegieren. Ferner hat er angeregt, in diesem Aufgabengebiet eine

Untersuchung mit dem Ziel einer übersichtlichen und wirtschaftlichen Auf-

gabenverteilung durchzufÜhren .

Das Staatsministerium hat die Feststellungen des OBH neben anderen E¡wä-

gungen zum Anlaß genommen, zun !- April 1988 beim Landesversorgungsamt ein

neues Sachgebiet "Krankenhäuser und Kurkliniken" einzurichten. Dort wurden

die bei der Verwal-tungsabteilung verstreut mit Krankenhausangelegenheiten

befaßten Sachbearbelter zusammengezogen, wobei zugleich das Personal-soll-

um einen Sachbearbeiter verri-ngert wurde. Gleichzeitig wurde die Funktion

eines juristischen Mi-tarbeiters, der bis dahin nur teilweise mit Kranken-

hausangelegenheiten befaßt war, j-n die eines Leiters dieses neuen Sachge-

biets umgewandelt.
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Der ORH ist der Auffassung, daß auch nach der Neuorganisation in diesem

Aufgabenbereich noch zuviel Personal vorhanden ist. Dies gilt insbesondere

auch deshalb, weil inzwischen eine Kurklinik ihren Betrleb eingestellt
hat. Nach dem für das Jahr 1990 geplanten Übergang eines Krankenhauses auf

einen anderen Träger werden sich die Aufgaben weiter verri-ngern. Der ORH

wird danach den Personalbedarf erneut ÜberprÜfen.

23.3 Fachaufgaben

Die Fachabteitung ist in Sachgebiete fÜr Grundsatzfragen, fachliche Ar-

beitsorganisation, Bechtsmittel und Einzelfallbearbeitung gegliedert. Sie

brar zun Zeitpunkt der PrÜfung mit insgesamt 37 Dienstkräften besetzt,

darunter 8 Sachgebietsleiter und 25 Sachbearbeiter.

Der OBH hat vorgeschlagen, das Sachgebiet Fechtsmittel aufzulösen und die

Aufgaben anderen Sachgebi-eten zu übertragen. Hierdurch könnte eine Stelle
für einen Sachgebietsleiter (höherer Di-enst) eingespart werden.

Bei den Sachgebieten Einzelfatlbearbeitung wurde vorgeschlagen, gemäß den

Grundsätzen für den organisatorischen Aufbau bei Mittelbehörden die Zahl

der Sachbearbeiter von drei auf vier je Sachgebiet anzuheben und diesen

die Befugnis zur abschließenden Bearbeitung der Vorgänge ei.nzuräumen.

Damit könnten zwei weitere Stellen fÜr Sachgebietsleiter eingespart wer-

den. Außerdem !,rurde angelegt, zwei seit 1ängerer Zeit unbesetzte Sachbear-

beiterstellen einzuziehen.

Das Staatsministerium hat sich den Vorschlägen des OBH voll angeschlossen.

Bei der Neuorganisation 1988 hat es - auch aufgrund des weiteren RÜckgangs

des Arbeitsanfalls seit det Prüfung - insgesamt sogar je vier Sachgebiets-

leiter- und Sachbearbeiterstellen abgebaut '

23.4 Sonderaufgaben

23.4.1 Im Zeitpunkt der Prüfung war ein Sachgebiet Sonderaufgaben eingerichtet,

das dem Amtsleiter unmitteLbar unterstellt war. Dieses setzte sich aus

drei selbständigen Abschnitten (Stiftungsverwaltung, Vollzug des Heimkeh-

rergesetzes, Bentenkapitalisierung u.ä.) mit insgesarnt zwölf Dienstkräften

zusammen. Der ORH hat festgestellt, daß in den drej- Abschnitten jeweils

erhebliche Personalreserven vorhanden sínd, die aber wegen der vöI1ig un-

abhängig nebenei-nander arbeitenden Abschnitte nicht genutzt werden können.
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Er hat deshalb vorgeschlagen, die drei Abschnitte in eine geschlossene

Organisationseinheit umzulvandeln und a1s Sachgebiet in die Fachabteilung

zu integrieren.

Bei der Neuorganisation 1988 ist das Staatsministerium diesem Vorschlag

gefolgt; das Sachgebiet wurde in eine neu gebildete Abtellung eingeordnet.

23.4.2 Die Prüfung des Personalbedarfs in dem Sachgebiet hat ergeben, daß bei dem

seine¡zeitigen AufEabenumfang eine Pe¡sonalausstattung mit fÜnf statt mit

sechs Sachbearbeitern ausreichend gewesen wäre. Außerdem wurden bei den

Bearbeitern und Hilfskräften Personalüberhänge von zwei bis zweieinhalb

Dlenstkräften festgestellt.

Bei der Neuorganisation 1988 hat das Staatsministerium das Personalsoll

für den ursprünglichen Aufgabenbereich um einen Sachbearbeiter auf fÜnf

verringert. Gleichzeitig sind dem Sachgebiet jedoch zusätzliche Aufgaben

zugewiesen worden. Die Zahl der Sachbearbeiter u,urde deshalb insgesamt auf

sieben erhöht. Über den Bedarf an Bearbeitern und Hilfskräften wurde noch

keine Entscheidung getroffen.

Der OBH kann den Umfang der Aufgabenmehrungen in dem Sachgebiet ohne

erneute PrÜfung nicht beurteilen.

23.5 Ergebnis

Aufgrund der Prüfungen des ORH sowie aufgrund ergänzender Untersuchungen

der Verwaltung hat das Staatsministerium bei der Neuorganisation 1988 beim

Landesversorgungsamt für den bisherigen Aufgabenbestand 16 Stellen fÜr

Sachgebietsleiter und Sachbea¡beite¡ (höherer und gehobener Dienst) abge-

baut. Diese werden allerdings teilweise für inzwischen auf das Landesver-

sorgungsamt neu Übertragene Aufgaben, insbesondere fÜr die DurchfÜhrung

des Bundeserziehungsgeldgesetzes, die Landesstiftung "Hilfe fÜr Mutter und

Kind" und die Abwicklung einiger Förderprogramme wieder benötigt.

Der Bedarf an Bearbeitern und weiteren Mitarbeitern wird derzeit vom Lan-

desversorgungsarnE ermittelt. Nach dem bisherigen Sch¡iftwechsel hrurden bei

den inneren Diensten neben den fÜnf berej-ts nach dem Umzug des Landesver-

sorgungsamtes abgebauten Stellen (vgI. TNr. 23 '2.4.2) zusätzlich sechs

Beschäftigte eingespart. Mit \¡',eiteren Personaleinsparungen ist zu rechnen;

deren Umfang wird sich allerdings erst aus den noch durchzufÜhrenden

Untersuchungen ergeben.
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24 Versorgungsãnter

(Kap. 10 21)

Der OBH hat festgestellt, daß die Versorgung'sämter in verschiedenen
Teilbereichen personell überbesetzt sind. Er hat vorgeschlagen, den
Personalstand den verringerten Aufgaben arÌzupassen. Dadurch können
bis zu 70 Stellen eingespart werden.

24.t Allgareines

Die Versorgungsämter haben im wesentlichen die Aufgabe, das soziale Ent-

schädigungsrecht (Bundesversorgungsgesetz und Nebengesetze), das Schwer-

behindertenrecht sowie seit 1986 das Bundeserziehungsgeldgesetz zu voIl-
ziehen. In Bayern sind acht Versorgungsämter eingerichtet. Sie gliedern

sich in die Aufgabengebiete Verwaltung, Soziales Entschädigungsrecht und

Schwerbehindertenrecht sowie Arztlicher Dienst. Die Aufgabengebiete sind

in Sachgebiete, diese wiederum in Abschnitte eingeteilt. Einzelnen Sach-

gebì-eten sind Querschnittsaufgaben zugeordnet.

In den Jahren 1981 bis 1987 wurden von den Versorgungsämtern folgende Be-

standsfäIle betreut und Anträge bearbeitet:

Zahlenübersicht 1

Der Schwerpunkt der Bearbeitung 1i-egt im sozi¡len Entschädigungsrecht auf

der laufenden Betreuung der derzeit noch rd. 270 000 Zahlungsempfänger;

Jah¡
¡oziales EntschädigungsrechE Schwerbdhindertenrecht

Zahlungs-
empfänger
an 3I.I2.

Zahl der
Erst-
anträge

Anerkannte Sch¡¡e¡-
behinderte am

3!.72.

Zahl der Ant!äqe
Elstantrãge Neufeststellunger

(Erledigungen)

1981

1982

1983

1984

1985

1986

1987

337 r3r

32s 945

3r4 200

302 907

291. 703

280 L72

269 t75

5 490

5 992

6 067

5 950

6 206

5 820

6 27t

736 075

789 389

835 744

827 464

810 280

831 670

844 534

186 644

132 564

105 437

69 461

73 930

83 887

85 207

88 s44

99 888

105 337

109 786

r72 824

Ve¡ãn-
derung

absolu'

v. H.

- 67 956

- 20,2

+ 78I

+ 74,2

+ 108 459

+ !4,7

- to7 437

- 54,3

+ 24 28O

+ 27,4
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infolge der seit Jahren rÜck1äufigen ZahI der Versorgungsberechtigten sind
diese Aufgaben in den vergangenen Jahren erheblich zurückgegangen.

Im Arbeitsbereich des Schwerbehindertenrechts íst die Zahl der Erstanträ-
ge deutlich zurÜckgegangen. Die Zahl der zu betreuenden Schwerbehinderten

nimmt tendenziell allerdings zu (insbesondere Neufeststellungen), so daß

insgesamt kein erheblícher Aufgabenrückgang ei_ngetreten ist.

rm Jahr 1987 beliefen sich dj-e Verwaltungsausgaben des Frej-staats Bayern

für die Versorgungsämter auf rd. 100 Mj-o DM.

Die Personal-rststärke hat sich von 1789 Dienstkräften Ende des Jahres
1981 auf rd. 1500 Dienstkräfte Ende 1987 vermindert. Darunter befanden

sich 134 bzw. 196 Teilzeitkräfte. Der Personatrückgang wäre noch erheb-
lich stärker gewesen, wenn nicht zum 1. Januar 1986 die Durchführung des

Bundeserziehungsgeldgesetzes aIs neue Aufgabe hinzugekommen wäre. Dafür
wurden im Jahr 1987 92 Dienstkräfte eingesetzt.

Mit dem Abbau von rd. 300 Dienstkräften innerhalb von sechs Jahren hat das

Staatsministerium dem Bückgang des Arbeitsanfalls in den Fachaufgabenge-

bieten weitgehend Rechnung getragen. Dazu hat es in den Rentenabschnitten
(rd. 500 Mitarbeiter) und in den Behindertenabschnitten (rd. 400 Mitarbei-
ter) sowie im Schreibdienst (rd. 140 Mitarbeiter) 0rganisationsuntersu-
chungen durchgeführt und Meßzahlen festgelegt. Der ORH hält die Meßzahlen

- auch im Vergleich zu den Vorgaben in anderen Bundesländern - im wesent-
lichen für angemessen. Er hat sich deshalb bei selnen Prüfungen schwer-

punktmäßj-g mit den vom Staatsministerium noch nicht eingehend untersuchten
0rganisationseinheiten befaßt, das sind insbesondere die Aufgabengebiete

Verwaltung und lirztlicher Dienst 1) sowie die j-nne¡en Di-enste. Diese Prü-
fung hat im wesentlichen folgendes ergeben:

Aufgabengebiet Vervaltung

Für das Aufgabengebiet Verwal-tung standen im Zeitpunkt der Prüfung insge-
samt 148 Stellen zur Verfügung (ohne Schreibdíenst). Diese verteilten sich
wie folgt:

1) Die PrÜfung der lirztlichen Dienste bei den Versorgungsämtern und den Versorgungsä¡ztlichen
Untersuchungsstellen ist noch nicht abgeschlossen.
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Zahlenübersicht 2

24.2.L Allgemeine Verwaltung

De¡ ORH hat das Stellensoll in der Allgemej-nen Verwaltung mit dem Verwal-

tungspersonal bej- etwa gleich großen Finanzämtern vergli-chen, bei denen im

Bereich der allgemeinen Verwaltung ähnliche Aufgaben anfall-en. Dabei hat

sich ergeben, daß die Finanzämter in diesem Aufgabengebiet jeweils nur mit
einem Sachbearbeiter besetzt sind (Leiter des Sachgebiets íst der Be-

hördenvorsteher). Daneben sind in Finanzämtern mit rd. 300 Bediensteten

bis zu vier und in kleineren Amtern zwei bis drei Bearbeiter bzw. Mi-tar-

beiter (Hilfskräfte) beschäftj-gt. Das ergibt zusammen drei bj-s fünf Ver-
waltungskräfte je Finanzamt. Im Vergleich dazu sj-nd bei den Versorgungs-

ämtern (155 bis 277 Bedíenstete) die Abschnitte Allgemeine Verwaltung mi-t

einem Stellensoll von 7 bis 13 Dienstkräften personell wesentlich besser
ausgestattet. Auf dieser Basis ergibt sich dort rein rechnerisch ein Mehr-

bestand von etlva 30 Stel1en.

Unabhängig davon haben die örtlichen Erhebungen des ORH ergeben, daß die
Verwaltungskräfte trotz der zuvor vom Staatsministerj-um zum 1. März 1985

vorgenommenen Verminderung des Personalsolls in den Verwaltungsabschnit-
ten um 13 StelLen wegen Rückgangs und Verlagerung von Aufgaben nicht vol1
ausgelastet sind. Dies betrifft sowohl die Sachgebietsleiter als auch díe

Sachbearbeiter. So wird der vom OBH bei anderen Prüfungen ermittelte
Blchtwert von 400 bis 600 zu bearbeitenden Personalakten je Beschäftigten
bei den Versorgungsämtern zum Teil erheblj-ch unterschritten; im übrigen
war wiederholt festzustellen, daß Bedienstete entweder unterwertig be-

schäftigt oder mit entbehrlichen Aufgaben betraut waren. Der ORH häIt es

deshalb für ausreichend, die beiden größeren Versorgungsämter mit drei und

dj-e übrigen Ämter mit bis zu zwei Sachbearbeitern auszustatten, womi-t zu-
sammen bis zu 14 Stellen eingespart werden könnten.

Allgemeine
Verwaltung

Verwal-tung beim
Ärztlichen Dienst

Sonderbe-
treuung

Sachbearbeiter

Bearbeiter

Hilfskräfte

32

2I
22

18

23

24

I

j-nsgesamt 75 65 I
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Bei den Bearbeitern bzw. Hilfskräften wurde vor a11em ein verhältnismäßig

geringer Auslastungsgrad der Zahlstellenverwalter (rd. 50 v.H.) sowie

einiger mit Relsekostenabrechnungen und der Auswertung von Arbeitszeitkar-
ten befaßten Dienstkräfte festgestellt. In einem FaIl entfielen mehr a1s

50 v.H. der Arbeitszeit einer Hilfskraft allein auf die Ausgabe von rd.
50 Krankenscheinen im Jahr an Amtsangehörige. Um eine angemessene Aus1a-

stung zu erzielen, sollten nach Auffassung des OBH insgesamt fÜnf bis sie-
ben Stetlen für Bearbeiter und mindestens sieben Stellen fùr Hi.lfskräfte
abgebaut werden.

24.2-2 Verwaltung Arztlicher Dienst

Beim Ârztlichen Dienst sind gesonderte Verwaltungsabschnitte mit 65 Stel-
len eì.ngerichtet (v91. Zahlenübersicht 2). Sie unterstehen jeweils dem

Leiter des Aufgabengebiets Verwaltung.

Der OBH hat festgestellt, daß diese Verwaltungsabschnitte bei den einzeL-

nen Versorgungsämtern sehr ungleich belastet sind. Bei einigen Abschnitten

Iiegt die Istbesetzung jeweils unter den Sollvorgaben. Die Tatsache, daß

auch dort dle Aufgaben auf Dauer ordnungsgemäß erfÜIlt werden, ist ein

Indiz dafür, daß die übrigen, entsprechend den Sollvorgaben ausgestatteten

Abschnitte personell überbesetzt sind. Wei-ter hat die Prüfung auch hier
ergeben, daß manche Sachbearbeiter mit unnötigen ode¡ unterwertigen Auf-

gaben beschäftigt und mehrere Dienstkräfte nicht ausgelastet waren. So

wurde festgestellt, daß Verwaltungssachbearbeiter nochmals Ermittlungen

zur medizinischen Sachaufklärung durchführen, obwohl für diese Aufgabe

überwiegend die Bearbeiter zuständig sind. Beanstandet wurde ferner, daß

die Sachbearbeiter die Außengutachten auf ErfüIlung des Auftrags und Ange-

messenheit der Liquidation selbst überprüfen und auch über die im Vor- und

Gerichtsverfahren zu erstattenden Kosten für Rechtsanwä]te und Rechtsbel-

stände entscheiden, obwohl diese Aufgabe überwiegend von den Bearbeitern

wahrgenommen werden könnte.

Bei den Bearbeitern sind insbesondere die gerj-ngen Arbeitsleistungen der

mit Reisekostenabrechnungen von Anspruchsberechtigten befaßten Dienstkräf-

te aufgefatlen. Diese hatten bej- zwei Versorgungsämtern lediglich drei bis

sechs einfache Fä1Ie pro Arbeitstag zu erledigen. DemgegenÜber bewälti-gte

bei einem dieser beiden Amter eine Halbtagskraft neun komptizierte FäIIe

pro Arbeitstag.

Der ORH häIt es für erforderlich, den

Ärztlicher Dienst näher zu untersuchen.

lungen dü¡fte eine Begelausstattung von

Personalbedarf für die Verwaltung

Nach seinen bisherigen Feststel-

einem Sachbearbeiter und ein bis
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zwei Bearbeitern je Verwaltungsabsch¡ritt ausreichend sein. Dadurch könn-

ten insgesamt bis zu 20 Stellen eingelpart werden. Ferner sollten die Ab-

schnitte Allgemeine Verwaltung und Ve¡waltung Ärztlicher DÍenst aus Grün-

den des Sachzusammenhangs zu einer l0rganisationseinheit zusammengefaßt

werden.

24.2.3 Sonderbetreuung

Dem Aufgabengebiet Verwaltung ist auch de¡ mit jeweils einer Sachbea¡bei-

terstelle je Versorgungsamt ausgestattete Abschnitt Sonderbet¡euung zuge-

ordnet. Er hat die Aufgabe, alte und besonders schwer beschädigte Versor-
gungsberechtigte nach dem sozialen Entschädigungsrecht zu betreuen.

Der OBH hat die Auffassung vertreten, 'daß die Sonderbetreuung dieses Per-

sonenkreies in das Fachaufgabengebiet eingegliedert brerden kann. Er hat

darauf verwiesen, daß im Fachaufgabengebiet der Arbeitsanfall tendenziell
rückIäufig und dort geeignete* Fachpersonal vorhanden ist. Dabei ist auch

zu berücksichtigen, daß die Berechtigten durch die Aktivitäten der Ver-
sorgungsverwaltung sowie der Verbände und Medien über ihre Ansprüche aus-

reichend info¡miert sind. Mit der angeregten Umorganisation könnten acht

Stellen für Sachbearbeiter eingespart werden.

24.2.4 Zu den TNrn. 24.2.I bi.s 24.2.3 hat das Staatsministerium mitgeteilt, daß

es zunächst grÜnd1íche Organisationsuntersuchungen durchführen wolfe, die
kurzfristig nicht abgeschlossen werden könnten. Gegen den Vergleich mit
dem Verwaltungspersonal bei den Finanzämtern hat es eingewendet, daß diese
sehr "eng geführt" würden und auf die Versorgungsverwaltung vollkommen

neue Aufgaben zugekommen seien. Diese hätten einen hohen 0rganisations-
druck verursacht und wü¡den mehr und qualifizierteres Verwaltungspersonal
erfordern als bei den Finanzäntern.

In der Allgemeinen Verwaltung werde das Staatsministe¡ium unabhängig vom

Ergebnis sei-ne¡ 0rganisationsuntersuchung die Zahl der Sachbearbeiter und

voraussichtlich auch die der Hilfskräfte um je acht Stellen vermindern.

Damit würden zugleich Sachbearbeiteraufgaben auf dj.e Bearbeiter abge-

schichtet. Deren Zahl könne deshalb derzeit nicht verringert h,erden.

Die Feststellungen des ORH zur Verwaltung Arztlicher Dienst träfen inso-
weit zu, als die Organisationsvorgaben teilweise nur unzureichend in die
Praxj-s umgesetzt worden seien. Ansonsten habe der bisherige Stand der

untersuchungen das staatsministerium darin bestärkt, die dieser 0rgani-
sationseinheit zugeordneten Aufgaben beizubehalten.
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Zum Abschnitt Sonderbetreuung wurde ausgeführt, daß bei der Fortschreibung

des Organisationsplans auch untersucht werde, ob für diese Aufgabe wej-ter-

hin eine eigene 0rganisationseinheit erforderlich sei.

Der ORH wird die Angelegenheit nach Abschluß der vom Staatsministe¡ium

eingeleiteten 0rganisationsuntersuchungen weiterverfolgen. Er sieht es als
ersten Erfolg an, daß das Staatsministerj-um vorab bereit j-st, insgesamt

16 Stellen für Verwaltungskräfte abzubauen.

24.3 Innere Dienste

Fü¡ die inneren Dienste (2.8. Pförtner, Poststelle, Hausverwaltung, Reini-
gungspersonal) standen bis zum Jahr 1985 insgesamt 177 Stellen zur Verfü-
gung. Das Staatsministerium hatte das Landesversorgungsamt beauftragt,
den im wesentli.chen zuletzt 1980 ermittelten Personalbedarf für die inne-
ren Dienste neu festzusetzen. Dies ist ab 1. März 1985 mit einer Verringe-
rung des Personals um 15 auf 162 Stellen geschehen. Hierbei hat das Lan-

desversorgungsamt allerdings die vom 0RH unmittelbar zuvor getroffenen

Feststellungen nur teilweise berücksichtigt.

Der OBH hat die Auffassung vertreten, daß weitere 14 Stellen abgebaut wer-

den könnten, und zh,ar acht Stellen für Haushandwerker, vier SteIIen im

Pfortendienst und zwei Stellen für Lager- und Versandarbeiter.

Das Landesversorgungsant ist bei den Haushandwerkerdiensten den Vorschlä-
gen des ORH nicht gefolgt. Nach seiner Meinung ist neben dem Hausmeiste¡

in jedem Versorgungsamt mindestens ein Haushandwerker notwendig, um die
Vertretung bei Krankheit, Urlaub, Freizeitausgleich u.ä. durch eine quali-
fizierte Kraft sicherzustellen. Dies sei erforderlich, um akute Störungen

in den Ver- und Entsorgungsei-nrichtungen der Díenstgebäude zu beseitigen
bzw. größere Schäden zu vermeiden.

Im Pfortendienst wurde das Pe¡sona1soll um drei Stellen vermindert. Eine

der beiden SteÌlen für Lager- und Versandarbeiter wurde mit einem kw-Ver-

merk versehen.

Der ORH wird seine Vorschläge auf Ei-nsparung von wej.teren zehn Stellen
weiterverfolgen. Er weist darauf hin, daß den Versorgungsämtern bei den

inneren Diensten durchschnj.ttlich 13 Dienstkräfte (ohne Reinigungsperso-

nal) zur Verfügung stehen und daß dieses Personal insgesamt wesentlich

flexibler als bisher eingesetzt werden müßte. fnsbesondere sollten sich

die Dienstkräfte im allgemeinen gegenseitig vertreten.
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Fachaufgabengebiete

Bei der Neuorganisation im Jahr 1985 wurden in den Fachaufgabengebieten

Soziales Entschädigungsrecht und Schwerbehindertenrecht elf Stellen für
Sachgebietsleiter abgebaut. Den verbliebenen 39 Sachgebietsleitern sind
weiterhin entwede¡ drei Renten- bzw. Behindertenabschnitte oder zwei Ab-

schnitte und eine Querschnittsaufgabe (2.8. Grundsatzfragen) zugewiesen.

Bereits anläßlich der Rechnungsprüfung 1979 hatte der OBH festgestellt,
daß eine zufriedenstellende Auslastung der Sachgebietsleiter bei nur drei
unterstellten Abschnitten nicht eneicht werden kann. Das Staatsministe-
rium hat daraus jedoch keine Fol-gerungen gezogen.

Die neuerdings durchgeführten Prüfungen haben zum gleichen Ergebnis
geführt. Ergänzend wurde festgestellt, daß

- die Belastung eines Sachgebietsl-eiters mit einem Behindertenabschnitt
wesentlich geringer ist als mit einem Rentenabschnitt; sie beträgt nach

den Feststellungen des ORH et!,/a ein DritteL der in ei.nem Rentenabschnj.tt
anfallenden Arbeit;

- die Querschnittsaufgabe Grundsatzfragen bei allen Ämtern gleich gewich-

tet worden ist, obwohl die einzelnen Versorgungsämter mit rd.260 bis
860 Fäl1-en im Jahr hierbei quantitativ unterschiedlich belastet sind;

- der Anteil der Sachgebietsleiter im höheren Dienst überhöht ist.

Der OBH hat vorgeschlagen, jedem sachgebietsreiter zwei Benten- und drei
Behindertenabschnitte zu unterstellen. Dadurch könnten acht Stelten für
Sachgebietsleiter eingespart werden. ZugJ_eich hat er angeregt, die unter-
schiedliche Belastung mit Querschnittsaufgaben bei den kleineren Versor-
gungsämtern durch Zuweisung von ein bis zwei weiteren Behindertenabschnit-
ten auszugleichen. Ferner häIt er neben dem Amtsleiter im aJ-lgemeinen

einen bis zwei höhere Verwaltungsbeamte mit juristischer Vorbildung je
Versorgungsamt für ausreichend.

Das Staatsministe¡ium hat mitgetei-J-t, daß es die Anregungen des OBH zur
TahL der einem Sachgebietsleiter zu unterstell-enden Abschnitte bei der
Fortschreibung des 0rganisationsplans berückslchtigen werde. Für die
Bewertung der unte¡schiedlichen Arbeitsmengen aus den Renten- und Be-

hindertenabschnitten stünden derzeit nicht genügend rnformatj-onen zur
VerfÜgung. Hinsichtlich der Querschnittsaufgabe Grundsatzfragen müsse dem

Landesversorgungsamt ein Entscheidungsspierraum für örtliche und persön1i-
che Gegebenheiten eingeräumt werden. Die Stellen für Sachgebietsleiter im
höheren Dienst seien in den vergangenen Jahren bereits spürbar vermindert
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brorden (um acht Stellen). Eine weitere Heduzierung käme nicht in Eetracht,

da aus diesem Bereich auch Nachv,,uchskräfte für das Staatsministerium und

die Gerichte im Geschäftsbereich gevt,onnen werden'

Der OBH hält an sèinen Feststelfungen fest; auch mit seinen Forderungen

kann dem Anliegen des Staatsministeriums Rechnung getragen werden. Er wird

das Ergebnis der Fortschreibung des Organisationsplans sorgfältig beobach-

ten,
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E I N Z E L P L AN¡ L3
( ALLGEMEINE F I NANZVER,IIALTUNG )

25 Ster¡eraufkcæn uqd Sterærei¡nalæn
(Kap. 13 01)

Die Steuereinnahmen des Freistaates Bayern h,aren 1987 um

5,4 v.H- höher als im Vorjahr (Zuwachsrate 1986: 5,0 v.H.). Bei
den Gemeinschaftsteuern sind vor allem die anteiligen Einnahmen
aus der Lohnsteuer und der Umsatzsteuer angestiegen. Bei den
Landessteuern entfällt die höchste Zuwachsrate auf die Vermögen-
steuer.

%-l Das im Freistaat Bayern erzielte Gesamtaufkommen an Gemeinschaftsteuern

des Bundes und der Länder sowie an Landessteuern (einschließ1ich der Zer-

legungsanteile bei der Lohn- und Körperschaftsteuer, ohne dÍe von der

Zollverwaltung erhobene Einfuhrumsatzsteuer) hat sich wie folgt entwik-
kelt:

Zahlenübersi.cht 1

Jahr Mio DM Veränderungen
gegenüber dem
Vorj ahr

v. H.

1983

1984

1985

1986

1987

47 337,4

49 t75,1
52 525,3

54 921,6

58 597,9

+ 5r7

+ 3,9
+ 618

+ 4,6
+ 617

Das Steueraufkommen ist im Haushaltsjahr 1987 um 3676,3 Mio DM (d.s.

6,7 v.H.) gegenüber dem Vorjahr gestiegen.

25.2 Vom Gesamtaufkommen an Steuern (einschließlich des Anteils an der Ein-
fuhrumsatzsteuer) verblieben dem Freistaat Bayern nach Abzug der jewei-

ligen Anteile des Bundes und der Gemeinden in den Haushaltsjahren 1983

bis 1987 folgende Steuereinnahmen:
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Genpinschaftsteuern

Lohnsteuer

Veranlagte Einkommensteuer

Nichtveranlagte Steuern vom Ertrag

Körperschaftsteuer

Umsatzsteuer

Gewerbesteuerumlage

Summe 1

Landessteuern

Vermögensteuer

Erbschaft- und Schenkungsteuer

Grunde¡werbsteuer

Kraftfahrzeugsteuer
Rennì¡,ett- und Lotteriesteuer
Feuerschutzsteuer

Biersteuer
Summe 2

Zahlenübersicht 2

Jahr SoII ]t.
Haushaltspl.

Mio DM

Ist-
Einnahmen

Mio DM

Veränderung de¡ Ist-
Einnahmen gegenÜber

dem

Steuerdeckungs-
quote

v.H.

Haushalts-
plan
v. H.

Vorj ahr

v.H.

1983

1984

1985

1986

7987

23 959,7

25 601,9

27 -t82,O

28 806,0

29 558,0

24 303,4

26 002,2

27 348,8

28 708,3

30 269,1

+ tr4
+ 1,6

+ 0,6

- 0,3

+ 2.4

+ 6,9

+ 7,O

+ 5r2
+ 5,0

+ 5.4

66,9

73,3

73,2

73,7

76.0

Die Steuereinnahmen des Staates im Jahr 1987 sind gegenÜber dem Vorjahr

um 1560,8 Mio DM (+ 5,4 v.H.) gesti-egen und lagen un 7LI,! Mio DM (+ 2,4

v.H.) deutlich Über den im Haushaltsplan veranschlagten sollbeträgen.

Folgende Mehr- oder Mindereinnahmen wurden 1987 bei den einzelnen Steuern

gegenüber dem Vorjahr erzielt:

Veränderung gegenÜber dem Vorjahr

Mio DM v.H.

1.005,I

- 8,5

77 ,8

- 258,8

581,0

- 41 ,2

1356,2

242,5

73,t
26,8

- 160,6

20,7

7,8

- 5r7

2O4,6

1560, I

+ 8,7

- 0,4
+ 14,8

- 9,1
+ 8,3

- 9,9
+ 5,5

+ 29,7

+ 21 ,7

+ 4,6

- 9,3

+ 7,9

+ 10,7

- tr7
+ 4,9

+ 5,4Summe 1 und 2
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Die nachfolgende Zahlenúbersicht 3 und das Schaubild zeigen, wie sich die

Einnahmen des Staates aus den wichtigsten Steuerarten im einzelnen ent-

wickelt haben:

ZahIenübersicht 3

Schaubil"d

Entuicktung den Einnahnen des Fnetstaetes Bayenn

ar¡s den richtigsten Steuenanten (1983 bis 19871

llio tl

'1.1000

12000

LolrËta.F

tþtzJtcLrf'

5000

2000

Jahr Lohn-
steuer

Mio 0M

veranlagte
Einkommen-
steuer

DMftlio

Körper-
schaft-
steuer

Mio 0M

Umsatz-
steuer

Mio DM

Kraft-
fahrzeug-
steuer

Mio OM

Vermögen-
steuer

Mio 0M

1983

1984

198s

1986

1987

I 437,8

10 094,3

ll ot2,4
L7 527,8

t2 527,7

2 324,4

2 073,6

2 260,7

2 277,O

2 268,5

7 94?,7

2 469,3

2 84!,3
2 842,3

2 583,5

6 325,8

6 928,3

6 707 ,9

6 986,4

7 567,4

7 277,2

1 365,1

1 376,6

7 728,2

1 567,6

823,7

840,9

763,4

815,6

1 058.1

19gl 1S4 l*t 1s 19I''
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L o h n st e u er a u f k o mm e n des Jah-

dem Vorjahr um 1005,9 Mio DM (+ 8,7 v.H') auf

Lohnsteuer stellt damit auch weiterhin die ein-

25:2.2 Auf dem Níveau der Vorjahre bewegen sich die kassenmäßigen Einnahmen aus

der E i n k ommensteuer. sieminderten sichgegenÜberdem

Vorjahr geringfÜgig um 8,5 Mio DM (- 0,4 v.H.). Bei einer vergleichenden

Betrachtung der Einnahmen aus der Einkommen- und der Lohnsteuer ist aI-

lerdings zu berücksichtigen, daß das kassenmäßige Aufkonunen an Einkommen-

steuer nicht nur durch die aus der Einkornrnensteuer gezahlten Investi-

tionszulagen und Erstattungen bei Arbei-tnehmerveranlagungen, sondern auch

durch die Anrechnung der im Quellenabzug erhobenen Steuern (Lohnsteuer,

Kapitalertragsteuer) und der Körperschaftsteuer wesentlich beeinflußt

wird. Zum Rückgang der Einnahmen aus der Einkommensteuer trug vo¡ al1em

ein weiterer Anstieg der Kapitalertragsteuer (+ 75,5 Mio DM) sowie der

Steuererstattungen bei der Veranlagung von A¡beitnehmern (+ 93,7 Mio DM)

bei. Auch wurden um 10,4 Mio DM mehr an Investitionszulagen ausgezahlt'

Die Zahlungen an Investltionszulagen und Lohnsteuererstattungen aus der

Einkommensteuer haben sich in den letzten Jahren wie folgt entwickelt:

Zahlenübersicht 4

1983

Mio DM

1984

Mio DM

1985

Mio DM

1986

Mio DM

7987

Mio DM

Investitionszulagen aus
de¡ Einkommensteuer
( Landesanteil)

Erstattungen nach $ 46
EStG (Landesantei-l/
Soubeträge)

119 ,8

t 174,5

245,8

t 255,4

161,9

t 364,2

68 ,3

1 535,6

78,7

1 629,3

Die Verflechtung von Lohn- -'und Einkommensteueraufkommen ergibt sich auch

aus den vom Landesart fÜr Statistik und Datenverarbeitung vorgelegten

Steuerstatistiken (zuletzt Einkornmensteuerstatistik und Lohnsteuerstati-

stik 1983) und der aus diesen entwickelten Übersicht Über die Einkonrnens-

struktur der natÜrlichen Personen in Bayern. Die nachfolgende ZahlenÜber-

sicht 5 glbt demgemäß elnen Überblick Über die Lohn- und Ej-nkommensteuer-

zahler im Jahr 1983, gegliedert nach der Einkunftsart, aus der ihre Ein-

künfte überwiegend stammten.
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P
ersonengruppe

Lohn- und E
inkom

m
en-

steuerpfLj-chtige 
1)

G
esam

tbetrag der E
inkünfte

Jahreslohnsteuer 
und veran-

lagte E
inkom

m
ensteuer

A
nzahl

A
nteil
v.H

.
M

io 0M
A

nteil-
v.H

.
M

io 
D

M
A

nteil
V

. H
.

Lohn- und E
inkqrm

ensteuer-
pflichtige 

insgesam
t

3 952 193
100,0

147 637
100,0

27 595
r.00,0

Lohnsteuerpflichtige 
m

it E
in-

künfben nur oder überviegend
aus nichtselbständiger 

A
rbeit

darunter: N
ichtveranlagte Lohn-

steuerpflichtige

V
eranlagte 

Lohnsteuer-
pfJ-ichtige

m
it E

inkünften nur aus
n ichtselbstä ndiger
A

rbei-t

m
it E

inkünften
übervriegend
aus nichtselbständiger
A

rbeit

3 485 772
88,2

777 873
79,8

18 797
68,1

L 782 537

554 348

t 
148 827

45,7

t4,o

23,t

38 159

26 Ltt

s3 603

25.8

17 ,7

36.3

4 398

4 942

I 
457

1-5,9

17 ,9

34.3

E
inkorm

ensteuerpflichtige 
ohne

oder ohne überriegende E
inkûnfte

E
U

s nichtselbstãndiger 
A

rùeit

darunter: m
it E

inkünften nicht
überw

iegend aus nicht
seLbständiger A

rbeit
ohne E

inkünfte aus nicht-
sel-bständiger A

rbeit

466 481
1L,8

29 758
20,2

I 
798

31,9

771, 447

295 034

4,3

7,5

t5 734

74 024

lO
,7

9,5

5 038

3 760

18,3

13,6
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Die Übersichten zeigen, wie stark sich die Gruppen der Lohnsteuerzahler

und der zur Einkommensteuer veranlagten Steuerpflichtigen,Überschneiden

und wie stark sie am Steueraufkommen beteiligt sind:

- Nahezu die HäIfte der Steuerpflichtigen, die ausschließlich oder ilber-

wiegend Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit bezogen, wurde für 1983

zur Einkommensteuer veranlagt, Der AnteiI dieser Steuerpflichtigen an

der Gesamtzahl der Lohn- und Einkommensteuerzahler betrug 43,1 v.H., der

Anteil an den Einkünften 54,0 v.H.; vom Lohnsteuer- und Einkommensteuer-

aufkommen insgesamt haben sie 52,2 u.H. aufgebracht.

- Die nichtveranlagten Lohnsteuerpflichtigen machten zwar 45,1 v.H. der

Lohn- und Einkomnensteuerzahle¡ aus, ihr Anteil an den Einkünften betrug

aber nur 25,8 v,H,; zum Lohn- und Einkommensteueraufkonmen trugen sie

lediglich mit 15,9 v.H. bei.

Die Einkommensteuerstatistik 1983 weist für die zur Einkommensteuer ver-

anlagten Steuerpflichtigen eine Summe der positiven EinkÜnfte in Höhe von

118 604 Hio DM aus. Hiervon entfiel auf veranlagte Steuerpflichtige, die

ausschließIich oder überwiegend Ej-nkünfte aus nichtselbständiger Arbeit
bezogen, ein Betrag von 86 015 Mio DM, auf die Übrigen veranlagten

Steuerpflichtigen ein Betrag von 32 589 Mio DM. Nach Zu- und Abrechnungen

sowie Ausgleich mit Verlusten ergab sich nach der vorstehenden Zahlen-

übersicht 6 bei den veranlagten Lohnsteuerpflichtigen, die ausschließlich

oder überwiegend Einkünfte aus nichtselbständiger A¡beit bezogen, ein Ge-

samtbetrag der Einkünfte von 79 7I4 l4ío DM. Die Differenz von 6301 Mio DM

zu den positiven Einkünften gibt einen Anhaltspunkt für die Größenordnung,

in der bei den veranlagten Lohnsteuerpflichtigen Verluste aus ande¡en Eln-

kunftsarten vorgelegen haben.

25.2.3 Ein deuÈl,icher R[ickgang um 258,8 Mio 0M (- 9,1 v.H.) ist bei den Einnah-

nen aus der K ö r p e I s c h a f t s t e u e r zu verzeichnen. Die

Minderung ist im wesentlichen auf einen starken BÜckgang des Zerlegungs-

anteils an der Körperschaftsteuer in Höhe von 237 Mio DM zurÜckzufÜhren.

Oas von den bayerischen Finanzämtern erhobene Körperschaftsteueraufkommen

sank dagegen lediglich um 21,8 Mio 0M (- 0,9 v.H.).

25.2.4 Die anteiligen Einnahmen des Freistaates Bayern an der U m s a t z -
s t e u e r verbesserten si-ch deuttich um 581 Mio DM (+ 8,3 v.H.) auf

7567,4 Mio DM. Angestiegen ist unter Berücksichtigung der Ausgleichszah-

lungen im Rahmen der Abrechnung bei der Steuerverteilung der Anteil an

der Umsatzsteuer um 649,4 Mio DM (+ 77,6 v.H.), während der Anteil am

Aufkommen aus der Einfuhrumsatzsteuer geringfügig um 68,4 Mio DM (- 2,7

v.H.) abgesunken ist.
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Die dem Land verbliebenen Einnahmen aus der Umsatzsteuer haben sich somit

wie folgt entwi.ckelt:

Umsatzsteueraufkommen der Finanzämter

im vorläufigen Vollzug einbehaltener
Landesanteil

in v.H.

in Mio DM

Ausgleichszahlungen bei der Abrechnung
der Steuerverteilung
Umsatzsteueranteil des Staates

vom Bund überwiesener Anteil an der
Einfuhrumsatzsteuer

Landesanteil somit

1986

Mio DM

10 518,1

(32,2)

3 386,8

301,3

3 688,1

3 298,3

6 986,4

1987

Mio DM

t2 092,9

(35,0)

4 232,5

105 ,0
4 337,5

3 229,9

7 567 ,4

25.2.5 Beiden Landessteuern istim Jahr1987die Kraf t-
f a h rz eu gste uer gegenüberdemVorjahrum160,6MioDM
(- 9,3 v.H.) gewnken. Dies beruht vor allem darauf, daß das Vorjahresauf-
korunen wesentlich du¡ch einen einmaligen Nachholeffekt aus der erhöhten
Kraftfahrzeugsteuer für nichtschadstoffarme Pkw beeinflußt war (v91. OBH-

Bericht 1987, TNr. 27.2.5). VergleJ-cht man das Aufkommen mit dem Jahr
1985, so ergibt sích innerhalb des Zeitraums von zwei Jahren ein Zuwachs

von 191 Mio DM (= 13,9 v.H.).

Erhebliche Mehreinnahmen konnten bei der V e rm ö g e n st e u e r so-
wie bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer
erzielt werden. So stieg die Vermögensteuer im Zusammenhang mit der aIle
drei Jahre erfolgenden Hauptveranlagung auf den 1. Januar 1986 im Haus-

haltsjahr 1987 um 242,5 Mio DM (+ 29,7 v.H.) auf 1058,1 Mio DM und die
Erbschaft- und Schenkungsteuer um 73,1 Mio DM (+ 2!,7 v.H.) auf 410 Mio DM

an.
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Prúfung &r Finanzärter

Schwerpunktmäßige PrÜfungen haben ergeben, daß Kontrollmitteilun-
gen zwischen den Finanzämtern z.T. nur unzureichend ausgeb,ertet
wurden. Die Prüfungen im Jahr -1987 haben schon nach den bisher
vorliegenden Stellungnahmen der Finanzämter zu nachträglichen
Festsetzungen an Steuern und Zinsen in Höhe von fast 1,5 Mio DM

geführt.

Im Jahr 1987 hat der OBH bei neun Finanzämtern und Finanzamtsaußenstellen

örtliche Prüfungen durchgeführt. Geprüft wurde vor allem die zeitgerechte

und sachlich zutreffende Festsetzung und Erhebung der Steuern und sonsti-
gen Abgaben einschließlich der Feststell-ung der Einheitswerte des Be-

triebsvermögens und der Festsetzung der Gewerbesteuermeßbeträge. Die PrÜ-

fungen beschränkten sich auf Stichproben, wobei PrÜfungsschvrerpunkte 9e-
bildet wurden.

Die Prüfung einzelner Steuerakten und schv',erpunktmäßige Erhebungen in ver-

schiedenen Teilbereichen fÜhrten zu einer Feihe von Feststellungen mit

tej-lweise beträchtlichen finanziel-Ien Auswirkungen. Neben rein einzelfall-
bezogenen Fehlern ergaben sich insbesondere Beanstandungen allgemeiner

Art, die Mänget in der Zusarunenarbeit zwischen den Finanzämtern betrafen.

So wurde wiederholt festgestelJ.t, daB Ìtlitteilungen anderer Finanzärter

über dort gesondert festgestellte Einkünfte und Anteile an Vermögen nicht
sorgfältig genug bearbeitet worden h,aren. Häufig waren derartige Mittei-
lungen auch dann nj-cht volJ-ständig oder nicht rechtzeitig ausge\Â,ertet

worden, h,enn Mehrungen bei der Einkommensteue¡ und Vermögensteuer ohne

weiteres erkennbar waren. Al1ei-n hieraus ergaben sich bisher nachträgliche
Einkommensteuerfestsetzungen von rd. 1 Mio 0M.

Ähnliche FeststelLungen ergaben sich zur Bearbeitung von Mitteilungen der

zentralen Erbschaft- und Schenkungsteuerstellen. Diese Arbeitsgebiete ha-

ben den Veranlagungsfinanzämtern bedeutendere Nachlässe und Erwerbe zur

einkommen- und vermögensteuerlichen Auswertung mitzuteilen. Der ORH hat

bei einem VeranlagungsfinanzanrÈ schhrerpunktmäßig geprÜft, ob aus diesen

MitteiJ-ungen die erforderlichen steuerLichen Folgerungen gezogen wurden.

Dabei zeigte sich, daß die übersandten Mitteilungen wiederholt nicht auf-
findbar waren und deshalb auch nicht ausgewertet werden konnten; in ande-

ren Fäl1ten war die Auswertung unvollständig oder fehlerhaft. Die Bereini-
gung dieser mangethaften Bearbeitungen führte all-ein bei diesem Finanzamt

zu nachträglichen Festsetzungen von 116 000 DM bei der Einkommen- und von

36 000 DM bei der Vermögensteuer.
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Auch die Festsetzung von Hinterziehungszi-nsen wurde teifweise vernachläs-

sigt. Nach $ 235 Abgabenordnung sind hinterzogene Steuern zu verzinsen.

Hierzu haben die zentralen Bußgeld- und Strafsachenstellen in Fällen mit

vollendeter Steuerhinterziehung den fÜr die Zinsberechnung und -festset-
zung zuständigen Arbeitsgebieten der Veranlagungsfinanzämter Mitteilungen

zu übersenden. Dies ist regelmäßig auch geschehen; bei den geprÜften

Fi-nanzämtern und Außenstellen sind jedoch wiederholt die e¡forderlichen

Zinsberechnungen und -festsetzungen unterblieben, Nach den Erhebungen

des OBH befanden sich in einer verhältnismäßig großen Zahl de¡ FäIle die

von den zentralen Bußgeld- und StrafsachensteLlen Übersandten Strafnach-

richten oder die entsprechenden Mitteilungen bei Selbstanzeigen entweder

überhaupt nicht bei den Steuerakten oder waren diesen nur unausgewertet

beigeheftet, obwohl auf die Zinsforderung in den Benachrichtigungen

ausdrücklich hingewiesen worden war.

Die bisher aufgrund der PrÜfungen nachgeholten Festsetzungen in noch

nicht verjährten Fä1ten ergaben nachträgJ-iche Zi.nsberechnungen von

254 000 DM. Darüber hinaus hat der OBH die Verwaltung allgemein gebeten,

bregen der nur kurzen Festsetzungsfrist von einem Jahr kÜnftig auf die

rechtzeitige Auswertung solcher Benachrichtigungen besonders zu achten.

Kaufnännisch eingerichtste StaatsHriebe
Staatsbãder

(Kap. 13 05 Anlage C Nrn. 3 bis 7)

Die Kurverwaltungen von zwei
örtlichen Sporùvereinen die
chend wahrgenornmen. In zwei
des Staates durch erhebliche

Staatsbädern haben bei Verträgen mit
Interessen des Staates nicht ausrei-
Fä1ten wurde die Verhandlungsposition
Vorleistungen unnötj-g geschwächt.

27.L

Der oRH hatte in seinem Bericht 1986 (TNr. 30) einen Überblick Über die

Staatsbetriebe gegeben und dabei auch die allgemeine wirtschaftliche Ent-

wicklung der fÜnf bayerischen Staatsbäder dargestellt. Bei zwischenzeit-

lich durchgefÜhrten Prüfungen wurde festgestellt, daß zwei Kurverwaltun-

gen mit örtfichen Sportvereinen langfristige Verträge abgeschlossen haben,

die sich aus de¡ Sicht des Staates als unwi¡tschaftlich darstellen.

Eine Kurverwaltung hat ihre gesamte Tennisanlage seit 1975 an den örtli-
chen Tennisclub velpachtet. Es handelt sich um elf Freiplätze, von denen

der Club drei auf eigene Kosten errichtet hatte, und ej-n Clubhaus, das in

den Jahren L984 und 1985 überwiegend auf Kosten der Kurverwaltung

(463 000 DM von insgesamt 683 000 DM) renovj-ert und erweitert worden war.

Der Pachtzins für die gesamte Anlage beträgt z.Z. jährlich nur 500 DM.
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Darüber hinaus errichtete die Kurverwaltung auf l,rlunsch des Tennisclubs im

Jahr L977 auf einem benachbarten 3000 m2 großen staatseigenen GrundstÜck

eine Tennishalte mit zwei Spielfeldern, die im März 1978 vom Verein in Be-

trieb genommen wurde. 7ur Finanzierung der HerstelJ.ungskosten von

525 000 DM leistete der Ctub eine Pachtzinsvorauszahlung von 345 000 DM.

Ein Vertrag über die Nutzung der Halle wurde weder bei Baubeginn noch vor

Übergabe der Halle geschlossen.

AIs angemessenen Pachtzins fÜr die Tennishalle hatte die Verwaltung eine

Jahrespacht von 41 000 DM ermittelt, jedoch im Hinblick auf das kurbe-

triebliche Interesse einen Mindestbetrag von nur 27 000 DM gefordert. Aber

erst mehr als drei Jahre nach Übergabe der Halle an den Club kam ein Ver-

trag zustande, in dem sich die Kurverwaltung schließIich mit einem Pacht-

zins von jährlich 19 500 DM zufriedengab, der zudem ohne die bei lang-

fristigen Verträgen üblj-che Anpassungsklausel- auf 22 Jahre festgeschrieben

wurde und der im Übrigen mit der Pachtvorauszahlung verrechnet wird- Der

Club übe¡nahm den inneren Bauunterhalt, insbesondere fÜr die Erneuerung

von Platzzubehör sowie fÜr die zum Betrieb der Tennishalle notwendigen

Einrichtungen (2.8. Bodenbelag).

Der ORH hat beanstandet, daß die Verwaltung Vertragsverhandlungen erst ge-

führt hat, als die Tennishalle dem Nutzer längst übergeben war. Ihre Ver-

handlungsposition v,,urde dadurch unnötig geschwächt, so daß die ursprÜng-

lich ermittelte Jah¡espacht von 41 000 DM bei weitem nicht erreicht werden

konnte. Eine Kostendeckung wj-rd bei dem gegenwärtigen Pachtzins auch nicht

annähernd erzielt.

Das Staatsministerium der Finanzen hat ausgefÜhrt, daß die Kondltionen das

Ergebni,s langwieriger Verhandlungen seien, das fÜr den CIub zwar gÜnstig

seí, aber auch seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und seine Eigen-

leistungen berücksichtige. Es sei bedauerlich, daß bei BerÜcksichtigung

der Abschreibungen, des zu Lasten des Frej-staates zu erwartenden Bauunter-

ha1ts, der kalkulatorisch anzusetzenden Verzinsung des GrundstÜcks- und

Gebäudewerts sowie des konkret verelnbarten Pachtzinses keine Kostendek-

kung erreicht werde; dies mÜsse jedoch im Hj.nblick auf die damit fÙr den

Kurort altgemein und für die Kurverwaltung im besonderen verbundenen Vor-

teile, die die Existenz derartiger Einrichtungen bringe, a1s das kleinere

übel akzeptiert werden. Eine Anpassungsklausel hätte bedauerlicherweise

nj-cht durchgesetzt werden können; es sei jedoch beabsichtigt, bei sich

bietender Gelegenheit die Konditionen fÜr den Staat zu verbessern. Die

Auffassung des ORH, die Verhandlungsposltion der Kurverwaltung sei dadurch

geschwächt worden, daß der Vertrag über die spätere Nutzung der Halle erst
drei Jahre nach deren Erríchtung zustande kam, könne niclit geteilt werden.
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Auch nach Auffassung des ORH besteht zwar i-n einem Kurort grundsätzlich

ein Interesse an der Exj-stenz von Tennisanlagen. Daß die Vorleistung des

Staates aber seine Verhandlungsposition beeinträchtigt hat, entsprlcht

allgemeiner Lebenserfahrung. Dies fÜhrte zwangsläufig dazu, daß dem

Tennisclub zum Nachteil für die Staatskasse allzu gÜnstige Konditionen fÜr

die Tennishalte eingeräumt werden mußten. Sie lassen sich nach Auffassung

des ORH mit einem anerkennenslverten kurbetrieblichen Interesse schon des-

halb nicht rechtfertigen, weil ihm bereits durch die Übertassung der Frei-
anlage mit dem gut ausgestatteten Tennishaus zu einem Pachtzins von nur

500 DM jährli-ch ausreichend Rechnung getragen wurde. Außerdem erhöhen die

Kurgäste - sie machen nach Angaben des Tennisclubs rd. ein Drittel der

Spieler aus - die Auslastung de¡ Tennisanlagen und bringen dem Tennisclub

zusätzliche Einnahmen.

Das Staatsministerium trägt vor, der Tennisclub habe die Pflege und den

inneren Bauunterhalt zu tragen und bereits für die Erneue¡ung des Boden-

belages in der Tennishall-e 70 000 DM sowie fÜr die Ausstattung des Club-

hauses 100 000 DM aufgewendet.

Pflege und innerer Bauunterhalt, zu dem auch die Erneuerung des Bodenbe-

Ìags gehört, sind vertragsübliche Obliegenheit des Pächters; Lasten dieser

Art sind von jedem Tenniscfub als notwendige Folge seines Spielbetriebs

im eigenen Interesse zu tragen. Entsprechendes gilt auch fÜ¡ die vom Ten-

nisclub behaupteten, jedoch nicht belegten Aufwendungen im Clubhaus, das

dem Verein ohnehin trotz der hohen staattichen Aufwendungen zu sehr gÜn-

stigen Konditionen überlassen wurde.

Dieselbe Kurverwaltung hat ihren seit tgtt bestehenden, landschaftlich
reizvoll gelegenen Achtzehn-Loch-Golfplatz sanTÈ einem Clubhaus an den

örtlichen Golfclub für jährlich 22 000 DM verpachtet. Die Verpachtung ist
mit laufenden Verlusten verbunden, weil die Kurverwaltung eine Beihe von

Aufwendungen (2.8. für bestimmte Instandhaltungen) zu tragen hat, die

durch den Pachterlös nicht ausgeglichen werden. Das Defizit beläuft sich

auf jährlich rd. 20 000 DM; dabei sind anteilige Gemeinkosten und die Ve¡-

zinsung des eingesetzten Kapitals, insbesondere des GrundstÜckswerts,

noch nicht berücksichtigt. Die Kurverwaltung rechtfertigt den niedrigen

Pachtzins auch hier mit dem kurbetrieblichen Interesse.

Da der Golfplatz mit einer Fläche von nur 34 ha den Bedingungen fÜr die

Austragung von offiziellen Meisterschaften und internationalen Turnieren

nicht entsprach, bat der Golfclub die Kurverwaltung, die fÜr eine Platzer-

weiterung notwendigen Grundstücke von insgesamt rd. 5 ha hinzuzuerwerben

und dem Verein zum Ausbau zu überlassen. Das Staatsministerium der Finan-
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zen stimmte einem entsprechenden Artr.ag de¡ Kurverwattung zu. Da fÜr den

Grunderwerb jedoch ein Kostenrahmen von höchstens 300 000 DM (= 59 000 m2

à 6 DM) festgelegt wurde, erklärte sich de¡ Golfclub berej-t, die Überstei-

genden Kosten (ca. 100 000 DM) zu Übernehmen.

Inzwischen hat die Kurverwaltung die erforderlichen F1ächen erworben' Nach

Mitteilung des Staatsministeriums laufen derzeit die Planungs- und Vorbe-

reitunsmaßnahmen des Pächters fÜr die neuen FIächen' Die Kurverwaltung

beabsichtigt, den Pachtzins erst zun 1. Januar 1992 unter BerÜcksichtigung

der beiderseitigen Aufwendungen fÜr den Grunderwerb zu ÜberprÜfen.

Das angegebene Datum ist dem bisher geltenden Pachtvertrag entnommen und

bezieht sich dort auf eine AnpassungskLausel.. Die neu hinzugekommene FIä-

che ist indessen noch nicht Gegenstand dieses Pachtve¡trags. Die Verwa]-

tung hat es versäumt, hierÜber rechtzeitig einen neuen Vertag zu schlie-

ßen. Sie hat sich damit auch hier in die gleiche ungÜnstige Verhandlungs-

position begeben brj.e in dem in der vorhergehenden Textnummer geschilder-

ten Fa1I.

Das Staatsministe¡ium der Finanzen ist der Ansicht, die einstweilige Über-

lassung der neuen Flächen gehe nicht zu Lasten des Staates, sondern Vor.-

Ieistungen erbrínge lediglich der Golfclub. Dem ist entgegenzuhalten, daß

die Kurvemaltung für den Grundstückserwerb in Interesse des Golfclubs

300 000 DM ausgegeben hat, und zbra! ohne vorherige vertragliche Absiche-

rung über ein angemessenes Entgelt für die Überlassung. Der oBH häIt es

für geboten, daß sich die Verwaltung nunmehr alsbald um eine angemessene

Erhöhung des Pachtzinses bemÜht.

Eine andere Kurverwaltung hat seit 1981 ihre Tennisanlage (3000 m2 mit

zwei Hartplätzen) an den örtLichen Tennisclub verpachtet. De¡ vereinbar-

te jährliche Pachtzins von 100 DÈl bleibt vãhrend der gesamten Pachtdauer

von 30 Jahren unverändert.

Der Pächter verpflichtete sich, die beiden vorhandenen Tennisplätze zu sa-

nieren und zìlei weitere Plätze auf dern GrundstÜck des Staatsbades zu er-

richten sowie die P1ätze laufend zu .unterhalten. Zur Finanzierung der Bau-

maßnahmen gewährte die Kurverwaltung einen Zuschuß von 176 000 DM, während

de¡ Verein nur eine Barleistung von 4800 DM und Arbeitsleistungen im hlert

von 13 900 DM, insgesamt also knapp 19 000 DM, einbrachte. Der Tenniscfub

verpflichtete sich ledlglich, einen der vier Plätze bevorzugt den Kurgä-

sten gegen ein entsprechendes EntgeJ.t (2.2. 14 DM/h) zur verfÜgung zu

stellen.
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Auch nach Auffassung des ORH fördert die Bereitstellung von Tennisplätzen

auch in diesem Falle mittelbar die kurbetriebl-ichen Interessen. Der Ver-

trag widerspricht dennoch dem Grundsatz, daß Leistung und Gegenl-eistung

der Vertragspartner gleichwertì-g sein so11en, denn der örtliche Tennis-

club erhielt ohne ins Gewicht fallende Eigenleistung dj-e Tenni-sanlage für
30 Jahre zur fast unentgeltlichen Nutzung. Zusätzlich bringen zahlende

Kurgäste dem Verein elne höhere AusJ-astung seiner Anlagen und verbessern

dami-t deren Wirtschaftlichkeit.

Das Staatsministeri-um hat ausgeführt, daß die eigentliche Gegenleistung

in der laufenden Unterhaltung und Pflege der vier Tennisplätze durch den

Tennisclub bestehe. Die jährlichen Aufwendungen dafür seien auf rd.
10 000 DM zu beziffern. Zu berücksichtigen sei-en ferner unentgeltliche
Eigenleistungen der Clubmitglieder.

Der ORH häIt dies für keine Gegenleistung, sondern für Aufwendungen, die
jeder Tennisclub als notwendige Folge seiner sportlichen Betätigung selbst
tragen muß,

Spielbanken in Bayern

(Kap. 13 05 Anlage C Nr. 13)

Spielbetrieb und Ertrag der staatlichen Spielbanken wachsen kon-
tinuierlich. Auch die Spielbank Lindau so11te künftig vom Staat
betrieben werden.

Der ORH hat zuletzt im Jahresbericht 1976 (TNrn.50,51) ausführlich über

die Spielbanken in Bayern berichtet und dabei auf die kontinuierliche Auf-

wärtsentwícklung des Spielbetriebs und der Erträge hingewiesen. Diese Auf-

wärtsentwicklung hat sich inzwischen fortgesetzt; die vier staatlichen
Spielbanken (Bad Kissíngen, Bad Beichenhall, Bad Wì-essee, Garmisch-Parten-

kirchen) liefern einen erheblichen Beitrag zur Finanzierung des Staats-
haushalts:
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ZahIenûbersicht

1) oie Troncabgabe h¿ingt nicht unmittelbar mit den Bruttospielerträgen zusammen.

Die steigenden Zahlen bei den vier staatlichen Spielbanken zeigen, daß ein

beachtliches Interesse am Glücksspj-el vorhanden ist, das durch das System

der staatlich konzessionierten SpieJ.bank in geregelte Bahnen gelenkt wird.
Das für Spielzwecke verwendete Kapital wird über die Spielbankabgabe einem

für die Allgemeinheit nützlichen Zweck zugeführt. Oiesen tdeg hat der Frei-
staat Bayern konsequent fortgeführt. Trotz der Spielbankabgabe verblej-ben

dem Unternehmer hohe Gewinne. Da der Staat vier der fÜnf Spielbanken in
Bayern in staatlicher Regie betreibt, fÜhrt er auch dj-ese Gewinne dem

Haushalt zu. Dies beruht auf der Überlegung, daß der Betrieb einer staat-
lich konzessionierten Spielbank dem Unternehmer risikolos einen hohen Ge-

winn ermögIlcht. Oaher muß auch der Ertrag der Allgemeinheit zufließen.
Es wäre nicht vertretbar, wenn einzelne mit Hilfe einer staatlichen Kon-

zession eine Einnahmequelle verliehen bekämen, dj-e allen anderen Staats-
bürgern verschlossen bleibt.

Die staatlich konzessionierte Spielbank Lindau wird derzeit noch von

einem privaten Unternehmen betrieben. Dj,es geht auf den Sonderstatus des

früheren Kreises Lindau zurück (französische Besatzungszone). Der ORH hat-

te bereits mehrmals vorgeschlagen, zuletzt im ORH-Bericht 1976 (TNr. 51),

Zeitraum Bruttospielerträge
Ablieferung an den Staatshaushalt

n",r',n" I ;r-t;;r*r 
" 
* T r"".-** o"'

Mio DM

r977

r978

1979

1980

1981

1982

1983

1984

1985

1986

tg87

55,87

60,47

63,97

74,86

80,48

82,47

84,93

93,54

94,O7

95,65

95.50

8,30

9,94

10,35

12 ,50

t2,34
!3,79

9,47

10 ,01
17,73

!2,52
10.18

44,70

48,38

51 ,77

59,89

64,38

65,93

67 ,94

74,83

75,26

76,52

76.40

3,83

4,42

5,23

6,!4
6,r2
6,26

7 ,20

7,20

6,32

6, B2

6-79

insgesamt 881,75 t20,53 7O5,40 66,33

Summe der Ablieferungen an
den Staatshaushalt für di-e
Jahre 1977 bis 1986

892,26 Mio DM
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die Konzession zu wj.derrufen und auch die Spielbank Lindau in staatlicher
Begi-e zu betreiben. Der Landtag hat sich diesen vorschrag mit Beschl-uß vom

5. April 1979 (Drucksache 9/tt45) zu eigen gemacht. Bereits aufgrund der
vorausgegangenen Beschlußempfehlung des Haushaltsausschusses hatte das

staatsministerium des rnnern im März 197g die Erlaubnis zum Betrieb der
spi'elbank in Lindau durch den bisherigen Konzessj-onär widerrufen. rm ver-
lauf der anschließenden Verwaltungsstreitsache kam es zu einem Prozeßver-
gleich, aufgrund dessen dem bisherigen Konzessionär nochmals eine bis zum

31. März 1990 befrj-stete Erraubnis zum Betrieb der spielbank erteilt wur-
de.

Der ORH hat in Prüfungsmitteilungen vom März lgBS und in einem weiteren
schreiben vom Februar 1988 erneut vorgeschlagen, die spielbank Lindau nach

Ablauf der Konzession am 31. März 1990 nunmehr al-s staatsbetrieb fortzu-
führen und rechtzeitig die entsprechenden Vorkehrungen zu treffen,

Pauschalzuræisungen zu den Kosten der Schûlerbefõrderrrng
(Kap. 13 10 Tit. 653 01)

Die Zuweisungen an die Gemeinden und Gemeindeverbände zu den Kosten
der Schülerbeförderung sind nach der Einführung des pauschalie-
rungsverfahrens im Jahr 1981 bis zum Jahr 1986 von B0 v.H. im Lan-
desdurchschnitt auf über 100 v.H. der tatsächrichen Aufwendungen
gestiegen. Der ORH hat deshalb gefordert, den Haushaltsansatz er-
heblich zu kürzen. rm Entwurf des Haushalts lg8g/1990 sind demgemäß
100 Mio DM weniger veranschlagt.
Im übrj.gen hat der ORH festgestellt, daß für die Jahre 1985 bis
1987 aufgrund unrichtiger Abrechnungen insgesamt 8,3 Mio DM an Zu-
weisungen zu Unrecht ausgezahlt worden sind.

Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben die gesetzliche Aufgabe, für die
notwendige Beförderung der schüler auf dem schulweg zu sorgen. sie haben

auch die Kosten hierfür zu tragen. Bis zum schutjahr 1gB0/81 erhielten die
Aufgabenträger Zuschüsse des Freistaates Bayern in Höhe von 80 v.H. der
notwendigen 8eförderungsaufwendungen. seitdem gewährt der staat den Trä-
gern pauschale Zuweisungen.l) sie werden so festgesetzt, daß j-hre Gesarnt-

summe dem im Staatshaushalt hj-erfür bereitgesteltten Betrag entspricht
(Art. 10 a FAG und Art.4 des Gesetzes über die Kostenfreiheit des schul-
wegs) ' Für die Verteilung und Berechnung der pauschalen Zuweisungen ist
seit 1985 die Verordnung zvr Durchführung des Art. 10 a FAG und des

A¡t. 4 des Gesetzes über Kostenfreihej-t des schulwegs (DVFAG/schKFrG) vom

4. August 1986 maßgebend. Gemäß g 3 in Verbindung mj_t S I Abs. t Satz Z

æ.7

1) wegen der besonde¡en Regelung für die privaten sondervolksschulen s. TNr. 1g.
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dieser Verordnung wurden die Pauschalzuweisungen fÜr die Jahre 1985 bis

1987 nach den Aufwendungen der Aufgabenträger fÜr das Schuljahr 1983/84

und der ZahI der anspruchsberechtigten Schü1er des jeweils vorhergehenden

Jahres berechnet.

Mit der Einführung de¡ Pauschalen sollte de,r Verwaltungs- und PrÜfaufwand

für die Abrechnung wesentlich vermindert werden. Es war nicht beabsich-

tigt, durch die Umstellung auf Pauschalen den Anteil des Staates an den

Kosten der Schülecbeförderung zu verändern.

Der ORH hat bei seiner Prüfung im Jahr 1987 jedoch festgestellt, daß der

prozentuale Anteil des Staates seit der Umstellung der Finanzierung Iau-
fend angestiegen ist. Für die Jahre 1982 bis 1986 ergibt sich folgendes:

Zahlenübersicht

t¡rlährend im Jahr 1982 die Zuweisungen 7t,3 v,.H. der tatsächlichen Aufwen-

dungen der Träger erreichten, lagen sie 1986 mit durchschnittlich
tO2,8 v.H. bereits um 10,4 Mio DM über den Aufwendungen. In einem Einzel-
fall lag die E¡stattung 1986 bei rd. 8 Mio DM, obwohl der tatsächliche
Beförderungsaufwand nur etwa 5 Mio DM betragen hatte.

Gegenüber der früheren 80%igen Erstattung 'haben die Aufgabenträger durch

das Pauschalierungsverfahren für 1985 rd. 70 Mio DM und fÜr 1986 rd.
84 Mio DM mehr an staatlicher Finanzhilfe eihalten.

Demgegenüber ist die Schülerzahl seit Jahren rückläufig. So ist z.B. die
Zahl der SchüIer mit Beförderungsanspruch in der Zeit vom 1. Januar 1984

bis 15. Oktober 1987 von 627 7t5 auf 524 736 zurückgegangen. Der Beförde-

rungsaufwand bei den Aufgabenträgern hat sich seit 1982 laufend verrin-
gert. Es muß davon ausgegangen werden, daß auch im Jahr 1987 bei gleichem

Mitteleinsatz die Pauschalzuweisungen die tatsächlichen Aufwendungen Über-

schritten haben.

Jahr Pauschalzuweisungen

Mio DM

Beförderungsaufwendungen

Mio DM

Zuweisungen

in v.H.

1982

1983

1984

1985

1986

344,4

391 ,7

329,2

376 ,6
380.0

483,2

466,6

381,1

383,3

369,6

7t,3
83 ,9

86,4

98,2

toz,8
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Der OBH hat dem Staatsminj-sterium der Finanzen mitgeteilt, daß er es drin-
gend für geboten häIt, die Haushaltsansätze fÜr die Pauschalzuweisungen

zu den Schülerbeförderungskosten der Kostenentwickl-ung anzupassen und

künftig erheblich niedriger zu veranschlagen, damit die finanzielfe Eigen-

verantwortung der Aufgabenträger erhalten bleibt sowie der Grundsatz der

wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung der öffentlichen Mitte1 gewahrt

wird. t¡'Jeiterhin müsse sichergestellt werden, daß kÜnftig in keinem Fall
die staatlichen Leistungen höher sind als die tatsächlichen Ausgaben. Fer-

ne¡. wuede das, SLaatsq¡iniste¡ium gebeten mitzuteilen¡ u/arrlm tÊotz* des schon

seit längerem absehbaren Bückgangs der SchüIerzahlen die Haushaltsansätze

nicht schon in den vergangenen Jahren entsprechend gekÜrzt wurden.

Das Staatsministerium hat hierzu ausgefÜhrt, daß auch nach seiner Auffas-
sung die pauschalen Zuweisungen - wie früher im Einzelabrechnungsverfah-

ren - etlva 80 v.H. des Aufwands abdecken und im Ei.nzelfall die tatsächli-
chen Ausgaben nicht überschreiten sollen. Ab dem Jahr 1988 sei durch die

Neufassung der DVFAG/SchKFrG vom 4. August 1986 und die hierzu ergangenen

Verwaltungsvorschriften eine zei-tnähere und genauere Ermittlung der SchÜ-

l-erbeförderungskosten sichergestellt.

Ferner sei aufgrund des ab 1987 bekanntgewordenen RÜckgangs der SchÜlerbe-

förderungskosten im Entwurf des Doppelhaushalts 1989/1990 fÜr die Zuwei-

sungen a) den Kosten der SchÜlerbeförderung nur mehr ein Ansatz von

280 Mio DM (vorher 380 Mio DM) ausgebracht wo¡den.

Das Staatsministerium hat damit für die Zukunft dem Anliegen des ORH ent-
sprochen.

fm Jahr 1987 haben der OBH und die Staatlichen Bechnungsprüfungsämter die

Schülerbeförderungskosten bei 36 Aufgabenträgern geprÜft. Dabei wurde

festgestellt, daß 24 Aufgabenträger die Beförderungsaufvrendungen fÜr das

a1s Bemessungszeitraum maßgebende Schuljahr !983/84 nicht ordnungsgemäß

ermittelt hatten. Insbesondere ergaben sich folgende Mänge1:

- Aufwendungen gemäß Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes Über Kostenfreiheit des

Schulwegs (Überschreitung der Familienbelastungsgrenze) wurden doppelt

erfaßt;

- Beförderungskosten, die nicht fÜr das Schuljahr 1983/84 geleistet worden

sind, wurden einbezogen;

- Erstattungen anderer Aufgabenträger und von SchÜlern ohne Beförderungs-

anspruch wurden nicht abgesetzt.
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Insgesamt sind al-Iein in den geprüften Fäl-len Beförderungsaufwendungen von

rd. 3,1 Mio DM zuviel ei-nbezogen worden. Dies hatte zur Fo1ge, daß für den

Dreijahreszeitraum 1985 bis 1987 Pauschalzuweisungen von rd. 8,3 Mio DM

zu Unrecht beansprucht und gewährt worden sind. Die Aufgabenträger wurden

bei den Prüfungen aufgefordert, die festgestellten Mänge1 beí der Ermitt-
lung der Aufwendungen für das Schuljahr 1983/84 abzustellen und die be-

richtigte Summe dem für die Abrechnung zuständigen Landesamt für Statistik
und Datenverarbeitung zur Berichtigung der Zuweisungen fÜr di.e Jahre 1985

bis 1987 mitzuteilen.

Die Träger sind den Prüfungserinnerungen fast vollständig nachgekommen.

Lediglich ej-n Landkreis, der als Mitgtied eines öffentlichen Verkehrs- und

Tarifverbundes einen Teil- (jährlich rd. 1 Mio DM) der allgemeinen Be-

triebskostenzuschüsse zu Unrecht a1s Aufwendungen für die SchÜlerbeförde-

rung geltend gemacht hatte, hat insbesondere im Hinblick auf die Höhe der

zu erv,,artenden Bückzahlung Einwendungen erhoben.

Der OBH hat diesen FaIl an das Staatsministerium der Finanzen herangetra-

gen. Dieses hat zwischenzeitlich das Landesamt beauft¡agt, die Pauschalzu-

weisungen für die Jahre 1985 bis 1987 entsprechend den Feststellungen des

ORH neu zu berechnen; danach wird sich fÜr diesen Zeitraum eine Überzah-

lung von rd. 3,2 Mio DM ergeben. DarÜber hinaus werden sich die Pauschal-

leistungen für 1988 um 1,1 Mj-o DM verringern.

Das Staatsministerium hat ferner mitgeteilt, es habe die Aufsichts- und

Kontrollbehörden der Gemeinden sowie die mit der Abwicklung der Pauschal-

zuweisungen befaßten Dienststellen, insbesondere das Landesamt fÜr Stati-
stik und Datenverarbeitung, zu einet verstärkten und sorgfältigen PrÜfung

der Kostenmeldungen angehalten. Das Landesamt habe dementsprechend den fÜr

den Bemessungszeitraum gemeldeten Aufwand in vielen Fällen berichtigt und

die Pauschalzuweisungen gekürzt.
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Nachtrag zum OßH-Bericht 1985

Beteiligung an einem Unternehnpn

Bei ej-nem Unternehmen, an dem der Freistaat Bayern beteiligt ist,
werden seit Jahren die Erträge der gewinnbringenden Bereiche weit-
gehend durch die Verluste der übrigen aufgezehrt.

In seine¡n B.erioht 1985.(TNr- 28.3..3) hatte der ORH auf noch ni.cht abge-

schlossene Erhebungen bei einem Unternehmen hingewiesen, an dem der F¡ei-
staat beteiligt ist. Die Erhebungen sind nunmehr abgeschlossen, die Prú-

fungsmitteilungen sind im April 1987 dem Staatsministerium der Finanzen

zugegangen.

Das Unternehmen ist in verschiedene Sparten gegliedert; es stelIt t¡Jaren

unterschiedlichster Art her. t¡'lährend einige Sparten des Unternehmens lau-
fend Gewinne abwerfen, entstehen in anderen ständig z.T. hohe Verluste.
Die Verluste werden zwar derzeit noch innerbetrieblich ausgeglichen; soIl-
te sich dies alle¡dings weiter fortsetzen, so besteht die Möglichkeit, daß

das gesamte Betriebsergebnis in die Verlustzone gerät. Di-e Ursachen für
die Verl-uste liegen insbesondere in grundlegenden Marktveränderungen, aber

auch in der ungünstigen Betriebsstruktur und in Altlasten sowie in unzu-

reichenden betrj.eblichen Anpassungsprozessen, was teilweise auf das Be-

streben zurückgeht, ArbeitspÌätze zu erhalten.
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E I N ZEL P L A N 15

(STAATSI'IINISTERIUlvl FUR vlISSENSCHAFT UND KUNST)

Finanzierung universitãrer Forschungseinriclrtungen

Bei der Finanzierung unive¡sitärer Forschungseinrichtungen, die
auch im besonderen Inte¡esse bestimmter ìWirtschaftszweige geschaf-
fen wurden, ist nicht ausreichend darauf geachtet worden, daß die
Leistungen der l¡lirtschaft in elnem angemessenen Verhältnis zum

staatlichen Personal- und Sachaufwand stehen.

Im Bahmen zunehmender Zusammenarbeit von Hochschulen und t¡'lirtschaft

spielen bei der fachlichen Ausrichtung besüehender oder neu einzurichten-

der Lehrstühle auch Wünsche der entsprechenden Wi¡tschaftszweige eine

Rolle. Das Zusammenwirken von Wirtschaft und Hochschule kann in der Hoch-

schule den Praxisbezug von Forschung und. Lehre verstärken, die beruflichen

Chancen der Absolventen verÞssern und damit grundsätzlich auch den Inter-
essen de¡ Hochschule dienen.

Wenn auf Betreiben bestimmter t"lirtschaftszweige neue, besonders auf den

Forschungs- und Ausbildungsbedarf dÍeser Wirtschaftszweige ausgerichtete

Hochschuleinrichtungen (Lehrstüh1e, Institute) geschaffen werden, sollten
Hochschulen und Staatsministerium mehr darauf achten, daß sich die Wirt-
schaft in einem nach Umfang und Dauer angemessenen VerhäItnis an den ent-

stehenden staatlichen Aufwendungen beteiligù.

An einer Universität wurde 1987 ein Institut für ein auf einen besonderen

Wirtschaftszweig bezogenes bet¡iebswirtschaf,tliches Spezialgebiet geschaf-

fen. Entsprechend einem sej.t Jahren gegenüber dem Staatsministerium fÜr

Wissenschaft und Kunst und dem Staatsministerium der Finanzen geäußerten

dringenden Wunsch des örtlichen Zweigs dieser Branche wurde ein (neuer)

Lehrstuhl für Betriebswirtschaftslehre errichtet. Die staatlichen Aufwen-

dungen für die Ausstattung dieses Instituts werden voraussichtlich in den

nächsten drei Jahren jährlich rd. 1 Mio DM, später jährlich rd. 900 000 DM

betragen:

31.1
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Allein im Personalbereich sind Aufwendungen für

- eine Stelle der BesGr. C 4,

- sechs Stellen für Akademische Räte auf Zeit,

- eine Stelle der VergGr. VII BAT und

- Mittel für Hilfskräfte von jährlich 28 000 DM veranschlagt;

daneben sind vorgesehen

- eiomalige, Sachmittel von 400 000 0M, verteílt auf drei Jahre,

- Iaufende Sachmittel von jährlich 30 000 DM und

- ab 1989 noch nicht genau feststehende Kosten für die Anmietung von

Räumen mÍt 380 m2.

0bgleich dem Wirtschaftszweig wegen des "bestehenden besonderen Bedarfs

an Forschung und Ausbildung auf diesem Gebiet" an dem Lehrstuhl "außeror-
dentlich viel liegt", leÍstete er schließlich lediglich einen auf sechs

Jah¡e befristeten Finanzierungsbeitrag von jährlich 150 000 DM. Dieser

Beitrag, der - für begrenzte Zeit - 15 bzw. t7 v.H. der Aufwendungen aus-

macht, deckt derzeit gerade noch die Personalkosten für zwei seit 1. Ja-

nuar 1988 beschäftigte junge, ledige Akademische Räte auf Zeit.

Der ORH bezwelfelt, daß dieser verhðltnismäßig geringe - gegenüber den

ursprünglichen Vorstellungen zudem erheblich reduzierte - Beitrag des

lrJirtschaftszweiges, auf dessen Betreiben hin der Lehrstuhl errichtet
v',urde, die lnteressenlage angemessen berücksichtigt.

Das Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erklärte, daß der V'h-¡t-

schaftszweig die Einri-chtung des Lehrstuhls zwar befÜrwortet habe, dieser

aber letztlj.ch insbesondere wegen der Fächerstruktur j-m Fach Betriebswirt-
schaft aus staatlicher Sicht für dj-e Universität gewollt geh,esen sei. Es

handele sich deshalb auch - wie i.n di-eser Fakultät Üb1ich - um eine P¡o-

fessur für Betriebswirtschaftslehre mit einem auf den Wirtschaftszweig

bezogenen Schwerpunkt, mit der Fo1ge, daß besonders auch in Allgemeiner

Betriebswirtschaftslehre unterrichtet werde. Das Staatsministerium ist
daher der Auffassung, daß die Beteilj-gung des Vrlirtschaftszweigs durchaus

in einem angemessenen Verhältnis zu seinem Interesse einerseits und zum

Interesse des Staates andererseits an der Errichtung des Lehrstuhls stehe,

In der Darstellung des Staatsministeriums kommt nach Auffassung des ORH

zu wenig zum Ausdruck, daß der lrlirtschaftszweig den neuen Leh¡stuhI nicht

bloß "befürwortet", sondern seine Errichtung mit allem Nachdruck betrieben
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hat und daß der Mittelbedarf des Lehrstuhls mit den speziellen Anforderun-

gen der Wirtschaft begrÜndet wurde. Dementsprechend war bei den Verhand-

lungen über die Einri.chtung des neuen Lehrstuhls nach den Feststellungen
des ORH ursprünglich an eine paritätische Finanzierung der sechs Mitarbei-
terstellen gedacht: es sollten je drei Assistentenstellen durch den Staat
und den Wirtschaftszweig finanziert werden.

Der OBH will nícht ausschließen, daß der Beitrag des Wj-rtschaftszweigs

ursprünglich vor dem Hi.ntergrund eines geringeren Aufwands vereinba¡t
wurde. In diesem FaI1 hätte um so weniger Veranlassung bestanden, die
Personal- und Sachausstattung des Instituts auf den inzwischen bewilligten
Umfang zu bringen, ohne daß der V'Jirtschaftszweig seine Leistungen entspre-
chend erhöht.

In der Auffassung, daß eine stärkere Beteiligung der l¡Ji.rtschaft an den

Aufwendungen für das fnstitut hätte vereinba¡t werden soll.en, sj-eht sich

der OBH auch dadurch bestärkt, daß an einer anderen süddeutschen Univer-

sität in einem vergleichbaren FaIl mit Ausnahme der Raumkosten und des

Versorgungsaufwands al-Ie Kosten des Lehrstuhls (rd. 300 000 DM) fünf
Jahre lang ausschließlich aus Mitteln der lrlirtschaft bestritten werden.

Das Staatsminísterium hat mitgeteilt, daß die Universität im Hinblick auf
die Ausführungen des OBH gebeten worden sei, über eine Erhöhung des Bei-
trags des t¡rllrtschaftszweigs zu verhandeln.

Mit dem Zentralverband eines anderen Wirtschaftszweigs hat der Staat
einen Vertrag über die Errichtung einer Professur für ein Spezialgebiet

der Betriebswirtschaftslehre an einer anderen bayerischen Universität
geschlossen. Die Stelle ist noch nicht besetzt. Ab dem Zeitpunkt ihrer
Besetzung wollte der Vertragspartner dem Staat ursprünglich für die Dauer

von fünf Jahren jährlich 100 000 DM zur Verfügung stellen. Damit hätte
aber nicht einmal der Personalaufwand einschließlich Versorgungszuschlag

von voraussichtlich jährlich ¡d. 130 000 DM für den künftigen Stellenin-
haber (BesGr. C 3) gedeckt werden können. Die sonstigen Kosten der Pro-

fessur, die noch nicht in vollem Umfang abzusehen sind, wären voll vom

Staat zu t¡agen geb,esen. Der ORH hat auf diesen Sachverhalt hingewiesen.

Das Staatsministerium erklärte, der Vertragspartner habe der Universität
nunmehr mündlich in Aussicht gestellt, den Kostenbeitrag um 50 000 DM auf
jährlich 150 000 DM aufzustocken. Damit solle eine weitere personelle Aus-

stattung der Professur finanziert werden. Es sei jedoch anzunehmen, daß

die zusätzlichen Mittel auch zur Deckung des Personalaufv,rands für den
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Professor herangezogen werden dürfen. Die Universität sei aufgefordert

worden, eine entsprechende KIärung herbeizufÜhren und eine schriftliche
Zusage des Vertragspartners zu erwirken.

Verpachtung einer Gererbeflãche

(Kap. 15 07)

Durch unzureichende Zusammenarbeit zwischen der Ludwig-Maxi.milians-
Universität München und dem Universitätsbauamt MÜnchen verzögerte
sich der Beginn eines Pachtverhältnisses für eine Gewerbefläche.
Dadurch sind dem Staat Einnahmen von mindestens 250 000 DM entgan-
gen.

Im Erdgeschoß des Neubaus für ein Institutsgebäude der Universität war

auch ein Cafe geplant. fm baurechtlichen Zustimmungsbescheíd der Regie-

rung von Oberbayern vom 3. Dezember 1979 war das Cafe im Rahmen der Ge-

samtbaumaßnahme erfaßt, ohne daß nähere Einzelheiten geregelt b,aren.

Universitätsbauamt (UBA) und Universität gingen in der Folgezeit davon

aus, daß eine "baurechtliche Konzession" für eine öffentliche Gaststätte
vorJ.iege. AIs sich im Tuge des Baufortschritts Interessenten um einen

Pachtvertrag für das Cafe bewarben, legte die Universität den Verhand-

lungen die Einrichtung eines Cafes zum Betrieb einer kleinen Gastronomie

mit Öffnungszeit bis 18.30 Uh¡ zugrunde und bezog auch die Fläche eines

im Untergeschoß vorgesehenen Ladens mit ein. Mitte 1984 lagen der Uni-

versität mehrere Bewerbungen für das Cafe mit Laden vor, wobei einzelne

Interessenten die Zulässigkeít einer vollkonzessionierten Gaststätte mit
einer öffnungszeit bis 1 Uhr oder wenigstens 22 Uhr voraussetzten. Die

Universität hatte kurz vorher bereits einen Antrag bei der Landeshaupt-

stadt München (LHM) auf "Erteilung einer baurechtlichen Konzession für den

Betrieb eines Cafes über die genehmigte Ladenschlußzeit hinaus" geste11t.

Mit Schreiben vom 29. Januar 1985 nahm die Universität diesen Antrag je-
doch wieder zurück, weJ.l sie "nach Überprüfung ihre¡ Unterlagen" feststel-
1en zu können glaubte, daß die im Bescheid vom 3. Dezember 1979 erteilte
baurechtliche Zustimmung bereits eine uneingeschränkte Öffnung bis 1 Uhr

e¡laube; das UBA wurde durch Abdruck von dieser Auffassung der Unive¡sität
unterrichtet.

Im März 1986 schloß die Universität mit einem de¡ Bewerber einen Pachtver-

trag, in dem das Pachtobjekt "zum Betrieb a1s vollkonzessionierte Gast-

stätte" verpachtet und darauf hingewiesen wird, daß die Entscheidung der

LHM noch aussteht, "ob die Konzession bis 22 Uhr oder bis 1 Uhr erteilt
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wird". Der Pachtvertrag "beginnt mit Betriebsfertigkeit und Konzessionser-

teilung".

Erst nach Abschluß des Pachtvertrags lvuröe der Universität - nach einem

entsprechenden Hinweis des Pächters - bewußt, daß im Untergeschoß des

Cafes nur ein Laden (keine Gastronomie) mit der üblichen Ladenschlußzeit
baurechtli-ch genehmi-gt war. Auf Nachfrage .der Universität bestätigte zwar

das UBA mit Schreiben vom 19. Juni 1986, daß im Erdgeschoß Cafe und

Küche baurechtlich genehmigt seien; daß aber auch dies möglicherweise gar

nicht zutraf, ergab sich später aus einer Ste1l-ungnahme der LHM zu dem

schließlich im Juli 1986 vom UBA eingereichten (Tektur-)Bauantrag, der

eine Grundrißänderung der Gaststätte im Erdgeschoßbereich (mit öffnung bis
1 Uhr) und die Umwidnrung des Ladens im Untergeschoß in ein Tagescafe mit
Ladenschlußzeit anstrebte. Die LHM war nämtich bei der Stetlungnahme zum

Bauantrag im Jahre 1979 davon ausgegangen, daß es sich bei dem Cafe nicht
um eine öffentliche Gaststätte, sondern nur um eine Nebenanlage des fnsti-
tutsgebäudes zur Versorgung der Studie¡enden dieser Institute handeln

sollte. Erst als der neue Antrag dann im Mai 1987 von der LHM verbeschie-
den war und die Regierung am 29. Juli 1987 zugestimrrt hatte, war die bau-

rechtliche Grundlage für den Vollzug des Pachtvertrags zweifelsfrei ge-

schaffen und sah sich der Pächter in der Lage, die noch ausstehenden Aus-

bauarbeiten vorzunehmen,

Das Institutsgebäude konnte im WS 1985/86 bezogen werden. Das Cafe wurde

am 10. Dezember 1987 eröffnet, die erste P,achtzahlung für Dezember 1987,

al-so zwei Jahre nach Fertigstellung des Institutsbaus geleistet.

Ursächlich für den verspäteten Beginn der Pachtzahlung war, daß die Uni-
versität, die sich schon frühzeitig füt einen Pächter entschieden hatte,
schließlich einen Vertrag abschloß, der es praktisch offenlassen mußte,

wann die Pachtzahlungen beginnen v,rürden, weil die Grundlagen für das

Pachtverhältnis (Betriebsfertigkeit, Konzessionserteilung) nicht ausrei-
chend vorgeklärt waren. Zu dieser Entwicklung trug maßgeblich bei, daß

sich die Universität auf P}äne und Meinungsäußerungen des UBA verließ. So

erklä¡t sich wohl auch, warum die Universitãt ihren Antrag (von 1984) auf
Erteilung einer baurechtlichen Konzession f[ir das Cafe be¡eits Anfang 1985

wieder zurücknahm, ohne eine Entscheidung der LHM abzuwarten.

Nach Auffassung des OBH kann den UBA und der Universität der Vorwurf nicht
erspart werden, daß sie über eine so lange Zeit hinweg versäumt haben, die
Grundlagen für eine zügige Verpachtung vorzubereiten. Auch die Aufforde-
rung des Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst vom 4. März !987 ,

im Hinblick auf die im Entwurf des Haushaltsplans 1987/1988 bei Kap. 05 07
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fíL. 124 01 veranschlagten Eínnahmen "die für die Erhebung der Mieteinnah-

men erforderl-i.chen Voraussetzungen unverzüglich zu schaffen (VV Nr. 3.t zu

Art. 34 BayH0)", konnte nicht mehr zum Erfolg führen. Der ORH sieht keinen

durchgreifenden Grund dafür, daß das Cafe nicht annähernd zeitgleich mit

der Fertigstellung des Institutsgebäudes hätte eröffnet werden können. Auf

jeden FaII hätte aber bei Abschluß eines Vertrags, in dem die Universität
das Pachtobjekt "zum BetrÍeb aIs vol-lkonzessionierte Gaststätte" verpach-

tet, gewährleistet sein müssen, daß die Pachtej.nnahmen - ggf. nach Ablauf

der für Ausbauarbeiten benötigten Zeit von sechs bis acht l¡lochen - tat-
sächlich erzielt werden können.

Die Versäumnisse der Verwaltung führten nach überschlägigen Berechnungen

des ORH zu einem Einnahmeausfall von mindestens 250 000 DM.

Die 0BB hat mitgeteilt, nach ihrer Auffassung sei der verspätete Beginn

des Pachtverhältnisses nicht durch unzureichende Zusammenarbeit zwischen

Universität und UBA verursacht worden, sondern vielmehr eine Folge des

mehrfachen lrlechsels verschiedener als Pächter vorgesehener Betreiber mit
jeweils unterschiedlichen Nutzungsvorstel-lungen sowi.e der widersprüch1i-

chen Aussagen der beim gaststättenrechtlichen Genehmigungsverfahren betei-
ligten Stellen der LHM zu den Fragen der öffnungszeiten. Die Bauverwaltung

(UBA) treffe daher kein Vorwurf. Demgegenüber erklärte die Universität,
deren Stellungnahme vom Staatsministerium übermittelt wutde, der Vorwurf

erheblicher Einnahmeausfäl-Ie treffe sicherlich nicht di-e Universitätsver-
waltung, die keine Möglichkeit gehabt habe, aus den ihr zur Verfügung

stehenden Unterlagen zu entnehmen, daß eine baurechtliche Konzession nur

für den Erdgeschoßbereich bestand. Auch die Rücknahme des Antrags an die

LHM Anfang 1985 sei nach Rücksprache mit dem UBA erfolgt. Die Universität
sieht daher nicht, daß durch ihr Verhalten dem Freistaat ein Einnahmever-

fust entstanden ist. Die Bechtsunsicherheit bis zum Mai 1987 habe sie
nicht zu vertreten, die Zeit zwischen Mai und Dezember 1987 sei nach Anga-

ben des Pächters für die notwendige Planung, die Ausschreibungen sowie die

Bauarbeiten benötigt rô,orden.

Diese gegenseitigen Schuldzuweisungen der beteiU-gten Verwaltungen bestä-

tigen die Auffassung des OBH, daß die Einnahmeverluste auf vermeidbare

Versäumnisse der beteiligten Verwaltungen beruhen und deshalb letztlich
beiden Verwaltungen angelastet werden müssen, wobei der jeweilige Verant-

wortlichkeitsgrad offen bleiben mag.
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Reinigung der Kliniken der Luduig-llaximilians-Universitãt l{ûnchen (Ll{l)
und der Julius-llaximilians-Universitãt l{ärzburg

(Kap. 15 08, t5 18)

Mehrere Kliniken haben Reinigungsarbeiten ohne vorherige Ausschrei-
bung vergeben. Die Ermittlung der Grundlagen für die Berechnung der
Reinigungskosten wurde teilweise sogar den Firmen selbst überlas-
sen. Auf Veranlassung des ORH vorgenommene Neuausschreibungen fÜhr-
ten bisher bei beiden Universitäten zu einer Ausgabenminderung von
insgesamt mehr a1s 1 Mio DM im Jahr.

Der ORH hat die 0rganisation der Gebäudereinigung im Bereich des Klinikums

der LMU untersucht. Dabei wurde auch der Frage nachgegangen, inwieweit die

Beinigung der Kliniken gemäß Beschluß des Bayer. Landtags vom 19.0ktober
!g77 (Drucksache 8/64!7) 1) gewerblichen Unternehmen iibertragen wurde und

ob weitere Klinikbereiche auf Fremdreini.gung umgestellt werden können.

Auch wenn einzelne klinische Funktionseinheiten für eine Reinigung durch

klinikfremdes Firmenpersonal u.U. weniger geeignet si-nd, si-eht der OBH

doch für alle übrigen Bereiche der Universitätskliniken keinen AnIaß, an

der im Vergleich zur Fremdreinigung regelmäßig kostenintensiveren Reini-
gung durch staatliches Personal festzuhalten.

Nach den bei der Prüfung vorgefundenen Verhältnissen war im Bereich der

Innenstadtkliniken der LMU dle Reinigung zum überwiegenden Teil dem klini-
schen Hauspersonal und eigenen ReJ-nigungskräften übertragen. Soweit Pri-
vatfirmen mit der Reinigung beauftragt waren, lag den bis zu 20 Jahren zu-

rückliegenden Vertragsabschlüssen in mehreren Fällen keine Ausschreibung

zugrunde. Die Aufträge wurden in diesen Fällen freihändig vergeben, b,obei

weitgehend die Ermittlung der Grundlagen für die Berechnung der Reini-
gungskosten (Flächenaufmaße, Reinigungsstunden) nicht von der Verwaltung

vorgenommen wurde, sondern den beauftragten Firmen selbst überlassen

blieb.

Beim Klinj-kum Großhadern h,ar die Beinigung dagegen bereits in großem Um-

fang privaten Unternehmen übertragen. Jedoch wutden auch hier die Grund-

Iagen für die Berechnung der Heinigungskosten zum Teil nicht vom Klinikum,

sondern von den Firmen ermittelt. Außerdem lagen die Ausschreibungen be-

1) Dieser Beschlu0 hat folgenden l{orblout:
nDie Staats¡egierung wird ersucht, die Behörden anzuweisen, die Reinigung von Dienstge-
bäuden nach Haßgebe der Möglichkeiten unter Be¡ücksichtigung der Wirtschaftlichkeit und

unter Vermeidung sozialer Härten beim Abbau eigenen staatlichen Pe¡sonals zunehmend

durch Privatfirnen durchführen zu lassen, Dabei ist auf die ErfüIlung aller arbeits-
rechtlichen Vorschriften zu achten. Bei der Heinigung von Neubauten bzw. neu angemiete-

ten Räumen sollte von vornherein der Einsatz privater Unternehmen angestrebt werden.n
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reits längere Zeit zurück. Die ebenfalls

Beinigung des Behandlungstraktes Mitte und

Ktinikums war nicht schriftlich geregelt.

von Privatfirmen durchgefÜhrte

von zwei Personalwohnheimen des

Der OBH hat die LMU darauf hingewiesen, daß das Verfahren der Kliniken in
einer Beihe von Fällen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit widerspricht

und mit Art. 55 BayH0 sowie den im öffentlichen Bereich einschlägigen Be-

gelungen der Verdingungsordnung fÜr Leistungen (VOL/A) nicht in Einklang

steht. Wenngleich gexade im Krankenhausbereich besonders hohe Anfo¡de¡un-

gen an die Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des Beinigungspersonals

gestellt werden müssen, ist bei der großen Zahl geeigneter Beinigungsfir-

men im Baum München ì.n jedem Fa11 zumindest eine beschränkte Ausschreibung

mit ausreichender Teilnehmerzahl möglich. Hierbei sind umfassende und ein-
deutige Leistungsbeschreibungen in den Verdingungsuntellagen notwendig.

Der ORH hat angeregt, das Beinigungswesen sowohl der Innenstadtkliniken

als auch des Klinikums GroßhaderÐ-neu zu gestalten' wobei in größtmögIi-

chem Umfang auf leistungsfähige private Reinigungsunternehmen Übergegangen

werden soIIte.

Die daraufhirr vorgenommenen Neuausschreibungen erstreckten sich jedoch bei

einigen Innenstadtkliniken der LMU v',iederum nur auf die bereits bisher

fremdgereinigten F1ächen; andere Kliniken haben in die Neuausschreibung

in unterschledlichem Ausmaß auch zusätzliche Funktionsbereiche einbezogen.

Das Klinikum Großhadern hat für sämtliche bereits bisher fremdgerelnigten

Bereiche eine Neuausschreibung eingeleitet, die noch nicht abgeschLossen

ist. Außerdem wurden im Klinikum Großhadern zwei weitere eigengereinigte

Funktionsbereiche in das derzeit laufende Ausschreibungsverfahren zur.

Fremdreinigung übernommen.

Durch die Neuausschreibung der schon bisher von Privatfirmen gereinigten

Bereiche konnte beim Klinikum Großhadern bis Mitte 1988 eine Ausgabenmin-

derung von jährlich 725 000 DM erreicht werden. Aufgrund dieses Ergebnis-

ses kann damit gerechnet werden, daß die noch nicht abgeschlossene Aus-

schreibung der restlichen fremdgereinigten Teilbe¡eiche des Klinikums

Großhadern zu einer weiteren beträchtlichen Ausgabenreduzierung fÜhren

wird. Im Bereich der Innenstadtkliniken der LMU führte die Neuausschrei-

bung bis Mitte 1988 zu einer Einsparung von jährlich 150 000 DM gegenÜber

den bisherigen Reinigungsausgaben. 1)

1) Die Ausgaben für die Fremdreinigung des gesanten Klinikums der LMU betrugen im Jeh¡ 1987

inegesant 12,4 Mio DM.
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Bei den Innenstadtkliniken der LMU wurden rdurch die Ausweitung der Fremd-

reinigung 42 Reinigungskräfte entbehrlich ((Stand Mitte Mai 1988). Die ent-
sprechenden Stellen sj.nd zwar zum Teil sohon seit mehreren Jahren unbe-

setzt. Um eine echte und dauerhafte Personailkosteneinsparung sicherzustel-
J-en, hat der ORH jedoch gefordert, diese Sbellen für eine Wj.ederbesetzung

zu sperren und einzuziehen. Eine Wiederbesetzung dieser Stellen würde eine

Mehrung der PersonaLkosten um jährlich mehr als 1,5 Mio DM verursachen.

Oas., Staâtsßiniste¡iuo haL di-e Anregungen des. OBH zur !,,ixtsohaftlichen
Gestaltung des Reinì-gungsdienstes begrüßt, Es hat die unbesetzten Stellen
gesperrt und will sie i.m Doppelhaushalt 199U1992 einziehen, soweit sie
nicht im Einzelfall für zusätzlichen Bedar,f benötigt werden.

Die Kliniken der Uníversität Würzburg werden weitgehend durch private Fir-
men gereinigt; die jährlichen Ausgaben hj-erfür liegen bei über 4 Mio DM.

Dj-e in den letzten Jahren vorgenommenen Überprüfungen des OBH ergaben, daß

auch von diesen Kl-iniken wiederholt Aufträge an Firmen ohne vorherige Aus-

schreibung vergeben wurden. Erhebliche Mehrkosten sind in der Vergangen-

heit auch dadurch entstanden, daß von den Reinigungsfirmen ermittelte zu

große RaumfÌächen oder aber die in den Bauplänen ausgewiesenen F1ächen

ohne Berücksichtigung von abzugsfähigen Einbauten zugrunde gelegt wurden

und auch der Reinigungsturnus zum TeiI über dem Bedarf lag. So wäre es

ausreichend gevúesen, bestimmte Bäume und Verkehrsflächen !',eniger häufig
zu reinigen, weil sie entsprechend schwach frequentiert sind; andere Bäume

wiederum hätten an bestimmten Tagen von der Beinigung ausgenommen werden

mÜssen, weil sie überhaupt nicht genutzt wurden (2.8. Behandlungsräume an

!{ochenenden und Hörsä1e in der vorlesungsfreien Zeit). hJie Nachprüfungen

des OBH ergaben, wurden diese Flächen vsn den Relnigungsfirmen zum Teil
auch tatsächlich nicht gereinigt.

Die Universität wurde auf die Notwendigkeit einer ordnungsgemäßen Aus-

schreibung hingewiesen; sie wurde außerdem gebeten, die die Rej.nigungsko-

sten wesentlich bestimmenden Vertragsinl¡alte (Reinigungsfläche, Reini-
gungsturnus) selbst zu ermitteln und genau zu bestimmen.

Durch die hiernach bis Ende 1987 vorgenorrnenen Vertragsänderungen konnten

Einsparungen in Höhe von jährlich 310 000 DM erreicht werden. Außerdem

haben Beinigungsfirmen in vie¡ Fällen, in denen entsprechende Leistungen

nachweisbar nicht erbracht wurden, überzahlte Beträge Ín Höhe von

41 000 DM zurückerstattet.
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Bei der zuletzt im Jahr 1987 vorgenornmenen Überprüfung der F¡emdreini-

gungskosten war festzustellen, daß die Klinikverwaltung den Anregungen des

ORH noch nicht vollständig nachgekommen war. Es mußte erneut auf noch not-
wendige Verbesserungen (2.8. von der Verwaltung selbst zu erstellende oder

zu überprüfende Flächenaufmaße) hÍngewiesen werden. Bei den bisher vorge-

nommenen Neuausschreibungen für die einzelnen Beinigungsobjekte, die sich
weitgehend auf die bereits im Klinikbereich tätigen Firmen beschränkten,

zeigte sich auch, daß in zwei Fällen, in denen erstmals Angebote einer zu-

sätzlichen Firma. eingeholt wurden, deren Angebotspreise um 15 u.H. und

22 v.H. unter denen der bislang tätigen Firmen lagen.
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C. BAUl.lESEN

34 Neubau des Flughafens l1únchen 2

Der. ORH pnüft zusammen mit dem Bundesrechnungshof und dem Revi-
sionsamt der Landeshauptstadt München stichprobenweise die wirt-
schaftliche Verwendung öffentlicher Gelder beim Neubau des Flug-
hafens München 2. Dabei hat er Verbesserungen in der Projektorgani-
sation der FMG und bei Ausschreibungs-, Bewertungs- und Bauüberwa-
chungsregelungen angeregt.

Der OBH weist darauf hin, daß trotz des bestehenden Termindrucks
die wirtschaftliche und sparsame Verwendung der Steuergelder ge-
währIei-stet werden muß.

Dringender Handlungsbedarf besteht bezüg1ich der Verkehrsanbindung
des neuen Flughafens vor al-1em an die Landeshauptstadt München.

34.1 Grundlagen der baufachlichen Prüfung

34.t.L Aus Anlaß der Errichtung des Großflughafens München 2 ttat die Bundesre-

publik Deutschland im Jahre 1972 der "Flughafen München GmbH" (FMG) bei.
Die damit drei Gesellschafter - Freistaat Bayern (Land), Landeshauptstadt

München (Stadt) und Bundesrepublik Deutschland (Bund) - kamen im Konsor-

tialvertrag vom 29. Juni t972/26. September 1973 überein, die Finanzì-erung

für Planung, Bau und Betrieb des Flughafens München 2 durch

- erwirtschaftete Überschûsse und andere freÍe Mittet der FMG,

- Erhöhung des Stammkapitals,

- Aufnahme von Fremdmitteln durch die FMG,

- Gesellschafterdarlehen sowie

- erforderlichenfalls durch Bet¡iebszuschüsse

sicherzustell-en. Die Gesellschafterdarlehen sind bedingt rückzahlbar und

haushaltsrechtlich Zuwendungen der öffentlichen Hand. Sie werden von den

Gese]lschaftern im Verhältnis der Beteiligungsquoten

- Land 51 v.H.,

- Bund 26 v.H.,

- Stadt 23 v.H.

bereitgestellt.
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34.1.2 Die Bechnungsprüfungsbehörden haben das Becht, neben der Betätigung der

Gesellschafter auch die Verwendung der Zuwendungen zu prüfen. Von dieser

Prüfung werden naturgemäß nicht alfe Maßnahmen zur Errichtung des Flugha-

fens München 2 erfaßt. Vom Jahre t987 ab haben der Bundesrechnungshof

(BRH), das Revisionsamt der Landeshauptstadt München (BevA) und der OBH

zur Vermeidung von Mehrfachprüfungen die Bereiche für die baufachliche

Prüfung wie folgt abgegrenzt:

BRH: Projektbereich des Baumanagements (BM) 2, das ist im wesentlichen

die Passagierabfertigung mit Nebenanlagen.

RevA: Projektbereich des BM 4, das ist das Südliche Bebauungsband, im

wesentlichen bestehend aus den Fracht- und !'lartungsanlagen.

0Rtl: Projektbereiche der BM 1 und 3 sowie der kleinen BM, das sind j.m

wesentlichen das Nördliche Bebauungsband (technische Dienste und

Verwaltung) sowie alte Ingenieurbauwerke, Verkehrsanlagen (außer

S-Bahn) und flughafenspezifischen Einrichtungen außerhalb der Hoch-

bauten.

34.1.3 Nach geltendem Haushaltsrecht hat die Verwaltung die Verwendung der Zuwen-

dungen zu überwachen. [Iie Gesellschafte¡ sind übereingekommen, daß die Zu-

ständigkeit für diese der Verwaltung selbst obliegende Prüfung der spar-
samen und wirtschaftlichen Verwendung der Zuwendungen vom Staatsmj.niste-

rium der Finanzen wahrgenommen wird.

Für diese Aufgabe richtete die 0berfinanzdirektion München im Herbst 1980

eine Arbeitsgruppe ein, die anläßlich des Baustopps wieder aufgelöst
wurde. Nach hliederaufnahme de¡ Bauarbeiten schlug das Staatsministerium

im Jah¡e 1985 vor, auf eine baufachliche Prüfung durch das Staatsministe-
rium zu verzichten, weil deren Ziele bereits durch eine Beihe von organi-
satorischen Vorkehrungen inne¡halb der FMG erreicht würden (vgt. z.B.

TNr. 34.2.1).

Die drei Prüfungsinstanzen (BRH, RevA, 0RH) konnten diesem Vorschlag an-

gesichts der Bedeutung des Bauvorhabens nicht folgen. Sie wiesen das

Staatsministerium darauf hin, daß es a1s Zuwendungsgebe¡ und Gesellschaf-

ter ej-ne originäre Verantwortung für den wirtschaftlichen und ordnungs-

gemäßen Ablauf des Baus des Flughafens München 2 trage und deshalb eigen-

ständige Vorkehrungen für eine materielle Überprüfung der Bauausführung

und der Abrechnung treffen müsse.
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Gestützt wurde der Hinweis auf die Notwendilkeit eigenständiger Vorkehrun-

gen des Staatsministeriums durch die im Jahre 1987 angelaufenen Stichpro-

benprüfungen des ORH (siehe hierzu die Beispiele in den TNrn. 34.2.t ff.).

Das Staatsministerium teilte schließlich mit Schreiben vom 20. Aprit 1988

mit, es werde "eine Prüfgruppe aus zunächst 'höchstens drei Bedienstetenn

einrichten. Die Prüfgruppe hat im September 1988 ihre Tätigkeit aufgenom-

men.

Bisherige baufachliche häfungen

Bereits in der Planungsphase für den F1ughaf,en München 2 hatte der ORH im

Jahre 1975 einzelne, damals vorliegende Planungen für die Bereiche

- innere Ve¡kehrserschließung,

- wasserwirtschaftliche Maßnahmen und

- Einteilung in Bauabschnitte

geprüft. Seine damaligen Vorschläge, die eine Einsparung von Über

100 Mio DM, an Baukosten und darüber hinaus beträchtlicher Finanzierungs-

kosten betrafen, gingen zu einem erheblicl¡en Teil in die späteren P1äne

er-n.

Nach dem im April 1981 gerichtlich verfügten Baustopp wurden die Bauarbei-

ten erst im Mai 1985 wieder aufgenommen. Ar¡f der Grundlage der Prüfungs-

vereinbarung mit dem BRH und dem BevA hat der OBH seit dem Jah¡e 1987 die
Ausschreibung, Vergabe und - soweit bereits möglich - die Abrechnung

einzelner Bauverträge vorwiegend aus dem Bereich der Gewässerneuordnung,

des Baus von Flugbetriebsflächen und Verkehrsanlagen, von Ver- und Entsor-
gungsleitungen sowie von Anlagen im nördlichen Bebauungsband geprüft.

Darüber hj.naus wurden Zweckmäßigkeit und Funktionsfähigkeit der Projektor-
ganisation der FMG geprüft, die einer Reit¡e von Ingenieurbüros Aufgaben

der Kostan.- und Terminkontrolle, der PIanung, Ausschreibung, Bauüberwe'

chung, Abrechnung und Koordinierung übertragen hat.

Außerdem hat'der OBH zusammen mit dem BRH und dem BevA eine stichprobenar-
tige Überprüfung der Kostenentwicklung begonnen. fm Jahre 1988 begann auch

der BRH im Passagierabfertigungsbereich mit ersten Vergabe- und Konzep-

tionsprüfungen.
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U.z-t hojektorganisation beÍ der FIS

Die FMG setzt für die Planung und den Bau des Flughafens München 2 nur
relativ wenige eigene Mitarbeiter ein; der Großteil- der Bauherrenaufgaben
ist bzw. wird an fngenieurbÜros vergeben. Die Aufgaben sind wie folgt ver-
teilt:

- Planungen werden regelmäßig an Planungsbüros vergeben.

- Ausschreibung, Vergabe, Bauüberwachung, Abrechnung: Die Federführung zu
jedem einzeLnen Bau- oder Liefervertrag ist einem sog. Baumanagement

(BM) übe¡tragen. Es gibt vier große und eine Reihe kl-einer BM, die von
IngenieurbÜros gebildet werden. Die FMG ist vor allern bei der Aus-
schreibung und Vergabe beteiligt.

- Die Kostenkontrolle ist an eine fngenieurgemeinschaft, das sogenannte

'CONTROLLING" (C0N), vergeben, die direkt der FMG zuarbeitet und vor
allem KostenÜbe¡sichten erarbeitet. Sie kontrolliert, ob und inwieweit
Kostenrahmen eingehalten werden, neue Kosten hinzukommen usbr. Auf
dieser Basis erstellt CON jährlich die neue Gesamtkostenschätzung.

- Die Koordination der BM untereinander sowie die Terminkontrolle ist
einem Projektkoordinator (PK) - ebenfalls ein Ingenieurbijro - übertra-
gen.

CON ' PK und die BM haben der FMG regelmäßig und bei Bedarf auch fallweise
zu berichten. Inwieweit das Zusammenwirken dieser einzelnen Organisations-
einheiten funktioniert, wurde vom ORH anhand einiger Fä1Ie untersucht. Der

ORH gab der FMG bereits eine Beihe von Anregungen, wie Zuständigkeits- und

Verfahrensregelungen verbessert und vereinfacht werden können. Nachfolgen-
de Beispiele sollen dies verdeutlichen.

34.2-2 Ausschreibungsregelungen

zv den von der FMG detailliert geregelten Ausschreibungs-vergabe-Abrech-
nungssystem hat der OBH verschiedene Hinweise gegeben.

- Der ORH hat festgestellt, daß die FMG in größerem Umfang Eventualposi-
tionen ausgeschrieben hat, die ohne realistische Mengenangabe anzubieten
waren und auch nicht in die Angebotswertung einbezogen wurden. sie hat
dieses Verfahren inzwi.schen abgestellt.

- Bei der Festlegung der Gewährleistungsfristen für Tiefbaumaßnahmen

ging die FMG zunächst grundsätzlich nicht über zwei Jahre hinaus, obwohl

. einschlägige vorschriften zum Teil wesentlich Iängere Gewähr1ei-

stungszeiten vorsehen und
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. gerade bei einer mehrjährigen Baumaßnahme wie dem Flughafen zahlrei-
che Bauwerke nach frühzeitiger Fertigstellung erst längere Zeit danach

die ihnen zugedachte Funktion erfü1len müssen.

Die FMG j-st inzwischen dazu übergegangen, i-n den einzelnen Bauverträgen

entsprechend den Vorschlägen des OBH fallweise 1ängere Gewährleistungs-

zeiten festzulegen.

- Die FMG wurde verpflichtet, bei der Vergabe von Aufträgen die VOB und

V.QL anzuueredF-.- Oen 0EÈ!, hat' in einigen' FätrIen fest4este11t, daß die Be-

gründungen für eine Beschränkte Ausschreibung oder Freihändì-ge Vergabe

nicht stichhaltig waren.

Das Staatsministe¡ium teilte dazu mit, daß inzwi-schen aufgrund verschie-
dener Bücksprachen mit den Rechnungsprüfungsbehörden grundsätzlich nur

noch die Öffentliche Ausschreibung und nur in Ausnahmefällen die Be-

schränkte Ausschreibung oder Freihändige Vergabe gewählt und dies,auch
in den Unterlagen dokumentiert werde.

- Der OBH hat in ej-nigen Fällen festgestellt, daß die Fristen für die Be-

arbeitung und Einreichung der Angebote unter Zeitdruck stark gekürzt

wurden. Zu kurze Fristen können die Möglichkeiten der Bieter beeinträch-
tigen, sorgfältig bearbei-tete Angebote und ggf. ausgereifte Nebenange-

bote abzugeben, die die Wirtschaftlichkeít eines Projektes zum Teil ganz

wesentlich erhöhen könnten. Die FMG hat zugesagt, diese Grundsätze zu

beachten.

- Der ORH hat außerdem angeregt, der Freistaat Bayern möge a1s Gesell-
schafter der FMG in geeigneten Fäl1en seinen fachlichen Bat in der Form

ei-nbringen, daß seine Fachbehörden, wie z.B. Staats- und Finanzbauver-

waltung, frühzeitig beteiligt würden. Das Staatsministerium hat dies
zugesagt.

34.2.3 Vorauszahlungen

Im Rahmen von Vergabeprüfungen stellte der ORH fest, daß die FMG im Jahre

1987 die Bieter bei einigen größeren Ausschreibungen aufgefordert hatte,
einen Nachlaß anzubieten für den Fa1l, daß die FMG umgehend nach

Auftragserteilung eine Vorauszahlung leisten würde. Diese Vorauszahlung

in Höhe von z.B. 25 v.H. oder 30 v.H. der Auftragssumme sollte nach einem

wiederum unterschiedlich festgelegten Modus - meist anteilig bei jeder

Abschlagszahlung - verrechnet werden.

Die FMG wollte damit erreichen, daß ihre LiquiditätsÜberschÜsse aus Eigen-

mitteln noch im Jahre 1987 abgebaut würden. Dieses Vorgehen ist jedoch nur
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dann wj.rtschaftlich vertretbar, wenn die erzielte Ersparnis (= vereinbar-
ter Nachlaß auf die jeweilige Auftragssumme) zumindest die Höhe des Zins-
ertrages aus einer Geldanlage erreicht. Die FMG hatte zunächst in den Ver-

tragsunterlagen offengelassen, ob sie die angegebene Vorauszahlung leisten
würde. Sie hätte damit für jeden einzelnen Vertrag berechnen können, ob

der vom Bieter angegebene Nachlaß zumindest die Höhe des Zinsertrages bei
einer Geldanlage erreicht. Tatsächlich hat sie aber dann bei keiner Ange-

botswertung eine Be¡echnung über dj-e WirtschaftLichkeit der Vorauszahlung

aufgestellt. Die deshalb vom ORl'l erbetenen Angaben zu allen Verträgen mit
entsprechenden Regelungen zeigten, daß die geleisteten Vorauszahlungen

zwar in einigen Fä1len für die FMG vorteil-haft wa¡en. In anderen FäIlen

wäre es jedoch günstiger geh,esen, das GeId in Höhe der Vorauszahlung anzu-

legen; in einem Fa1I hätte die FMG dadurch rd. 300 000 DM erwirtschaften
können.

Das Staatsministerium hat inzwischen zugesJ-chert, daß künftig bei derar-
tigen Vorauszahlungen in jedem Einze1fall auf entsprechende Gegenleistun-
gen geachtet werde. Dies setzt allerdings voraus, daß die später gewählte

Methode, den Nachlaß als Gegenleistung für Vorauszahlungen in die Ein-
heitspreise einzurechnen, wieder aufgegeben wird.

34.2.4 Vergabe von Bauarbeiten

Der ORH hat zunächst am Bej.spiel de¡ Vergabe der Deckenbauarbeiten für
das Bollbahnsystem geprüft, ob die Einschaltung aller bisher beteiligten
Stellen in das Vergabeverfahren wirklich erforderlich ist. Das Vergabever-

fahren hatte folgenden Ablauf:

Angebotseröffnung

Vergabevorschlag des Planers

Vergabevorschlag des Baumanagements

Prüfung durch den Projektkoordinator
Prüfung durch CONTBOLLING

FMG-Vormerkung für Vergabeausschuß und Aufsichtsrat
Vergabeausschußsitzung

Umlaufbeschluß des Aufsichtsrates über di.e Vergabe

Auftragsschreiben (vorläufig) an Auftragnehmer

Zusendung des Auftrags-Leistungsverzeichnisses

l¡lenn auch bei kleineren Aufträgen die Beteiligung des Aufsichtsrates und

der Vergabevorschlag des Planers entfallen, so ist das Vergabeverfahren

auch in diesen FäIlen aufwendig.
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Die von der FMG vorgeschrj.ebene Prüfung der Vergabevorschläge durch PK

hat den ORH veranlaßt, bei insgesamt 24 Verrgaben die Prüfungsbemerkungen

des PK auszuwerten. Es fanden sich in keinem einzigen Fa1l Prüfungsver-

merke mit vertragsändernden oder vertragsentscheidenden Auswirkungen. Die

Anregung des ORH, der PK sollte sich auf seine eigentlichen Aufgaben der

Terminüberwachung und der BM-Koordinatj-on konzentrieren und von derartigen
Prüfungen entbunden werden, wurde inzwj.schen von der FMG aufgegriffen.

Zugcsagt wurde, auch,, die Empf,ehlung des ORÈl zu prüfen, inwieweit weitere

Vereinfachungen im internen Verfahrensablauf möglich sind. Der ORH wies

darauf hin, daß ein Großteil der Vergaben noch ausstehe und deshalb bal-
dige Verbesserungen besonders wichtig seien. Schon jetzt ist festzustel-
Ien, daß Leistungen aufgrund von Nachtragsangeboten 1ängst ausgeführt

sind, bevor das Auftragsschreiben erstellt und zugestellt ist.

34.2.5 Präfung abgerechneter Vertrãge

34.3

Bei der Prüfung bereits abgerechneter Verträge hat sich gezeigt, daß die
von den BM behandelten Abrechnungen hinsichtlich ihrer Grundlagen, wie

z.B. Aufmaße, weder von der FMG selbst noch von CON oder von PK stichpro-
benweise überprüft wurden.

Dem OBH erscheint vor a1lem die Präventivwirkung solcher Kontrollen we-

sentlích. Die FMG hat ej.ngeräumt, daß derartige Kontrollen bisher nicht
durchgeführt wurden. Nach Mitteilung des Staatsministeriums wird die FMG

jedoch CON eine stichprobenweise Aufmaßkont¡olte übertragen.

Projektkosten und Ternine

34.3.1 ProjektkosÈenschätzungen der FIG

Die FMG definiert die Projektkosten im ençren Sinne (ohne Grunderwerb,

Lärmschutzmaßnahmen, sonstige Aufwendungen) als Summe der

. Baukosten,

. Baunebenkosten,

. sonstigen Nebenkosten und

. Zuschiisse (Beiträge zu Baumaßnahmen Dritter).

Dabei unterscheidet sie zwischen den

. unmittelbaren Flughafenanlagen (sog. A-Kosten) und den

. Investitionen für Objekte, die langfristig an Dritte vermietet, verpach-

tet oder als Profit-Center betrieben werden (sog. B-Kosten). Hierfür
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haben die Gesellschafter der FMG vorgegeben, daß sie nur realisiert
werden dürfen, wenn die Kosten durch Einnahmen gedeckt werden.

Nach den von der FMG ersteLlten Schätzungen haben sich diese Projektko-

sten seit 1984 wie folgt entwickelt:

Projektkosten (Stand Oktober 1988) Zahlenübersicht 1

Díe zeitliche Entwicklung der Projektkostenschätzungen der letzten
10 Jahre (siehe Schaubild 1) ist gekennzeichnet durch eine Kostenreduzie-

rung im Jahre 1981 infolge des Verzichts auf die dritte Start- und Lande-

bahn und sonstiger Einsparungen. Die Kosten wurden erst ab dem Jahre 1985

in A- und B-Kosten - rückwirkend auch für das Jahr 1984 - unterteilt.

Schaubild 1

lH. ol

hol*tkctr¡ lÂrA)

A-.fctt|

B{øtcn

1984

Mio DM

1985

Mio DM

1986

Mio DM

1987

Mio DM

A-Kosten

B-Kosten

2 466

222

3 139

598

3 769

772

3 923

1 155

Proj ektkosten 2 668 3 737 4 541 5 078

ßøe 199t ls 1*1 l-¡ l-t ls4 l*t ls 19
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Bei den gemeinsamen Erhebungen der drei Prüfungsinstanzen über Umfang und

Ursachen de¡ Kostensteigerungen beim Flughafen München 2 wurde zunächst

Überprüft, ob die Kostenveränderungen ausreichend belegt und nachvollzieh-
bar sind. Eine nähere Beurteilung der Kostenveränderungen i-nsbesondere in
den Jahren 1984 bj-s 1986 war den Prüfungsinstanzen nur eingeschränkt mög-

1ích, weil eine zusammenfassende Dokumentation vor allem für die Fort-
schreibung von 1984 auf 1985 nicht vorlag. Soweit nachvollziehbar, sind

die Kostenveränderungen in den einzelnen Flughafenbereichen recht unter-
schiedlich, ebenso. iJ¡re, Ursachen und Begründungen, die sich in r¿¡eseslli=

chen wie fol-gt zusammenfassen lassen:

- Höhere Prognosen für das Passagier- und Frachtaufkommen

Die i\nderung der Prognoseu,erte - z.B. für das Passagieraufkommen von ca.

8 auf t2 Mio Fluggäste im Jah¡ 1990 - führte zu erheblichen Ausweitungen

im Passagierabfertigungsbereich, bei den Flugbetriebsflächen, in der

Frachtzone und in den technischen Zentralen. De¡ ursprünglich als
1, Baustufe bezeichnete Umfang der Bauarbeiten hat sich deutlich ausge-

weitet.

-Kostenwirksame Auflagen aus den Planfeststellungsbeschlüssen sowie
aus Baugenehmigungsverfahren

Gegenüber den frühe¡en Planungen sind jetzt weitere Auf1agen, z.B- zun

Schutz des Grundwassers, zu erfüIlen, di-,e z.T. sehr kostenwirksam sind.
So wurden die Mehrkosten für ein Abbausystem im Gelände, das das Ein-

dringen von Enteisungsmitteln in den Boden verhindern soJ.I, sowie für
größere Schneedeponieflächen auf et\,ra 200 Mio DM veranschlagt.

- Zusätzliche Nutzerwünsche

Aus zusätzl-j-chen Nutzerwünschen (2.8. Erweiterung des hlartungsbereichs)

ergaben sich Auswirkungen insbesondere auf die B-Kosten. Hierbei wird

vor allem darauf zu achten sein, daß die Kostendeckung durch entspre-

chende Einnahmen gesichert ist.

- Baupreissteigerungen

Die jährliche Fortschreibung der Gesamtkostenschätzung enthäl-t auch die
Hochrechnung der geschätzten Kosten um die jährJ-ichen Baupreisindices.

Die Kostengenauigkeit steigt mit konkreter werdender objektv,,eiser Planung

von der Grobkostenschätzung (vo¡ Abschluß der Vorplanung) über die Kosten-

schätzung (aufgrund der Vorplanung), die Kostenberechnung (nach der Ent-

wurfsptanung) und die AuftragserteiLung bis hin zur Abrechnung. Entspre-

chend dem unterschiedlichen Planungsstand in den einzelnen Bereichen ist
auch deren Kostensicherheit unterschiedlich.
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34-3.2 Projekterveiterung

Die Luftverkehrsprognosen, die dem Planfeststellungsbeschluß vom 8. JuIi
1979 zugrunde lagen, rechneten fÜr das Jahr 1990 mit einem Passagierauf-

kommen von 12 Mio. Der Baustopp und der am Ende de¡ 70er Jahre vorÜber-

gehend stagnierende Flugverkehr führten zu einer dem Planänderungsbeschluß

vom 7. Juni 1984 zugrunde liegenden Luftverkehrsprognose, die fÜ¡ das Jahr

1990 nur mehr ein Passagieraufkommen von rd. I Mio erwartete. Tatsächlich

wurde diese ZahL-. abe¡ be¡eits 1985 erreicht und !987 - trotz der in Biem

vorhandenen Engpässe - mit 9,6 Mio Passagieren un 2O % Überschritten (sie-

he Schaubild 2).

Schaubild 2

Passagieraufkommen am Flughafen München 2
Gegenüberstellung Prognose/Kapazhät der Abferti gungsanla gen

Ouelle: FMG

Mit dem Schaubild verdeutlicht die FMG, daß sich die dem Planänderungsbe-

schluß vom Juni 1984 zugrunde gelegte Prognose als unzutreffend erwiesen

hat und sich die Entwicklung des Passagieraufkommens inzwischen der Prog-

nose von 1979 deutlich nähert. Die FMG reagiert darauf durch entsprechende

Planänderungen.

PFB Planteslslellungsbeschluß,Juli 1979

ÄPFB Planänderungsbeschlu0, Jún|1984
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34.3.3 Investitionsvoluæn urd Fertigstellungsterrin

Dj-e Zahlenübersicht 2 weist aus, wie hoch der Anteil der insgesamt bereits
vergebenen oder bezahlten Leistungen an den jährlich neu geschätzten Pro-
jektkost,en ist. Die Zahlen gelten für das jeweilíge Jahresende.

In den ausgegebenen Mitteln sind auch Beträge enthalten, die die FMG an

Dritte zahlt, die in eigener Regie, aber für die FMG bauen, wie z.B. die
Straßenbauverwaltungen (für Straßen, die u¡ege$,des Flughafens, zul verlegen

oder neu zu bauen sind) oder die Deutsche Bundesbahn (fijr die S-Bahn).

Entwicklung der Ausgabemittel Zahl-enübersicht 2

1985

Mio DM

1986

Mio DM

1987

Mio DM

oeschätzte Proiektkosten 3 737 4 541 s 078

davon vergeben - im Bezugsjahr

insqesamt

r37 274 633

360 574 t 207

davon ausgegeben - im Bezugsjahr

insoesamt

88 t48 366

317 459 825

noch auszuqeben ab Bezuosiahr 3 426 4 082 4 253

Ende 1987 wa¡en erst knapp ein Viertel der damals geschätzten Projektko-
sten vergeben und weniger a1s ein Sechstel ausgegeben.

Die noch zu verbauenden Mittel steigen trotz des Baufortschrittes immer

noch an, weil bisher jährlich ein größerer Zuwachs des fnvestitionsvolu-
mens zu verzeichnen ist, als Mittel abfließen. Wenn der von der FMG der-
zeit genannte Fertigstellungstermj-n (1991) unverändert bleiben solI, so

führb das bis dahin zu elnem immer höheren jährlichen Ausgabevolumen. Mit
zunehmendem Jahresinvestitionsvolumen steigen vo¡ allem die Schwierigkei-
ten der baulichen Verwirklichung. Das gilt nicht nur für die Koordinierung
der vielen, auf engem Raum befÍndlichen Objekte, sondern auch für zeitge-
rechte Lieferungen, die Bauvorbereitung und die Bauüberwachung. Die vor

der Inbetriebnahme des Flughafens erforderliche betriebtiche Einarbei-
tungsphase wird die Baua¡beiten in der Endpl,rase zusätzlich erschweren.

Ein großer Zeitdruck birgt die Gefahr, daß oft nicht mehr sorgfältig ge-

nug und nacheinander geplant und ausgeschrieben werden kann, Zeit für die
Suche nach möglichen Alternativen und Opti-mi.erungen knapp wird, zahlreiche

Nachträge zu Bauverträgen anfal-Ien, dami-t Zahl und Größenordnung von

Nachträgen unangemessen steigen und die Bauausführung leidet. Bechnungs-
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prüfung und eigene Projektorganisation der FMG haben festgestellt, daß be-

reits jetzt aus Termingründen in EinzelfäI1en nicht mehr neu ausgeschrie-

ben oder nach kostensparenden Lösungen gesucht wird (siehe hierzu TNr.

34.2.2) oder Provisorien erforderlj-ch we¡den. Dies gilt in verstärktem

Maße bei Planungsänderungen, die auf geänderten Ausgangsdaten beruhen-

Auch der preistreibende Effekt einer zu starken Mittelkonzentration kann

zu wej-teren erheblichen Kostensteigerungen führen. Der OBH sieht sich
veranlaßt, auf diese Situation schon jetzt mit aller Deutlichkeit hinzu-

weisen- Trotz Termindrucks muß die wirtschaftliche und sparsam..Verwen-

dung von Steuergeldern gewährleistet bleiben.

Ve¡kehrsanbindung des Flughafens

Der neue Flughafen wird seinen Zweck nur dann optimal erfüllen können,

wenn er auf den Hauptverkehrsh,egen möglichst rasch erreicht werden kann.

Nachteile, die wegen ungenügender Verkehrsanbindung auf den Wegen vom und

zum Flughafen entstehen, sind in eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung

einzubeziehen, da sie den wirtschaftlichen Nutzen aus den Gesamtinvesti-

tionen verrJ-ngern.

Nach dem derzeitigen Stand ist abzusehen, daß das prognostizierte Ver-

kehrsaufkommen des neuen Flughafens im Zeitpunkt sej-ner ïnbetriebnahme auf

Schiene und Straße zum Großteil nicht zufriedenstellend abgewickelt werden

kann:

- Im Schienenverkehr ist zu besorgen, daß die geplante S-Bahnlinie S 3

(im Vergleich dazu hat der Flughafen Frankfurt einen lC-Haltepunkt) aI-
lein nicht ausreichen wird, einen G¡oßtei1 der Flughafenbenutzer davon

abzuhalten, die Straße zu benutzen. Das Staatsministerium für Wirtschaft

und Verkehr wej-st zwar darauf hin, daß neben Untersuchungen über weitere

S-Bahnverbindungen neuerdings auch Überlegungen zur Anbindung des Flug-

hafens an das Netz der Deutschen Bundesbahn, z.B. fÜr die Strecken MÜn-

chen-Ingolstadt, München-Landshut, München-Salzburg, bestehen. lfegen der

in der Vergangenhej-t geübten Zurückhaltung der DB gibt es hierzu aber

keine konkreten Pläne. So ist die Bahnsteiglänge der in Bau befindlichen
S-Bahnstation unter dem Zentralgebäude nicht fÜr ReisezÜge ausgelegt.

- Für den Straßenverkehr ist die Autobahnanbindung ím l¡rlesten des Fì-ugha-

fens über die Autobahn München-Deggendorf (A92) zwar genügend 1ei-
stungsfähig, doch endet die 492 derzeit am Autobahndreieck Feldmoching

des Münchener Fernstraßenringes (499). Neben dem geplanten Weiterbau der

499 - das Planfeststellungsverfahren híerfÜr ist noch immer nicht abge-

schlossen - drängt sich vor a1lem die früher eínmal vorgesehene Verlän-

gerung der 492 um rd. 4 km zum Frankfurter Bing und damit zum Mittleren
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Ring geradezu auf. Solange es nicht gelì-ngt, wenigstens eine neue lei-
stungsfähige Radialstraße zwischen der Ag9 und dem Mittleren Ring zu

bauen, we¡den die vorhandenen St¡aßen noch wesentlích häufiger zugestaut

sein. Bereits heute liegt z.B. die Verkehrsbelastung der Autobahn Mün-

chen-Nürnberg (49) im fraglichen Berej-ch um 240 v.H.(!) über dem Mittel-
wert bayerischer Autobahnen. Aber auch im Osten wird die Autobahn Mün-

chen-Mtihldorf (494) b,egen der begrenzten Leistungsfähigkeit de¡ An-

schlüsse an das innerstädtische Verkehrsnetz und des aus der künftigen
Nutzung des Geländes des Flughafens Riem resultierenden Zusatzverketus-
nicht mehr weiter aufnahmefähig sein.

Somit ergibt sich die Situation, daß zwar im näheren Umfeld des Flugha-

fens bis zu dessen Inbetriebnahme die straßenmäßige Infrastruktur weit-
gehend fertiggestellt sein wird. Ausgesprochen problematisch bleibt aber

die wichtigste Verkehrsbeziehung, nämlj-ch die von und zur Landeshaupt-

stadt München.

Der ORH sieht einen dringenden Handlungsbedarf der drei Gesellschafter
der FMG, mit großem Nachdruck a1le Möglichkeiten zu einer raschen Verbes-

serung der Verkehrsanbindungen des neuen Flughafens auszuschöpfen, damit

die durch den Flughafenneubau beabsichtigten Vorteile nicht von vornher-
ein auf längere Zeit unzumutbar eingeschränkt werden. Dabei kommt der

Verkehrsve¡bindung "Landeshauptstadt München - Flughafen" auf Schiene und

Straße höchste Priorität zu.

Förderung kornunaler T
(Kap. 03 77 und 13 10)

Die Prüfung staatlicher Zuwendungen für ausgewählte kommunale
Straßen- und Wasserbauten nach Abschluß der Verwaltungsprüfung
führte im Jahre 1987 zu Rückzahlungen von ungerechtfertigt in An-
spruch genommenen staatlíchen Fördermitteln in Höhe von
9,6 Mio DM.

Einzelne Beispiele zeigen im übrigen, daß ein gestörtes Gleichge-
wicht in der Verteilung der Straßenbaumittel zu unwirtschaftlichen
Ergebnissen oder zu einer unbegründeten Entlastung der eigentli-
chen Straßenbaulastträger führen kann.

In Jahr 1987 zuräckgezahlte Zuuendungen

Die Prüfung von gezielt ausgewählten Projekten durch den ORH und die
Staatlichen Rechnungsprüfungsämter brachte erneut z.T. schwerwiegende Feh-

1er ím Zuwendungsverfahren zutage und führte j-n den nachstehend genannten

35.1
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i¡n Jahr t987 zu folgenden Hückzahlungen und Zins-

Zahlenübersicht

Der Rechnungsprüfung ist in jedem Fa11 eine zumindest stichprobenweise
Prüfung des Verwendungsnachweises durch die Verwaltung vorausgegangen. Die

Ursachen für die ungerechtfertigte fnanspruchnahme staatllcher Fördermit-
tel waren im wesentlichen die gleichen, wie sie im Jahresbericht 1987

(TNrn. 18, 33) dargestellt wurden. Der ORH hatte darin zahlreiche Verbes-

serungen fii¡ die Abwicklung von Zuwendungsverfahren durch die Verwaltung

vorgeschlagen.

Daraufhin hat der Landtag am 28. April 1988 (Drucksache 7l/6320) dj.e

Staatsregierung ersucht :

a) die in TNr. 18 des ORH-Berichts 1987 für Zuwendungen im kommunalen

Straßenbau angeregte organisatorische und fachliche Vereinheitlichung
und Vereinfachung sowie die Verbesserung des Verfahrens bei den Begie-

Tungen in die Wege zu leiten;

b) Nr. 3 Buchstabe n des Landtagsbeschlusses vom 9. Mai 1984 (Drucksache

lO/3744) über geeignete Sanktionen bei der ungerechtfertigten Inan-

spruchnahme staatlicher Fördermittel stärkere Beachtung als bj.sher zu

schenken (v91. TNr. 33.1 des OBH-Berichts 1987).

Zu Buchstabe a hat das Staatsministerium des Innern die Begierungen inzwi-
schen entsprechend angewiesen. Zu Buchstabe b wird der ORH prüfen, ob und

inwieweit nach dem erneuten Beschluß des Landtags vom 28. April- 1988 Sank-

tionen ergriffen worden sind.

Bückzahlung
von Zuwendungen

Mío DM

Zinsen

Mio DM

insgesamt

Mio DM

lrla sserv ersor gun g sa n1a gen
(Kap. 03 77 TitGr. 97)

Abwasseranlagen
(Kap. 03 77 TitGr. 98)

Kommunaler Straßenbau
(Kap. 13 10 Tit. 883 03
und 883 08)

1,9

0,9

5,3

0,3

o12

1,0

2r2

tr!

6r3

insgesamt 1987 vereinnahmt 8,1 1,5 9,6
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Bau von KormunalstraBen anstelle von hõher,kl-assifizierten Stra8en

Mit den folgenden Beispielen möchte der ORH in Ergänzung des letztjährigen
Beitrages zur Straßenbaufinanzierung (ORH-Bericht 1987 TNr. 32) anhand von

Einzelbeispielen die Folgen des Ungleictlgewichts in der Verteilung der

Straßenbaumittel auf die ve¡schiedenen Träger aufzeigen.

35.2.1 Die Prüfung eines mit GVFG- und FAG-Mitteln geförderten Baues einer Gemeln-

deverbindungsstraße hat folgendes ergeben: Der ]&r¡ba¡ einer rund 6 km lan-
gen Straßenverbindung zwischen zwei Orten durch ein bis dahin nahezu unbe-

rührtes Flußtal wurde von den betroffenen Gemeinden zur Verbesserung der

Verkehrsverhältnisse durchgeführt. 0ieses grundsãtzlich richtige Ziel, hätte
allerdings sinnvoll-er du¡ch den Ausbau der parallel dazu verlaufenden, nach

Mitteilung der Fegierung vö1lig unzureichenden Staatsstraße erreicht werden

können. Die Gelder für den notb,endigen Ausbau de¡ bestehenden Staatsstraße

konnten bisher jedoch nicht bereitgestellt werden, während andererseits
staatliche Fördermlttel von 4,4 Mio DM zum Neubau der Geneindeverbindungs-

straße verfügbar v,,aren.

Würden die für den Straßenbau insgesarrt vorhandenen staatlichen Mitte1 so

eingesetzt, daß die Straßen in zeitlicher Abfolge entsprechend der Ver-

kehrsbedeutung ausgebaut würden, so wäre zunächst die Staatsst¡aße verbes-

sert wo¡den. Sofern dann auf den Neubau der GeneindeverbindungsstraBe nicht
ganz verzichtet worden wäre - die 0BB hatte ursprüngU.ch keine überõrtliche
Verkehrsbedeutung hierfür anerkannt - hätte dort die Verkehrsanbindung von

Weilern und Einzelgehöften resentlich weniger aufwendig, also mit deutlich
geringeren Kosten und Eingriffen in die Landschaft erfolgen können.

Dieses Projekt stel1t keinen Einzelfall dar. De¡ OBH hatte z.B. in einem

anderen Landkreis feststellen müssen, daß vier Gemeinden in einem Abstand

von weniger aLs 3 km parallel zv einer bestehenden, nicht ausgebauten

Staatsstraße auf eine Länge von rd. 12 km eine neue Straßenverbindung mit
0rtsumgehungen gebaut und dazu hohe staatliche Förderungen erhalten haben.

Der wesentlich bessere Ausbauzustand dieser neuen Straße führte inzwischen

- trotz längerer Strecke - zu Verkehrsverlagerungen. Auch hier wäre es

wirtschaftlich sinnvoll gewesen, zunächst di.e Staatsstraße auszubauen, de-

ren Zustand auf Dauer ohnehin verbesse¡t werden muß, und ggf. spätør die
weniger wichtigen Verkehrsverbesserungen mi-t, insgesamt geringerem Aufwand

durchzuführen.

Diese und weitere, ähnlich gelagerte Fä1Ie verdeutlichen, daß ein Ausbau

des Straßennetzes in der von der Sache her gebotenen Reihenfolge den Bedarf

an Baumittern insgesamt verringern würde, weniger Eingriffe durch straßen-
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bau bedeuten könnte und - wíe in TNr. 32 des 0FH-Berichtes 1987 dargelegt -
auch das Unfallgeschehen günstig beeinflussen würde, wenn zunächst die
stärker belasteten Straßen verbessert würden.

Neben Beispielen der geschilderten Art stößt der OBH seit vielen Jahren

immer wieder auf kommunale Straßenprojekte, die auf einer ursprünglich für
eine Bundes- oder Staatsstraße vorgesehenen Trasse verwirklicht werden und

dann auch tatsächlich deren Verkehrsfunktion übernehmen.

So hat beispielsweise ein Fremdenverkehrsort ei-ne 1,4 km lange 0rtsumge-

hung auf der ursprünglich für die dorti-ge Bundesstraße vorgesehenen Trasse

gebaut, auf der nun seit mehreren Jahren der Durchgangsverkehr abgewickelt
wi¡d. Dj-ese mit 3,5 Mio DM bezuschußte Gemeindestraße dient also tatsäch-
lich Überwiegend dem weiträumigen Verkehr und hätte somit vom Bund errich-
tet we¡den müssen.

An anderer SteÌle hatte der Bund in seinen früheren Bedarfsplänen die
Schließung ej-ner über 8 km J-angen Netzlücke vorgesehen. Da die Dringlich-
keitseinstufung aber eine Verwirklichung in nahe¡ Zukunft nicht e¡warten

Iieß, hat inzwischen die Gemeinde eine auf der Trasse der geplanten Bundes-

straße bestehende Kiesstraße ausgebaut und bei einem Höchstfördersatz von

90 v.H. GVFG- und FAG-MitteI in Höhe von rd. 7 Mio DM erhalten.

In beiden Fällen hat der Bund inzwischen die Straßen j-n seinem Bedarfsplan

nicht mehr ausgeùviesen. Damj-t wurde im Ergebnis die Straßenbau- und Finan-
zierungslast verlagert. Weitere Beispiele ließen sich anfügen.

lihnliches gibt es auch bei Staatsstraßenprojekten, die zwar in Ausbaupläne

aufgenommen, deren hohe Kosten aber leichter über eine kommunaÌe Bauträger-

schaft aufzubringen sind oder waren. So hat beispielsweise vor einigen Jah-

ren ej-n Landkreis eine seit langem vom Freistaat geplante neue Anbindung

einer Staatsstraße an eine Bundesstraße a1s Kreisstraße gebaut, Ein anderer

Landkreis will den dritten Bauabschnitt einer Staatsst¡aßenverlegung zur

rascheren Verwirklichung ebenfalls a1s Kreisstraße bauen, weil die infolge
einer großen Flußbrücke recht hohen Kosten in absehbarer Zeit nicht aus dem

Staatsstraßenhaushalt zu finanzieren sind.

Ursache für ein derartiges Vorgehen ist jeweils die Möglichkeit, das in den

Prioritäten des eigentli-ch zuständigen Baulastträgers nicht an vorderster
Ste1le eingestufte Projekt rascher zu verwirkl-ichen, well die Förderpro-

gramme für die kommunalen Baulastträger finanziell besser ausgestattet

sind. Der OBH hält es für wenig sinnvoIl, wenn die Klassifizj-erung einer

Straße im Einzelfall praktisch von der finanziellen Leistungsfähigkeit der
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Baulastträger abhängt und nicht, wie von den einschlägigen Gesetzen (FStrG,

BayStrt'lG) vorgesehen, von der Verkehrsbedeutung der Straße.

35.3 Folgenrrgen

Die bevorzugte finanzielLe Situation bei der Projektförderung im kommunal-en

Straßenbau hat in der Vergangenheit dazu geführt, daß

- Komtunalstraßen durch zeitliches Vorziehen z.T. aufwendiger gebaut wur-

den, als dies nach Ausbau des überörtl-ichen Straßennetzes erforderlich
wäre oder

- durch die kommunate Übernahme von Aufgaben anderer Baulastträger deren

Prioritäten im Einze1fall außer Kraft gesetzt wurden. Inwieweit dabei

auch die erwünschte Einheitlichkeit und Gründlichkeit in Planung, Bau-

übervachung und -unterhaltung beeinträchtigt wird, bl-eÍbt dahingestellt.

Der OBH empfiehlt im Interesse eines optimalen Einsatzes der Straßenbaumit-

te1, daß - unbeschadet des im Vorjahr angeregten Ausgleichs bestehender Un-

gleichgewichte in der Mittelverteilung der Kraftfahrzeugsteuer - die Ver-

waltung kÜnftig bei der Förderung komnunaler Straßenbauvorhaben den oben

genannten Gesichtspunkten in jedem EinzelfalL mehr Aufmerksamkeit schenkt.
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III. UNTERSUCHUNGEN ZUR WIRTSCHAFTLICHKEIT DER NITTELBEHORDEN

Allgeneines

Der Landtag hat den OBH mit Beschluß vom 5. Februar 1985 (Drucksache

10/5941) gebeten, sich gutachtlich zur Wirtschaftlichkeit der Mittelbehör-
den zu äußern; dabei so1I vor allem der tatsächliche Personalbedarf unter
Berücksichtigung der Möglichkeiten geprüft werden, die einen Aufgabenab-

bau zulassen.

Nachdem der ORH in seinem Bericht 1986 die Ergebnisse seiner Untersuchun-

gen bei den Bezirksfinanzdirektionen (TNr. 14) und bei den inneren Dien-

sten verschiedener anderer Mittelbehö¡den (TNr. 15) und in seÍnem Bericht
1987 die Ergebnisse der Untersuchungen bei den Abteilungen 4 - Bauwesen -
und 7 - Landwj-rtschaft - der Regierungen (TNr. 13 bis 20) mitgeteilt hat,

berichtet er nun über die Ergebnisse der Untersuchungen bei

- weiteren Abteílungen der Regierungen (TNrn. 37 bis 44) ,

- den Oberforstdirektionen (TNr. 45) und

- dem Landesversorgungsamt Bayern (TNr. 23).

Bei seinen Untersuchungen stand der OBH wiederum (vgl. OBH-Bericht 1987

TNr. 13.5) vor dem Problem, daß gängige Untersuchungstechniken, wie z.B.

die Ermittlung von Fallzahlen, durchschnittlichen Bearbeitungszeiten u.ä.,
die vor a11ern für die Ermittlung des Personalbedarfs für die Erledigung

gleJ-chförmiger, gleichartiger und regelmäßig wiederkehrender Vollzugsauf-
gaben in Betracht kommen, sich nur bedingt für die Bewertung der Aufga-

ben der Mittelbehö¡den aIs Aufsichts- und Koo¡dinierungsinstanz eignen,

weil deren Erledigung häufig ein großes Maß an konzeptioneller Tätigkeit
der Beschäftigten voraussetzt.

Der ORH hat daher den Personalbedarf vor a1lem auf der Basis von Verglei-
chen angesetzt. Besonderheíten der einzelnen Aufgabenbereiche, erkennbare

Tendenzen in der Aufgabenentwicklung und allgemeine Verwal-tungs- und Prü-

fungserfahrungen wurden dabei berücksichtigt.
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Regierungen

Sachgebiete 100 - Organisation

Angesichts der uirtschaftlichen BedeutunE der 0rganisationsarbeit
sollten die Begierungen die Effektivität'der Sachgebiete 100 erhö-
hen. Der Schwerpunkt künftiger 0rganisationsarbeit sollte unter
verstärkter Koordination durch das Staatsministerium des Innern
auf die Ablauforganisation im Bereich der Fachabteilungen gelegt
werden.

37.1 Aufgaben

Die Sachgebiete 100 sind nach dem Aufgabengtriederungsplan für die Organí-

sation der Regi.erungen und (zusarunen mit den fachlich zuständigen Abtei-
lungen) der angegliederten oder nachgeordne.t,en Behörden und Dienststellen
zuständig. Der AufgabenbereÍch umfãßt im wesentlichen den Geschäftsgang

, bei der Begierung, die Einriehtungen des inne¡en Dienstbet¡iebs, die Ge-

schäftsverteilung, Orgenisations- und RationalisierungsmaBnahmen, die Ver-
waltungsautomation im Bereich der Regierung und die allgemeine Behörden-

aufsicht über die Landratsänrter.

37.2 Personal

De¡ ORH hat Art und Umfang de¡ in den Saclrgebieten 100 ausgeübten Tätig-
keiten erhoben. Ausgenormen blieb der innere Dienst, weil er bereits
Gegenstand einer Querschnittsuntersuchung war (vgl. ORH-Bericht 1986,

TNr. 14). Der Aufgabenbereich Verwaltungsautomation bl.ieb ebenfalls außer

Betracht, weil dieser gesondert untersucht uulrde (siehe TNr. 44).

Nach den Erhebungen des OBH sind in den Sachgebieten 100 insgesamt rd.
23 Beschäftigte (ohne innerer Dienst und Be¡eich Verwaltungsautomation)

eingesetzt. Die Beschäftigtenzahl bei den erinzelnen Hegierungen schwankt

dabei zwischen 1,75 (NB) und 6,95 (08). Die sehr unterschiedliche Personal-
ausstattung in den Sachgebieten 100 ist auch unter Berücksichtigung der

unterschiedlichen Größe der Regi-erungen auff,ä11i9. Bezogen auf das Gesamt-

personal der Regierungen liegen die Zahlen der von einem Beschäftigten im

Sachgebiet 100 betreuten Beschäftigten zwischen 133 (Schw) und 296 (OPf)

(siehe Zahlenübersicht 1, Spal-te 3).
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Legt man die jeweilige Zahl der Sachgebiete zugrunde, ergibt sich bei den

einzelnen Begierungen ein Betreuungsverhältnis zwischen 1 : 10 (08) und

1 : 29 (NB).

Die vorhandene Personalkapazität verteil-t sich bei den einzelnen Regierun-

gen auf die Aufgabenschwerpunkte allgemeiner Geschäftsgang, Organisations-

und Rationalisierungsmaßnahmen und allgemeine Behördenaufsicht wj-e folgt:

Zahlenubersicht 2

Der weitaus größte Anteil der vorhandenen Personalkapazítät brird danach

bei allen Begierungen fÜr Tätigkeiten eingesetzt, die mit dem allgemeinen

Geschäftsgang zusammenhängen; zu nennen sind hier insbesondere die Betreu-

ung und Überwachung der inneren Dienste und das Vordruckwesen. Bei fÜnf

Regierungen liegt dieser Anteil bei rd. zurei Drittel und mehr der vorhan-

denen Personalkapazität; der niedrigste Anteil ergibt sich fÜr di-e Regie-

rung von oberbayern (49,6 v.H.).

A1s Folge des relativ hohen Personalanteils für Tätigkeiten des allgemei-

nen 6eschäftsganges entfallen auf den Tätigkeitsbereich 0rganlsations-
und Bationalisierungsmaßnahmen nur zb,ischen 23 und 47 u,H. der vorhandenen

Personalkapazität (lnsgesamt etwa acht Beschäftigte). Hierunter fallen im

wesentlichen Maßnahmen zur Aufbauorganisation (Geschäfts-, Arbeitsvertei-
lungspläne), die organisatorische Betreuung der Abteilungen, allgemeine

0rganisationsuntersuchungen und die Bürokommunikation.

Bezogen auf das Gesamtpersonal der Regierungen ergibt sich bej. der vor-

handenen Personalkapazität im Tätigkeitsbereich 0rganisation bei der Be-

gierung von Oberbayern das niedrigste VerhäÌtnis von 323 Mitarbeitern;



- t26

der vergleichbare höchste rechnerische l¡lert liegt bei 1030 Mitarbeitern
(OPf) (v91. Zahlenübersicht 1, Spa1te 6).

Insgesamt i-st festzustellen, daß ein wesentlicher Teil der bei den Sach-

gebieten 100 vorhandenen Personalkapazität mit Tätigkeiten gebunden ist,
die dem allgemeinen - mehr routi-nemäßigen - Geschäftsgang zuzurechnen

sind. Vergleichsweise gering ist die für konzeptionelle organisatorische
Maßnahmen verbleibende Personalkapazität.

37.3 Schrerpunkte der Tãtigkeiten in den Sacþebieten 1ü) in Fragen der 0rgani-
sations- und BationalisierungsnaBnahßen

Der ORH hat ferner untersucht, wo die Schwerpunkte der Tätj.gkeiten

seit 1975 J-agen, für welche Bereiche Organisations- bzw. Arbeitsplatz-
untersuchungen durchgeführt wurden, ob aufgrund von Untersuchungsergeb-

nissen anderer Begierungen 0rganisationsmaßnahmen im eigenen Bereich

durchgeführt wurden und welche 0rganisationsuntersuchungen in nächster

Zeit geplant sind.

Bei a1len Sachgebieten 100 lagen die Schwerpunkte mehr oder weniger in der

Einführung neuer Bürotechniken, insbesondere der EinfÜhrung von Diktatan-
Iagen, der Ausstattung der Schreibdienste mit Textsystemen, der Verbesse-

rung des Vordruckwesens sowie der Modernisierung von Servicediensten. lhre
eigenen 0rganisationsuntersuchungen korrespondierten eng mit der EinfÜh-

rung neuer Bürotechniken. So wurden bei allen Regierungen Organisationsun-

tersuchungen im Schreibdienst, in Einzelfällen mehrfach, durchgeführt. Bei

zwei Regierungen (08, MFr) wurde das Registraturwesen, ebenfalls bei zwei

Regierungen (08, OFr) außerdem der Post- und Botendienst untersucht. Diese

0rganisationsuntersuchungen führten zu einer Verbesserung der Servicefunk-
tionen und zu teilweise beachtlichen Personaleinsparungen im Bereich der

inneren Dienste bei diesen Begierungen. Die Sachgebiete 100 sind in unter-
schiedlichem Umfang auch bei der Einführung der Datenverarbeitung bei den

Begierungen beteiligt.

37.4 Ergebnis der Untersuchung - Empfehlungen

Die Personafausstattung in den Sachgebieten 100 ist bei den ej-nzelnen Re-

gierungen sehr unterschiedlich. Vielfalt und Art der Aufgaben der Fegie-

rungen aIs Mittelinstanz machen es schwer, den Personalbedarf insbesondere

bei den Fachabteilungen exakt und zweifefsfreí zu ermitteln (v91. ORH-Be-

richt 1987, TNr. 13.5). Gleichwohl erscheínt ein Zahlenvergleich auf der
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Basis der Beschäftigtenzahlen in den Fachabteilungen und der Einwohnerzah-

1en in den Regierungsbezirken durchaus geeignet, erkennbare Auswirkungen

einer mehr oder weniger intensiven organisatorischen Betreuung der Fachab-

teilungen durch das Sachgebiet 100 darzustellen und Tendenzen aufzuzeigen.

Auf der Basis der Zahl der Beschäftigten in den Fachabteilungen 1 bis I
errechnen sich für die einzelnen Regierungen zwischen 2,59 und 4,93 Be-

schäftigte in den Fachabteilungen pro 10 000 Eínwohner (vgl. Zahlenüber-

sicht 3, Spa1te 3) . Oie niednigsten li'lerte ergeben sic,h f,ür die Begierungen

mit der vergleichsweise besten Personalausstattung im Tätigkeitsbereich
0rganisation des Sachgebietes 100 (vgl. ZahLenübersicht 1, Spalte 1).
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0b und gegebenenfalls welche Auswirkungen die personelle Ausstattung der

Sachgebiete 100 für die Gesamtorganisation der Regierungen hat, Iäßt sich

insbesondere bei einem Vergleich der Personalausstattung der inneren Dien-

ste beurteilen. Wegen der im wesentlichen identischen Aufgabenstellung und

Organisationsst¡uktur müßte hier das Verhältnis der Anzahl der im inneren

Dienst Beschäftigten zur Anzahl der sachbearbeitenden Beschäftigten des

höheren, gehobenen und z.T. des mittleren Dienstes im großen und ganzen

gleich sein (vg1. ORH-Bericht 1986, TNr. 74.1). Nach dem Stand vom Novem-

ber 1985 schwankte der Anteil jedoch zwischen 25,8 und 38,9 v.H. (vgl.

aa0, Anlage 1, S. 56). Die vergleichsweise niedrigsten Anteile ergaben

sich auch hier für die Regierungen von Oberbayern und Schwaben, also den

Regierungen mit der vergleichsweise besten Personalausstattung im Sachge-

biet 100.

Nach Meinung des ORH sollten sich die Sachgebiete 100 in ihrer Organisa-

ti-onsarbeit verstä¡kt den sachbearbeitenden Bereichen zuwenden und das

Schwergewicht auf Fragen der Ablauforganisation Iegen. Hierzu ist eine

fntensivierung des Erfahrungsaustausches zwi-schen den Regierungen unter

Federführung und Koordination des Staatsministeriums erforderlich. Um mög-

lichst rasch und ökonomisch zu verwertbaren Erkenntnissen zu kommen, soII-
ten die Regierungen dabei arbeitstej.lig vorgehen; vom Staatsministerium

wäre sicherzustellen, daß geeignete Untersuchungsergebnisse jeweils zeit-
gerecht auch bei den anderen Regierungen verwertet und hieraus die ent-
sprechenden organisatorischen Folgerungen gezogen werden.

Angesichts der wirtschaftlichen Bedeutung der Organisationsarbeit solIte
angestrebt werden, bei den Begierungen mit ungünstigen Verhältnissen zwi-

schen innerem Dienst und sachbearbeitendem Personal, die Effektivität der

Sachgebiete 100 auf dem 0rganisationssekto¡ im Einzelfall eventuell auch

durch eine maßvolle Personalverstärkung im Wege der Stellenumsetzung zu

erhöhen.

Stellungnalæ der VerYalturg

Das Staatsministerium stimmt mit dem ORH grundsätzlich überein. Stellenum-

setzungen seien jedoch nicht zu erreichen, weil Personalüberhänge nach

Aussage der Regierungen effektiv nicht vorhanden oder aber fÜr diesen

Zweck nicht verwendbar seien.

Demgegenüber weist der ORH darauf hin, daß gerade die in den letzten bei-

den Jahren durchgefÜhrten Untersuchungen bei den Regierungen ganz konkre-

te PersonalÜberhänge in einzelnen Sachgebieten ergeben haben (vg1'

TNrn. 41 und 42 und OBH-Bericht 1987, TNrn. 16, 17 und 20).
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38 Sachgebiøte 210 bis 212 - Angelegenheiten des Gesundheitsuesens

Bezogen auf die derzeitige Aufgabenerledigung ist die Personafaus-
stattung der Sachgebiete 210 bis 212 nicht zu beanstanden.

38.1 Aufgaben

Die Begierungen sind nach dem Aufgabengùiederungsplan fü¡ die fachlichen
Angelegenheiten des Gesundheits!ì/esens zuständig; hierfür sind die Sachge-

biete

- ztl (Humanmedizin),

- 211 (Veterinärmedizin) und

- 272 (Pharmazie)

eingerichtet.

Aufgabenschwerpunkte bilden u.a. die fachliche und allgemeine Behördenauf-

sicht über die nachgeordneten Behörden der Gesundheits- bzw. Veterinärver-
vJaltung, die Personalangelegenhelten des Fachpersonals dieser Behörden

einschließl-ich Aus- und Fortbildung, Berufsangelegenhelten des Gesund-

heits-, Veterinär- und Pharmaziewesens, AngeÌegenheiten der Hygiene, des

Krankenhaush,esens und des Tierschutzes sowie des Arzneimittel-, Betäu-

bungsmittel- und Giftwesens.

Personalentricklung

Die Zahl der Beschäftigten in den Sachgebieten 210, 277 und 212 hat sich
seit 1980 (Stichtag 1. Januar) wie folgt entwickelt:

38.2
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Personalentwicklung
in den Sachgebieten 210, 2tl und 2I2

Zahlenübersicht 1

Bel den Sachgebieten 210 (Humanmedizin) ist das Personal seit 1980 um rund

34 Beschäftigte (32,4 v.H.) zurückgegangen. Dies ist darauf zurückzufüh-
ren, daß auf Anregung des ORH (s. 0BH-Bericht 1984, TNr.20) seit Januar

1986 die Röntgenreihenuntersuchungen nur noch in den Regierungsbezj-rken

Niederbayern und Oberpfalz durchgeführt werden. Die übrigen fünf Höntgen-

schirmbildstellen wurden aufgelöst.

Der Personalstand in den Sachgebieten 211 (Veterinärmedizin) blieb nahezu

unverändert; der Rückgang im Jahr 1988 ist auf vorübergehend unbesetzte

Stellen bei der Regierung von Schwaben zurüikzuführen.

Bei den Sachgebieten 212 (Pharmazie) hat si-ch das Personal im Betrach-
tungszeitraum um 6,5 Beschäftigte (82,3 v.H.) erhöht. Die Personalmehrun-

gen, insbesondere bei der Regierung von Oberbayern, begründet das Staats-
ministe¡ium mit den seit 1978 stetig meh¡ und umfangrej.cher gewordenen

Aufgaben durch Gesetzesänderungen, neue Gesetze, Verordnungen und Vo11-

zugsvorschriften; einen Schwerpunkt bitde lnsbesondere die Überwachung der
pharmazeuti-schen Herstellungsbetriebe und Vertriebsfirmen im Bereich der

Regierung von Oberbayern.

1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 L987 1988

Sachgebiete 210
(Humanmedizi.n)

- Beschäftigte

- Anteil in v,H,

103 ,9

100 ,0

105 ,4

10r,4

103, 6

99,7

105, 3

101, 3

107,5

103,5

105,5

101, 5

72,7

69,4

70 ,3

67 ,7

70,2

67 .6

Sachgebiete 211
(Veterinärmediz in )

- Beschäftigte

- Anteil in v.H.

13,7

100,0

14, 5

105,8

13,2

96 ,4

L4.8

108,0

13, 8

100, 7

13,5

98,5

L2,3

89,8

L4,2

103,6

LL,3

82, 5

Sachgebiete 212
( Pharma zie )

- Beschäftigte

- Anteil in v.H.

7,9

100, 0

ro,4

131,6

9,4

119 ,0

Lr'2

141,8

12,6

159 ,5

!4,1_

!78,5

L4,L

178 ,5

15 ,6

197 ,5

L4,4

782,3
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Personalbesetzung und Organisation

Die Sachgebiete 210 bis 2I2 r¡raren zum Stichtag 1. Januar 19BB mit folgen-
dem Personal ausgestattet:

Zahlenübersicht 2

Die Personal-ausstattung in den Sachgebieten 210 ist angesichts der in die-
sen Sachgebieten zu erledigenden Aufgaben und der unterschiedÌichen

Größenordnungen der Regierungen nicht zu beanstanden.

In den Sachgebieten 211 sind neben dem Sachgebietsleiter keine bzw. nur

wenige weitere Mitarbeiter tätig. Die Steflvertretung der Sachgebietslei-
ter wird durchwegs durch einen Leiter eines staatlichen Veterinäramtes im

Regierungsbezirk wahrgenommen. Auch hj-er geht die Personalausstattung

nicht über die notwendige Grundausstattung zur Erledigung der zugewiese-

nen Aufgaben hinaus.

Der Personalstand bej- den Sachgebieten 212 hat sich i-m wesentlichen durch

eine Personalaufstockung bei der Begierung von Oberbayern (von vier auf

sieben Beschäfti-gte) und die Einrichtung dieses SachgebÍetes bei der Be-

gierung von Unterfranken erhöht. Die Personalausstattung der übrigen Re-

gierungen schwankt zwischen L und 2,2 Beschäftigten. Bei der Regierung

von Mittelfranken wird dle Aufgabe im Sachgebiet 210 wahrgenommen. Mit

Regierungen Sachgebiet 210

Humanmedizin

Beschäftiqte

Sachgebiet 211

Veterinär-
medizin

Beschäftíqte

Sachgebiet 212

Pharmazie

Beschäftiqte

ingesamt

Beschäftiqte
OB 12,5 3,0 7,0 22,5

NB 12,4 2,4 L,t 15,9

0Pf 19 ,3 1,5 1,0 21,8

0Fr 6,5 1,0 1,0 8,5

MFr 8,2 r,2 9,4

UFr 5,1 1,8 2,1 9,0

Schw 6,2 o,4 2,2 8,8

insgesamt 70,2 7I ,3 14,4 95 ,9
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Ausnahme der Regierung von Oberbayern vertreten sich die Sachgebietslei-
ter von jeweils zwei Regierungen gegenseitig.

Insgesamt ist die Personal-ausstattung der Sachgebiete 210 bis 212 nicht
zu beanstanden.

Sachgebiete 220 bis 222 - S1;cädbebau-, Bauplanungs-, Bauordnungsrecht und
Rechtsangelegenheiten des ù{ohnungswesens

Die Personalausstattung der Sachgebiete 220 bis 222 íst - bezogen
auf die derzeitige Aufgabenerledigung - im wesentlichen nj_cht zu
beanstanden. Der Arbeitsentlastung durch die Delegatj_on von
Aufgaben auf die Landratsämter stehen Mehrbefastungen in anderen
Aufgabenbereichen , z.B . bei der Bearbeitung von Eingaben, gegen-
über.

Ortstermine und mündliche Verhandlungen mit den Beteiligten
können geeignete Mittef sein, um das Widerspruchsverfahren in
Bausachen bei den Begierungen zu verbessern, Die Verwaltung
sollte weiterhin im Einzelfall flexibel über die Notwendigkeit
und die Art und Weise eines mündlichen Verfahrens entscheiden.

39-1 Aufgaben

Den Sachgebieten 220 der Begierungen, bei der Regierung von 0berbayern
ferner den Sachgebieten 227 und 222, obliegen die Rechtsangelegenheiten
des Bauplanungs- und des Bauordnungsrechts und die damit zusammenhängenden

Rechtsfragen anderer Rechtsgebiete, des Fluglärm- und des l,rJohnungseigen-

tumsgesetzes, der !{ohnungsaufsicht, des Siedlungs- und Wohnungsbaues und

de¡ Zweckentfremdungsverordnung. Beí den Begierungen der Oberpfalz, von

Oberfranken und von Unterfranken sind sie ferner für das Erschließungs-
beitragsrecht zuständig.

Die Tätigkeit der Sachgebi-ete 220 bis 222 vettelLt sich auf die folgen-
den Aufgabenberej-che :

Zah1enübersi-cht 1

Aufga benbereiche

- Rechtsbehelfe in Angelegenheiten des
Bauplanungs- und des Bauordnungsrechts

- Beratungs- und Aufsichtstätigkeit j-n
Angelegenheiten des Bauplanungs- und des
Bauordnungsrechts

- Ei-ngaben und Beschh,erden in baurechtl-ichen
Angelegenheiten

- Städtebau, Denkmalschutz, Siedlungs- und
hlohnungsbau

- Sonstige Angelegenheiten des Baurechts

Anteil in v.H.
an der gesamten

aren"Arbeitszeit 1)

6r,4

15,3

7r5

4,8

tr,o
1) Stand 1986
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Personalausstattung und Aufgabenentwicklung

39.2.1 Die Sachgebtete 220 bi-s 222 der Regierungen u/aren nach den Feststellungen

des OBH i-m Jahr 1986 mit insgesamt 39 Dienstkräften besetzt; det Pe¡sonal-

stand hat sich sei-t 1978 wie folgt entwickelt:

Personalentwicklung in den Sachgebieten 220 bís 222 Zahlenübersicht 2

Jahr 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988

Beschäftigte

Entwicklung
in v.H. 1)

42

100

34,5

8t,r

34

81, 0

36

85, 7

42

100

40

95, 2

4t

97, 6

42

100

39

92,9

to

92.9

40

95 ,2

1) Personalstand 1978 = 100 v.H.

Mit der Verlagerung von Zuständigkeiten nach dem Bundesbaugesetz auf die

Kreisverwaftungsbehörden mit tdirkung vom 1. Juli 1978 (Verordnung vom

20. Juni 1978, GVBI S. -339) erfuhren die Sachgebiete 22O hl-s 222 der Re-

gierungen ej-ne Aufgabenentlasturry. In diesem Zusammenhang verringerte

sich der Personalstand bis zum Jahr 1980 um acht Beschäftigte (19 v.H.)

auf 34 Beschäftigte. Alterdings h,ar dann bereits im Jahr 1982 de¡ ur-
sprüngliche Personalstand wieder erreicht.

39.2.2 Der OBH hat untersucht, inwiewej-t dle aufgezeigte Personalentwicklung mit

dem Umfang der zu erledigenden Aufgaben im Einklang steht.

39-2.2-1 Eln v,,esentlicher Aufgabenschwerpunkt ist die Behandlung baurechtlicher
Bechtsbehelfe (Widerspruchs- und Verwaltungsgerichtsverfahren). HierfÜr

wurden im Jahr 1986 j-nsgesamt 61 v.H. der verfügbaren Arbeltszeit verwen-

det.

Nach den Feststellungen des Bayerischen Landesamtes für Statlstik und Da-

tenverarbeitung ging von 1979 bis 1986 die ZahI der jährlich erteilten
Baugenehmigungen für Gebäude von 57 250 auf 37 7OO (34,1 v.H.) zurÜck.

Demgegenüber hat sich jedoch die Zahl der Bechtsbehelfe in Bausachen im

gleichen Zej-traum insgesamt kaum verändert; bei einzelnen Begierungen ist
sie sogar deutlich gestiegen (2.8. in Oberbayern um 6,1 v.H.).Im Jahr

1986 wurden nach den Feststellungen des ORH insgesamt 5942 Rechtsbehelfe

in Bausachen (ohne Erschließungsbeitragsrecht) bearbeitet. Berücksichtigt
man dabei, daß zumindest ein Teil de¡ in Zahlenübersicht 1 ausgewiesenen

Beratungs- und Aufsichtstätigkeit (15,3 v.H.) im Zusammenhang mit der

Erledlgung von Rechtsbehelfen steht (2.8. Amtstage mit den unteren Bauauf-



- 135

sichtsbehörden), so zeigt sich, daß zwei Drittel des Aufgabenbereichs

der Sachgebíete 22Q bis 222 von der Zuständigkeitsverlagerung unberührt
geblieben sind.

39.2.2.2 Allgemein zugenommen hat die Arbeitsbelastung der Sachgebiete 22O bi.s 222

bei der Bearbeitung von Eingaben und Besctryerden. So stieg von 1978 bis
1986 die Zahl der in Bauangelegenheiten an den Landtag gerichteten Einga-

ben von 243 auf 570 pro Jahr (134,6 v.H.). Hinzu kommt in etwa die glei-
che Anzahl Eingaben an den Ministerpräsidenten, das Staatsministerium des

Innern und unmittelbar an die Fegierung. Es kann davon ausgegangen werden,

daß sich der Arbeitsaufwand für die Bearbeitung aller Eingaben und Be-

schwerden im genannten Zeitraum zumindest verdoppelt hat.

39.2.2.3 Gestiegen ist auch die Arbeitsbelastung im Bereich der Bauleitplanung.
Federführend sind hier zwar die Fachsachgebiete 420 bis 422 - Städtebau,

Bauplanung und Bauordnung - (vgl.dazu ORH-Bericht 1987, TNr.15). Die

gestiegene ZahI der den Regierungen zur Genehmigung vorgelegten Flächen-

nutzungspl-äne hat aber auch zu einer Zunahme der dabei zu bearbeitenden

Bechtsfragen durch die Sachgebiete 22O bis 222 geführt. Im Jahr 1986

wurden insgesamt 439 Flächennutzungspläne und 301 Bebauungspläne bearbei-
tet. Zu berückslchtigen ist auch, daß mit den erhöhten städtebaulichen
Anforderungen an die Bauleitplanung, insbesondere auf den Gebieten des

Natur- und Umweltschutzes (Immissionsschutz) sowie der Denkmalpflege,

auch die rechtlichen Anforderungen an die Bauleitplanung wesentlich
gewachsen sind. Das zeigt sich auch in einer steigenden Zahl von Wider-
spruchsverfahren bei den Sachgebieten 22O bis 222, die eine teilweise
Versagung der Genehmigung für Flächennutzungspläne zum Gegenstand haben.

39-2.2-4 Der Personal-abbau von 1978 bis 1980 wurde vollzogen, obwohl die Verlage-
rung der Zuständigkeiten auf die Kreisverwaltungsbehörden nach Auffassung

des Staatsministeriums des fnnern seinerzeit eigentlich nur eine sonst
unve¡meidliche Personalmehrung verhindert habe und vernachlässigte Aufga-

ben verstärkt wahrgenommen werden so1lten. Da die Zahl der Bechtsbehelfe
im wesentlichen gleichgeblieben und die Arbeítsbelastung in anderen

Aufgabenberej-chen gestiegen ist, erscheint die Personalmehrung von 1979

bis 1986 um 4,5 Dienstkräfte nicht überhöht.

39.2.3 Der ORH hat ferner untersucht, ob das im Erhebungszeitraum in den Sachge-

bieten 220 bis 222 eíngesetzte Personal durch die anfallende ArùeitsnengB

ausgelastet erschej-nt. HierfÜr wurde fÜr jede Regierung der Anteil an der
Gesamtzahl der RechtsbehelfsfäIle und an dem dafür eingesetzten Personal

errechnet (ZahlenÜbersicht 3). Für einen solchen rechneri-schen Vergleich
r¡,ar der Aufgabenbereich der Rechtsbehelfe besonders geeignet, weil er
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zwei Drittel des gesamten Arbeitsaufkommens umfaßt. Die hier zu bearbei--

tenden FäIle haben zwar verschiedene Schwierigkeitsgrade. Das beeintråich-

tigt einen rechnerischen Vergleich jedoch nicht, da insoweit von einer

statistisch gleichmäßigen Verteilung bei al1en Regierungen ausgegangen

werden kann.

Zahlenübersicht 3

AnteiI
in v H.

an

Regierungen

OB NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw ansg.

der Gesamtzahl
der Fä1le 38,0 8,6 7,8 6,0 15,t t2,2 12,3 100

dem eingesetz-
ten PersonaÌ 38,5 8,7 9,3 10,6 10,7 11 ,9 10,9 100

Die Werte in der ZahlenübersÍcht 3 zei-gen, daß im Aufgabenberej-ch Bechts-

behelfe der Personal-bestand der Begierungen - bezogen auf den Arbeits-
anfa11 - ì-nsgesamt ausgewogen verteilt j-st. Bei den Begierungen der 0ber-

pfalz und von Oberfranken zeichnen sich zwar geringe rechnerische Personal-

überhänge ab, da hier der Personalanteil im Aufgabenberei-ch Bechtsbehelfe

den Aufgabenanteil Übersteigt. Einer Umsetzung in die Praxis steht jedoch

entgegen, daß die dortigen Sachgebiete jeweils nur mit vier Bediensteten

besetzt sind, was im Hinblick auf die im Sachgebiet 220 insgesamt zu

erledigenden Aufgaben die notwendige Grundausstattung nicht wesentlich

übersteigt.

Personalstruktur

Von den 39 Dienstkräften in den Sachgebieten 220 bis 222 (Stand 1986) ge-

hören 22 dem höheren Dienst (hD) und 17 den gehobenen Dj-enst (gD) an oder

sind vergleichba¡e Angestetlte. Abgesehen von den Regierungen von 0ber-

franken und Schwaben (2 hD, 2 gD) sowie von Mittel-franken (2 hD, 3 9D),

überwiegt bei den übrigen Regierungen der höhere Dienst (v91. Zahlen-

übersicht 4).

Nach den Feststellungen des ORH werden vom höheren Dienst in erheblichem

Umfang Aufgaben erledigt, die auch vom gehobenen Dienst wahrgenommen r¡,er-

den könnten. So werden vom höheren Dienst z.B. zwischen 84 v.H. und

29 v. H. de¡ l¡lidersprüche und zwj-schen 86 v . H. und 37 v . H. der aufsicht]-i-

chen Angelegenheiten (2.8. Amtsbesichtigungen, Eingaben und Beratungen)

bearbeitet.
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Vrlürde man in den einzelnen Aufgabenbereichen bei a1len Begierungen jeweils

von dem auf den höheren Dienst entfallenden Zeitwert einer Regierung

ausgehen, der am niedrigsten ist, dann ergäbe sich ein Zahlenverhältnis

der Dienstkräfte des höheren zum gehobenen Dienst von rd. I:2,5. Legt

man den Berechnungen dieses Zahlenve¡hältnis zugrunde, ergäbe sich aller-
dings bei einigen Begierungen nur mehr ein Beamter des höheren Dj-enstes

im Sachgebiet. Der ORH sieht jedoch insbesondere im Interesse einer

ordnungsgemäßen Abwesenheitsvertretung eine Mindestausstattung je Regie-

rung mit zwei höheren Beamten fÜr sachgerecht an. Ferner wird aufgrund

der besonderen Verhäftnisse im Verdichtungsraum MÜnchen und 0berbayern

bei der Regierung von 0berbayern ein Verhältnis 1 : 1 fÜr vertretbar

erachtet. Hieraus ergäbe si-ch folgendes:

Zahlenübersicht 4

Insgesamt könnten danach drei Stellen des höheren in solche des gehobenen

Dienstes abgesenkt werden.

Die Verwaltung wendet dagegen ein, daß bei einer Abschichtung von Stellen

des höheren in solche des gehobenen Dienstes eine sachgerechte Aufgabener-

ledigung nj-cht mehr gewährleistet sei. Insbesondere angesichts des hohen

Arbeitsanteils für die Bearbeitung von Rechtsbehelfen dÜrfe der AnteÍl

der Juristen in den Sachgebieten 220 bis 222 nicht verringert werden.

Demgegenüber teilt aber gerade die Regierung, die bei der Bearbeitung von

Rechtsbehelfen das gÜnstigste Verhältnis zwischen Personaleinsatz und

erledigten Fällen aufv',eist, die Überl-egung, daß das Verhältnis der Dienst-

Regierungen Ist Vorschlag des ORH Gebotene
Abschichtung

Höherer
Dienst

Gehob.
Dienst

Höherer
Dienst

Gehob.
Dienst

0berbayern

Niederbayern

0berpfalz
0berfranken

Mittelfranken
Unterfranken
Schwaben

B

2

3

2

2

3

2

6

t
t
2

3

2

2

7

2

2

2

2

2

2

7

!
2

2

a

a

2

7

1

t

Gesamt 22 77 19 20 a
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kräfte des höheren zu denen des gehobenen Dienstes rd.1:2,5 betragen

so1lte und daß eine Mindestausstattung der Begierung mit zwei höheren

Beamten sachgerecht sei,

Nach Auffassung des ORH zeigt ej-nerseits die große Schwankungsbreite des

Personalanteils des höheren Dienstes bei der Bearbeitung von Bechtsbehel-

fen (29 bis 84 v.H.) und andererseits der weltgehend gleiche Anteil
erfolgrei-cher Klagen in allen Regierungsbezirken, daß die anfallenden

Arbeiten j-n erheblichem Umfang auch von Bediensteten des gehobenen Dien-

stes bewäItigt werden könnten, ohne daß dadurch das Arbeitsergebnis

beeinträchtigt würde.

39-4 Rationalisierungsvorschlãge

Nach den Feststellungen des OBH werden nicht bei allen Begierungen die
Möglichkeiten ej.ner rationellen Textbearbeitung i-n ausreichendem Maße ge-

nutzt. So werden bei einigen Begierungen z.B. Schreibaufträge für die

Schreibkanzl-ej- bj-s zu 87 v.H. des gesamten Schrei-bgutes noch im steno-
grafi-schen und handschriftlichen' Entwurf des Sachbearbeiters gefertigt.
Textbausteine, die neben einer e¡teblichen Entlastung des Schreibdienstes

vor al1em auch eine nachhaltige Erleichterung und Qualitätssteigerung auf
der sachbearbeitenden Ebene mit sich bringen, werden bei einzelnen Begie-

rungen überhaupt noch nicht verwendet. Bei einer gut organisierten Begie-

rung beträgt dieser Anteil demgegenüber 61 v.H.

Nach Auffassung des 0RH könnte durch solche Rationalisierungsmaßnahmen

die Ausnutzung der Arbeitszeit für die eigentliche sachbearbeitende

Tätigkeit verbessert werden. Dazu gehört die verstä¡kte Verwendung von

Diktiergeräten ebenso wie die Einführung von Texthandbüchern. Eine fnten-
sivierung des Erfahrungsaustausches zwischen den Regierungen unter Feder-

führung des Staatsministeriums sol1te angestrebt werden.

Das Staatsministerium stimmt dem zu, verweist aber gleichzeitig auf

- auch dem OBH bekannten - Grenzen der programmierten Textbearbeitung
schwierigeren und atypischen FäLlen.

39.5 lúiderspruchsverfahren in Baugenehmigungsverfahren

Mit Beschluß vom 23.Oktober 1985 (Drucksache 10/8186) hat der Landtag

die Staatsreglerung ersucht, die Möglichkeiten zu prüfen, ob und wie das

bisherige V'Jiderspruchsverfahren in Baugenehmì.gungsverfahren durch einen

von den Regierungen durchzufÜhrenden Erörterungstermin auf dem Baugrund-

stück vereinfacht und beschleunigt werden kann. Die Hegierung von 0ber-

die

bei
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bayern führte in den Jah¡en 1982 bis 1986 in zwei der drei Bausachgebiete

einen Versuch zur Intensivierung des Widenspruchsverfahrens in Bausachen

durch. Dabei wurden J.n geeigneten FäI1-en 0¡tstermine auf dem Baugrundstück

und/oder mündliche Verhandlungen mit atlen Beteiligten durchgeführt. Ziel
dieses Versuches war, durch Verhandlungen mit a1len Beteiligten den

Irrh-derspruchsführer von der Bichtigkeit der getroffenen Entscheidung zu

überzeugen oder eine Einigung zu erziel-en, dem Widerspruchsführer zu

einer schnellen abschließenden Entschej.dung zu verhelfen, ei-nen Abschluß

des Rechtsmi-ttetrverfahrens innerhalb der Verwaltung zu erreichen und

dadurch die Gerichte zu entlasten, die Rechtsschutzfunktion der Verwaltung

zu stärken und den Verwaltungsrechtsschutz insgesamt effektiver und

wirtschaftlicher zu gestalten.

Die Regierung von Oberbayern hat nach Auswertung der in den Jah¡en 1982

bis 1986 erhobenen statistischen Daten und der gewonnenen Erfahrung fol-
gende Schlüsse gezogen:

- Bei entsprechender Verhandlungsbereitschaft auf Seiten der Verwaltung
könne die Zahl der einvernehmlichen Lösungen merklich gesteigert werden.

- Die Intensivierung des Widerspruchsverfahrens könne die Klagequote bis
zu einem Drittel senken, biete dafür abe¡ keine Gewähr.

- Die Erfolgsaussichten für den Widerspruchsführer selen höher, vüenn mit
diesem verhandelt we¡de.

- Echte mündliche Verhandlungen mit den Verfahrensbeteiligten führten
zweifellos zu einem gewissen Personalmehraufwand. Bezogen auf den ein-
zelnen Mitarbeiter hätten jedoch die drei Sachgebiete in den zurück-
liegenden Jahren ähnliche Erledigungszahlen erreicht.

- Der Einfluß der Person des Bearbeiters auf, den Ausgang des Widerspruchs-
verfahrens (2.8. Verhandlungsgeschick) dihfe nicht unterschätzt we¡den.

Auch der ORH hat die Auswirkungen eines geänderten Widerspruchsverfahrens

näher untersucht. Er hat hierzu das umfangreiche statistische Material
der Begierung von Oberbayern und von ihm selbst bei den Begierungen erho-
bene Daten herangezogen.

39.5.1 l{iderspruchsverfahren bei der Regierurq vm 0berbayern

39.5.1.1 In den Versuchssachgebieten 227 und 222 wwden deutlich weniger förmliche
l,'liderspruchsbescheide erlassen (55 v.H.) als in dem überwiegend nach

Aktenlage entscheidenden SachgebLet 22O (80 v.H.). Dies führte zu einem

gewissen RÜckgang der Klagen und zu einer entsprechenden Verminderung des

Verwaltungsaufwands .



140 -

39.5.1.2 In ihrer zusammenfassenden Wertung steIlt die Regierung von Oberbayern

zwar fest, daß mündliche Verhandlungen mit den Verfahrensbeteiligten zu

einem Personalmehraufh,and führen (vgl. TNr. 39.5). Sie kommt aber gleich-

wohl zu der Schtußfolgerung, daß sich aus der Statistik ein Personalmehr-

aufwand für die Intensivierung des Widerspruchsverfahrens nicht ableiten

läßt. Diese Feststellung wird durch die dem ORH verfügbaren Zahlen bestä-

tigt. In den Versuchssachgebieten wurden fast dj-e gleichen Zah1en an er-

Iedigten Wíderspruchsverfahren erreicht wie im Sachgebiet 22O. Das zeigt,

daß der höhere Zeitaufwand, der durch 0rtstermj.ne und Sacherörterungen

erwächst, durch die Zeitersparnis bei weniger lr'liderspruchsbeschej-den

wieder ausgeglichen wird.

39.5.1.3 Vor allem für den rechtsuchenden Bürger bringt die Intensivierung des

Widerspruchsverfahrens Verbesserungen. t¡Jährend im Sachgebiet 220 nur in
etwa 4 v.H. al1er Fä11e der Widerspruchsführer ganz oder teilweise erfolg-
reich Widerspruch eingelegt hat, liegen in den Versuchssachgebieten die

Verfahren mit ganzem oder teilweisem Erfolg des üfiderspruchsfÛhrers immer-

hin zwischen 7 und t4 v .H.

39.5.1.4 Aus den statistischen Daten der Regierung von oberbayern und der vom Lan-

desamt für Statisti-k und Datenverarbeitung gefÜhrten Erledigungs- und Er-

folgsstatistik für die Verwaltungsgerichte lassen sich nur begrenzt

Schlüsse auf díe Auswirkungen des intensivierten Widerspruchsverfahrens

auf die Belastung des Verwaltungsgerichtes MÜnchen in Bausachen ziehen.

Der dort von 1978 bis 1986 feststellbare RÜckgang der relativen Klagehäu-

fígkeit um rd. 4 v.H. läuft zeitlich parallel mit der Intensivierung des

Widerspruchsverfahrens in Oberbayern.

39.5.2 l{iderspruchsverfahren bei den anderen Regierungen

Nach den Feststellungen des OBH fÜhren auch die anderen Regierungen in

sehr unterschiedtichem Maße in Widerspruchsverfahren Ortstermine und Sach-

erörterungen mlt den Beteiligten durch. Die l¡rlerte - bezogen auf die

Gesamtzahl der erledigten Verfahren - schwanken für das Jahr 1985 zwischen

9,8 und 74,7 u.H. a1ler Verfahren. Dementsprechend unterschiedlich sind

auch die Anteite der förmlichen Erledigungen durch (ablehnenden) Bescheid

(zwischen 86,6 und 60,0 v.H.) und der Erledigungen auf sonstige hleise

(zwischen 13,4 und 40,0 v.H.) an der Gesamtzahl der durchgeführten Ver-

fahren. Dabei zeigt sich, daß die DurchfÜhrung von Ortsterminen und die

mündliche Erörterung mit den Beteiligten Einfluß auf die Anzahl der förm-

Lichen Entscheidungen hat. Mit der Zunahme des Anteils der 0rtstermine und

Sacherörterungen sinkt nämlich der Anteil der förmlichen Entscheidungen.
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Umgekehrt steigt der Anteil der Erledigungen auf sonstige Weise, zu denen

insbesondere auch die Abhilfen und Rücknahmen gehören. Der Zahlenvergleich

1äßt daher nach Auffassung des ORH den Schluß zu, daß die Durchführung von

Ortsterminen und Sacherörterungen mit den Beteiligten dem Rechtsschutzin-

teresse der Bürger dient und in gewissem Umfang die ZahI der förmli-chen,

durch Klage anfechtbaren V'liderspruchsbescheide vermindert. Daraus ergibt
sich auch eine entsprechende Arbeitsentlastung sowohl fÜr die Regierung

als Widerspruchsbehörde als auch fÜr die Verwaltungsgerichte.

Das Staatsministerium hat darauf hingewiesen, daß bei Ortsterminen mit

al1en Beteiligten auch erhöhte Personaf- und Sachaufu,endungen durch die

dann zwingend erforderl-iche Anwesenheit von Vertretern der Gemeinden, der

unteren Bauaufsichtsbehörden und weiterer Fachbehörden entstehen können.

0rtstermj-ne sollten deshalb nach Auffassung des OBH nicht generell, son-

dern nur in dafür geeigneten FäI1en durchgeführt r',erden. Dj-e Regierung von

0berbayern schätzt diesen Anteil auf etb,a 20 v.H. In diesen Fäl-len dÜrfte

jedenfalls der Entlastungseffekt durch eine endgültige Streitbeilegung

bereits auf der Verwaltungsebene deutlich höher liegen als der sonst not-

wendige Aufwand in einem möglicherweise mehrjährigen Verwaltungsgerichts-

verfahren.

39.5.3 Zusarmenfassung

Ortstermine und mündliche Verhandlungen können nach Auffassung des 0RH

geeignete Mittel sein, um bei den Regierungen das V'liderspruchsverfahren

in Bausachen zu verbesseln. Bei konsequentel Anwendung dieser Mittel in
den dafür geej-gneten Fällen ergäben sich gewisse Arbeitsentlastungen fÜr

die Regíerungen.

Das Staatsministerium hätt es - jedenfalls zur Teit' - nicht fÜr zweck-

mäßig, den Regierungen vorzuschreiben, daß in baurechtlichen Widerspruchs-

verfahren in der Begel ein Erörterungstermj-n (möglichst mit Ortsbesichti-
gung) durchgeführt werden sol]. Vor einer endgÜltigen Entscheidung möchte

das Staatsministerj-um im Übrigen das Ergebnis eines Modellversuchs fÜr

die Einführung von mÜndlichen Verhandlungen auswerten, der aufgrund eines

Landtags-Beschlusses vom 19.2.1986 (Drucksache 10/9367) von den Regierun-

gen auf mehreren Rechtsgebieten außerhalb des Baurechts durchgefÜhrt

wurde.

Auch nach Auffassung des ORH bedarf es fÜr dle DurchfÜhrung mÜndlicher

Verhandlungen in Bausachen bei den Regierungen a1s Widerspruchsbehörden

keiner detaitlierter Regelungen. Der Verwaltung soIlte vielmehr der der-
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zeitige Freiraum erhalten bleiben, nach pflichtgemäßem Ermessen über die
Notwendigkeit und die Art und hleise eines mündIíchen Verfahrens im Einzel-
fal1 flexibel zu entscheiden.

N Sachgebiet 300 - t{i-rEschaftsfõrderung

Die Personalausstattung ist insgesamt nicht zu beanstanden. Bei
ej-nzeLnen Begi.erungen bestehen jedoch kleinere Personalüberhänge.

Den Sachgebieten 300 obliegen der Vollzug gewerblicher und regj.onaler
Wirtschaftsförderungsprogramme einschließU-ch von Maßnahmen der wirt-
schaftsnahen Infrastruktur sowie wej-tere wj.rtschaftsnahe Aufgaben, ferner
bei den Regierungen von 0berfranken und Unterfranken de¡ Bereich Fracht-
hilfen. Zur Erfüllung dieser Aufgaben war im Erhebungszeitraum 1986 fol-
gendes Personal 1) eingesetzt:

Zahlenübersicht 1

4O.t Unmittelbare Aufgaben fúr die gererbliche l{i-rtschaft

rtO.1-1 Fõrderungspro[Farrne

Die Regierungen sind für die Durchführung der Förderungsprogramme für die
gewerbliche Wirtschaft bis zur Einplanung der Mittel zuständj.g; zu nennen

sind hier insbesondere

- díe Bayerischen regionalen Förderungsprogramme für die gewerbliche Wirt-
schaft (Industrie und Handwerk, Fremdenve¡kehr und Dienstleistungsge-
werbe)

- dj-e Gemeinschaftsaufgabe I'Verbesserung der regionalen hlirtschaftsstruk-
turtt und

- das Bayerische Kreditprogramm für das mittelständische Hotel- und Gast-

stättengewerbe.

Der Erlaß der Zuwendungsbescheide sowie die Auszahlung der Zuschüsse bzw.

die Darlehensgewährung und die Prüfung der Verwendungsnachwej.se obliegen

Beoierunoen OB NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw insqesamt

Beschäftigte IL I I 16 I 6 I 67

1) einschließIich Sachgebietsleiter
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der Landesanstalt für Aufbaufinanzierung.. .Ein Überbtick über die im Jahr

1986 ausgezahlten Darlehen und Zuschüsse ergibt sich aus der Zahlenüber-

sicht 2.

Ausgezahlte Darlehen und Zuschüsse 1986 Zahlenübersicht 2
( gewerbliche Wirtschaft)

q.1.2 Frachthilfen

Frachthilfe wird gewährt als Zuschuß zu den Versand- bzw. Bezugsfrachten,

die Betriebe der gewerblichen Wirtschaft friir Transporte von Gütern zv zah-

len haben, die vor der Teilung Deutschlands in erheblichem Umfange in Ge-

bj-eten der heutigen DDR ode¡ in der lSSn .Ug"""tzt bzw. aus diesen Gebie-

ten bezogen wurden (Versand- bzw. Empfangsfrachthilfe).

Einzelheiteri ergeben sich aus der Zahlenübersicht 3.

Frachthilfen 1986 Zahlenübersicht 3

Begierungs-
bezirke

Darlehen Zuschüsse

TDM v.ll . TDM v.ll .

OB

NB

OPF

0Fr

MFr

UFr

Schw

96 345

t32 255

724 6!0

7t 375

48 247

62 936

93 345

15,3

2t,t
19,8

tI ,3

7r7

10,0

74,8

I 4t7

34 207

28 247

39 351

10 601

4 772

4 150

7,2

26,2

2I ,6
30,1

8,1

3,6

3r2

insgesamt 629 113 100,0 130 745 100,0

Begie-
rungs-
bezirke

Betriebe Empfangsbetriebe
nach

Fra chthilfearten

Empfangsbetriebe
nach

Oiiterarten

Frachthilfe-
zahlungen
insgesamt

TDM

Anzahl v.H TDM v.lt.

NB

0Pf

0Fr

UFr

149

t76
420

34

198

267

742

45

zto
300

TN
45

15 ,8

22,5

58,3

3.4

I 198

13 052

t6 47]-

r 802

20,7

33,0

41,7

4.6
lnsges. 779 t 252 1 332 100,0 39 523 100,0
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Frachthilfebegünstigt sind 779 Betriebe. Die Zahl der Empfangsbetriebe

nach Frachthilfearten (1252) bzw. nach Güterarten (1332) ist höher, weil

einige Betriebe mehrere Frachthilfearten bzw. innerhalb einer Frachthilfe-
art für mehrere unterschiedJ.ich begünstigte Güterarten Frachthilfe bezogen

haben.

Zuständig sind die Begierungen von Niederbayern (Sachgebiet 330), Ober-

f¡anken (Sachgebiet 300) und Unte¡franken (Sachgebiet 300) sob,ie die Be-

gierung der Oberpfalz (Sachgebiet 330).

40. 1 . 3 Investitionszulagengesetz

Die Begierungen geben gegenüber dem Bundesamt fÜr Wirtschaft Stellungnah-

men zu Anträgen auf Erteilung der Bescheinigung nach $ 2 des Investitions-
zulagengesetzes ab. Investitionszulagen werden künftig nicht mehr gewährt

(vg1. Art. 6 des Steuerreformgesetzes 1990, BGBI 1988 I S' 1093).

N.1.4 fnnerdeutscher Wi-rtschaftsverkehr

Der Vollzug der lnterzonenabkommen obtiegt der Begierung von Oberbayern

für die Regierungsbezirke Oberbayern, Niederbayern und Schwaben sowie der

Regierung von Mittelfranken für die Regierungsbezirke Oberpfalz, Oberfran-

ken, Mittelfranken und Unterfranken. Sie haben Warenbegleitscheine und Be-

zugsgenehmigungen zu erteilen.

¡l{1.1.5 Erfinderfõrderung

Seit 1. Januar 1987 sind die Hegierung von Oberbayern fÜr die Begierungs-

bezirke Oberbayern, Niederbayern und Schwaben so\"rie die Begierung von Mit-

telfranken für die Begierungsbezirke Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfranken

und Unterfranken für die Bestätigung des volkswirtschaftlichen We¡ts von

Erfindungen gem. S 3 Nr. 1 der Erfinderverordnung über die einkommen-

steuerllche Behandlung der freien Erfinder zuständig '

,rt0.1.6 Sonstige Aufgaben filr die geterbliche llirtschaft

Die Sachgebiete 300 haben zusätzlich eine Beihe von betriebswirtschaftlich

orientierten Aufgaben zu erledigen, wie Stellungnahmen verschiedenster Art

und Schwie¡igkeit gegenÜber anderen Abteilungen bzw. Sachgebieten, Bera-

tung von Bewerbern fÜr die Auftragsvergabe bei öffentlichen Leistungen

(öffentliches Auftragswesen/V0L) und Abwicklung von Finanzhilfeaktionen

(2.8. bei Unwetterschäden) .
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Außerdem sind die Sachgebiete 300 allgemeine Anlaufstell-e für Auskünfte

und Beratungen in Fragen der gewerblichen t¡rli¡tschaftsförderung. Sie unter-
stÜtzen die BemÜhungen um Ansiedlung und weitere Entwicklung von Betrieben
einschließlich der Aufbereitung von Grundlagen (2.8. Standortatlas) sowie

allgemein die Präsentation der regionalen t¡'lirtschaft oder einzelner Wirt-
schaftszweige (2.8. Fremdenverkeh¡) im Interesse der Stärkung der regiona-
1en Wirtschaftskraft.

4O.2 Aufgaben im Bereich der yi-rtschaftsnahen Infrastruktur

Soweit es für die Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft erfordertich
ist, kann der Ausbau der Infrastruktur mit Investitionszuschüssen und

zinsverbilligten Darlehen an öffentliche Träger aus Mitteln der regionalen
Wirtschaftsförderungsprogramme einschließtich Gemeinschaftsaufgabe "Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur - GA" gefördert werden. Die

Regierungen sind hier abwelchend von der gewerblichen Wirtschaftsförderung
auch fÜr den Erlaß der Zuwendungsbescheide und die weitere verwaltungs-
mäßige Abwicklung zuständig.

Einen Überblick über die 1986 ausgezahlten Darlehen und Zuschüsse gibt die
Zahlenübersicht 4.

Ausgezahlte Darlehen und Zuschüsse 1986
(wirtschaftsnahe f nfrastruktur)

Zahlenübersicht 4

1) Regionales Wi¡tschaftsförderungsprogramm
Bayer. Grenzhilfeprogramm
Fremdenverkehrsprogramm

Regie-
rungs-
bezirke

Gemeinschefts-
aufoBbe

BaVer. 
1çgionale 

Förderungspro-
o¡âme

Gesamtbetrag

Zuschússe DarLehen Zuschüsse Zuschüsse Darlehen

TD}I TOM TDT.I TDI'l v.H TDH v. H.

OB

NB

0Pf

0Fr

MFr

UF¡

Schw

5 731

I 691

10 983

t7 529

2 045

5 I27

2 052

1 005

5 370

4 039

7 347

t 4LO

2 893

3 583

2 032

3 t79

11 019

1 655

2 373

4 797

4 901

7 763

L1 870

22 002

t3 t84

4 4r8

I 924

6 953

ro,2

15,6

29 ,0

17,3

5,8

13,0

9.1

1 005

5 370

4 039

7 347

1 4LO

2 893

3 583

5,1

27,3

20,6

6,9

7,2

74,7

ta.2

rnsges. 46 1s8 19 647 29 9s6 76 !L4 100,0 t9 647 100,0
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Neben allgemeinen Auskünften und Beratungen zu Förderungsmaßnahmen der

wirtschaftsnahen Infrastruktur hatten sich die Regierungen im Erhebungs-

zeitraum auch mit regionalen Sonderaufgaben befaßt, z.B. oberfränkisches

Bäderkonzept, Untersuchung der Heilbäderentwicklung Birnbach-Gri-esbach,

Untersuchung zum Neuen Fränkischen Seenland, Strukturprobleme Mittlere
0berpfalz.

40.3 Personalbedarf

Zur Berechnung des Personalbedarfs hat der ORH für die wesentfichen Aufga-

benbereiche erhoben, welche Fallzahlen mit welchen Zeitanteilen bearbeitet

wurden. Nach Bereinigung dieser Erhebungsergebnisse durch Ausscheiden von

extremen Abweichungen nach oben und unten wurden die Regierungen unte¡ein-
ander getrennt nach Aufgabenbereichen verglichen, um unter BerÜcksichti-
gung der Prüfungserfahrungen des ORH festzustellen, bei wievielen zu be-

arbeitenden Fälten die Jahresarbeitskraft eines Beschäftigten ausgelastet

erscheint (Sollzah1). Diese Zah1, die für die einzelnen Bereiche sehr un-

terschiedlich j.st, wurde in Beziehung gesetzt zu der festgestellten Zahl

der tatsächtich bearbeiteten FäIIe. Dabei wurden konkret faßbare Sonder-

aufgaben nrit besouderen Ansätzen und eine überdurchschnittliche Personal-

fluktuation durch einen Bonus berücksichtigt. Die SachgebietsLeiter blie-
ben wegen ihrer Führungsfunktíon und wegen herausgehobener Beratungsauf-

gaben und Grundlagenarbeiten bei der Personalbedarfsbemessung außer An-

satz. Das Ergebnis ist in den folgenden ZahLenübersichten dargestellt.

{.3.1 Personalbedarf in der gererblichen HirtschafÈsffuenrng

Den Personal-bedarfsberechnungen wurden die in der folgenden ZahlenÜber-

sicht 5, Spalten 3, 5,7,9 und 11 genannten Sollzahlen zugrunde gelegt.
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Bej. vj-er Regierungen waren die Personalverhältnisse im Erhebungszei-traum

ausgeglichen. überhänge ergaben sich bei den Regierungen von 0berbayern,

Mittelfranken und Schwaben, wobei in Schwaben bereits ab 1' Mai 1987 eíne

Stelle nicht mehr besetzt ist. Durch den lrlegfall von Sonderaufgaben ergibt

sich ei-n weiterer Personalüberhang (vg1. ZahlenÜbersicht 5, Spalten 16 und

18). Durch den schrittweisen tr'legfall der Investitionszulage aufgrund des

Steuerreformgesetzes 1990 ergibt sich darÜber hinaus nochmals ein Perso-

na1überhang (vg1. ZahlenÜbersicht 5 Spalte 7) '

40.3.2 Personalbedarf fúr die wirtschaftsnahe Infrastruktur

Personalbedarf sbemessung
wirtschaftsnahe Infrastruktur

Zahlenübersicht 6

Regierung Fäl1e Personal Personalbedarf rechnerischer
Persona lÜberhang

1t. Erhebung Istbeset-
zung 1986

SolIzahl:
20 Fä1Ie je
Arbeitskraft

(Spalte 3 minus
Spalte 4)

I 2 3 4 5

OB

NB

0Pf

0Fr

MFr

UFr

Schw

4t
59

47

70

37

50

32

3,7

3,1

314

3,5
1,9

2,6
1,5

2r!
3,0

2,4

3,5

1,9

2r5
1,6

1,6

0,1

1,0

0,1

0,1

Auch hier ist die Personalbesetzung im allgemeinen ausgeglichen' Ein Per-

sonalÜberhang besteht bei den Regierungen von Qberbayern und der Qbe¡-

pfaLz. Bei der Begierung der oberpfalz ist al1erdì-ngs zu berÜcksi-chtigen,

daß erhebliche St¡ukturprobleme besonderer Art bestehen, di-e slch kÜnftig

auf den Personalbedarf auswi¡ken können.

Die Aufgaben v,,erden fast ausschließlich von Beamten des gehobenen Dienstes

ausgefÜhrt. Nur bei einer Begierung i-st auch ein Beamter des höhe¡en Dien-

stes eingesetzt. Da die Aufgabe diese Qualifj-kation nlcht erfordert,

sollte die steIle in eine solche des gehobenen Dienstes umgewandelt \¡,er-

den.

Personalbedarf fÛr die Fracffihilfe

Die Sollzahlen wurden nicht aufgrund der - von den Regierungen unej-nheit-

lich erfaßten - Anträge ermittelt, sondern aufgrund der Basisdaten "Emp-

40.3.3
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fangsbetriebe nach Gütera¡ten". Dabeí wurden Betriebe mehrfach gezählt,
die mehrere Frachthilfearten und innerhalb derselben mehrere unterschied-
lich geförde¡te Güterarten erhalten haben, da dies jeweils einen gesonder-

ten Arbeitsvorgang auslöst.

Bei de¡ Personalbedarfsbemessung wurden Fä1Ie der erweiterten Kohlefracht-
hilfe (EKF) wegen des geringeren Arbeitsaufwandes nur mit dem Faktor 0,5
gewertet (Zahlenübersicht 7, Spalte 4). Sie ist zum 1. Januar 1988 wegge-

fallen. Eingesetzt waren Beamte des mj-ttleren Dienstes oder vergleichbare
Angestellte.

Personalbedarfsbemessung Frachthilfe Zahlenübersicht 7

Siehe Zahlenúbersicht 3, Sp. 4

Wegen des geringeren Arbeitsaufwands bei der Bea¡beitung der Anträge auf erweiterte Kohle-
frachthÍlfe (EKF) wurden diese FäIIe nur mit den Faktor 0,5 gewertet.

Bei der Regierung von 0berfranken wurden im ersten Hal-bjahr 1988 berej-ts
zwei Stellen ei-ngezogen, so daß die Pe¡sonalausstattung nunmehr angemessen

ist. Bei der Begierung von Unterfranken beruht der Pe¡sonalüberhang dar-
auf, daß für diese Tätigkeit eine Grundausstattung vorzuhalten ist; eine

Bationalisierung würde sich ergeben, wenn die Aufgabe auf die Regierung

von Oberfranken Übertragen lvürde. Ein rechnerische¡ Personalüberhang be-

steht bei der Begierung der Oberpfalz und in geringem Umfang bei der Re-

gierung von Niederbayern.

1)

2)

Re-
g1e-
run9

Sach-
ge-
biet

Zahl deÌ
Empfangsbe-
Eriebe nach
Büterarten
insgesamÈ 1)

Bereinigte
Zahl der
Enpfângs-
betriebe 2)

Gesafit-
personal
1986

(Ist)

Personol-
bedarf
1986

SoIlzahl:
115 Fälle
aus Sp. 4
je Arbeits-
kraft

rechnerischer Personalúberhang

im Erhe-
bungs-
zeitraum
1986

durch I'leg-
faII der
EKF zum

1. 1 . 1988

insgesamt
(Sp. 7 und 8)

L 2 3 4 q 6 7 I I

NB

0Pf

0Fr

lJFr

330

330

300

300

2IO

300

777

45

179

248

619

35

r,62

3, 25

6, 11

0.50

1,6

2,2

5,4

0.3

1,0

o,7

o_2

0,3

0,5

t,4

0,1

0,3

1,5

2,t

0.3
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40.3.4 Personalbedarf fúr den Innerdeutschen l{irtschaftsverkehr

ñ.4

Bei der Regierung von Mittelfranken sind 1,6 Beschäftigte, bei der Regie-

rung von 0berbayern 1,5 Beschäftigte (Beamte des mittleren Dienstes bzw.

vergleichbare Angestellte) eingesetzt. Die Begierung von Mittelfranken

hatte 2L00 Fälte, die Regierung von Oberbayern 1220 Fä1Ie zu bearbeiten.

Daraus ergibt sj-ch bei der Regierung von Oberbayern ein rechnerischer Per-

sonalüberhang von 0,5 Arbeitskräften.

Stellungnatme der Vermltung

40-4.7 Das Staatsministeri-um für hh.rtschaft und Verkehr akzeptiert die Feststel-
lungen des ORH zur personellen Auslastung bei der gewerblichen ldj-rt-

schaftsförderung und der wirtschaftsnahen Infrastruktur nicht und Hendet

ein, die Zahl der bearbelteten Förderungsanträge bzw. die Fallzahlen seien

keine geeigneten Bemessungsgrundl-agen für die Ermittlung des Personalbe-

darfs, weil

a) die Struktu¡en der Regierungsbezirke unterschiedlich seien (Grenzland,

Verdichtungsräume) ,

b) dj-e Bemessung nach Fallzahlen die Regierungen in wachstumsschwachen Re-

gionen personell benachteiligen würde,

c) die Bearbeitung eines Falles einen Vorlauf habe und die Betreuung auf-
grund der maßgeblichen Lenkungsfunktion der Sachgebiete 300 sj.ch ver-

schiedentlich über mehrere Jahre hinziehe und ì¡regen zahlreicher Bera-

tungsgespräche, Ortstermine und gutachtli-cher Stellungnahmen sehr zeit-
aufwendig sei,

d) di-e Einwirkung auf ande¡e regionalwirtschaftlich beder¡tsame Berei-che

sich in den Fallzahlen nicht niederschlage,

e) bei kommunalen Maßnahmen de¡ Fremdenverkehrsinfrastruktur es besonders

zeitaufwendig sei, von nicht förderungswürdigen Projekten abzuraten,

f) der Beratungs- und Besprechungsaufwand in Gebieten mit ausgeprägt mit-
telständischer Struktur höher sei a1s in Gebieten mit Überwiegend gro-

ßen Unternehmen,

g) in Gebieten, j-n denen sich de¡ Fremdenverkehr im Aufbau befindet, ein

höherer Beratungsaufwand bei der gewerblichen Fremdenverkehrsförderung

erforderlich sei
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h) es nicht sachgerecht sei, die zeitar/fwendigen sonstigen Aufgaben auf
die Fallzahlen umzulegen.

Konkrete Korrekturfaktoren hat das Staatsministerium nicht vorgeschlagen.

q.4.2 Der OBH teilt die Auffassung des Staatsminilsteriums nicht:

Zu Buchstabe a):

Die unterschiedlj-chen Strukturen spiege,tn sÍch in den sehr unterschied-
l-ichen Fallzahlen wider. So haben die Regierungsbezirke mit größerer
Fremdenverkehrsintensität (08, Schw) auch die höheren Fall-zahlen bei der

Fremdenverkehrsförderung, während Regierungsbezirke im Grenzland (NB, OPf,

0Fr) das größte Fallaufkommen bei der Industrie- und Handwerksförderung

haben.

Zu Buchstabe b):

Die Bemessung nach Fallzahlen benachtej-ligt Regierungen in v,,achstumsschb,a-

chen Regionen personell nicht. Wie sich aus den Zahlenübersichten 5 und 6

ergibt, hat die Bemessungsmethode des 0Bl{ gerade dort keine personellen

Überhänge ergeben.

Zu Buchstabe c):

Es besteht eine langjähri-ge Kontinuität der t¡'lirtschaftsförderung in Bay-

ern. Daraus ergibt sich zwangslãufig, daß stets parallel FäI1e im Vorlauf,
Fälle in der Betreuungs- und Entscheidungsphase und Fäl1e im Abwicklungs-

stand (2.8. Verwendungsnachweis) zu bearbeiten sind. Der OBH hat die ge-

samte Bearbeitungszeit ej-nes Fa1les dem Entscheidungsjahr zugerechnet,

auch wenn sich dj-e Bearbeitung ûber einen längeren Zeitraum erstreckte.
Umgekehrt wurden Bearbeitungszeiten für Fäl-le, die in anderen Jahren ent-
schieden wurden, nj-cht zugerechnet. Bei kontinuierlicher Förderpraxis
gleichen sich diese Ve¡schiebungen der Bearbeitungszeit im statistischen
Durchschni-tt aus.

Zu Buchstabe d):

Die Einwirkung auf andere regionalwj-rtschaftlich bedeutsame Bereiche
schlägt sich in der Zahl der Stellungnahmen nieder, die gegenüber anderen

Sachgebieten und Abteilungen der Regi.erungen abgegeben werden; sie sind in
der Zahlenübe¡sicht 5, Spalten I und g dargestellt.
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Zu Buchstabe e):

Der Zeitaufwand für Fremdenverkehrsinfrastrukturmaßnahmen (eì-nschließlich

der Ablehnungsfä11e mit Bearbeitungsqualität) wurde mit der niedrigeren
Bemessungszahl ausreichend berücksichtj-gt.

Zu Buchstabe f):

Der Bearbeitungsaufwand kann bei mittelständischen Betrieben unter Um-

ständen höher sein als bei großen Unternehmen. Eine feste Begel dieser Art
konnte der ORH nicht feststeflen. Allerdings ist generell zutreffend, daß

die FäIle recht unterschiedliche Schwierigkeítsgrade haben; regionale Be-

sonderheiten ergaben sich jedoch nicht. Die vom ORH zugrunde gelegten

Sollzahlen gehen daher von einem durchschnittlichen Schwierigkeitsgrad bei
a11en Begierungen aus.

Zu Buchstabe g):

Soweit sich der gewerbliche Fremdenverkehr im Entwicklungsstadium befin-
det, betrifft der höhere Beratungsaufwand überwiegend fachspezifische Be-

1ange, fü¡ die eigene, vom Staat geförderte Beratungsunternehmen bestehen

(Kap. 07 04 Tit. 685 78).

Zu Buchstabe h):

Der Zeitaufwand für die sonstigen Aufgaben wie allgemeine Auskünfte und

Beratungen, Aufbereitung von Grundlagen (siehe TNr. 40.1.6 und ïNr. 40.2

am Ende) wurde von den Regierungen recht unterschiedlich gewertet. Da er

unter organisatorischen Gesichtspunkten im einzelnen kaum meßbar ist und

da er in engem Zusammenhang mit den konkreten Förderungsaufgaben steht,
wurden die entsprechenden Arbeitszeitanteile den direkt meßbaren Haupttä-

tigkeiten zugeordnet. Durch diese Umlegung ergeben sich rechnerisch gerin-
gere Fallzahlen pro Arbeitskraft, die als Maßstab angeb,andt wurden. Damit

ist der gesamte Zeitaufwand, der von den Begierungen für die sonstj-gen

Aufgaben erfaßt wurde, in den zugrunde gelegten Bearbeitungszeiten pro

Fall berücksichtigt.

Das Staatsministerium betonte darüber hinaus den Zeitaufwand fÜr besonde-

re Beratung, Besprechung und Betreuung und die maßgebliche Lenkungsfunk-

tion der Sachgebiete 300. Diese Aufgaben obliegen weitgehend dem Sachge-

bietsleiter. Seine Arbeitsleistung wurde aber bei der Personalbedarfsbe-

messung nicht berücksichtigt.

Aus den dargelegten Gründen führen die Einwendungen des Staatsministeriums

nach Auffassung des ORH zu keiner anderen Beurteilung.
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Sachgebiet 330 - heis- und *ùtbe¡ærùsrec{rt

Oie Sachgebiete 330 sind mit Ausnahme bei der Regierung von 0ber-
bayern mit der Preisprüfung nicht voIl ausgelastet. Deshalb nehmen
sie zusätzlich noch verschiedene andere Aufgaben wahr. Der OBH

regt an, die Preisprüfung bei zwei Regierungen zusammenzufassen.
0amit könnten der Personaleinsatz rationeller gestaltet und zumin-
dest vier Stellen für Sachgebietsleiter eingespart werden.

heisäberrachungsstellen (Pü)

Zur Preisüberwachung und zur ErfüIlung weiterer Aufgaben (vgl. TNr.

47.2) war im Erhebungszeitraum (1986) folgendes Personal 1) eingesetzt:

Zahlenübersicht 1

Beqierunqen OB NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw insqesamt

Beschäftigte 13 5 6 3 I 5 4 44

Die öffentliche Hand hat einen erheblichen Bedarf an Gütern, um ihre Auf-
gaben zum lllohl der Allgemeinheit zu erfülIen. Dabei kommt ihr vielfach
die Stellung eines Monopolnachfragers zu. Sie fragt Leistungen nach, die
nicht marktgängig si-nd, wobei z.T. auch die Anbieter Monopolisten sind.
Damit können sich keine freien marktwirtschaftlichen Preise bilden. Um

den öffentlichen Auftraggeber vor überhöhten Preisen zu schützen, aber

auch um den von der öffentl-i-chen Hand abhängigen Auftragnehmer nicht zu

betriebswj-rtschaftli-ch unvertretbaren Kalkulationen zu veranlassen, wurden

aufgrund Bundesrechts von den Ländern Preisüberwachungsstellen zur neutra-
len Preisprüfung eingerichtet. Sie haben i-nsbesondere die Aufgabe, bei öf-
fentlichen Aufträgen objektive Maßstäbe für die Prei-sforderungen zu ermit-
teln, Beeinträchtigungen des Preisniveaus zu ve¡hi-ndern und den Marktprei-
sen den Vonang einzuräumen. Sind Marktpreise nicht feststellbar, gelten
Selbstkostenpreise, die nach bestimmten Begeln zu ermitteln sind. Hierbei
kann grundsätzlich nur die richtige Zuordnung der tatsächlich entstandenen

Kosten zum Auftrag erfaßt werden, nicht die Wirtschaftlichkeit des Produk-

tionsprozesses.

Schwerpunkte der Tätigkeit sind entsprechende Aufträge des Bundes, der

Länder, der Kommunen sowie der Stationierungsstreitkräfte. Die Auftrags-
volumina und die seitens der PÜ zugunsten de¡ öffentlichen Auftraggeber
erzielten Einsparungen sind in der nachfolgenden Übersicht dargestellt:

41.7

1) einschließlich Sachgebietsleiter
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Preisprüfungen (Star¡d 1986) Zahlenübersicht 2

4L-2 þitere Aufgaben

Im wesentlichen obliegen den Sachgebieten 330 folgende hreitere Aufgaben:

- Génehmigung der vereinbarten oder festgesetzten Pflegesätze nach dem

Kra¡kenhausfinanzierungsgesetz ;

- preisrechtliche Genehmigung von St¡omtarifen und Baukostenzuschüssen bei
den örtlichen Energieversorgungsunternehmen (bei den regionalen EVU ist
das Staatsministerium für Wi¡tschaft und Verkehr zuständig).

Daneben haben sie noch andere Aufgaben meist kleineren Umfangs übernonmen,

die sich im wesentlichen aus der Zah1enübersicht 6 (TNr. 41.4) ergeben.

Einige Regierungen haben weitere Aufgaben, die sonst im Sachgebiet 300

wahrgenommen werden, dem Sachgebiet 330 übertragen (2.8. Frachthilfe,
vol) .

41.3 Personalbedarfsbemessuqg

Bei der Bildung von Sollzahlen für die Personalbemessung wurde bei der

Preisprüfung unterschieden nach

- Grundsatzprüfungen

(Ernittlung kostenrechnerischer Grundlagen zur Vorbereitung nachfol-
gender Einzelauftragsprüfungen

- Einzelauftragsprüfungen
(Regelfall der Prüfung eines öffentlichen Auftrags)

- Kurzpreisprüfungen (Vergleich mit vorhandenen Marktpreisen) und Prüfun-
gen von Aufträgen der Stationierungsstrej.tkräfte.

Regie-

Tt tnoen

Aufträqe/Auftraqswert Einsoarunqen

Fä1le v.H. TDM v.H. Fä1le v.H. TDM v. H.

OB

NB

0Pf

0Fr

MFr

UFr

Schw

890

7t
36

29

166

140

94

65,2

0,8

2,6

2rt
72,2

l.0,2

6.9

986 003

2 268

11 906

t3 772

382 848

48 674

82 468

64,6

0,1

0,8

0,9

25,O

312

5.4

235

3

tl
I

48

23

22

67 ,t
0,9

3,1

213

!3,7
6,6

6.3

I 189

140

479

272

346

o42

4to

1

I

68,9

t12

4,0

2,3

17,3

8,8
3.5

].nsges. 1 366 100,0 t 527 339 100,0 350 100,0 t7 878 100,0
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Zur Personarbedarfsbemessung wurden entqprechend dem verfahren im Aufga-
benbereich wirtschaftsförderung (TNr. 40.3) soll.zahlen für die Bereiche
Preisprüfung und Genehmigung von Krankenl,rauspftegesätzen zugrunde gelegt,
die sich aufgrund der Erhebungen bei den Regierungen ergeben haben.

wej-l die übrigen Aufgabenbereiche im einzelnen nur einen geringen umfang

aufwej-sen und sehr uneinheittich sind, wurden insoweit die Angaben der
Regierungen übernommen. Die sachgebietsleiter wurden nicht in die Berech-
nung ei.nbezogen.

Hierdurch ergab sich folgender Personalbedarf:

a) Personalbedarfsbenessung für den Bereich Preisprüfung Zahlenübersicht 3

Regierung G¡undsatz-
1)prutungen

FäLIe

Einzelauf-
tragsprü-
fungen

FäIle

Kurzoreis-
1)prulungen

und

Stationierungs-
aufträge

Fäl1e

Pe!sonslbedarf

Zu Spalte 2

Sollzshl:
20 Ftille
je Arbeits-
kraft

Zu Spalte 3

Sollzahl:
100 Fälle
je Arbeits-
kroft

Zu Spalte 4

SolIzahl:
200 FäIIe
je Arbeits-
krBft

insgesanTt
(Sp. 5 bis 7)

7 2 3 4 5 6 7 I

OB

NB

0Pf

0Fr

HFr

UFr

Schw

70

t
I
q

7

852

10

24

27

134

70

69

94

2

72

10

40

69

32

t:uo

0,05

0, 45

0, 45

0,3s

8,s2

0.10

o,24

0,21

7,34

0,70

0, 69

o,47

0 ,01

0,06

0,05

0, 20

0,35

0. 16

12,49

0, 11

0,30

0,31

1,9g

1,50

7,20

1) GrundsatzprÚfungen und Kurzpreisprûfungen ohne Auftragswe¡t sind in der Zahlenübersicht 2 nicht
enthalten.
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Zur rein rechnerischen Personalunterdeckung von 2,6 Prüfern bei der Begie-

rung von 0berbayern ist zu bemerken, daß in Oberbayern die Mehrzahl der

Großbetriebe 1iegt, die laufend ei-nschJ-ägige öffentliche Aufträge erhalten
und daher einer ständigen Einzelauftragsprüfung unterliegen. Hier führen

die Grundsatzprüfungen, verbunden mit einer größeren Zahl nachfol-gender

EinzelauftragsprÜfungen zu einem erheblichen Rationalisierungsvorteil ge-

genüber anderen RegÍerungen, die zum Teil Betriebe mit nur einer einzigen
Einzelauftragsprüfung haben. Die übrigen RegÍerungen weisen einen Perso-

nalüberhang aus. Bei den zwar von Jahr zu Jahr schwankenden, aber insge-
samt geringen Fallzahlen aus der eigentlichen Preisprüfung ist dies damit

zu erklären, daß eine Mindestausstattung mit Prüfern zur Erledigung der

anfallenden Preisprüfung vorzuhalten ist. Eingesetzt sind fast aus-

schließlich Beschäftigte des höheren Dienstes mj.t wirtschaftswi-ssenschaft-
licher Vorbildung.

hlegen der geringen Zahl von Preisprüfungen bei mehreren Begi-erungen sind

die Sachgebiete 330 dort mj-t ihren eigentlichen Aufgaben nicht voll aus-

gelastet. Deshalb wurden ihnen (ausgenommen Oberbayern) zahlreiche sonsti-
ge Aufgaben mit zum Teí1 geríngem Umfang zugewiesen. Die Sachgebiete 330

haben damit insgesamt einen uneinheitlichen Aufgabenbestand, so daß sie
nur bedingt vergleichbar sind.

Zur Personalbeda¡fsermitttung wendet das Staatsministerlum für Wirtschaft
und Verkehr ein, die Stationierungsaufträge könnten hinsichtlich ihres
Zeitbedarfs insgesamt nicht wie Kurzpreisprüfungen behandelt werden. Bei

den örtlichen Erhebungen ergab sich aber, daß Stationierungsaufträge in
der Begel nicht zeitaufwendig und daher insgesamt mit Kurzpreisprüfungen
durchaus zu vergleichen sj-nd.

Außerdem bringt das Staatsministerium vor, daß der Schwierigkeitsgrad der

PrÜfungsfälle und der damit verbundene Zeitaufwand sehr heterogen sei,
insbesondere bei den Einzelauftragsprüfungen. Ursächlich dafür seien vor
a1lem unterschiedliche Auftragswerte und die verschiedenen Unternehmens-

strukturen; dies wirke sich vor allem bei den kleineren Regierungen aus,

so daß sj.e durch die Bemessung des ORH hinsichtlich ihres Zeitbedarfs
gegenÜber der Begierung von 0berbayern erheblich unterbewertet seien.

Wegen des unterschiedlichen Schwierigkeitsgrades und Zeitaufwands hat der

ORH nach dem Ergebnis der örtlichen Erhebungen drei Fallgruppen gebildet.
Er verkennt nicht, daß auch innerhalb der Fallgruppen erhebliche zeitliche
Unte¡schiede möglich sind. Diese gleichen sich jedoch bei den größeren PÜ

im Durchschnitt aus. Bei den minimalen Fallzahlen einiger PÜ würde eine

zusätzliche Oifferenzierung pro Prüfungsfatr mangels Arbeitsmenge zu kei-
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ner stärkeren Aussagekraft fÜhren. Letztlj-ch beruht der vom ORH festge-

stellte PersonalÜberhang bej- den kleineren PÜ auf dem zwar von Jahr zu

Jahr schwankenden, insgesamt aber geringen Arbeitsanfall und der gleich-

lvohl erforderlichen personellen Mindestausstattung. Im übrlgen hat der OBH

im Hj-nblick auf die kleineren Regierungen gÜnstigere Sollzahlen zuglunde

gelegt, wie dle rechnerische Personalunterdeckung bei der Regierung von

Oberbayern aufzeigt. Die Auftragswerte haben nur eine begrenzte Aussage-

kraft für den erforderlichen Zeitaufwand; insbesondere sind bei den klei-
neren PÜ, für die das Staatsministerium eine hreitere Differenzierung for-
dert, die Auftragswerte nicht höher (s. ZahlenÜbersicht 2)'

Organisationsãnderung

Die PÜ Niederbayern, 0berpfalz und 0berfranken gehören nach Personal und

Arbeitsumfang zu den kleinsten im Bundesgebiet. Auch die Übrigen PÜ (aus-

genorîmen 0berbayern mit zwölf PreisprÜfern) liegen a1lenfal1s im Mittel-
bereich. Für deren eigentliche Aufgabe (siehe ZahlenÜbersicht 4, Spalten

2, 4, 5 und bei Mittelfranken Spal-te 7) errechnet sich folgender Personal-

bedarf:

Zah1enübersicht 5

Reqierunq NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw insqesamt

Beschöftigte 0,6 o,7 0,6 3,5 2r2 1,9 9,5

Daraus entstehen Sachgebiete von an sich sehr kleinem Zuschnitt, die nur

durch die Zuweisung weiterer , z.f. heterogener Aufgaben zu einer etwas

breiteren 0rganisationseinheit aufgebaut werden. Nahezu aIle diese wei-

teren Aufgaben werden - von Regierung zu Begierung urechselnd - auch von

anderen Sachgebieten wahrgenommen. Ihre Zuweisung zum Sachgebiet 330 ist
also nicht organisatorisch zwingend, sondern beruht auf dem BemÜhen, eine

landesweit einmal geschaffene Organisationseinheit auszufÜlIen.

Angesichts dieser Sachlage erscheint eine Neuorganisation der PreisprÜfung

(ej-nschließIich der Genehmigung der Krankenhauspflegesätze) bei den Begie-

rungen geboten. Nach Auffassung des OBH sollten nur zwei Begierungen fÜr

das gesamte Staatsgebiet Aufgaben der PreisprÜfung erledigen. Eine derar-

tige Aufgabenzuweisung an eine Begierung fÜr mehrere Begierungsbezirke

wurde beispielsweise auch bei den Luftverkehrsämtern und den Oberversiche-

rungsämtern vorgenofinìen. Mit einer sofchen Neuorganisation könnten die

eingesetzten PreisprÜfer vo1l mit der eigentlichen PreisprÜfung ausgela-

stet werden. Mlt den dann größeren Fallzahfen könnten Bationalisierungs-
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erfolge erzielt und Personalüberhänge, die z.T. auf der notwendigen Vor-
haltung einer Grundausstattung beruhen, abgebaut werden. Der Mehraufwand

wegen der räumlichen Entfernung (Dienstreisen) fäIIt wegen der geringen

Fallzahlen gerade in den Randgebieten kaum ins Gewicht und lvürde zudem

durch die möglichen Einsparungen bei den Personalkosten bei weitem über-
troffen. Vier Sachgebietsleiterstellen wúrden dann künftig wegfallen.l)

Die sonstigen in den Sachgebieten 330 v',ahrgenommenen Aufgaben könnten,

ohne daß die Oua1itËt ihrer Erledigung beeinträchtigt würde, bei jeder
Regierung an die entsprechenden Sachgebiete (überwiegend Sachgebiet 300)

abgegeben werden, so wie es jetzt be¡eits in 0berbayern ohnehin weitge-
hend, aber auch bei verschiedenen anderen Regierungen von Fall zu FalI
praktiziert wird. Die Verlagerung dürfte dort, wo es sich nur um Bruchtei-
le von Arbeitskräften handelt (siehe Zahlenübersicht 6), im allgemeinen

Aufgabenbestand ohne Personalmehrung aufgefangen werden können.

Sonstige Tätigkeiten
(Aufschlüsselung zu Zahlenübersicht 4, Spalte 6)

Zahlenübersicht 6

Lfd.
Nr.

Aufgabenbereiche Personalbedarf

OB NB 0Pf 0Fr l{Fr UFr Schw

L

2

3

4

5

6

7

I
I

10

TT

72

13

t4

Betriebsr.,irtschaftliche Gutachten

Sonstige Gutâchten

Einzelhandelsgro0proj ekte

Stellungnahman zu Betriebskostenschätzungen KHG

Eetriebsrrirtschaftliche Beurteilung von kommunalen
Gebúhren und BeitrËigen

Preisrechtliche Stellungnahmen

Staatliche Finanzhilfen + Verwendungsnachweise

Umzugskosten

Gutachte¡ausschuß

VOL

PreisAng.V0, ultlc, Kartellrecht

Prüfung von Ausgleichsleistungen nach PBefG

Erstellung von Dv-Programmen fûr Abteilung 3

Prúfung von Verkehrsbetrieben, Beförderungs-
entqelten. Luftfahrerschule

0,02

0,15

0, 35

0,04

o, ,,
0,07

0,03

0 ,03

o:o'

o,o?

0 ,08

0,3s

0,05

0,04

0,05

0,37

0,01

0, s5

0,15

0, ts

0.07

0, 50

0. 20

0,30

0,24

0, 10

o,20

0, 10

0,05

0 ,30

0,05

0,30

insgesaßt o,t7 0, 92 0,4s 0, s2 1,62 0,64 1. 00

1) Beí der Regierung von Niederbayern führt der Sachgebietsleiter 320 das Sachgebiet 330 mit.
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Das Staatsministerium hä1t die Zusammenfassung der Prei-sprüfung bej- zwei

Regierungen ni-cht für sinnvolÌ, weil es den regionalpoliti-schen Zlelseb-
zungen und der Bürgernähe widerspräche. Die Sachgebiete 330 bei den Hegie-

rungen von Oberbayern und von l4ittelfranken würden dabej- auch so anwach-

sen, daß eine reibungslose und funktionsfähige Führungsarbeit problema-

tisch werden müßte, Außerdem v¡ürde der Personalaufwand durch die Einspa-

rung von vier Sachgebietsleiterstellen nicht in dem vom OBH erwarteten
Ausmaß gemindert, vieil sie in unterschiedlichem Umfang selbst in der

Preisprüfung tätj.g seien. Díe Übertragung der sonstigen in den Sachgebie-

ten 330 wahrgenommenen Aufgaben, mit denen der betriebswirtschaftliche
Sachverstand der PÜ optimal genutzt werde, würde die Gefahr einer weniger

kompetenten und aufwendigeren Sachbearbej-tung i-n sich bergen. Zudem würde

die Leitungsspanne vor allem bej- den Sachgebieten 300 zu groß.

Der ORH hält die regionalpolitischen Auswirkungen angesichts de¡ minirnalen

Fallzahlen für unbedeutend. Dies gilt auch für die Bürgernähe. Die

Führungsaufgaben bei den Sachgebieten 330 der Regierungen von 0berbayern

und von Mittelfranken würden sich durch die wenigen zusätzlichen Arbeits-
kräfte nicht wesentlich erhöhen (v91. Zahlenübersicht 5). Der ORH häIt
daran fest, daß ohne Quatitätseinbuße die Übertragung der sonstigen Auf-
gaben auf andere Sachgebiete möglich ist, wie dies die Verhältnisse in
Oberbayern und im Einzelfall auch bei anderen Regierungen zeigen.

5
2N

42 Abtel-Iungen
Sachgebiete

- Schul- und Bildungsuesen und
- Schul¡echt

Bei den Schulabteilungen der Regierungen sind nach Auffassung des
ORH zehn Stellen für Beamte des Schulaufsichtsdienstes und zwei
Stellen des gehobenen Verwaltungsdienstes überzäh1ig. Die Sachge-
bietsgliederung der Schulabteilungen soÌlte den 0rganisationsricht-
Iinj-en der Staatsregierung angepaßt werden; Kleinstsachgebiete
sollten hiernach zu größeren leistungsfähigen Organisationseinhei-
ten zusammengefaßt werden.

42.L Aufgaben

Den Abteilungen 5 obliegt die Dienstaufsicht im Bereich der Vo1ks- und

Sonderschulen, der Beruflichen SchuLen, des schulischen und außerschuli-
schen Sports sowie in der Erwachsenenblldung in fachlicher, personeller

und organisatorischer Hinsicht. Die der staatlichen Schulaufsicht zugeord-

neten Aufgaben umfassen die Planung und Ordnung des Unterrichtswesens, die

Förderung der nichtstaatlichen Schulen und die Aufsicht über die inneren

und äußeren Schulverhäl-tnisse, über die Schulleitung und das pädagogische
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Personal (Art. 87 Abs. 1 BayEUG). Darüber hinaus erfül1-en einzel-ne Begie-

rungen Aufgaben übergreifend für alle Regierungen, wie z.B. die Anerken-

nung ausländischer Bildungsnachweise.

Den bei den Abteilungen 2 (Allgerneine Angelegenheiten) angesi-edelten Sach-

gebieten 240 ob1ì-egen insbesondere die rechtlichen Angelegenheiten der
Schulaufsicht über öffentl-iche und private Schulen, dei Schulbaues, des

Schulsports und des Schulfinanzierungsgesetzes. Der Aufgabenbereich der
Sachgebiete 240 wurde in die Untersuchung einbezogen, soweit eD von,'Aufga,
ben der Abteilungen 5 bestimmt wird.

Sachgebiete 240 - Schul-recht

Der Aufgabenbereich Schulrecht wird bei atlen Begierungen in vergleich-
barer Weise vom Sachgebiet 24O (Schulrecht) wahrgenonrmen. über das Schuf-
recht hirraus sind bei vier Regierungen dem Sachgebiet, 24O Aufgaben zuge-

ordnet, die bei anderen Begierungen in die Zuständigkeit anderer Sachge-

bj-ete fallen. Die personelle Ausstattung der Sachgebiete 240 ergibt sich
aus der Zahlenübersicht 1; die für einen Vergleich auszuscheidenden Pe¡-

sonalanteile fúr Aufgaben, die nicht generell mit der Abteilung 5 in Ver-
bindung stehen, sind dabei in der Zeile "Abzüge' herausge¡echnet.

Personal der Sachgebiete 240 Zahlenübersicht 1

Reqierunq

OB NB 0Pf 0F¡ ÞlFr UFr Schw

Höherer Dienst 2,OO 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00

Gehobener Dienst 7,OO 3,00 6,00 6,75 3, oo 3,00 5,50

Mittlerer Dienst 2,00 1,00 2,50 3,00 1,50

Verwaltungsange-
stellte

1,00 0,50

Personal
(insqesamt)

10,00 6,00 8,00 10,25 7,5O 5,50 6,50

Abzüge 3,45 3,82 1,33 1,10

Personal
( bereinicrt)

10,00 6,00 4,55 6,43 6,!7 4,40 6,50

Bei der Betrachtung der bereinigten Personalanteile des Sachgebiets 240

fälIt auf, daß unter den annähernd gleich großen Regierungen die Regierun-
gen von Unterfranken und der Oberpfalz mÍt einem Personalbestand von rd.
4,5 Kräften auskommen, þrogegen die Begierungen von Niederbayern, 0berfran-
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ken und Mittelfranken mit 6 bis 6,5 Kräften bereits dj-e Besetzung der grö-

ßeren Regierung von Schwaben erreichen. Im Gegensatz zur Begierung von

Schwaben verfügen di-e Regierungen von Niederbayern, 0berfranken und Mit-
telfranken über mehr Personal in der Laufbahn des mittleren Dienstes. DÍe

Regì-erungen von Schwaben und von 0berbayern haben überhaupt kej-ne Beamten

des mittleren Dienstes im Sachgebiet 240 eingesetzt. Nach Auffassung des

OBH so11te die Verwaltung die Personalstruktur der Sachgebiete 240 mi-t dem

Ziel einer ausgelvogenen Besetzung in den Laufbahngruppen und zwischen den

Regierungen neu ordnen.

42.3 Abteilungen 5

42-3.L Personalausstattung

lrJährend sich der Pe¡sonalstand a11er Abteilungen 5 von 1970 bis 1980 von

73 avf L58 Beschäftigte mehr a1s verdoppelt hatte, hat er sich seither nur

noch auf 172 Beschäftigte erhöht. Enthalten in dieser Zahl sind zehn Teil-
zeitkräfte sowie Beschäftigte, die auch Aufgaben für Sachgebiete anderer

Abteilungen erledigen. Am 1. Oktober 1987 waren - gerechnet nach Personal-

anteilen - insgesamt 161,15 Beschäftigte (einschließÌi-ch Abteilungsleiter)
in den Abteilungen 5 der Regierungen tätig. Bund 77 v.H. des Personals der

Abteilungen 5 sind im Aufgabenbereich Schulen elngesetzt. A11ein im Volks-

schulbereich sind rd. 42 v.H. des Personals tätig.

Gesamtpersonal der Abteilungen 5 (Stand 1.10. 1987) Zahlenübersicht 2

42-3.2 Personalberæssung

Gegenstand der Untersuchung war in erste¡ Linie die Frage, ob die Schulab-

teilungen die zugewiesenen Aufgaben personell und organisatorisch in wirt-
schaftlicher Wej-se erfüllen. Im Vordergrund steht dabei der Aufgabenbe-

reich Schulen.

42.3.2.1 Eine für die Beurteilung der Personalbemessung geeignete Methode besteht

im Vergleich des jeweiligen Personaleinsatzes mit einschlägigen Meßgrößen

wie der Zahl- der Schu1en, Klassen, SchüIer oder Lehrer. Die seit der Neu-

Reqierunqen
OB NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw zusammen

Fachpersonal

Verwaltungs-
oersonal

29,00

4,62

77,3O

3,00

14,50

3,42

15,7O

2,76

16 ,00

10,35

16,00

5,50

18,00

5,00

126,50

34,65

insqesamt 33,62 20,30 t7,92 18,46 26.35 21,50 23,00 161.15
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gliederung der Regierungen im Jahr 1975 weitgehend einheitliche Organi-
sation der Abteilungen begünstigt solche Quervergleiche. Die Arbeitsbe-
lastung in den Sachgebieten 1äßt sich nach dem Umfang der vorgenannten

Meßgrößen bei den Begierungen einheitlich quantifizieren. Für den Volks-
schulbereich wurde a1s Meßgröße die aus der amtlichen Statistik entnommene

Zahl der Lehrer und Lehramtsanwärter zugrunde gelegt. Als Meßgröße für den

Bereich der Sonderschulen wurde die Zahl der Klassen und Gruppen verv,,en-

det. Dabei wurde auf Anregung der Regierungen den besonders arbeitsaufwen-
digen Maßnahmen bei Bildung der Gruppen der schulvorberei.tenden Einrich-
tungen an privaten Sonderschulen dadurch Bechnung getragen, daß die Zahl

der Klassen einfach, die der Gruppen aber doppelt gewichtet wurden. Meß-

größe bei den Beruflichen Schulen sind die Klassenzahlen.

42.3.2.2 Nach der amtlichen Statistik zum t. 0ktober 1986 und nach den Angaben der

Begierungen nach dem Stande vom 1. Oktober 1987 ergeben sich im einzelnen
folgende Meßgrößen:

Zahl-enübersicht 3

Beqierunq
OB NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw

Lehrer und
Lehramtsanwärter an
Volksschulen t2 443 4 936 4 543 4 492 5 846 5 toz 6 914

Klassen und
Gruppen x 2 der
Sonderschulen 2 6!3 645 531 816 1 363 7 282 I 332

Klassen der
Beruflíchen Schulen 5 206 L 769 1 804 t 763 2 754 2 202 2 653

Setzt man das in den schufischen Aufgabenbereichen eingesetzte Fachper-

sonal - gerechnet nach Personalanteil-en - ins Verhältnis zu den Meßgrößen,

so errechnen sich je Bearbeiter die folgenden Zahlen zur Kennzeichnung der

rechnerischen Arbeitsbelastung pro Bearbeiter:

Bechnerische A¡beitsbelastung
des Fachpersonafs im SchuLbereich

Zahlenübersicht 4

Aufgaben-
bereich

Reoieruno
OB NB 0Pf 0Fr MF¡ UFr Schw

Volksschulen
(Lehrer je Bearbeiter)

998 729 7tt 67r 851 754 975

Sonderschulen
(Klassen + Gruppen x 2 je Bearbeiter

822 461 255 456 640 570 564

Berufliche Schulen
(Klassen je Bearbeite¡)

709 406 618 445 727 578 535
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Die für den Vergleich benötigten Angaben zum Personaleinsatz wurden bei

den Schutabteilungen erhoben. Dabei hat der ORH den tatsächlichen Perso-

naleinsatz nícht einfach nach der Besetzung der einschlägigen Sachgebie-

te, sondern - entsprechend der Aufgabenzuordnung gemäß den eigenen Anga-

ben der Regierungen - nach den Personalanteilen an den jeweiligen Aufga-

benbereichen ermittelt. Der Personaleinsatz kann somit ohne weiteres ver-

glichen werden.

42.3.2-3 Den Vergteich der Gesamtarbeitsbelastung zwischen den Regierungen orien-

tiert der OBH an der Regierung von Schwaben. Sie ist eine "Begierung mitt-
lerer Größe" und weist im Volksschulbereich - nach der wesentlich größeren

Regierung von Oberbayern - das wirtschaftlichste Verhältnis zwischen der

Zahl des Fachpersonals und der Zahl der zu betreuenden Volksschullehrer

auf, Dem Vergteich werden jedoch auch für den Bereich der Sonder- und der

Beruflichen Schulen sowie hinsichtlich des neben dem Fachpersonal einge-

setzten Verwaltungspersonals die Verhältnisse bei der Regierung von Schwa-

ben zugrunde gelegt, obwohl sie für sich aIlein gegenÜber anderen Begj.e-

rungen weniger günstig sind. Darnit wird Unterschieden bei de¡ Leistungs-

stärke des in den einzelnen Auf{abenbereichen tätigen Personals Bechnung

getragen.

Die Begierung von Oberbayern weist zwa¡ insgesamt noch sparsamere Betreu-

ungsrelationen auf als die Regierung von Schwaben. In Oberbayern liegen

aber die Maßzahlen so weit Über denen der anderen Regierungsbezirke, daß

eine schematische Übertragung auf die anderen Schulabteilungen nicht ange-

b¡acht wäre.
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Anhand der beschriebenen Meßwe¡te lassen sich im VergreÍch zur Regierung

von schwaben folgende Personalüberhänge oder llinderbestände errechnen:

Errechnete¡ Personalüberhang oder -minderbestand Zahlenübersicht 5

Die Staatsmi.nisterien des Innern und für Unterricht und Kultus sowie die
Begierungen haben eine Feihe von Bedenken gegen die der untersuchung des
ORH "zugrunde geregten Prämissen, die untersuchungsmethode und die dabei
verwendeten Daten* vorgebrachù. sie-sind jedoch in wesentrlchen nicht be-
gründet.

a) Zur Berechnung des OBH anhand von MeßgröBen vertritt das Staatsministe-
rium für unterricht und Kultus die Auffassung, daß die vom ORH gewähr-

ten Meßgrößen allein nicht geeignet seien, die Arbeitsbelastung wirk-
Lichkeitsnah zu beurteilen oder gar den Einzug von stetlen zu begrün-
den. Entscheidend seien vielmehr die fachliche Vielfalt und Qua1ität
der in den einzernen sachgebieten zu reistenden Aufgaben de¡ staatli-
chen Schulaufsicht.

Beg j-erung Aufgabengebiet Personalüberhang (+)/ Personalminderbestand (-)
gemessen an den Werten

der Begierung von Schwaben

Fachpersonal Verwaltunosoersonal

Nieder-
bayern

Volksschulen

Sonderschulen

Be¡ufl. Schulen

+ t,7t
+ 0,26

+ 1,05

+ 0,06

- O,24

- 0.07

0ber-
pfal,z

Volksschulen

Sonderschulen

Berufl-. Schulen

+ !,73
+ 1,74

- 0,45

+ 0,L0

- 0,18

- 0,09

0ber-
franken

Volksschulen

Sonderschulen

Berufl. Schulen

+ 2,08

+ 0,34.

+ 0,66

- 0,51

- 0,13

- 0,31

Mittel-
franken

Volksschulen

Sonderschulen

Berufl. Schulen

+ 0,87

O,29

1,33

+ 3,42

+ O,24

+ 1,28

Unter-
franken

Volksschulen

Sonderschulen

Berufl. Schulen

+ 1,54

- 0,02

- 0.31

+ 1,50

- 0,48

- 0,76
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Der ORH ist mit dem Staatsmlnisterium der Auffassung, daß als Meßgrößen

für einen vergleich zb,ischen den Regierungen jeweì-Is auch die Zahl de¡

schulen, der schÜler, der Klassen und der Lehrer in Betracht kommen. Er

beabsi-chtigte daher auch anfangs, bei den Regierungen die Daten fÜr a1-

1e vier Kategorien zu etheben. Eine Proberechnung fÜhrte jedoch zu der

Erkenntnis, daß sich im Ergebnis durch die Beschränkung auf die vom QRH

schließlich gewählten Meßgrößen (vg1. TNr. 42.3.2.2) nichts !\lesentli-

ches ändert. Aus Ve¡einfachungsgîÜnden wurden deshalb die vom ORH aus-

gewäh1ten Meßgrößen der Berechnung zuglunde gÊlegt* Di-e Herarrai-ehung'

der Zahl der schulen haben die Regierungen im Übrigen fÜr bedenklich

erachtet. Der lRH hat auch deshalb davon abgesehen, die ZahI der Schu-

len a1s Meßgröße anzusetzen.

Das Staatsministerium fÜr unterricht und Kul-tus wendet gegen den ver-

gleich mit der Begierung von schv,,aben als der "sparsamsten" Regierung

ein, daß díese Berechnungsmethode zu format gewählt sei und die viel-
schichtlgkei-t der fachlichen Schulaufsj-cht außer acht 1asse. Zudem ver-

nachlässige der lineare Vergteich jeweils signifikante Faktoren der Ar-

beitsbelastung wle z.B. den jeweiligen Anteil der privaten Schulen,

überproportionale Belastungen und Sonderaufgaben, die spezifische Per-

sonalstruktul einzelner Schularten und spezifische Strukturprobleme der

Schulen in den einzelnen Begierungsbezilken. Schließlich v',eist das

Staatsministerj.um nachdrÜcklich darauf hin, daß die Personalausstattung

der Begierung von Schwaben seit Jahren unzureichend sei.

Zu den votgebrachten Einv,,endungen stellt der oRH im einzelnen fest:

- oem oRH obliegt nach Art. 90 Nr. 4 BayH0 die PrÜfung, ob "die Aufga-

be mit geringerem Personalaufwand" erfÜllt werden kann, Der OBH hat

bei seiner Untersuchung nicht verkannt, daß die "sparsamste Personal-

ausstattung" keinen BÜckschluß auf die Qualität der Aufgabenerfedi-

gung ergibt. Es spricht jedoch nichts dafÜr, daß z.B. die Qualj.tät

der Schulaufsicht durch die Regierung von Schwaben unzureichend sei

und zu Beanstandungen durch das staatsministerium Anla$ gegeben hät-

te. Ebensowenig sind entscheidende unterschiede in der Arbeitsquali-

tät der Begierungen dargetan. Auch anläß1ich der Erhebungen bei den

schulabteilungen wurde dem ORH kein anderes Bi-1d velmittelt. Die

Übermittelten Stellungnahmen enthalten hierzu ebenfall-s keine diffe-
renzierten Aussagen. Sicher ist eine Verbesserung der Qualität der

Aufgabenerledigung immer erwÜnscht; solange aber nicht dargetan ist,
daß dj-e gegenwärtig praktizierte Art der Aufgabenerledigung unzurei-

chend und nicht vertretbar ist, hä1t der ORH einen vergleich des je-

weiligen Personal-einsatzes zur E1'fedigung der zugewj-esenen Aufgaben
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nach lvie vor für eine geeignete und übliche Methode im Bahmen des

Art. 90 Nr. 4 BayH0.

- Nach den Ërfahrungen des ORH ist es nicht ungewöhnlich, daß Verwal-
tungen "eine unzureichende Personalausstattung" geltend machen. Das

Staatsmínisterium und die Begierungen haben in ihren Stellungnahmen

die Auffassung, daß die der Schulabteilung der Regierung von Schwaben

obliegenden Aufgaben im wesentlichen mit der vorhandenen Personalaus-

stattung bewältigt werden können, nicht substantiiert widerlegt. Auch

der ORH hat bei seiner Prüfung keine entgegenstehenden Feststellungen
getroffen.

- Oas Staatsministerium meint, der ORH habe Unterschiede des Anteils
der privaten Schulen, der überproportionalen Belastungen und Sonder-

aufgaben, der spezifischen Personalstruktur und der spezifischen
Strukturprobleme, der Zahl der zu betreuenden Verwaltungseinheiten
und de¡ unterschi.edlichen Organisationsstruktur der Regierungen nicht
hinreichend berücksichtigt.

Abgesehen davon, daß das vom OBH bei den einzelnen Begierungen erho-

bene Datenmate¡ia1 keine grundsätz1íchen Abweichungen zwischen den

Begierungen e¡kennen Ìäßt, ist festzustell-en, daß sich gewisse Beson-

derheiten bei der zum Vergleich herangezogenen Begierung von Schwaben

ebenso wie bei den anderen Begierungen finden. So ist z.B. der Ein-
wand, der OBH habe einen signifikanten Faktor wie den Anteil der pri-
vaten Schulen vernachlässigt, schon deshalb nicht begründet, weil der

Antei1 bei der Vergleichsregierung Schwaben am höchsten ist (ohne

Regierung von 0berbayern). Es konnte deshalb darauf verzichtet wer-

den, diesen Faktor besonders hervorzuheben.

- Das Staatsministerium hä1t eine Vergleichsberechnung allenfalls dann

für möglich, vlenn dabei vom Durchschnitt aller Schulabteilungen aus-
gegangen wÜrde. Dazu ist festzustellen, daß die Untersuchung des ORH

die Erhebung des anteiligen Personaleinsatzes in den einzelnen Aufga-

benbereichen der Schulabteilungen der Begierungen mit den Verhältnis-
sen einer ausgewählten Begierung vergleicht. Das Ergebnis beruht so-
mit auf einheitlichen, für alle Begierungen gleichermaßen geltenden

Meßgrößen. Ein Vergleich, der auf dem Durchschnitt aller Schulabtei--

lungen beruhen würde, könnte nur dem Ausgleich von Unterschieden zwi-

schen den Begierungen dienen, nicht aber der Feststellung, b,o am

wirtschaftlichsten gearbeitet wird. SchLießlich greift der Einwand

des Staatsministeriums auch deshalb nicht durch, weil der ORH die
Regierung von Schwaben auch für die Bereiche der Sonder- und Berufli-
chen Schulen sobrie hinsichtlich des Verwaltungspersonals zum Ver-
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gleich herangezogen hat, obwohl sie dorb nicht die sparsamsten Be-

treuungsrelationen aufweist (vgt. Zahlenübe¡sicht 4). Im Ergebnis

führt dieses Verfahren zu einem Korrekturfaktor, der der Erwägung

Rechnung trägt, daß eine Berechnungsmethode, die sich ausschließlich

an den sparsamsten Verhältnissen orientiert, zu schematisch wäre und

die verschiedenen Gegebenheiten nicht ausreichend berÜcksichtigt.

Wäre der ORH für jeden Berej.ch von der Begierung mit dem jeweils

sparsamsten Personaleinsatz ausgegangen, so hätte sich ein wesentlich

hi¡herer Überhang beim Fachperssnal errechnet.

42.3.3 tlnsetztrng des Ergebnisses der Vergleichsbereclnung fÛr die
Schulabteilungen (AbÈ. 5)

Die in der Zahlenübersicht 5 errechneten PersonalÜberhänge beruhen auf

einer anteiligen Zuordnung des Personaleinsatzes zu vergleichbaren Aufga-

benbereichen. Die tatsächtiche 0rganisation in den Sachgebieten zeigt je-
doch eine davon abweichende gewachsene Personalausstattung. Bei der Umset-

zung des vom ORH errechneten Ergebnisses in die tatsächliche Personal-

struktur muß dieser Umstand berÜcksichtigt werden. Hinzu kommt, daß die

Rechenergebnisse nach der ZahtenÜbersicht 5 nicht mit de¡ dort ausgewiese-

nen rechnerischen Schärfe in die Verwaltungsorganisation umgesetzt werden

können. Bei der Konkretisierung der nach Auffassung des ORH gebotenen Haß-

nahmen (Zusammenfassung vgl. TNr. 42.3.6) wurde dies im wesentlichen durch

Abrundungen wie folgt berücksichtigt:

Nach Auffassung des ORH besteht ein rechnerischer PersonalÜberhang

- im Aufgabenbereich Votksschulen von insgesamt 7,5 Fachk¡ãften, und zwar

bei den Regierungen

. von Niederbayern: 1,5

. der Oberpfalz: 1,5

. von 0berfranken: 2,O

. von Mittelfranken: 1,0 und

. von Unterfranken: 7,5,

- im Aufgabenbereich Sonderschulen von einer Fachkraft bei der Begierung

der 0berpfalz und

- im Aufgabenbereich Berufliche Schulen von insgesarnt zwei Fachkräften bei

den Regierungen von Niederbayern und von Oberfranken.

Belm Venaltungspersonal ste1lt de¡ OBH saldiert einen PersonalÜberhang

von zwei Kräften fest (v91. Zahlenübersj-cht 9).
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Gegen das Ergebnis im Sonderschulbereich wendet die Begierung der Ober-

pfalz ein, daß das Aufgabengebiet Sondersihulen wegen der Vielschichtig-
keit seiner Aufgaben und aus Vertretungsgründen mit nur einer Fachkráft

nicht zu bewältigen sei. Vom anderen Fach,personal der Abteilung könne das

Sachgebiet mangels Fachkompetenz erfahrungsgemäß nicht vertreten werden.

Die Begierung räumt jedoch ein, daß mit der Zuweisung eines Teilzeit-Mit-
arbeiters, z,B, eines Sonderschullehrers oder eines weiteren Schul-rates

von einem Staatlichen Schulamt, wie in 0berfranken, die Arbeitsbelastung
bewä1tigt werden könne.

Der OBH häIt eine solche Lösung, die im Errgebnis auf den Abbau von weniger

als einer vollen Kraft hinausläuft, für vertretbar.

42-3.4 0rganisation

Der ORH hat auch geprüft, in welchem Umfang die Sachgebietsstruktur der

Schulabteilungen jeu/eils mit den Grundsätzen der 0rganisationsrichtlinien
der Staatsregierung vom 26. Juni 1984 übereiinstimmt.

An den Begierungen sind folgende 58 Sachgebiete in den Abteilungen 5 ein-
gerichtet:

Sachgebietsgliederung der Abteilungen 5 Zahlenübersicht 6

Sachgebiete Zahl der eJ.ngerichteten Sachgebiete
bei dern 'Reoierunoen

OB NB 0Pf 0Fr MF¡ UFr Schw

Allgemeine Schul-
angelegenheiten
(sG 500)

1 t t 1. L t

Volksschulen
(SG 510 bis 513)

4 3 3 3 3 3 3

Sonderschulen
(sG 514)

t t t 7 7 7 7

Berufliche
Schulen
(SG 520 bis 523)

4 3 3 3 3 3 3

Sport
(sG s30)

7

insgesant 10 8 I I I 8 I

Ausgenommen die Hegierung von 0berbayern ist somit bei den Regierungen

durchwegs eine übereinstimmende 0rganisation und Ausstattung mit Sachge-

bieten festzustelLen. Die Organisation der Abteilungen mit ihrer Eintei-
lung in Sachgebiete ist sej.t 1975 i.m wesentl-ichen beibehalten worden. Nach
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den vorgenannten 0rganisationsrichtlínien sind Zahl und Größe der 0rgani-

sationseinheiten so zu bemessen, daß unnötiger Koordinierungsaufwand in-
folge vieler kleiner Organisationseinheiten ve¡mieden wird, zugleich aber

eine angemessene Leitung der Organisationseinhei-ten gewährleistet bleibt.
Nach dem von der Staatsregierung gesetzten Bahmen für die Größe von Basis-

einheiten bei Mittelbehörden sollen Sachgebiete mit spezialisierten Aufga-

ben und engerem Spezialwissen - hierzu können die Sachgebiete der Schulab-

teilung gerechnet werden - nur dann eingerichtet werden, wenn wenígstens

zwei sachbearbeitende Kräfte benötigt werden. Be1 den Sachgebieten der

Schulabteilungen j-st dies jedoch nur selten der FalI. Zahlreich sind sog.

Ein-Mann-Sachgebiete, die i-n 11 FäIlen (d.s. rd. 19 v.H. alle¡ Sachgebie-

te) angetroffen wurden. Im übrigen sind 24 Sachgebiete mit nur einem und

23 Sachgebiete mit mehreren Mitarbeitern gebildet, j.n denen aber auch der

Sachgebietsleiter - wie in den Ein-Mann-Sachgebieten - weitestgehend sach-

bearbeitend tätig wird. Das widerspricht einer wirtschaftlichen Organisa-

tionsform, die Kleinstsachgebiete regelmäßig ausschli-eßt.

42.3.4.t Sachgebiete 500 - Allgemeine Schulangelegenheiten -

Auße¡ in Oberbayern ist bei allen Regj.erungen ein Sachgebiet 500 einge-

richtet, das jeweils vom Abteilungsleiter gefÜhrt wird.

Den Sachgebieten 500 gehört folgendes Fachpersonal an:

Fachpersonal der Sachgebiete 500 Zahlenübersicht 7

1) 2 Bearbeiter Sport in eigenem SG 530

2) 2 Bearbeiter Sport im Sachgebiet 512 (Volksschulen)

3) 2 Bearbeiter Sport im Sachgebiet 511 (Volksschul-en)

4) 2 Bearbeiter Sport im Sachgebiet 510 (Volksschulen)

Reoierunq

OB NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw

Bearbeiter mit Arbeits-
einsatz im SchuLbereich \ I t 7 1 7

Seminarbeauftragte fúr
Volksschulen 7 7

Bearbeiter Sport - t')
2 2 _2) _3) _4) 2

insgesamt 4 3 T L 2 3



t7t -

Wie die Zahlenübersicht 7 zeígt, erledigen die Mitarbeiter überwiegend

Fachaufgaben aus dem schulischen Bereich und Sportangelegenheiten. Sonsti-
ge Fachaufgaben, die ein eigenständiges Sachgebiet tragen könnten, sind

_ nicht vorhanden. Nach Auffassung des ORH gibt es daher keine ausreichende

Berechtigung für ein Sachgebiet 500. Es sollte aufgelöst und das Fachper-

sonal den einschlägigen Fachsachgebieten zugeordnet werden. Aufgaben des

Sportes sollten bej. den Regierungen von Niederbayern, der Oberpfalz und

von Schwaben wie in den drei fränkj-schen Regierungsbezirken in einem

Volks^schuLsaehgebiet,erledigt welden, trm.. dert den 0rgaei.eationsrichtlinien
der Staatsregierung entsprechende Einheiten zu ermögIichen.

42.3.4.2 Berufliche Schulen

Im Hinblick auf die Organisati.onsrichtlinien der Staatsregierung er-
scheint es dem OBH nicht angebracht, daß an allen Begierungen außer in
Oberbayern für den Aufgabenbereich Berufl-iche Schulen jeweils drei Sach-

gebiete gebildet sind. In zehn FäIlen entstanden dadu¡ch Ein-Mann-Sachge-

biete, die alle noch dazu mit einem Bediensteten der Besoldungsgruppe

A 16 besetzt sind. Nach Auffassung des ORH kann der Aufgabenbereich Beruf-

fiche Schulen an diesen Regierungen in zwei Sachgebieten sachgerecht be-

treut werden, zumal jeweils höchstens fünf Mitarbelter insgesamt einge-

setzt sind. An der Begierung von 0berbayern sind drei der vier Sachgebiete

mit nur jeweils einem Mitarbeiter ausgestattet. Der ORH empfiehlt, auch

hier ein Sachgebiet aufzulösen und die Kräfte den verbleibenden drei Sach-

gebieten zuzuordnen.

42.3.4 -3 Gesantergebnis

Die sich auf der Grundlage der Organisationsrichtlinien der Staatsregie-

rung ergebenden Veränderungen würden dazu führen, daß von den bisher 58

Sachgebieten in den Abteilungen 5 der Regierungen 45 Sachgebiete verblei-
ben würden:
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Vorgeschlagene Sachgebietsgliederung
der Abteilungen 5

Zahlenübersicht 8

42.3.4.4 Stellungnahme der Verwaltung

a) Das Staastministerium fÜr Unterrlcht und Kultus wendet gegen die emp-

fohlene Sachgebietsänderung ein:

- Das gegliederte Schulwesen im Freistaat Bayern erfordere eine eben-

solche in slch gegliederte fachliche schuleufsicht bei den Regierun-

gen. Das gelte insbesondere fÜr das Berufliche Schulwesen.

- Die an den Regierungen tätigen Beamten Übten die Dienst- und Fach-

aufsicht Über Einrichtungen aus, deren Leiter durchwegs in der Besol-

dungsgruppe A 15 bzw. A 16 eingestuft seien. Wenigstens die entspre-

chende Besoldungsgruppe wie den beaufsichtigten Schulaufsichtsbeamten

und schulleitern müsse aber auch den fÜr ein sachgebiet an den Begie-

rungen verantwortlichen Schulaufsichtsbeamten zuerkannt werden, so-

weit dies im Bundesbesoldungsgesetz verankert ist ("Leitender Begie-

rungsschuldirektor a1s Dezernent, Beferent in der Schulaufsicht auf

Bezirksebene").

- Eine funktionsfähige staatliche Schulaufsicht sei nur dann gewähr-

leistet, wenn hochqualifizierte berufserfahrene Schulfachleute sich

fÍlr diese Dienstaufgabe zur VerfÜgung steIlten. Eine besoldungsmäßige

Abstufung würde es unmöglich machen, die jeweils bestquallfizierten
und durch tangjährige Berufspraxis erfahrenen Pädagogen fÜr den

Dienst in der staatlichen Schulaufsicht zu gewinnen.

Sachgebiete Zahl der Sachqebiete bei den Reoierungen

OB NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw

Allgemeine Schul-
angelegenheiten
(sG 500)

Volksschul-en
(SG 510 bis 513)

4 3 3
.>

3 3 3

Sonderschulen
(sG 514)

t T L 1 t 7 t

Berufliche
Schulen
(SG 520 bis 523)

3 2 2 2 2 2 2

Sport
(sG 530)

t

insgesamt I 6 6 6 6 6 6
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b) Das Staatsministerium des Innern äußert sich zur Sachgebietsgliederung

im Bereich des Beruflichen Schulwesens .wie folgt:

Eine Zusammenziehung der drei Berufsschulsachgebiete zu einet¡ Sachge-

biet habe zur FoIge, daß dieses Sachgebiet zwar insgesamt j.n seine¡

Leistungskraft gestärkt wÜrde; die Vertnetung aus dem Sachgebiet heraus

wäre in diesem Falte flexibel zu handhaben. Die Verwirklichung schei-

tere jedoch u.a. an der Haltung des Finanzministeriums, das die Beför-

derung nach A 16 von der Funktion des Lei-ters eines Sachgebiets abhän-

gig mache, Dies sei einer der Gründe, warum j-n den Fachverwaltungen die

Bildung von Kleinsachgebieten j.mmer wieder angestrebt werde. Vrlürde man

im Bereich des beruflichen Schulwesens leistungsfähigere 0rganisations-

einheiten bilden, so könnte nach der bisherigen Praxis der Sachgebiets-

leiter nach A 16 befördert werden, die Mitarbeiter mÜßten ihre Laufbahn

wohl mit A 15 beenden, so daß die Bildung von Klej-nsteinheiten wohl

auch unter dem Aspekt der Personalfürsorge zu sehen sei,

c) Nach Auffassung des OBH führen die vorgebrachten Einwendungen zu kei-
ner anderen ldertung.

Oer vom OBH aufgezeigten Gliederung den Sachgebiete entsprechend den

Organisationsgrundsätzen der Staatsregierung steht die Spezialisierung
der einzelnen Schulaufsichtsfunktionen,nicht entgegen. Ohne Frage kön-

nen aus einem mit mehreren Sachbearbeitern besetzten Sachgebiet heraus

dj-fferenzierte Schulaufsichtsfunktionen wahrgenommen Ì.rerden, ohne daß

es zu der befürchteten Schmälerung der "DurchsetzungsfähigkeÍt und

Akzeptanz der Schulaufsicht" kommen muß. Die von den Schulabteílungen

der Begierungen wahrzunehmende Schulau,fsicht kann in ihrer Wirksamkeit

nicht schlechthin von der besoldungsmäßigen Einstufung der titarbeiter
abhängen. Oj-e Schaffung kleinster Organisationseinheiten zu dem allei-
nigen Zweck, unter Ausnutzung der Mög!-ichkeiten des Besoldungs- und

Laufbahnrechts möglichst vielen Bediensteten die Beförderung in ein Amt

der BesGr. A 16 als Sachgebietsleiter zu ermöglichen, ist haushalts-

wirtschaftlich nj.cht zu rechtfe¡tigen.

42.3.5 Verraltungspersonol

Die Abteilungen 5 der Regierungen sind in sehr unterschiedlichem Maße mit
Verwaltungspersonal ausgestattet (vgI. im einzelnen Zahlenübersicht 2).
Gründe für diese unterschiedliche Ausstattung haben sich bei der Unter-

suchung durch den ORH nicht ergeben. Er hålt es daher für geboten, im Bah-

men des vorhandenen Stellenbestandes für €inen angemessenen Ausgleich zu
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sorgen, geeignete Aufgaben zur Erledj-gung auf das Verwaltungspersonal zu

übertragen und das Fachpersonat des höheren Dienstes insoweit von Routine-

arbeiten freizustellen.

Bei der Personafstruktur der Begierung von Qberbayern fä11t im Vergleich

zu anderen Begierungen besonders auf, daß kaum Verwaltungskräfte ei-nge-

setzt sind. Hier werden also Aufgaben, die andernorts von Verwaltungskräf-

ten erledigt werden, weitgehend vom Fachpersonal des höheren Dienstes

wahrgenommen. Gerade an der Regierung mit den höchsten Meßgrößen (v91.

TNr. 42.3.2.2) müßten nach Auffassung des OBH in größerem Umfang Verwal-

tungskräfte eingesetzt werden können. Dj-es gilt insbesondere fÜr den Be-

reich Berufliche Schulen, in dem die Regierung von 0berbayern Überhaupt

kej-n Verwaltungspersonal hat, während a1le anderen Begierungen dafÜr ins-
gesaÍrt rechnerisch 7,86 Kräfte einsetzen, In diesem Aufgabenbereich unter-

hä1t die Regierung von Oberbayern derzej-t im Gegensatz zu allen anderen

Begierungen vier Sachgebiete mit neun Beamten der BesGr. A 13 (1), A 14

(1), A 15 (4) und A 16 (3). Auch wenn in der besonderen Situation der

Landeshauptstadt MÜnchen eine BegrÜndung fÜr ein drittes Sachgebiet Beruf-

Iiche Schulen auch nach der sonst vorgeschlagenen 0rganisationsänderung

Ii.egt, häIt der ORH gleichwohl eine Neuordnung des Aufgabenbereichs Beruf-

l-iche Schulen mit dem Ziel fÜr geboten, in angemessenem Umfang eine Ab-

schichtung von Stellen des höheren Dj-enstes in solche des gehobenen Dien-

stes herbeizuführen -

42.3.6 Zusarmenfassung

42.3.6.t Aus den vorgeschlagenen Maßnahmen ergeben sich nach Auffassung des OBH an

den Schulabteilungen der einzelnen Regierungen, bezogen auf die einzelnen

Sachgebi.ete, die in der nachfolgenden ZahlenÜbersicht 9 ausgewiesenen

rechnerischen PersonalÜberhänge :



- 175 -

Zahlenübersicht 9

FB = Fachpersonal
VP = Ve¡waltungspersonal

1) gerundet

2) Im Zugang Versaltungspersonal sind auch K¡äfte enthalten, die beim Abteilungsleiter aus-
gebracht sind, fachlich Êber in den Schulsachgebieten mitarbeiten.

3) An de¡ Regierung von 0berfranken ist eine Ste1le zu 30 v.H. an das Staatliche Schulanrt
abgeordnet. An die Regierung der oberpfalz soll eine Abordnung vom Schulamt aus erfolgen.

4) Im Ver{altungspersonal der Begierung von Hittelfranken sind vier Teilzeitk¡äfte enth,rl-
ten.

Im Bereich- des Fachpersonals vlären' hiernach insgesarnt 10,5 Stellen über-
zählig. Zwei Stellen des Verwaltungsdienstes wären entbehrlich.

Bezogen auf die in den Schulabteilungen aller Regierungen tätigen 772 Be-

diensteten wÜrde die Verwirklichung der vom OBH empfohlenen Maßnahmen eine
Verringerung der Stellenzahl um 7 v.H. bedeuten. Es ist damit zu rechnen,

daß sich ein Stellenabbau und Stel.Lenabschichtungen über einen längeren

Zeitraum hinziehen werden.

Regierung Sachgebiete
(ohne Sach-
gebiet 500)

Personalstand gebotene

Anderung
Zugang durch Auf-
lösung der Sachge-
oebiete 500 2)

Neuer Personal-
stand in den

Sachqebieten

FP VP1) FP VP FP VP FP VP

Nieder-
beyern

Volksschulen
Sonderschulen
Berufliche
Schulen

5

2

6

)

)-
)

_18

-1.

)

)-
)

4 )

)2
)

7,5
2

5

)

)2
)

0ber-
pfaLz

VolksschuLen
Sonderschulen
Berufliche
Schulen

6

2

3

)

)1
)

-T
-T

3 )

)2
)

13)
3

)

)3
)

0ber-
franken

Volksschulen
Sonderschulen
Berufliche
Schulen

I
2

4

-2

-t

)

)+1
)

r )

)3
)

7

23)

3

)

)4
)

Mittel--
franken

Volksschulen
Sonderschulen
Berufliche
Schulen

8

2

4

)

) 8,5
)

1 )

)-J

)

t )

)3
)

8

2

4
ì ,,uo
)

Unter-
franken

Volksschulen
Sonderschulen
Berufliche
Schulen

7

2

4

)

)3
)

-t )

)-
)

2 )

)2
)

7,5
2

4

)

)5
)

Schwaben Volksschulen
Sonderschulen
Berufliche
Schulen

6

2

4

)

)-
)

)

)-
)

2

L

)

I 2,5
)

8

2

5

)

) 2,s
)
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42.3.6.2 Das Staatsministerium für Unterricht und Kul-tus widersetzt sich auch der

hier aufgezeigten verhältnismäßig geringen Beduzierung des Personals. Es

wendet ein, der ORH habe den Auftrag der fachlichen Schulaufsicht falsch

eingeschätzt. Insgesamt entspreche die Untersuchung weder deni gesetzlichen

Auftrag der Schulaufsicht noch den erklärten Zielvorstellungen der bayer.

Schul- und Bildungspolitik. Sie übersehe die fortlaufende, zukunftsorien-

tierte Umgestaltung und den differenzierten Ausbau der Volksschulen, Son-

derschulen und Berufsschulen in leistungsfähige Einrichtungen der Er2ie-

hung und Bildung.

Dazu ist festzustellen:

Oie wesentlichen Ausführungen des Staatsministeriums betreffen den Bereich

der staatt. Schul- und Bildungspolitik. Im Rahmen der Untersuchung der

Schulabteilungen der Begierungen a1s Teil des Landtagsauftrags zur Wirt-

schaftlichkeitsprüfung bei den Mittelbehörden war es nicht Gegenstand der

Prüfung, etv,,aige künftige Zielvorstellungen der Schul- und Bildungspolitik
bel der Prüfung der Personalausstattung der HegieÌungen fÜr die Erledigung

der gegenwärtigen Aufgaben zugrunde zu Iegen, sondern festzustellen, ob

die Schulabteilungen der Begierungen diese Aufgaben Personell und organi-

satorisch wirtschaftlicher erfüllen können (Art. 90 Nr. 4 BayH0). Die

schul- und bildungspolitischen Âusführungen des Staatsministeriums können

deshalb die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchung nicht in Frage stel-
len.

43.1

Sachgebiete 820 bis 840 - threltgestaltung md üu¡eltschutz

Dieser jüngste Verwaltungszweig der Begierungen hatte im letzten
Jahrzehnt einen erheblichen Aufgabenzuwachs zu bewältigen. Dies
führte zu einer Überproportionalen Personalmehrung, die mit
56 v.H. an der Spitze alIer Sachgebiete der Regierungen liegt. Das
neue Personal wurde jedoch nicht immer bedarfsorientiert einge-
setzt; unterschiedtiche Strukturen sollten ausgeglichen werden.

Organisatorische Verbesserungen, eine dringend erforderliche Ver-
einheitlichung von Verfahren und damit verbundene rationellere Ar-
beitsweisen sollten zu Entlastungen fÜhren, die weiteren Personal-
wünschen bei eventuell noch zunehmenden Aufgaben entgegenwirken
können.

Organisation der Abteilurgen I - Lendesentricklung und tlnæltfragen

Nach der Neuorganisatj.on der Begierungen zum 1. Januar 1975 gliederten

sich die Abteilungen 8 in die vier Sachgebiete 800, 810, 820, 830. Ledig-

lich in Oberbayern kamen bereits 1976 die Sachgebiete 811 und 821 sowie

1985 das Sachgebi-et 801 hinzu. Mlt wachsender Bedeutung des technischen

43
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Umweltschutzes (Abfallbeseitigung und Immissionsschutz) wurden zwischen

1981 und 1986 an al1en Regierungen ein .Sachgebiet 840, an der Begierung

von Mittelfranken zusätzlich ein Sachgebiet 840a eingerichtet.

Damit gibt es in Bayern derzeit in den Abteilungen I

- an fünf Regierungen je fünf Sachgebiete,

- an einer Regierung (Mittelfranken) sechs'Sachgebiete,

- an einer Begierung (Oherbayern) acht Sachgebiete.

fhnen sind folgende Zuständigkeiten zugewûesen:

- Sachgebiet 800 - Raumordnung und Landespl-anung (in 0berbayern zusätz-

lich Sachgebiet 801 - Fachliche Planungen, Statistik
und Planzentrale)

- Sachgebiet 810 - Regionalplanungsstelle (in Oberbayern zusätzlich
Sachgebietr.Sll . - zweite-{egionelpla nungsstelle )

- Sachgebiet 820 - Bechtsfr:agen der Landesentwicklung, der Umweltgestal-

tung und des Umweltschutzes (in Oberbayern zusätzlich
Sachgebiet 821 - Bechtsfragen des Unrweltschutzes)

- Sachgebiet 830 - Fachfragen der Umweltgestaltung

- Sachgebiet 840 - Fachfragen des.--Umweltschutzes (in Mittelfranken zu-
sätzlich Sachgeþiet 840a - Großfeuerungsanlagen)

Der ORH hat sich in seinen Bericht 1984 (TNr. 31) bereits mit den Sachge-

bieten 800 und 810 beschäftigt und verweist insoweit auf die seinerzeiti-
gen Ergebnisse. Er hatte damals für dj.e bei,den Sachgebiete eine Reihe von

Personaleinsparungen vorgeschlagen. I'littlerweile hat die Verwaltung das

Personal in diesen Sachgebieten um insgesafit 16 Bedienstete verringert.

Die vorliegende Untersuchung befaßt sich ,demgemäß nur noch mit den Sach-
gebieten 820 bis 840.
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43.2 PersonalausstãÈtung

43.2.1 Entwicklung des Personalstands

Oer Personalstand der Sachgebiete 820 bis 840 hat
entwickelt:

Entwicklung des Pe¡sonalstands
(Zah1 der Bediensteten)

sich seit 1978 wj.e folgt

ZahIenübersicht 1

1978 1984 1988 Mehrung
1978-1984

Mehrung
1984-r.988

Sachgebiete 820/821

Sachgebiete 830

Sachgebiete 840/840 a

74,2

56,0

81,9

58,0

6.0

82,7

67,5

53 ,0

717

2,0

6,0

0,8

9,5

47 .0

Summe r30,2 145,9 203,2 75,7 57 ,3

Quelle: Staatsministeríum für Landesentwicklung und Umweltfragen, Stand: jeweils Jahres-
beginn

Die in der Zahl-enübersicht 1 dargestellte Personalmehrung i-st dadurch ge-

kennzeichnet, daß der durchschnittliche jährliche PersonaLzuwachs von 1978

bis 1984 rund 2 v.H., von 1984 bis 1988 jedoch rund 10 v.H. pro Jahr be-
trug. von 1978 bis 1988 ist der Personalstand insgesanrt um 56 v.H. gestie-
gen. Zur Entwicklung in den einzelnen sachgebieten l-äßt sich forgendes
feststellen:

Sacþebiete 82Ol 827 (Rectrsfragen)

Der Personalstand hat sich
(= tl,S v.H.) erhöht, obwohl in
technische Umweltschutz und mit
wurden.

von 1978 bis 1988 um 8,5 Bedienstete
dieser Zeit der dort zunächst zugeordnete

i,hm ein TeiI des Personals herausgelöst

Sachgebiete tlÍ10 (Fachfragen der Ltmeltgestaltung)

Dj-e Personalmehrung um 11,5 Bedienstete (= 20,5 v.H.) entfiel schwerpunkt-
mäßig auf den Zeitraum von 1984 bis 1988.

Sachgebiete fd40|fc/;Oa (Fachfragen des Lh¡eltschutzes)

Die zunehmende Bedeutung des techni-schen umweltschutzes führte dazu, daß

im Jahr 1981 zunächst bei der Fegierung von Schwaben, bis 1g86 dann an
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aIlen Regierungen diese Sachgebiete neu geschaffen

Bediensteten kommen nur zu einem Teil aus den frÜher

gen Sachgebieten 820/821. Überwiegend wurde Personal

von den Gewerbeaufsichtsämtern Übernommen.

43.2-Z Personalstruktur

Personalstruktur der Sachgebiete
820 bis 840 aller Begierungen
in v.H.-Anteilen

Ein Vergleich der Personalstruktur der Sachgebiete 820 bis 840 bei den

einzelnen Regierungen ergibt folgendes:

wurden. Die Über 50

dafür auch zuständi-

neu eingestellt bzw.

Zahlenübersicht 2

Schaubild

SG 840/840a

hûrmn Dt¡n¡t

f gúoù.rFr ot.Et

=.tttl.,.* 
Dt.-t

s6 830sG 820/821

'çLLLEOd¡ILl!L¡r Uc!zc¡c¡=:l(rt

Sachgebiete höhe¡er
Dienst
v.H.

gehobener
Dienst
v.H.

mittlerer
Dienst

v.H.

8201827 Du¡chschnitt 37.7 61. 1 7,2

Schwankunqs breite 25-46 54-66 o-23
830

Du¡chschnitt 68.9 3l-, L

Schwankunosbreite 67-75 25-33

84Ol84Oa
Durchschnitt 49 -L 50.9

Schwankunqsbreite 38-57 43-62

E¡dt¡¡rtrt¡

SG = Sachgebiet
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Oer Vergleich zeigrt, wie unte¡schiedlich Sachgebiete mit gleicher Zustän-

digkeit personell strukturi.ert sind. So verfügen 19 der 23 untersuchten

Sachgebiete über keine Eediensteten des mittleren Dienstes. Dort müssen

auch einfachere Tätigkeiten vom Personal des gehobenen und höheren Dien-

stes ausgeführt werden. Aber auch die Besetzung im höheren Dienst schwankt

stark. So sind z.B. in den Sachgebieten 820 bei Hegierungen vergleichbarer
Größe zwischen 2 und 6 Bedienstete des höheren Dienstes eingesetzt.

Pcrsoaalöcæssrng

Allgemeine Grundlagen für die Personalbemessung lvaren nicht festzustell-en.
Die künftige Personalausstattung solIte sich an Umfang und Art der tat-
sächl-ichen Aufgaben orientieren. Dazu hat der OBH aufgrund eingehender

Untersuchungen dem Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfra-

gen eine Beihe von Anregungen gegeben, wie Arbeitsumfang und Personalbe-

darf anhand bestimmter Struktu¡daten abgeschätzt werden können. Dafür er-
scheinen z.B. geeignet Einwohnerzahl, FÌäche, Förderprogramme, MüI1anfall
u.dgl. Eine vom Staatsministe¡ilm=a1s notwendig angesehene Verfeinerung in
der Auswahl und Gewichtung voo Bezugsgrößen häIt de¡ ORH für zweckmäßig,

um künftig zu einer zutreffenden Personalbemessung zu kommen.

Dgtailuntersuchurg èr Saclgc,biùe ffil&\ &lO, 840/8l(}a

Die weitergehenden und nachfolgend beschTiebenen Untersuchungen des OBH

hatten vor a1lem zum ZieI, Ursachen für die der Verwaltung im einzelnen
mitgeteilten Abweichungen der tatsächlichen Personalanteile von den ermit-
tel-ten Aufgabenanteilen zu bevJerten. Daneben v,,urde aber auch angestrebt,
Ansätze für eine Optimierung i.n der Aufgabenbewältigung sowie für eine
AufgabenverJ.agerung und einen PersonaLabbau aufzuzeigen.

43.3.1 Lffierrsuchungsnrethode

Zur genaueren Erfassung von Tätigkeitsanteilen und FalÌzahlen hat der ORH

im Sommer 1987 allen Begierungen detaillierte Erhebungsbogen zu den fol-
genden vj.er Bereichen Übersandt:

- Rechtsf¡agen der Umweltgestaltung

- Fachfragen der Urnweltgestaltung

- Rechtsfragen des Un¡weltschutzes

- Fachfragen des Umweltschutzes
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Erhebungszeitraum lvaren die Jahre 1985 und 1986, Die Fallzahlen waren

vielfach anhand von vorhandenen Aufzeichnungen genau zu ermitteln; im

übrigen mußten Schätzungen vorgenommen werden. i\hnlich verhielt es sj-ch

bei den Zeitanteilen. Da vielen Mitarbeitern ein genau eingegrenzter Zu-

ständigkeitsbereich zugewJ-esen ist, dürften sich etwaíge Ungenauigkeiten

in engen Grenzen halten.

Der OBH hat die Ergebnisse der Erhebung vor der endgültigen Auswertung

rnit den Regierungen ausführlich erörtert und notwendige Korrekturen oder

Ergänzungen vorgenommen.

43.3.2 Sachgebiete 8201821, (Bechtsfragen)

Der Aufgabenglíederungsplan weist folgende Aufgaben aus:

- Bechtsfragen der Baumordnung und Landesplanung

- Bechtsaufsicht ûber die Begionalen Planungsverbände

- Naturschutz, Landschaftsschutz

- Rechtsfragen der Landschaftspflege und -planung sowie der Grünordnung

- Freizeit und Erholung (ohne Fremdenverkehr und t¡rlirtschaftsförderung),
bei Sportanlagen mit Abteilung 5

- Förderungsmaßnahmen im Bereich des Naturschutzes, der Landschaftspflege
und -planung und des Umweltschutzes

- Erholung in der freien Natur

- Umweltschutz (insbesondere Immissionsschutzrecht und Abfallrecht)

Die Belastung mit Rechtsfragen der Baumordnung und Landesplanung sowi.e

mit der Rechtsaufsicht über die Regionalen Planungsverbände ist nach den

von den Regierungen angegebenen TätJ.gkeitsanteilen relativ gering.

43.3.2.1 Rechtsfragen der tlnr¡eltgestaltung

Für die Behandlung der Bechtsfragen der Umweltgestaltung waren die Bedien-

steten im Erhebungszeitraum rechnerisch mit den in der Zahlenübersicht 3

angegebenen v.H.-AnteiÌen eingesetzt.
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Aufgabenerledigung in Zahlenübersicht 3
Rechtsfragen der Umwel-tgestaltung

Personaleinsatz
in v.H.-Anteilen

Durchschnitt f ui-ni*ur--unì
i Maxímalwert

Förderprogramme (Bewirtschaftung,
Abwicklunq )

33,9 27,7 - 41 ,5

Verordnungen (Er1aß, Genehmigung, Befreiung) 23,6 10,0 - 33,4

Besprechungen, Ortseinsichten, Beratung 16,0 8,0 - 20,9

Stellungnahmen und Bechtsbehelfe 12,7 3,9 - 22,7

Artenschutz (Genehmigungen, Befreiungen) 6,4 2,7 - 12,7

Sonsti-ges (2.8. Aus- und Fortbildung,
Naturschutz beirat )

8,0 4,2 - !2,3

100,0

Die vorstehenden Durchschnittswerte êus allen Regierungen und die vom ORH

ermittelten Schwankungsbreiten lassen erkennen,

- welche Schwerpunkte landesweit und

- welche unterschiedlichen Gewi-chtungen an den Regierungen auftreten.

Etwa ein D¡ittel des Personals war mit der Bewj-l1igung, Bewirtschaftung
und verwaltungsmäßi-gen Abwicklung von Förderprogrammen befaßt (fachliche
Betreuung siehe Sachgebiete 830). Im Erhebungszeitraum verteilte sich
dieser Personaleinsatz wie folgt auf die einzelnen Förderprogramme:

Fõrderprogramrn Bedienstete

- Freizeit und Erholung 3,3

- Landschaftspflege 3,2

- Naturparke 1,3

- Sonstige (2.8. Vorbereitung zu
Feuchtflächen, Wiesenbrüter, Acker- und
lrliesenrandstreifen, Mager- und Trocken-
standorte) 2,7

Ferner waren eingesetzt für

- die Mittelbewj-rtschaftung O,7

- das Prüfen de¡ Verwendungsnachweise 2,5

13,7
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Errechnet man anhand der für zwei Jahre gemeldeten

Arbeitstage ein Bediensteter zur Bearbeitung eines
lich benötigt hat, so ergeben sich folgende Werte:

Benötigte Arbeitstage je Fall

FalIzahlen, wieviel
Falles durchschnitt-

Zah1enübersicht 4

Die wachsende Bedeutung wichtiger Förderprogramme Iäßt sich an ihrer
finanziellen Ausstattung erkennen (Zahlenübersicht 5).

Förderprogramme Zahlenübersicht 5

Sachqebiete 820

OB NB 0Pf 0Fr MFr LJFr Schw

Förderprogramm
Freizeit und Erholuno L14 6,6 0,8 2,3 1,9 2rO 1,5

Förderprogramm
Landschaftsofleqe t14 trr 0,9 1,4 1,0 !r7 0,6

Prüfung von Ver-
we ndunos na chwe is en

0,9 0,5 !,2 0,6 r,! 1,3 o14

Fördervolumen in Mio DM

1983 1984 L9B5 1986 1987
So11
1988

Frej-zeit und Erholung 27,OO 26,00 16 ,00 29 ,00 34,00 38,00

Landschaftspflege 0,45 0,58 7,7 4 2,49 2,r7 4,00

Feuchtflächen 0,28 0,91 1,30 3,O2 3,89 5,10

Wiesenb¡üter o,24 2,38 2,tg 2,51 3,91 6 ,00

Acker- und l^liesen-
randstreifen

0 ,04 0,38 1,30 2,70

Mager- und Trocken-
standorte

0,08 7,45 2,45

Naturparke t,7O 0,92 2,90 2 ,00 3,40 3 ,40

Ankauf ökologisch
v'rertvoller FIächen

o,74 2,3O 7,75 0,79 2,60 0,80

insgesanrt 30,41 33,09 25,92 40,27 52,72 62,45

Angesichts der starken

ORH vordringlich, einen

Ausweitung der Förderprogramme erscheint es dem

wirtschaftlichen Vollzug sicherzustellen. Die aus
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Zahlenübersicht 4 ersichtliche unterschiedliche Bearbeitungsdauer verdeut-
1icht, daß Bationalisierungsmaßnahmen vor allem an Hegierungen mit aus dem

Bahmen fallenden Werten notwendig sind.

Entsprechende Vorgaben und Hilfen des Staatsrniniste¡iums - z.B. Vertrags-
muster - wä¡en für einen einheitlichen und rationellen Vollzug besonders

wichtig. Unterschiedliche Fördervoraussetzungen bei vergleichbaren P¡o-

grammen sollten einander angeglichen werden. Das gilt im Übrigen auch fÜr

andere Progræm'e¡ - fijir deren Vollzug versehiedene Ministe¡ien zustãndig,

sind.

Nach der Zahlenübersicht 3 fol-gen der Erlaß, die Genehmigung und Befreiung

von Verordnungen in de¡ Intensität des Personaleinsatzes an zhJeiter Stel-
1e. Von den für Fechtsfragen der Umweltgestaltung insgesamt eingesetzten

9,6 Bediensteten waren 4,3 mit dem Erlaß von Naturschutzgebietsverordnun-
gen beschäftigt. Aus den Erhebungsdaten ist zu entnehmen, daß 1985 und

1986 in Bayern jeweils 45 Verorúrungen erlassen wurden. In Durchschnitt
e¡rechnet sich daraus ein Arbeitsaufwand je Verordnung von 1,15 ltlannmona-

ten.

Einen verhältnismäßig hohen Arbeitsaufwand erfo¡dert auch die fachliche
und redaktionelle Bearbeitung von Verordnungen der Landkreise, fÜr deren

Genehmigung die Regierungen nach Att. 47 Landesstraf- und Verordnungsge-

setz (LStVG) zuständig sind. Das kann im Einzelfall auch zu e¡heblichen

Zeitverzögerungen bis zum endgültigen Erlaß von Verordnungen fÜhren.

Nach Auffassung des OBH sollte geprüft werden, ob auf längere Sicht die-
se Genehmigungspflicht entfaLfen kann, was allerdings voraussetzen xürde,

daß die Bediensteten der Landratsämter entsprechend aus- und fortgebildet
und von der Verwaltung die notwendigen Verordnungsmuster ausgearbeitet

werden. Ein hJegfall der Genehmigungspflicht würde eine weitere Beteiligung
der spezialisierten Fachkräfte der Fegierungen Ím Einzelfafl nicht aus-

schließen.
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43.3.2.2 Rechtsfragen des tt¡yeltschntzes

Aufgabenerledigung
Bechtsfragen des Umweltschutzes

FÜr die Behandlung von Bechtsfragen des Umweltschutzes \.,,aren die Bedien-

steten im ErhebungszeÍtraum rechnerisch wie folgt eingesetzt:

Zahlenübersicht 6

Personaleinsatz
in v.H.-Anteilen

Durchschnitt MinimaL- und
Maximalwert

Verwaltungsverfahren (2.8. Planfeststel-
lunosverfahren. Genehmi-ounoen)

35,3 2!,7 - 44,O

Stellungnahmen und Bechtsbehelfe 25,7 18,8 - 34,3

Besprechungen, Ortseinsichten, Beratung !7,9 tl ,o - 2!,9

Förderprogramme 13.8 9,4 - 16,1

Sonstiges (2.8. Aus- und Fortbildungþ 7r9 5 ,7 - 19,3

100,0

Der Schwerpunkt der Tätigkeit lag danach bei der Durchführung von Verk,al-

tungsverfahren, insbesondere bei Planfeststell-ungsverfahren, in denen die
Begierung Erstinstanz Íst, sowie beÍ abfallrechtlichen Genehmigungsver-

fahren. Dabei wäre ein Teil dieser Aufgaben in weit größerem Umfang von

Bediensteten des mittleren Díenstes zu bewäItigen, hrenn diese zur Verfü-
gung stünden. Dazu gehört insbesondere die büromäßige Herstellung der für
die öffentllche Auslegung im Einze1fall noth,endigen Unterlagen, die gerade

bei Planfeststellungsverfahren mit nicht selten mehreren hundert Beteilig-
ten erhebl-ichen Umfang haben. Nach den Feststellungen des OBH müssen diese

Arbeiten bei den Begierungen vielfach von den Bediensteten des gehobenen,

aber auch des höheren Dienstes erledigt weræn, die dadurch von ihrer
eigentlichen fachspezifischen Arbeit insoweit abgehalten werden.

Die an zweite¡ Stelle (25,1 v.H.) stehenden Stellungnahmen und Bechtsbe-

helfe verdeutlichen auch die enge Verflechtung des Umweltschutzrechtes

nit anderen Bechtsgebieten, aus der sich u,a. ein intensiver Koordinie-
rungsbedarf auch innerhalb der Begierungen ableitet.

Der hohe Anteil (17,9 v.H.) an Besprechungen, ûrtseinsichten und Beratun-
gen hat seine Ursache vor all.em in dem vachsenden Problem der Abfallbe-
seitigung, das auch künftig noch einen hohen Personaleinsatz erfordern

wird.
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Die Fôrderprogramme für Maßnahmen des technischen Umweltschutzes (Luft-
reinhaltung, Schutz vor Lärm und Erschütterungen, Abfallwirtschaft) nah-

men die Bediensteten deutlich weniger in Anspruch a1s im Naturschutz.

43.3.3 Sacþebiete tXl0 (Fachfragen der llnreltgestaltmg)

Die Sachgebiete 830 haben an allen Regì-erungen die gleichen Zuständigkei-
ten. Die Gesamtzahl der Bediensteten ist seit 1978 von 56 auf 67,5 und

damit um úber 20 v.H. gewaehsen (vg1 . Zahlenübers;icht, 1)." Der Aufgden-
gliederungsplan weist folgende Fachaufgaben aus:

- Schutzgebiete

- Artenschutz

- Sonstige Schutzanordnungen

- Landschaftspflege

- Mitwirkung bei Flurbereinigungs-, Raumordnungs-, Pfanfeststellungs- und

Ba uleitplanungsverfahren

- Stellungnahnen zu Förderungsmaßnahmen sowie anderen Vorhaben mit Auswir-

kungen auf Natur und Landschaft

- Mitwirkung bei Biotopkartierungen

- Landschafts-, Grünordnungs- und Gestaltungspläne (landschaftspflegeri-
sche Begleitpläne)

- Mitwi¡kung bei der Förderung von Landschaftsplänen

- Einrichtungspläne für Naturparks

Die Auswertung der Erhebungsbogen hat rechnerisch folgende v.H.-Anteile
bei der Aufgabenerledigung ergeben:

Aufgabenerledigung Zahlenübersicht 7
Fachfragen der Umweltgestaltung

Personaleinsatz
in v.H.-Anteilen

Durchschnitt Minimal- und
Maximalwerte

Gutachten und Stellunqnahmen 45.6 38.8 - 54.5

Besorechunoen. 0rtseinsi-chten. Beratuno 28,7 18.6 - 37.4

Förderoroqramme (fachliche Betreuunq) L2.1 5.1 - 19.3

Sondervorhaben und 0ffentlichkeitsarbei-t 8,1 4.1 - tt.8
Sonstiges (2.8. Aus- und Fortbildung,
Naturschutzbeirat )

5,5 3,6 - 13 ,1

100,0



_ 787

Bemerkenswert hoch ist der Zeit- und Personalaufwand fÜr Gutachten und

Stellungnahmen mit 45,6 v.H. Ursächlich dafür ist u.a. die enge Verflech-

tung mit anderen Fachgebieten, wie z.B. der Bauverwaltung. Di-e vorliegen-
den Zahlen bestätigen, daß der fachlichen Beteiligung des Naturschutzes

innerhalb der Begierungen ein hoher Stellenwert zukommt.

Diese Feststellung wird noch unterstrichen
28,7 v.H. für Besprechungen, Ortseinsichten
ist aber auch der Anteil von 8,1 v.H. für
Sondervorhaben, wie z.B. die Betreuung von

schutzprogrammen ,

durch den hohen Anteil von

und Beratungen. Erwähnenswert

Õffentlichkeitsarbeit und für
Forschungsvorhaben an Arten-

Die teilweise großen Schwankungsbreiten im Personafeinsatz sind begründet

in unterschi-edlichen Schwíerigkej.ten sowie in der verschiedenen Arbeits-
weise und Schwerpunktbildung. Die Erörterungen des ORH mi-t den Regierungen

haben ergeben, daß die Aufgaben infolge der teilweise ausgeprägten Spezia-

lisierung von Fachleuten und deren z.T. fehlender Verwaltungsausbildung

nicht immer landesweit einheitlich erledigt werden. Andererseits steht
außer Frage, daß bei den Regierungen Spezialisten zur Beratung und fachl-i-
chen Unterstützung der unteren Naturschutzbehörden vorhanden sein mÜssen;

die an sich wünschenswerte Delegation von Aufgaben findet dort ihre Grenze,

wo spezielle Aufgaben nicht ausreichen, um eine Fachkraft am Landratsamt

auszulasten.

Bei einzelnen Regierungen sieht der OFH einen begrenzten rechnerischen

Personalüberhang. So ist das Sachgebiet 830 der Begierung von Unterfranken

mit 11 Bediensteten, davon 7 im höheren Oienst, deutlich besser besetzt

als bei vergleichbaren Begierungen (v91. Schaubild S. t79).

Sowohl in förmlichen Verfahren, wie z.B. beim Erlaß von Schutzverordnungen,

als auch durch die Beratung ihrer Fachkräfte arbeiten die Regierungen eng

mit den unteren Naturschutzbehörden zusammen. Einer Anregung aus der Mitte
des Senats folgend hat der ORH daher die Landräte als Leiter der unteren

Naturschutzbehörden und als Vorsitzende der Naturschutzbeiräte zur Mitwir-
kung der Begierungen in Angelegenheiten des Naturschutzes auf der Kreis-
ebene befragt. Den detaillierten Fragebogen des OBH haben 65 der 7t Land-

räte beantwortet, so daß das Ergebnis der Umfrage als repräsentativ ange-

sehen werden kann.

Die Befragung hat gezeigt, daß die Landräte die Mitwirkung der Regierungen

als höherer Naturschutzbehörden Überwiegend positiv wÜrdigen. So halten

rd. 75 v.H. die Mitwirkung der Regierungen allgemein für notwendig bzw.
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nützlich und rd. 70 v.H. das Ausmaß der Mitwirkung fÜr angemessen. Bund

73 v.H. der Antworten bewerten das Maß der aufsichtlichen Einflußnahme der

Begierungen auf die unteren Naturschutzbehörden als angemessen und halten

die Beteiligung der hauptamtllchen Fachk¡äfte der Regierungen an den Ange-

Iegenheiten des Naturschutzes auf der Kreisebene fÜr notwendig bzw. nÜtz-

lich. Die angegebenen Zahlenwerte gelten sowohl fÜr das Gesamtergebnis auf

Landesebene a1s auch für die Antworten in den ej.nzelnen Regierungsbezir-

ken.

Weniger positiv haben Landräte die Art und Weise bewertet, in denen die

Regierungen vielfach ihre Aufsicht ausüben. In 44 v.H. der Antworten wer-

den informelle Kontakte auf der Fachschiene oder gesetzlich nicht vorgese-

hene Berichts- oder Vortageersuchen als Auslöser fÜr ein aufsichtliches
Tätigwerden der Regierungen genannt. Bemänge1t wurde von einzelnen Landrä-

ten, daß sich die Begierungen über solche Ersuchen oder auch durch die

eigenständige Bearbeitung von Vorgängen (2.8. Eíngaben) in Angelegenhei-

ten der unteren Naturschutzbehörden einschalten, ohne daß dafÜr ein sach-

licher Grund vorliege, Geforde¡t wurde, die Regierung möge sich im einzel-
nen mehr an die durch die Funktionalreform geschaffenen Zuständigkeiten

halten und auch mehr Vertrauen in die sachgerechte ErledÍgung der Aufgaben

durch das Landratsamt setzen,

Bei der Erörterung der Umfrageergebnisse mit den Regierungen ergab sich,

daß sich diese zumindest in spektakulären EinzelfäIlen mit hoher öffent-
lichkeitswirkung zu einem eigenen Einschreiten gezwungen sahen. Anderer-

seits erkannten die Begierungen aber auch an, daß die informellen Kontakte

auf der Ebene der Fachkräfte oft ei.n aus der Sicht der Landräte a1s Leiter
der Verwaltung unerwünschtes Ausmaß annehmen können; das lasse sich wenig-

stens teilweise mit de¡ vielfach noch fehlenden Verwaltungserfahrung der

Fachkräfte erklären.

Bemänge1t wurde auch der hohe Zeitaufwand, der sich durch die fachliche

und redaktionelle Bearbeitung von Verordnungen bei der Genehmigung durch

die Regierung nach Art . 47 LSTVG ergibt; es wurde gefordert, diese Geneh-

migungspflicht aufzuheben (v91. dazu TNr. 43.3.2.1).

43.3.4 Sachgebiete &40/840a (Fachfragen des thnr*eltschutzes)

Im Jahre 1981 wurde zunächst in Schwaben, bis 1985 an den Übrigen Regie-

rungen - in Oberbayern erst 1986 - ein neues Sachgebiet 840 eingerichtet,
in Mittelfranken zusätzlich ein Sachgebiet 840a für Großfeuerungsanlagen.

Das Personal, das teilweise aus dem Sachgebiet 820, teilweise von den Ge-
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werbeaufsichtsämtern kommb, aber auch neu eingestellt wurde, ist inzwi-
schen auf 53 Bedienstete ange$rachsen, wobei die letzte Personalmehrung im

Doppelhaushalt L987/1988 beschlossen und vollzogen wurde,

Der Aufgabengli.ederungsplan weist folgendes aus:

- Allgemeine Fragen des Umweltschutzes

- Mi-twirkung bei Förderungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Umweltschutzes

(einschI. Bescheinigungen nach SS 82, 82 c EStOV und S 7 d EStG)

- Reinhaltung der Luft (einschließlich Überwachung von Kraftwerken, Heiz-

kraftwerken und Heizwerken)

- Schutz vor Lärm und Erschütterungen

- Abfallwirtschaft

- Kernenergie und Strahlenschutz

- Umweltgefährdende Stoffe und Ereignisse (einschl. Störfallverordnung,
Chemikaliengesetz und Mitwirkung beim Transport gefährlicher Güter).

Die Auswertung der Erhebungsbgen ergab rednerisch folgende Verteilung in
v. H. -Anteil-en:

Aufgabenerledigung
Fachfragen des Umweltschutzes

Zahlenübersicht I

Personaleinsatz
in v.H.-Anteilen

Durchschnitt Minimal- und
Maximalwerte

Gutachten und Stellunqnahmen 37 -5 27 .3 - 46.2

Besorechunoen- Beratuno 18.1 14,6 - 20,8

Anlaqenüberwachunq mit Ortseinsichten 16.6 8.8 - 21.6

Förder- und Sonderoroerômme t4.3 6.6 - 18.8

Sonstiges (2.8. Aus- und Fortbildung,
Vertretunq von Umweltinqenieur.en) 13,5 7,4 - t7,8

100.0

Schwerpunkt in diesen neuen Sachgebieten !{ar im Erhebungszeitraum das Er-
stellen von Gutachten und Stellungnahmen mit einem Anteil von 37,5 v.H,
an der gesanten Tätigkeit, wobei auch hier wieder die groBe Streubreite im

Vergleich der Regierungen untereinander auffäI1t. Auf ganz Bayern bezogen

wurden in den Jahren 1985 und 1986 insgesa¡rt 868 Stellungnahmen in Raum-

ordnungs- und Planfeststellungsverfahren, 3879 Stellungnahmen in sonstigen
Vert'laLtungsverfahren (2.8. Bauleitplanverfahren, Einzelbauvorhaben) und

830 Stellungnahnen in anderen Verfahren (2.8. Imnissionsschutz, Störfall-
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und Smogverordnungen) abgegeben. Nach den Erkenntnissen des ORH ist die

große Schwankungsbreite im Personaleinsatz nicht al1ein durch den unter-

schiedlichen Umfang der Verfahren zu erklären. Dies deutet auf Verbesse-

rungsmögtichkeiten an einzelnen Regierungen hin.

Insgesamt entsprj-cht jedoch die vorgefundene Schwerpunktbildung der Aufga-

benstellung. Nach den Feststellungen des ORH ergeben sich allerdings Pro-

bleme aus unzweckmäßj.gen Zuständigkeitsabgrenzungen zwischen den Regie-

rungen, dem Landesamt für Umweltschutz und den Kreisverwaltungsbehörden.

Dazu gehört die Regelung im Bayerischen Abfallbeseitigungsgesetz (Art. 15

Abs.3), wonach die Regierungen die Beseitigung von Abfällen, das Landes-

arnt dagegen die Errichtung und den Betrieb von Abfallbeseitigungsanlagen

überwachen.

Bei einigen Regierungen wird derzeit noch Personal durch die fallweise
Vertretung von Umweltingenieuren an Landratsämtern gebunden. Diese Ar-

beitskapazitäten werden an den Begierungen dann frei werden, wenn an allen
Landratsämtern die zwej- Stellen fÜ¡ Umweltingenieure besetzt sind. ldegen

der regional unterschiedlichen Schwierigkeit beí der Gewinnung geeigneter

Kräfte wird allerdings der Zeitpunkt der Entlastung von Regierung zu Re-

gierung verschieden sein.

Eine Besonderheit stellt das an der Hegierung von Mittelfranken eingerlch-

tete Sachgebiet 840a dar, das neben dem Sachgebietsfeiter nur mj-t einem

Bediensteten des gehobenen Dienstes besetzt und ausschließlich mit Groß-

feuerungsanlagen befaßt ist. Es sollte im Hinblick auf di-e 0rganisations-

richtlinien der Staatsregi-erung zu gegebener Zeit wieder aufgelöst und wie

bei den anderen Regierungen mit dem Sachgebiet 840 zusammengelegt werden.

SchluBfolgerungen

Die Überprüfung der Abteilungen I an den Begíerungen hat ergeben, daß in

diesem jÜngsten Verwaltungszweig vieles noch wesentl-ich mehr im FIuß

ist aIs bei den seit tangem bestehenden Abteilungen. Daraus folgen er-

höhte Anforderungen mit dem Ziel eines mögfi-chst einheitlichen, bedarfs-

o¡ientierten Verwaftungsvollzugs .

Die Sachgebiete 820/82I, 83O, 84O/84Oa hatten im letzten Jahrzehnt eine

erhebli-che Aufgabenmehlung zu bewä1tigen. Dem wurde allerdings mit einer

Personalmehrung von rund 56 v.H. (siehe ZahlenÜbersicht 1) Rechnung getra-

gen. Das neue Personal wurde jedoch nicht immer bedarfsorientiert zugewie-

sen, so daß elne unterschj-edliche Personalausfastung entstanden ist. Dies

zu korrigieren, so11te das Staatsministerium ebenso anstreben, wie Verbes-
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serungen in der Personalstruktur sowie in der Aufbau- und Ablauforganisa-

tion. Die dadurch f¡eiwerdenden Kapazitäten könnten nach Ansicht des ORH

jedenfalls einer weiteren Pe¡sonalmehrung von vornherein entgegenwirken.

Der ORH hat aus seinen Untersuchungen nachstehende Schlußfolgerungen gezo-

gen:

Insgesamt sieht der ORH keinen AnIaß, den Personaleinsatz in den Sach-

gebieten 820 bis 84Oa zu bemänge1n, wenn sich auch in einzelnen Sachge-

bieten, wíe z.B. im Sachgebiet 830 der Begierung von Unterfranken, ei-n

rechnerischer Personalüberhang zeigt (v91. auch SchaubiLd S. 179).

Die laufbahnmäßige Personalst¡uktur der Sachgebiete entspricht zum Teil
nicht den zu bewältigenden Aufgaben. Das weitgehende Fehlen des mittle-
ren Dienstes (siehe ZahlenÜbersicht 2) fÜhrt dazu, daß einfachere oder

routinemäßige Arbeiten auch vom höheren oder gehobenen Dienst ausge-

führt werden müssen.

Das Staatsministerium bestätigt, daß einzelne Aufgaben auch vom mittle-
ren Dienst erledigt werden können. Gleichzeitig weist es aber darauf

hin, daß der höhere Dienst wegen der oft schwierigen und speziellen

Materie überproportional vertreten bleiben mÜsse.

0e¡ OBH empfiehlt, die Personalstruktur möglichst umgehend im Rahmen

der Personalfluktuation den tatsächlichen Erfordernissen anzupassen.

Organisatorische Verbesserungsmöglichkeiten zeichnen sich ín vielen Be-

reichen ab. Das Staatsministerium so11te vor allem fÜr eine größere

Vereinheitlichung in der Bearbeitung und einen intensiveren Erfahrungs-

austausch sorgen. Die bei.spielhaft dargestellten Schvrankungsbreiten in
der Aufgabenerledigung sowie z.T. große Unterschiede im Zeitaufwand fÜr

die Fallbearbeitung deuten an, daß ratj,onellere Arbeitsweisen zu freien
Kapazitäten führen würden.

Das Staatsminj.sterium hat zugesagt, seine koordinierende Tätigkeit zu

verstärken, jedoch auf die eigenen personellen Grenzen hingewlesen.

c)
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Informationsverarbeitung bei den Begierurgen

0hne die abschließenden Ergebnisse der Pil-otanwendung zum Einsatz
der automatj-si-erten Datenverarbeitung bei den Begierungen abzuwar-
ten, hat das Staatsministerj-um des Innern mehrere Begierungen mit
zentralen DV-Systemen ausgestattet, Der Einsatz der Datenverarbei-
tung nach diesem Konzept 1äßt nach den Berechnungen des OBH keine
Wirtschaftlichkeit erwarten. Das Gesamtkonzept des Staatsministe-
riums würde nach der Wirtschaftlichkeitsrechnung des ORH bei Ko-
sten von 40 Mio DM in einem Zeit¡aum von zehn Jah¡en nicht - wie
vom Staatsministerium erwartet - einen Nutzen von 39,6 Mio DM,
sondern nur von 8,5 Mio DM ergeben. Der ORH hält deshalb eine
Überarbeitung des DV-Konzepts für geboten.

Bisherige EntYicklung

Datenverarbeitung konnte i.n der Verwaltung lange Zeit wirtschaftlich nur
fÜr Aufgabenbereiche eingesetzt werden, in denen große Datenmengen nach
j-mmer gleichen Regeln bearbej-tet werden mußten. Auf diese Weise entstanden
zentrale Rechenzentren bei den einzelnen Fachressorts. Im Laufe de¡ weite-
ren technologischen Entwicklung, wurde es möglich, die nachgeordneten

Di-enststellen iiber Datenstationen an das jeweilige zentrale Fachrechen-

zentrum anzuschließen. Damit konnten diese Dienststellen für die Abwick-
lung ihrer Aufgaben auf den zent¡alen Rechner zugreifen und dort vorhande-
ne Anwendungsprogramme und Datenbestände nutzen. Die Begierungen aIs
staatliche Mittelbehörden zwischen den Ministerien und den nachgeordneten

Behörden waren in dieses DV-Netz nicht von Anfang an eingebunden.

Deshalb wurde schon frühzeitíg der V'Junsch der Regierungen 1aut, die zen-

tral in Bessortrechnern gespeicherten Daten für den eigenen Aufgabenvoll-
zug nutzen zu können. fnsbesondere wurde ein Zugriff auf die Daten in den

Rechenzentren der Staatsministerien für Ernährung, Landwirtschaft und

Forsten sowie für Landesentwicklung und Umwel-tfragen für zweckmäßig gehal-
ten; das Staatsministerium für Unterricht und Kultus wol1te die zentrale
Lehrerdatei für die Regierungen besser nutzbar machen. Die jeweiligen
Fachabteilungen in den Begierungen sollten nach diesen Vorstellungen ähn-

lich wie die nachgeordneten Dienststellen mit Datenstationen ausgestattet
und Über Datenleitungen mit den zentralen Bessortrechnern verbunden wer-
den. Diese Lösung hätte ähnlich wie in anderen Bundesländern (2.8. Baden-

Württemberg, Nordrhei-n-Westfalen) verhältnismäßig rasch und mit geri_ngem

Aufwand realisiert werden können,

Neben dem Zugriff auf Programme und Datenbestände der Bessorts' benötigen
die Regierungen auch eine DV-Unterstützung bei der Abwicklung von unmittel-
baren Verwaltungsaufgaben (2.8. Personalverwaltung, Ausgleichsabgabe, Luft-
fahrerverwaltung). Diese Unterstützung wird z.B. in Baden-Vlürttemberg und

M.7
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in Nordrhein-Westfalen seit einiger Zeít über Anschlüsse der Regierungen an

gemeinsame Bechenzentren sichergestellt.

Das Staatsministerium des Innern hat jedoch Anfang 1985 ein anderes Kon-

zept für den DV-Einsatz bei den Begierungen entwickelt, nach dem

- alle Regierungen vorrangig mit einer eigenen zentralen DV-Anlage (Bechen-

zentrumsbetrieb) ausgestattet werden soIlen,

- Kleinrechner für Spezialaufgaben in den AbteÍlungen erst in einem zwei-

ten Schritt eingesetzt we¡den soIlen,

- DV-Verfahren für ausgewählte Aufgaben für aIle ,Regierungen durch eine

zentrale Ste1le entwickelt werden solfen und

- der Anschluß an die Ressort¡echner über die zentrale Anlage bei der Re-

gierung von 0berbayern erfolgen soll.

Bereits 1984 wurde ein Pilotprojekt mit der DV-Ausstattung bei einer Re-

gierung begonnen, der zugleich die zentrale Verfahrensentwlcklung über-

tragen wurde.

0hne die abschließenden Ergebnisse der Pilotanwendung abzuwarten und die
Erkenntnisse des DV-Einsatzes bei der ersten Regierung auszuwerten, wurde

die Ausstattung der übrigen Regierungen mit eigenen zentralen DV-Anlagen

entsprechend dem Gesamtkonzept fortgesetzt. Insgesanrt sind derzeit vier Re-

gi.erungen mit DV-Anlagen ausgestattet; die DV-Ausstattung aller Begierungen

war für spätestens 1989 vorgesehen.

44.2 Präfung der Pilotanrendung

Der 0Bll hat bei der Regierung, die als Pilotanwender bestimmt wurde, den

Einsatz der automatisierten Datenverarbeitung insbesondere hinsichtlich der

Beschaffung und Auslastung der DV-Anlagen und -Geräte, des Personal-

einsatzes, der Verfahrensentwicklung und vor allem der Wirtschaftlichkeit
des DV-Einsatzes geprüft.

Durch die automatisierte Datenverarbeitung konnten bei der geprüften Begie-

rung bis 1987 insgesanrt Personalkosten in Höhe von 360 000 DM eingespart
werden. Dem stehen nach den Feststellungen des 0Bll Kosten für die Entwick-
lung und den DV-Einsatz von rd. 2,16 Mio DM gegenüber. Statt der vom

Staatsministerium in einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 1985 errechneten

Einsparung von insgesafiE 225 000 DM ist ein Kostenüberhang von 1,8 Mio DM

bis einschließlich 1987 entstanden.
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Ïrotz der langen Projektdauer und des hohen personellen und sächlichen Auf-
wandes konnten die Projektziele nur zu einem Teil e¡reicht werden.

Entwicklung und Einsatz der DV-Anwendungen stellen sich wie folgt dar:

DV-unterstÜtzte
Aufgabenbereiche

Entwicklungszeitraum Verfahrenseinsatz

Beginn Abschluß erstmals personal-
entlastend

Personalverwaltung

Luftfahrerscheine
Schwerbehinderten-
a usgleichsa bgabe

Milchmengenzu-
teilung 1)

Genehmigung von
Tierversuchen

Stra ßenbauförderung

Güterfernverkehr

1979

1979

1979

1985

1987

1986

1987

1991

1987

1989

]^987

1988

1989

1989

1987

1985

1986

r.985

1989

1989

1989

1989

1986

l,987

1985

1990

1990

1990

1) Wegen der nunmehrigen Abwicklung der Aufgaben Ím Rahmen des landwirtschaftlichen In-
formationssystems wird dieses Verfahren seit 1988 mit einer ansetzbaren Personalent-
lastung nicht mehr verwendet.

Weitere Verfahren so11en nach einer von den 0rganisationsreferenten der

Regierungen festgelegten Prioritätenliste entwickelt werden.

Nach Auffassung des OBH ist die Unwirtschaftlichkeit des DV-Einsatzes ins-
besondere darauf zurückzuführen, daß

- alternatj-ve Lösungen nicht ausreichend in Betracht gezogen wurden,

- ein Bechenzentrum eingerichtet wurde, noch bevor eine einzige DV-Anwen-

dung entwickelt war,

- Termin- und Zeitpläne nicht eingehalten wurden, vrodurch sich der Entwick-

lungsaufwand erheblich erhöhte und Personaleinsparungen e¡st später ei-n-

treten konnten,

- mögliche Personaleinsparungen unrealistisch eingeschätzt wurden.

Die geprüfte Begierung räumt ein, daß die Projektziele noch nicht erreicht
worden seien. Sie ist aber der Ansicht, daß die Projektentwicklung erst im

Jahre 1984 begonnen hätte und deshalb die Bilanz aus heutiger Sicht durch-

aus positiv sei. Außerdem müsse berücksichtigt werden, daß DV-Fachpersonal

nicht ausreichend vorhanden war und deshalb die EntwickJ-ungsarbeit mit Per-

sonal geleistet werden mußte, das sich die notwendigen praktischen

DV-Kenntnisse erst im Bahmen dieser Arbeiten aneignen konnte. Sie sei aber
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trotz der unzureichenden Personalausstattung bemüht, möglichst bald weitere
Verfahren zu entwickeln, die zu einer wirtschaftlichen Auslastung der An-

lage beitragen würden. Die Wirtschaftlichkeit des Einsatzes der automati-
sierten Datenverarbeitung wü¡de sich erst längerfristig ergeben.

Mit diesen Einwendungen können nach Auffassung des ORH zwar u.U. die zeit-
lichen Verzögerungen und damit zu einem geringen TeiI auch der hohe Auf-
wand fÜr die Entwicklung der DV-Verfahren, nicht aber die Unwirtschaft-
lichkeit des DV-Einsatzes bei der Begierung gerechtfertigt werden.

llodellrechnung fúr das Gesantkonzept

Um die WirtschaftÌichkeit seines Gesamtkonzeptes zu ermitteln, hat das

Staatsministerium 1986 eine Modellrechnung für eine andere Regierung er-
stellt und diese Rechnung, die zu einem positiven Ergebnis kommt, auch dem

Antrag an den Koordinierungsausschuß Datenverarbeitung auf Ausstattung der

übrigen Regierungen mit DV-Anlagen zugrunde gelegt. Ohne auf die Modell-
rechnung und die darj.n verwendete Berechnungssystematik näher einzugehen,

haben die Mitglieder des Koordinierungsausschusses der Automatisierung bei
zwei weiteren Begierungen zugestimmt. Das Staatsministerium der Finanzen

hat Mittel für die Einführung der DV bei den Regierungen nur unter der

Voraussetzung bewilligt, daß den DV-Kosten Stelleneinsparungen in adäquater

Höhe gegenüberstehen.

Der OBH hat diese ModeU.rechnung insbesondere hinsichtlich der einzelnen
Ansätze fúr Kosten und Nutzen geprüft und ist dabei zu dem Ergebnis ge-

langt, daß der DV-Einatz bei dieser Begierung nicht die vom Staatsministe-
rium auf der Grundlage eines Zeitraums von sieben Jahren errechnete Ein-
sparung von insgesamt 1,1 Mio DM, sondern einen Kostenüberhang von etb,a

5 Mio DM erbringt. Auf der Grundlage der bereits abgeschlossenen und beab-

sichtigten Maßnahmen hat er dann Kosten und Nutzen des Gesamtkonzepts er-
mittelt und das Gesamtergebnis unter Berücksichtigung eines kalkulatori-
schen Jahreszinssatzes von 6 v.H. nach der Kapitalwertmethode errechnet.

Danach zeigt sich, daß bei einem Betrachtungszeitraum von zehn Jahren, be-

ginnend mit dem ersten DV-Einsatz bei einer Begierung (1984) und endend

1993, also fünf Jahre nach der vorgesehenen Ausstattung der restlichen Be-

gierungen, den Kosten von 40 Mio DM lediglich ein Nutzen von 8,5 Mio DM

gegenübersteht und somit der Kostenüberhang 31,5 Mio 0M beträgt. Da auch

für das letzte Jahr des Betrachtungszeitraumes der Kostenüberhang mit rd.
1,6 Mio DM noch sehr groß ist, wü¡de sich selbst bei Ausdehnung dieses

Zeit¡aumes kein positives Ergebnis emechnen.
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Im einzelnen hat das Staatsmlnisterium gegen die vom OBH ermittelten Kosten

von 40 Mio DM für den EÍnsatz der automatisierten Datenverarbeitung bei den

Begierungen bis einschließlich 1993 keine Einwände erhoben, Es ist jedoch

der Auffassung, daß der Nutzen nicht mit 8,5 Mio DM, sondern mit

39,6 Mio DM anzusetzen und das Gesamtkonzept somit wirtschaftlich sei. Da-

bei geht es bei der Berechnung der Einsparungen von folgenden Überlegungen

aus:

- Personal, das den Fachabteilungen für die Einführung der DV entzogen

wurde bzw. wi-rd, sei bei den Kosten der DV vo1l anzusetzen, aber auch

in gleicher Höhe a1s Nutzen (Einsparung) abzusetzen, da den Begierungen

keine einzige zusätzl-iche Pfanstelle für die EinfÜhrung der DV bewil-
ligt worden sei, Es handelt sich hier um einen Personafaufwand in Höhe

von 22,6 Mio DM.

Der OBH ist hierzu der Auffassung, daß als Nutzen nur die Personalein-

sparungen angesetzt werden können, die durch DV-Anwendungen in den ent-
sprechenden Aufgabengebieten auch tatsächlich erzielt werden. Sofern das

aus Fachabteilungen stammende DV-Personal dort wegen der EinfÜhrung der

Datenverarbeitung frei wird, ist dies nach Auffassung des ORH in der

entsprechenden Höhe als Nutzen anzusetzen. Dies hat der ORH bei der Be-

rechnung seiner Einsparungen bereits be¡ücksichtigt. Werden allerdings
Beschäftigte aus von der Automatisierung nicht betroffenen Aufgabenbe-

reichen in die Datenverarbeitung umgesetzt, so stellt dies keine durch

den Einsatz der automatisierten Datenverarbeitung erreichte Personalein-
sparung dar. Wenn sich nämlich Aufgaben und Arbeitsmethoden im ursprÜng-

lichen Bereich nicht verändert haben, so mÜßte dort nach wie vor die
gleiche Personalkapazität vorgehalten we¡den. War dies jedoch nicht der

Fall, so kann die Umsetzung von nicht ausgefastetem Pe¡sona1 nicht als
Nutzen der DV angesehen werden. Werden im übrigen - wie bei der geprÜf-

ten Regierung und zumindest teilweise auch bei den übrigen Regierungen

geschehen - Beschäftigte von Stellen außerhalb der Hegierung zusätzlich
in der DV eingesetzt, so wird besonders deutlich, daß man dieses zusätz-
Iiche Pe¡sonal nicht als Einsparung betrachten kann.

- Stelleneinsparungen (kw-Vermerke, Sperrvermerke), die aus Anlaß der Ein-
führung der DV vom Staatsminj.ste¡ium der Finanzen verfÜgt !'rurden, seien

voII als Einsparungen anzusetzen, da diese Stellen den Begierungen

tatsächlich entzogen wurden (12,7 Mio DM).

Hierzu ist zu bemerken, daß Personaleinsparungen grundsätzlich auch im

Haushaltsvollzug nur insoweit und ab dem Zeitpunkt anzusetzen sind,
als sie realisiert werden können. Darauf wird auch ausdrücklich in den

Haushaltsvollzugsrichtlinj.en hingewiesen (Nr. 5,5 HvB 1987/1988). In dem

Umfang, in dem Personal tatsächlich wegen WegfaLls von Arbeiten freige-
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setzt v',ird, hat auch der ORH dies als Nutzen bei seiner Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung angesetzt.

Ohne Einführung der DV seien bei den Regi-erungen zur Bewältigung der an-

fallenden Arbeit insgesamt acht zusätzliche Stellen erforderlich; demge-

mäß seien diese Stellen als Ei-nsparung du¡ch den DV-Einsatz berücksich-

tigt (3,5 Mio DM).

Diese Stellen können nach Auffassung des OBH dann a1s Einsparungen

berücksì-chtigt werden, uenn in den Aufgabenbereichen, in denen zur

Bewältigung der anfal-lenden Arbeit mehr Personal erforderlich wäre,

Datenve¡arbeitung eÍngesetzt wird. Im Fa11 der Schwerbehindertenaus-

gleichsabgabe wurde dies beispiel-sweise auch in den Berechnungen des OBH

berücksichtigt.

44.4 Folgerungen

Der OBH hält es aufgrund dieses Ergebnisses für erforderlich, daß das Kon-

zept des DV-Einsatzes bei den Regierurqen erneut überdacht wird, damit

Kosten gesenkt werden und eine Personalentlastung rasch herbeigeführt wird.

Dabei wäre zuerst, eíngehender a1s bisher geschehen, zu untersuchen, weI-

che Aufgabengebiete der Regierungen vomangig zu automatisieren sind und

auf welche Art und Weise sie automatisiert werden sollen (Dll-Anrendungen).

Erst danach sollte festgelegt werden, v',elohe DV-Systeme bei den Begierun-
gen mit welcher Konfiguration einzurichten sind (DV-Ausstattung).

4.4.1 DV-Arrendungen

Bei der Festlegung, welche DV-Anwendungen mit welcher Priorität zu reali-
sieren sind, sollten zuerst Anwendungen zum Zuge kormen, die

- keine besonders komplizierten Aufgabenbereiche betreffen (Vermeidung

hoher Entwicklungskosten, rasche Einsatzmöglichkeit),

- bei alIen Begierungen und evtl. bei anderen Stellen verv,rendbar sind
(hoher Verbreitungsgrad) und

- in personalintensj.ven Aufgabengebieten zum Einsatz konunen (Realisierung
entsprechender Personaleinsparungen) .

Die bisherige Auswahl der bereits realisierten und in der Entwicklung
befindlichen DV-Verfah¡en ist nicht nach diesen Gesichtspunkten erfolgrt.
So können z.B. die Verfahren für die Erteilung der Luftfahrerscheine, zur
Genehmigung von Tierversuchen und für üie Genehmigungen im grenzüber-

schreitenden Güterk¡aftverkehr überhaupt :nur bei jeweils zwei Begierungen
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eingesetzt ìderden. Der OBH hält es daher für dringend erforderlich, fÜr

die Bealisie¡ung der berej-ts 1m Entwicklungsstadium befíndlichen und ge-

planten DV-Verfahren die Prioritäten mehr nach wlrtschaftl-ichen Gesichts-

punkten festzulegen.

Unabhängig von der zeitlichen Reihenfolge für die Realisierung der Ver-

fahren sollten a1le Möglichkeiten genutzt werden, die Entwicklungskosten

zu reduzieren und die DV-Anwendungen rasch zu einem personalentlastenden

Einsatz zu bringen. Dies könnte beispielsweise durch

- Übernahme vorhandener Verfahren mi-t etwaigen Anpassungen aus dem Be-

reich des Bundes, anderer Bundesländer oder anderer Ressorts i-n Eayern,

- Zusammenarbeit mit den Entwicklungsstellen der für die Fachabteilungen

jeweils zuständigen Ressorts mit evtl. Aufteilung von Entwicklungsar-

beiten,

- Aufteilung von Enth,icklungsarbeiten auf mehrere Regierungen und

- Erteilung von Aufträgen an externe Softwareentwickler mit preislicher
und terminlicher Bindung

geschehen.

44.4.2 DV-Ausstattutg

Bei der Festlegung der DV-Ausstattung der Begierungen soÌlte hauptsäch-

lich berücksichtigt werden, welche technischen Möglichkeiten sich vor

allem unter dem Gesichtspunkt der l¡lirtschaftlichkeit am besten eignen,

die vorher festgelegten DV-Anwendungen abzuwickeln '

Dabei können vor afl.em folgende Möglichkeiten in Frage kommen:

- Mitbenutzung von im staatlichen Bereich vorhandenen Bechenzentren (2.8.

auch durch Anschluß an Fachrechenzentren),

- Aufbau eines leistungsfähígen Bechenzentrums fÜr alle oder

Regierungen (2.8. Nord- und SÜdbayern),

e1n19e

- Einsatz von Kleinrechnern (Personatcomputer, mehrplatzfähige Mikro- und

Minicomputer) für alte oder - in Kombination mit den ande¡en Alternati-
ven - einige DV-Anwendungen der Regierungen.

Für diese Alternativen hat das Staatsministeríum dle Wirtschaftl-i-chkeit

nicht geprüft. Die Anbindung de¡ Fachabteilungen an das jeweilige Fachre-

chenzentrum hat eS mit der BegrÜndung verworfen, die Fachressorts wÛrden

in diesem Fall die Verfahren und die Entwlcklungsprj-orität festlegen, dle
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Regierungen könnten die technische Entwicklung nicht bestimmen und ej-ne

"integrierte Regierungsarbeit Über die Abteilungen hinweg" wäre nicht mög-

lich.

Dazu ist festzustellen, daß

- bei einer Anbindung an die Fachrechenzentren die einzelnen Abteilungen

der Regierungen wesentl-ich früher und wesentlich kostengÜnstiger die

Vorteile der Datenverarbeitung hätten nutzen können,

- Verfahren und Entwicklungspriorität bei jeder Alternative, also auch

beim Betrieb von eigenen Rechenzentren bei den Begierungen, sinnvoller-
weise auch durch die für dle Fachaufsicht zuständige Stelle mit festge-

legt werden und

- eine integrj-erte Regierungsarbej.t über die Abteilungen hinweg nicht von

der Installation ei-nes eigenen Rechenzent¡ums bei jeder Regi-erung ab-

hängt.

Tm übrj-gen ist das Bedürfnis für den Zugriff des einen Aufgabenbereichs

auf Datenbestände anderer Aufgabenbereiche verhältnismäßig gering; derzeit
werden nur voneinander isolierte Verfahren eingesetzt.

Dem ORH erscheint der Einsatz von Kleinrechnern fùr viele Aufgabengebiete

bei den Regierungen gut geeígnet. Diese PC-Lösung wäre darÜber hinaus

durchaus kombinierbar mit den obengenannten Alternativen. Die wÜnschens-

werte eínheittiche oder zumindest kompatible Geräteausstattung kann durch

entsprechend koordinierte Maßnahmen der Organj-sationsreferate der Begie-

rungen gewährleistet werden. Aus diesen GrÜnden wurde in elnem anderen

Bundesland der PC-Einsatz gewählt.

Das Staatsmi-nisterlum geht jedoch von der Überlegung aus, daß ein PC-Ein-

satz nur in Verbindung mit zentralen DV-Anlagen bei den Regierungen und

auch nur für bestimmte Aufgaben in Bet¡acht kommen könne. Dieser Auffas-

sung kann der OBH nicht folgen, weil dies - wie viele PC-Anwendungen zei-
gen - den Einsatzmöglichkeiten moderner Personalcomputer nicht gerecht

wird.

Dle Fachabteilungen der Regierungen haben i-mmer wieder auf den Einsatz von

Kleinrechnern hingewi-esen. 1986 wurde eine Begierung mit der Erstellung

eines "Konzeptes für den Einsatz von Personalcomputern bei den Regierungen"

beauftragt. Weitere Untersuchungen hierzu wurden jedoch nicht durchgefÜhrt,

weil nach Auffassung des Staatsministerj-ums dem Aufbau von DV-Anlagen

Priorität zu geben sei.
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44.4.3 Der ORli hä1t eine Übe¡arbeitung des Gesamtkonzeptes für notwendig. Dabei

sollte eine auch unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten optimale Unter-

stützung der Aufgaben der Regierungen mit Hilfe der Informationsverarbei-
tung im Vordergrund stehen.

Das Staatsmj-niste¡ium ist zwar weiterhin der Auffassung, daß das Gesamt-

konzept richtig sei, will es aber, der Empfehlung des ORH folgend, erneut

überprüfen und fortsch¡eiben. Vorläufig hat es die weitere Ausstattung der

Begierungen rrit DV-Anlagen zurückgestellt.



-20!-

B. 0berf orstdi rekt i onen

45 Hinsichtlich des Arbeitsumfanges und der Personalausstattung be-
stehen zwischen den sechs Oberforstdirektj-onen große Unterschiede.
Bei den kleineren forstlichen Mittelbehörden ist der relative Ge-
samtaufwand 1,4- bis 1,8ma1 höher aLs an den größeren.

Der fÜr aIle Oberforstdirektionen e¡mittelte Personalüberhang ent-
spricht jährlichen Personalmehraufwendungen von etwa 1 Mio DM.

45.1 Der ORH hat die Organisation der sechs Oberforstdirektionen (OFoD) unter-
sucht. Er ging dabei von den Verhältnissen des Jahres 1986 aus; größere im

Jahre 1987 eingetretene Veränderungen wurden berücksichtigt.

45.2 Vervalturgsorganisation

Die 0berforstdirektionen in Ansbach (AN), Augsburg (A), Bayreuth (BT),

MÜnchen (M) und ùrlürzburg (!rJÜ) sind - mit geringen räumlichen Abweichungen

- Mittelbehörden in den Bereichen des Forstwesens und der staatlichen
Jagden fÜr die Hegierungsbezirke Mittelfranken, Schwaben, 0berfranken,
0berbayern und Unterfranken, die Oberfo¡stdirektion Begensburg (B) für die
Begierungsbezirke Niederbayern und Oberpfatr_2.

45.3 fnnerbetriebliche ûrganisation und Aufgaben

45.3.1 Die 0berforstdirektionen sind wie fotgt gegliedert:

die Oberforstdirektionen Ansbach, Augs-
burg und Bayreuth in 6 Sachgebiete,

die Oberforstdirektion Würzburg in 8 Sachgebiete,
die 0berforstdirektion Règensburg in 9 $achgebietè,
die 0berforstdirektion llünchen in 10 Sachgebiete.

Die Sachgebiete fÜr Organisation und Personalwesen werden jeweils von den

Forstpräsidenten, die übrigen Sachgebiete von Sachgebietsleitern (im Be-
gelfall BesGr. A 16) geleitet. Die Sachgebiete sind nicht meh¡ weiter un-
tergliedert. Die personelle Ausstattung der sachgebiete ist nicht einheit-
lich -
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45.3.2 Die Aufgaben der untersuchten Mittelbehörden sind in $ 1 der Dienstordnung

für die 0berforstdirektionen der Bayerischen Staatsforstverwaltung (00

0FoD) vom 20. Dezembe¡ 1978 beschrieben.

A1s wesentliche Aufgaben sind hervorzuheben:

- Koordinierung, Lenkung und Förderung der Tätigkeit der unterstellten
Forstämter und Sonderbehörden,

- Dienstaufsicht, fnspektion und Fachaufsicht bei den unterstellten Forst-

ämtern und Sonderbehörden,

- Erstellen langfristiger forstlicher P1äne und Programme,

- Mitwirkung bei der Baumordnung und der Landesplanung.

45.3.3 Jede 0berforstdirektion hat nach Art und Zahl (nicht nach Umfang) gleiche

Fachaufgaben zu bearbeiten. Für Zwecke dieser Untersuchung u,urden die Auf-

gaben vom OBH zu "Fachbereichen" zusammengefaßt.1) Wegen der unterschied-

lichen Zahl der Sachgebiete treffen auf jedes Sachgebiet der einzeLnen

0berforstdirektionen unterschiedlich viele dieser Fachbereiche. Auch die

Zuweisung von Fachaufgaben an bestimmte Sachgebiete ist nlcht einheitlich.

Die ZahI der Sachgebiete ist durch den Umfang der Aufgaben und auch da-

durch bedingt, daß

- die Bezirke der 0berforstdirektionen in Inspektionsgebì-ete gegliedert

sind, die mehrere Forstämter umfassen (S 5 D0 OFoD) und

- die Inspektion von den Sachgebietsleitern wahrgenommen werden muß (S I
D0 OFoD), wobei jedem Sachgebietsleiter i-m Durchschnitt vier Forstämter

zugeteilt sind.

Die Zahl der unterstellten Forstämter (zwischen t7 und 40 je 0berforstdi-
rektion) und Sonderbehörden bestimmt somit zu einem wesentlichen Teil die

Zahl der Sachgebiete. Die Bündelung unterschiedl-icher Fachaufgaben in

Sachgebieten richtet sich vor al1em nach ihrem Gewicht in den einzelnen

0berforstdire ktionen .

45.3.4 Diese 0rganisationsform \'Jeicht von der anderer Mittelbehörden ab. Der ORH

hat sich bei seiner Prüfung jedoch davon überzeugt, daß sie den speziellen

Anforderungen der Forstverwaltung am besten gerecht wird.

1) Es wurden gebildet Fachbereiche für:
A¡beite¡wesen, Forstbetriebsplanung, Forstgesetz, Forstschútz, Forstrechte, Forstliches
Ve¡suchswesen, Gebäude, HolzeinschJ-ag und -verwertung, Jagd, Liegenschaften, Maschinen

und Forsttechnik, Nebennutzungen, Körperschafts- und Privatwald, Organisation, Personal-
wesen, Haushalts- und Rechnungswesen, Baumordnung und Landesplanung, Walderschließung,

Waldbau, Zentrale oienste.
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Personalentuicklung

Der Gesamtpersonalstand lag 1969 bei 393 Beschäftj-gten, stieg 1975 auf 443

und wurde bis 1987 wieder auf 400 Beschäftigte verringert (Schaubj.ld 1).
Diese Personalentwicklung beruht auf anfänglichen Aufgabenmehrungen, einem

darauffolgenden Bückgang der Aufgaben, einer Verlagerung von Aufgaben auf

das Bechenzentrum beim Staatsministerium und einer Delegation von Aufgaben

an die Forstämter.

Brælilll'r9tc Schaubild 1

8ara.¡tpütronat

SælùcrÈaitan¡

- gehobarl.r. Oianst

- hû!r..r. Di.nst

Lcatt¡ng

l!Êt 19

45.5 Personalausstattung, Gesrtaufvand rnd Aufgabenrmfang

45.5.1 Die sechs Ob'erforstdirektionen wej.sen nach Zuständigkeitsbereich, Aufga-

benumfang und Personalausstattung (Bezugsgrößen) sehr große Unterschiede

auf. So liegt je Oberforstdirektion
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- die zu betreuende Gesamt-Waldfläche zwischen 256 und 706 Tsd. ha

- díe mit hlald bestockte Staatswaldfläche zwischen 72 und 311 Tsd. ha

- die Zahl- der unterstelLten Forstämter zwischen t7 und 40

- der Híebssatz (Holzeinschlags-So11) im Staatswald

zwischen 240 und 828 Tsd. fm

- die Zahl der im 0FoD-Bereich Beschäftigten

zwischen 728 und 2273

Die näheren Einzelheiten ergeben sich aus der nachstehenden Zah1enüber-

si-cht 1.

Zahlenübersicht 1

0berforstdirektionen
AN A BT M B WÜ

Gesamt-Wafdfläche 1) Tsd. ha

Staatswald 2) Tsd, ha

darunter mit tnjald
bestockt (Holzboden) Tsd. ha

Hiebssatz im Staats-
wald Tsd. fm
Zahl der Forstämter

Zahl der im 0FoD-Bereich
Beschäftigten
0FoD-Personal

256

72

65

240

18

728

55

278

73

67

429

t7

890

51

286

105

99

418

22

1098

58

655

311

229

828

38

2273

84

706

193

183

810

40

L957

85

335

to7

101

483

30

tl54
56

1) Staats-, Körperschafts- und Privatwald einschließlich nicht bestockter F1¿ichen

2) einschließlich nicht bestockter Flächen

45.5.2 Im nachfolgenden Schaubil-d 2 ist dargestellt, zu welchen v.H.-Anteilen
ej.nzelne Bezugsgrößen wie

- die Zahl des Personals an den 0berforstdirektionen,

- das GesamtpersonaÌ bei den Oberforstdirektionen, Forstämtern und Sonder-

behörden,

- die Zahl de¡ Forstämter und Sonderbehörden,

- die Gesamt-Wa1df1äche und

- die Holzbodenfläche im Staatswal-d

auf die einzelnen 0berforstdirektionen treffen.
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Schaubild 2

Âuf tei tung von Bezugsgnößen auf d're 0berfonstdlnekt i,onen

tn v. H.

f
>25
c

'i, n
c

ÂnSach

I ***..-r.,

Vt *r" t.tdrrrd:

Âugsàung - Bayneuth Miir¡chen

ffi *,*-r*rl tþ (FofH.r..¡ctr

Nl *r*o*n ¡¡ sr-tr.l.r

Regensbung fihzburg

fl t*r,¿.. FoÃ u. sondrrÈdú.ttgr

45.5.3 An den kleine¡en Oberforstdirektionen Ansbach, Augsburg und Bayreuth ist
im Verhältnis zu den Bezugsgrößen v',esentlich mehr Personal eingesetzt als
an den größeren Oberforstdirektionen München und Regensburg. Entsprechend

ist dort auch der Gesamtaufwand, auf die .genannten Bezugsgrößen umgerech-

net, 7,4- bis 1,8mal höhe¡ als an den'0berforstdirektionen München und

Begensburg. Dabei liegt der finanzielle lGesantaufwand je Oberforstdirek-
tion zwischen 5,0 und 7,6 Mio DM; er besteht im wesentlichen aus Personal-

aufwendungen.

45.5 l.ffiersuchung$Ethode zur E¡oittlung eines angeæssenen Personalbestands

45.6.1 Für sej-ne Untersuchung hat der OBH durch schriftliche Befragung aller Be-

schäftigten erhoben, welche Arbeitszeitðnteile sie den einzelnen Fachbe-

reichen widmen.

45.6.2 Bei der Untersuchung u,ar zu berücksichtigen, daß jede 0berforstdirektion

als Mittelbehörde eine Grund-Personalausstattung für Tätigkeiten braucht,
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deren Ausmaß nj"cht von den Bezugsgrößen abhängt. Es wurde deshafb auch

erhoben, wie hoch der Zeitanteil für solche Grundtätigkeiten ist und -
daraus abgeleitet - wieviel Personal hierfür benötigt wj-rd. Das Grundper-

sonal für alle Oberforstdirektionen beläuft sich j-nsgesamt auf 26 Beschäf-

tigte.

45.6.3 Der ORH hat den Personalaufwand innerhalb der Fachbereiche an dem zu bear-

beitenden Arbeitsvolumen gemessen. Er hat deshalb für jeden Fachbereich

mehrere maßgebliche Bezugsgrößen erhoben. Diese Bezugsgrößen wurden mit

der Zahl des den Fachbereichen zugeordneten Personals (nach Abzug des

Grundpersonals) verknüpft. Daraus konnte ein Vergleich zwischen den Obe¡-

forstdirektionen gezogen werden.

45.6.4 De¡ OBH hat den durchschnittlichen Personaleinsatz der drei Oberforstdi-

rektionen mit dem geringsten Personalstand je Bezugsgröße aIs Grundlage

für einen angemessenen Personalstand verwendet. Zum Ausgleich der bei- der

Prüfung festgestellten Leistungsschwankungen und von Schätzungenauigkei-

ten hat er diesen Wert um 20 v.H. erhöht. Die bei örtlichen Erhebungen

ermittelten und von den Oberforstdirektionen nachträg1ich geJ-tend gemach-

ten wesentlichen Besonderheiten wurden afs zusätzlicher Personalbedarf in
die Berechnungen aufgenommen.

45.7 Personalüberhang

Hieraus errechnet sich folgender Personalüberhang:

Zahlenüberslcht 2

Der rechnerische Personalüberhang summiert sich auf e1f Beschäftigte und

entspricht betragsmäßig einem Personalaufwand 
1) von rd. 1 Mio DM; das sind

2,9 v.H. des Gesamtaufwands der sechs 0berforstdirektj-onen im Jahre 1986.

Bei der Berechnung des Personalüberhangs wurden

- Personalüberhänge und -minderausstattungen von bis zu 0,1 Personen je
Fachbereich nicht erfaßt,

0berforstdirektionen
AN A BT M R t/\lÜ ]-nsqesaml

Zahl der Beschäftigten

Personalüberha ng

das sind in v.H. de¡
Beschäftigten

55

3,5

614

51

417

9,2

58

2,4

4rr

84

216

3,1

85

t,4

t,7

56

t,r,,

3,0

389

tr,t
2,9

1) einschließIich kalkuliertem Aufwand für Ruhegehälter, Beihilfen usw.
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- das je 0be¡forstdirektion erfo¡derliche Grundpersonal abgesetzt und

- mögliche Ungenauigkeiten bei den Arbeitszeiterhebungen berûcksichtigt.

Damit wurde den Besonderheiten bei der Beurteilung des Personalbedarfs

weitgehend Rechnung getragen.

Aufgabenabbau und Aufgabendelegation

Seit 1973 wurden

27 Aufgaben vom Staatsministerium an die Oberforstdirektionen und

44 Aufgaben von den Oberforstdirektionen an die Forstämter übertragen, so-

weit sie nicht ganz weggefallen sind.

Die von den 0berforstdirektionen übernommenen Aufgaben sind i-nsgesamt

nicht arbeitsaufwendiger aIs die an die Forstämter abgegebenen oder weg-

gefallenen Aufgaben.

Bei der Untersuchung ergaben sich keine Anhaltspunkte dafür, da1 z.Z. bel-

den Oberforstdirektionen weitere Aufgaben abgebaut oder delegiert werden

können.

tberpräfung der Inspektionsergebnisse

Nachden¡ 0rganisationsform und Aufgabenstellung der 0berforstdirektionen
wesentlich durch das Inspektionssystem bestimmt werden, ¡ichtete sich die
Untersuchung auch auf die Intensität des Inspektionsdienstes bei den un-

tersteLlten Forstämtern und Sonderbehörden. Dabei zeigte sich, daß der

Einsatz der Betriebswirtschaftlichen Sachbearbeiter, die für die Inspek-

tionen Material vorzubereiten und aufzuarbeiten haben, verstärkt werden

sollte. Ein dafür notwendÍger Personalmehrbedarf hrurde bei der Berechnung

des Personalüberhangs (TNr. 45.7) bereits berücksichtigt.

Stellungnaluen derr Verraltung

45.10.1 Die Oberforstdirektionen brachten im wesentlichen folgende Einwände vor:

- Der ORH habe für die Darstellung der Personalentwicklung willkürlich den

Zeitraum 1969 bis 1987 gewählt; das Personal solle offensichtlich wieder

auf den Stand von 1969 reduziert werden.

Hierzu ist zu bemerken, daB der ORH die Personalentwicklung deshalb ab

1969 dargestellt hat, um aufzuzeigen, daß dem Pe¡sonalrückgang ab 1975

ein deutlicher Anstieg ab 1969 vorausgegangen v{ar.
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- Die Erhebungen des OBH würden auf Schätzungen von Arbeitszeitanteilen

durch das Personal sel.bst beruhen; negative Schätzfehler wÜrden zu einem

rechnerischen PersonalÜberhang fÜhren.

Hierzu ist zu sagen, daß sich die ermittelten Werte aus vielen kleineren

Ëinzelwerten zusammensetzen, so daß sich negative und positive Schätz-

fehle¡ teilweise ausgleichen. Eventuell verbleibende Schätzungenauigkei-

ten sind in dem Zuschlag von 20 v.H. enthalten (vgl. TNr.45.6.4).

- Voraussetzung für die Untersuchung des IBH mÚsse gleiche Qualität der

Aufgabenerfüllung durch die einzelnen Obe¡forstdirektionen sein; diese

Frage habe der ORH jedoch nicht geprÜft.

Für den QRH ergaben sich aus seinen laufenden Prüfungen bei den Forstäm-

tern keine Anhaltspunkte dafür, daß die einzelnen Obe¡forstdirektj-onen

thre wesentlichen Aufgaben nicht ordnungsgemäß erfÜllen. Damit stand zur

Beurteilung de¡ Wirtschaftlíchkeit des Personaleinsatzes die quantitati-
ve Betrachtungsweise im Untersuchungszeitraun im Vordergrund.

- Ziel der Untersuchung des 0RlF=sei vorrangig gewesen, einen PersonalÜber-

hang aufzudecken. Dagegem-zeige ein unter dem Durchschnitt liegender

Personalstand, daß zuwenig Personal vorhanden sei. Der OBH habe solche

Personalanteile in seinen Berechnungen aber nicht berÜcksichtigt.

Dleser Einwand trifft nicht zu. Der ORH hat in eingehenden Befragungen

die Ursachen für Personalüberhänge erörÈert und in begrÜndeten Fäl1en

den ¡echnerischen Personalsollbestand erhöht. Außerdem !úurde der Bedarf

für Grundpersonal voll anerkannt.

Unterdurchschnittlicher Personaleinsatz kann nur dann a1s Unterausstat-

tung gelten, v,,enn 0berforstdirektionen mit dem vorhandenen Personal ihre

Aufgaben nachweislich nicht erfÜI1en können. Liegt diese Voraussetzung

nicht vor, so sieht der ORH in einem unterdurchschnittlichen Personal-

aufwand dagegen gerade einen Hinweis auf wirtschaftllchen Personalein-

satz.

- Die Oberforstdirektionen machten in einigen Fachbereichen einen Perso-

nalmehrbedarf geltend.

Soweit dieser berechtigt erschien und in den Erhebungen des ORH noch

nicht berücksichtigt war, v',urde diese¡ Mehrbedarf nachträgIich in die

Personalbedarfs¡echnung aufgenorrlmen,

- Bei den Berechnungen des OBH ergäben sich als PersonalÜberhang je Fach-

bereich Personen-Bruchteile; diese könnten nicht eingespart werden.

Hierzu ist zu bemerken, daß das Personal der 0berforstdirektionen j-n

viel-en Fachbereichen beschäftigt 1st; je Fachbereich sind abel nur b,eni--
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ge Personen eingesetzt. Es ist deshalb nur in AusnahmefäLlen möglich,
ganze Personalstellen je Fachbereich und Oberforstdirektion einzusparen.
Andererseits ergibt sich aus der Summe der Personalanteile ein rechneri-
scher PersonalÜberhang von e1f Personen, Auch wenn anzuerkennen ist, daß

nicht jeder Personafanteil sogleich eì-ngespart werden kann, so ergibt
sich doch aus der Summe der Personalanteile eine Dispositionsmöglich-
keit, mit der zumindest mittelfristig durch Aufgabenumschichtungen Ein-
sparungen realisiert werden können. Im übrigen wurden Personalüberhänge
von weniger als 0,1 Personen - das entspricht etwa 20 Arbeitstagen -
ohnehin nicht in die Berechnung des Personalüberhangs je Fachbereich
aufgenommen.

- FÜr kÜnftige Aufgaben und a1s Folge der Verkürzung der Wochenarbeitszeit
wÜrde an den Oberforstdl¡ektionen zusätzIj-ches Personal benötigt.

Die Untersuchung des ORH bezog sich nur auf den Zeitraum bis 1987. Einen
eventuellen Personal-mehrbedarf muß die Verwaltung dann geltend machen,

wenn entsprechende neue Aufgaben konkret heranstehen.

45-1O.2 Das Staatsministerium hat sich in sej.ner Stellungnahme den Ausführungen
der Oberforstdirektionen weitgehend angeschlossen. Es erkennt an, daß die
Feststellungen des ORH beachtliche Hinweise enthalten und eine ganze Reihe
von Ansätzen fÙr organisatorische und personelle Verbesserungen bzw, linde-
rungen aufzeigen. Es sieht darin eine wesentliche Unterstützung seines
dauernden Bestrebens, die 0rganisation nicht nur in gebietlicher, sondern
auch in funktioneller Hinsicht zu verbessern.

Dieses Bestreben sei zu erkennen aus der personalentwlcklung der 0ber-
forstdirektionen - seit 1975 seien 43 stellen, das sind 10 v.H. des stel-
lenbestandes, eingespart worden -, aus Aufgaben- und Zuständigkeitsab-
schichtungen und aus verbesserungen bei den rnspektionen (Einteirung der
rnspektionsgebiete, rnhalt der rnspektion usw.). Das besondere problem im
organisatorischen Bereich bestehe allerdings darin, daß erkannte Schwach-
stellen aus verschiedenen GrÜnden, insbesondere aus sozialer Bücksichtnah-
me, nj-cht j-mmer sofort beseitigt werden könnten, oder - bei schwachstellen
im Führungsbereich, z.B.bei der rnspektion - erst nach erheblicher Moti-
vatj-ons- und Schulungsarbeit Ve¡besserungen erreicht würden.

Schwerwiegende Bedenken bestÜnden bezüglich der methodischen Vorgehenswei-
se des OBH zur Feststellung des Personalbedarfs. Das angewandte Verfahren
führe immer zu einem rechnerischen personalüberhang. Beim vergleich glei-
cher Fachbereiche von Behörden werde sich aufgrund unterschiedlicher Lei-
stungsfähigkeit (Leistungsgrad), Lelstungsbereitschaft (Minderleistung -
regelmäßige Ableistung von überstunden) sowie auch objektiver organisato-
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rischer Unterschíede immer eine Streuung ergeben, Würden daraus Mittel-wer-

te errechnet und nur die Abweichungen nach einer Ri-chtung addiert, ergäben

sj-ch zwangsläufig Personalüberhänge. Das Ergebnis seí umso spektakulärer,
je höher die Norm angesetzt werde. 0b die Norm einer Normalleistung ent-
spreche, sei plausibel nicht dargelegt worden. Es sei in der Regel auch

kein Bezug zwischen (Personal-) Aufwand und Leistung hergestellt worden.

Angesichts dieser Bedenken halte es das Staatsministerj-um für entbehrlich,
auf die Höhe des vom ORH errechneten PersonaÌüberhangs eínzugehen.

Der ORH bemerkt hierzu:

Der Personalrückgang bei den Oberforstdirektionen muß vor allem im Zusam-

menhang mit einem Rückgang von Aufgaben gesehen werden. So wurden z.B. i-m

Jahre 1975 die ursprünglich bei den 0berforstdirektionen angesiedelten
Lohnstellen aufgelöst (das nachher am Rechenzentrum j-n München beschäf-

tigte Personal ist in den vom ORH ausgelviesenen Personalstellen nicht ent-
halten). Insgesamt muß aber das Bestreben des Staatsministerj-ums anerkannt

werden, Personal bei den Oberforstdirektionen einzusparen.

Zu den Bedenken gegen die Berechnungsmethode des OBH ist festzustellen:

Erstmalige oder in großen Zeitabständen vorgenommene Untersuchungen der

lrjirtschaftlichkeit des Personaleinsatzes von Instituti-onen werden immer

darauf ausgerichtet sein, überdurchschnittliche Personalausstattungen auf-
zuzeígen und dadurch Möglichkeiten zur Personalei-nsparung darzulegen. Es

liegt deshalb kein Mangel oder Feh1er vor, wenn sol-che Verfahren einen

Personalüberhang ergeben. Dies wäre nur dann anders, u,enn der Maßstab für
die Personalbemessung zu hoch angesetzt wäre. Diese Voraussetzung liegt
hier aber nicht vor, weil der ORH seinen Maßstab von den drei 0berforstdi-
rektionen mit dem geringsten Personalej-nsatz abgeleitet, ihn aber aufgrund

von Prüfungsfeststellungen um einen Zuschlag von i-nsgesamt 20 v.H. erhöht

hat. Der OBH ging davon aus, daß unterdurchschnittliche Leistungen wenig-

stens auf diese Norm angehoben werden können.

Vom Großen Kollegium des ORH beschlossen

am L November 1988

Dr. Spaeth
Präsident
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